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95. Plenarsitzung des Landtags Rheinland-Pfalz 
am 29. Mirz 1951 

Beginn: 10.20 Uhr 

Präsident: 
Meine Damen und Herren! Die 95. Sitzung des Land

tags von Rheinland-Pfalz ist eröffnet. Beisitzer zur 
heutigen Sitzung sind Frau Apg~rdnete Seppi und 
Herr Abgeordneter Selzer. Die Rednerliste führt Frau 
Abgeordnete Seppi. 

Entschuldigt infolge Krankheit oder aus dienst
lichen Gl"ilnden sind die Abgeordneten Volkemer, Dr. 
Wuermeling, Jahn, Doemer, Röhle, Betz, Steffan, Dr. 
Silsterhenn und Baumgärtner. 

Die Tagesordnung, die Ihnen vorliegt und zugesandt 
wurde, ist vom Ältesteni-at aufgestel\t worden. Ei-hebt 
sich gegen die Festsetzung der Tagesordnung Wider
spruch? 

Das Wort hat der Abgeordnete Roth (SPD) zur Ge
schäftsordnung: 

Abg. Roth: 
ln Obereinstimmung mit e1mgen Kollegen des 

Hauptausschusses beantrage ich, die 2. und 3. Beratung 
des Beamtengesetzes heute von der Tagesordnung ab
zusetzen und morgen zu beraten. Es sind gestern 
einige Eingaben des Beamtenbundes eingegangen, die 
es notwendig machen, dazu Stellung zu nehmen. 
Außerdem habe ich aus dem Protokoll des Hauptaus
schusses gesehen, daß eine Frage offenblieb, weil die 
Fraktionen darüber noch nicht gehört worden sind. 

Ich bltte, daß die Fraktionen noch heute dazu Stel
lung nehmen. 

Des weiteren beantrage ich, ein Gesetz über die Än
derung des Gemeindewahlgesetzes gegebenenfalls noch 
auf die Tagesordnung zu setzen. Es liegt bereits ein 

. Entwurf vor, der aber noch vorberaten werden soll, 
um ihn heute als Entwurf der Fi-aktionen einzureichen. 
Ich bitte deshalb, dieses fünfte Änderungsgesetz des 
Gemeindewahlge!\etzes noch zu behandeln. 

Präsident: 
Der Abgeordnete Roth hat also beantragt, Punkt 3 

der Tagesordnung von der heutigen Tagesordnung ab
zusetzen und morgen zu beraten, nachdem der Haupt
aussdiuß sich noch einmal mit der Frage beschäftigt hat. 

Der Abgeordnete Roth hat weiterhin beantragt, ge
gebenenfalls heute in erster Lesung noch eine Ände
rung des Gemeindewahlgesetz.es durchzuführen und 
die .zweite .und di-itte Lesung morgen nach der Aus
schußberatung zu behandeln. 

Zur Tagesordnung hat das Wort der Abgeordnete 
Hertel (SPD). 

A b g. H e r t e l : 

Meine Damen und Herren! Die SPD-F1·aktion bittet 
das Hohe Haus, damit einverstanden zu sein, daß der 
Tagesordnungspunkt 10 mit dem Tagesordnun·gspunkt 
15 ausgewechselt wird. 

Präsident: 

Die SPD-Fraktion hat beantragt, den Tagesordnungs
punkt 10 mit dem Tagesordnungspunkt 15 auszuwech
seln, d. h. daß 15 auf 10 kommen soll und umgekehrt. 

Der ~bgeordnete Hermans von der CDU hat. das 
Wort. 

Abg. Hermans: 

Ich beantrage namens der Fraktion der CDU die 
dritte Beratung des Punktes 8: Landesgesetz zur Er
gänzung des Ersten Landesgesetzes über den Abschluß 
der politischen Säuberung in Rheinland-Pfalz, ebenfalls 
für mc,rgen vorzusehen und das Gesetz noch einmal zu 
einer kurzen Besprechung wegen des Artikels I ~ 7 in 
den Hauptausschuß zu verweisen, da dort noch gewi~se 
Unstimmigkeiten in Konkurrenz zu anderen Gesetzen 
ausgeglichen werden müssen. 

Präsident: 

Der Abgeordnete Herrnans hat beantragt, den Purtkt 8, 
und zwar die dritte Lesung, heute abzusetzen und au! 
die morgige Tagesordnung zu setzen. 

Ich darf von mir aus ebenfalls noch bitten, dem 
Präsidenten zu genehmigen, den Punkt 1 der Tages
ordnung gegebenenfalls zu Beginn der morgigen 
Sitzung durchzuführen, da der Ältestenrat noch mit 
der Aufstellung der Vorschlagsliste beschäftigt ist. 

Meine Damen und Herren! Gegen die einzelnen Än
derungswünsche sind Beschwerden nicht erhoben wor
den. Ich darf daher die einzelnen Änderungswünsche 
so betrachten, daß das Hohe Haus sie annimmt. Sonst 
erhebt sich kein Widel'Spruch gegen die Tagesordnung; 
sie ist damit angenommen. · 

Dei- Ältestenrat schlägt Ihnen vor, nachdem über 
die einzelnen Punkte der Tagesordnung schon in der 
ersten Beratung teilweise eine Besprechung stattgefun
den hat, nur bei Punkt 4 der Tagesordnung eine Rede
zeit von 10 Minuten vorzusehen, ebenfalls eine Redezeit 
von 10 Minuten, wenn eine Besprechung zu einer Gro
ßen Anfrage gewünscht wird. Es ist natürlich den Ab
geordneten des Hauses unbenommen, wenn es sich. im 
Verlaufe der Debatte ergibt, daß eine längere Redezeit 
erforderlich ist, entsprechende Anträge zu stellen. ln 
allen übrigen Punkten der Tagesordnung nehmen wir 
an, daß in kurzen Besprechungen bis zu fünf Minuten 
die Angelegenheit erledigt werden kann. 

Auch dagegen erhebt sich kein Widerspruch. 

Meine Damen und Herren! Es ist nun einmal im 
menschlichen Leben so, daß eine bestimmte Anzahl von 
Lebensaltern eine gewisse Bedeutung hat. Ein solches 
Jahr ist die Vollendung des 50. Lebensjahres. Man 
spricht an einem solchen Tage Glückwünsche aus, daß 
man 50 Jahre glücklich verbracht hat, man spricht 
Glück- und Segenswünsche aus, daß man noch weitere 
viele Jahre glücklich verbringen soll. An ejnem solchen 
Lebensabschnitt haben vor einigen Tagen zwei unserei
Abgeordneten gestanden, und zwai- der Abgeoi-dnete 
Lorenz und der Abgeordnete Drathen. Ich darf Ihnen, 
meine Herren, zu diesem Tage namens des gesamten 
Hauses meine henlichsten Glückwünsche aussprechen. 
(Beifall!) 

Das Wort hat der Abgeordnete Lorenz (SPD). 

A b g. L o r e n z : 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich danke 
Ihnen recht herzlich für die mir überbrachten Glück
wünsche_ Auch Ihnen, Herr Präsident und Heri- Land
tagsdirektor, für die mir schriftlich übersandten Glück
wünsche meinen herzlichen Dank. Ich hoffe, daß die 
Gunst der Wähler mir hold gesinnt ist, so daß ich 
Ihnen auch meine fernere Mitarbeit im Hause zusagen 
kann. (Bravorufe!) 

Präsident: 

Das Wort. hat der Abgeordnete Drathcn (CDU). 
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A b g. D r a t h e n : 

Herr- Präsident! Meine Damen und Herren! Für die 
freundlichen Glückwünsche und die schönen Blumen, 
die Sie mir zur Vollendung meines 50. Lebensjahres 
dargebracht haben, sage ich meinen herzlichen Dank. 
Ich habe mich seht· darüber gefreut, wenn auch dieser 
Gruß eigentlich eine amtliche Bescheinigung darüber 
ist, daß man aus der Jugend herausgenommen und in 
das Alter hini.ihPrgewechselt ist. (Heiterkeit!) Ith tröste 
mich ahPr mit. dem Gedanken, daß ich nicht einmal 
das Dutl\.'hschnitt!!alter der Mitglieder dieses Hohen 
Hauses erreicht habe. Ich tröste mich auch mit dem 
Gedanken, daß das Alter- angeblich auch noch Vorzüge 
be~itzt. 

Ich will mich bemühen, in den kommenden 50 .Tahren 
meines Lebens diese Vorzüge ausfindig :w machen. Bis 
dahin aber ·wm ich vorsichtshalber mein Herz in den 
fünfzig Jugendjahren belassen und in Ruhe das kom
mende Al1€r abwarten. Denn kh bin der Meinung: 
.Jugend und Alter- vereint ist eine glückliche Misr.hung, 
um eventuell noch kommende Aufgaben übernehmen 
zu können. (Beifall!) 

Präsident: 

Wir treten nunmehr in die Tagesordnung ein und 
kommen zum Punkt 2: Beantwonung der .,Kleinen 
Anfrage" des Abg!'ordneten Wohlleben (FDP• betr. Ge
werbest('uer der freien Berufe dm·ch das Ministerium 
für Finanzen und Wiederaufbau - Drucksache III/528. -
Darf kh fragen, Herr Finam:minister, wer die Anfrage 
bean twortel? 

F' inan z mini s t er Dr. Hof f man n : 

Die Anfrage beantwortet Herr Oberregierungsrat 
Sauermost. 

Präsident: 

Die Anfrage wird dllrch Herrn Oberregierungsrat 
S<1ue1·most beantwo!'tet. Ieh €'rteile ihm d,;i1, Wort .. 

Oberregierungsrat Sauermost; 

Meine seht· verehrten Damen und Herren! Auf die 
, Kleine Anfrage" des Abgeordneten Wohlleben über 
die Gewerbesteuet· der frP.~Pn Berufe teilt das Finan;,;
ministe1,ium folgendes mit: 

Zu Ziffer l: Wir haben die Regierungspräsidenten 
durch El'laß vom 9. Män:: 1951, III S. 1124/51, gebeten, 
die Gerneindt>n darüber zu tmterrichten, daß gegen 
d~s Urteil des FinanzgeI"ichts vom 11. Juli 1950 (RML. 
Nr. 31/46) eine Rechtsbeschwerde beim Bundesfinanzhof 
sclnvebt, und daß im Hinblick auf die grundsätzliche 
Bedeutung des Rechtsstreits keine Bedenken bestehen, 
wenn die Gemeinden die Stundungen bis 7.UI' Ent
sdwidung über die Rechtsbeschwerde aufrecht erhal
ten und von Beitreibungsmaßnahmen absehen. 

Z u Z i ff er 2-4: Es erscheint zweckmäßig, daß die 
Finanzämter die Einspruchsentscheidungen bis zur 
Entscheidung des Bundesfinanzhofs zurückstellen. Es 
isl damit zu re<:hnen, daß sich die be.i den Finanz
~mtern anhängigen Einsprüche r-ach der Entsch.cidwig 
des Bundesfinanzhofs von selbst durch Zurücknahme 
PrlPdig(-n. Die Anweisung der Oberffnanzdil'ektion 
vom 22. Juli 1950, 1402 A- St. 221, die eine umgeheinde 
Entsc:heidung über die eingelegten Einl'prüche vor
:,::ieht, hält .sich grundsätzlich im Rahmen der Befugnis 
rli>r Obcrfrinanzdirekl>ion, in ihrem Bezirk die Sach
leitung au,rwüben, und entspricht der Verpflichtung, 
i.•bcr die Gleichmäßigkeit der ~etzesanwendung zu 

wachen {§ 46 Abs. 1 der Reichsabgabenordnung und 
neuerdings § 3 des Finanzverwaltungsgesetzes). Die!le 
Rundv€"t·fügung ü,t in einf'm Zeitpunkt ergangen, als 
von der Einlegung einer RechtRbeschwerde beim Bun
desfünanzho! noch nichts bekannt war. Aus den oben
wmanntl:"n Grilnden erscheint ihre Aufrechterhaltung 
technisch nicht zweckmäßig. Wir \Verden die Anwci
sung der Oberfinanzdirektion insoweit aufheben und 
die F!nnn:r.ürriter entsprechend anweisen. 

Z u Z i ! [er 5: Es sind uns kcin<t- Fälle bekannt, in 
denen Finanzämter sich geweigert haben, der Anwei
sung der Oberfünanzdirektion Folge zu leisten. 

Zu Ziffer 6: Die Oberfinanzdirekt-ion hat weder die 
Regierungspräsidenten noch dte Landrate angewiesen. 
Di~ obengenannte Rundverfügung des 01.,er!in,mlpl'ä
sidiums Rheinland-Pfalz vom 22. Juli 1950 riclltet sich 
nur an die Finanzämter des Obet"f1nanz'bezirks. Auf 
Grund eine-r Vereinbarung mit dem Ministerium fü1· 
Inneres und Wirtschaft haben wir auf dem Gebiete 
der Realsteuern die oberste Sachleitungsbefugn.is. Wir 
können daher im Einvernehmen mit dem Ministerium 
fü1· Inneres und Wirtschaft Richtlinien ;,;ur einheit
lichen Durchführung des Realsteuenechtes erlassen. 
Dagegen ist die Erhebung der Gewerbesteuer im ein
zelnen Sache der Gemeinden, denen <1lso auch die Ent
sch€'tdung darüber zusteht, ob sie die Gewerbesteuer 
wcitel'lhin !,'tunden wollen oder nic-ht. 

Präsident : 

Nach Beantwortung der Kleinen .A:nfrage ist der 
Punkt der Tagesordnung erledigt. 

Das Wort hat der Abgeordnete Wohlleben (FDP) 
7.ur Geschäft.sui·dnung. 

A b g. Wo h 11 e b c n : 

kh muß mit meiner Fraktion eiern Herrn Finanz
mmii4,,r füt· die ausführliche Beantwortung der Klei
nen Anfn,gi> mt>int:'n gan:>: h eS(mderen Dank aussprn
c-hen und habe nur die eine Bemerkung zu machen: 
Di,e Anfrage lautet vom .Januar 1951 und ich hRbe 
mich heute gefragt. warum nicht gleich so! 

I'.räsident; 

Wir kommen nunmehr zum Punkt 4 der Tagesord
nung: zweite und dritte Beratun~ eines Landesgeset

. zes über Ausgleichsforderungen aus der Intendant.ur
weinauflage 1948, Drucksadw 11/ 1 '139. 

Der Beratung liegt zugrunde die Drucksache ll/1750, 
IJ:/1758, II/1781, und II/1783. 

Zunächst hat der Berichteri-tatter, Abgeordneter Dr. 
LichtenbergN·, das Wort. 

A b g . D r. Licht e n b e r g er : 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Im Auf
trage des Rechtsau.sschu,;*:;, der sich in seinen Sit
zungen vom 14. und 21. Mär:,. Hlfil mit dem Gesetz, 
Drucksaehc IT/1'739 in der Fassung. wie sie durch den 
Ag'ra.l'l)OUtischen Aus.schuß in· der Drucki,ache II/1756 
angenommen wurde, befaßt hat. er!,tatte ich Ihnen 
folgenden BeriC'ht: 

Die wichtigste }'rage Iür den Rechtsausschuß war 
die, ob das Gesetz überhaupt nach der Verfassung zu
lässig ist. Der Rechtsausschuß hat sich mit der Frage 
eingehend befaßt. Er hat alle Bedenken erv.rngen und 
kam zu dem Ergebnis, daß das Gesetz zulässig -ist. 
Zunächst h,;1!. er ft!stgestellt, daß es eine deutsche An
gelegenheit ist.· Das G.;setz wide1·spricht koiner An-

. or~ung der Besatzungsmacht, auch nicht dem Gesetz 
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Uber die Währungsreform. Die zweite Frage war die, 
ob der Bund oder das Land dafür zuständig sei. Diese 
Frage hat der Rechtsausschuß dahin beantwortet: für 
dieses Gesetz ist die Zuständigkeit des Landes ge
geben. 

Der Rechtsausschuß hat ber der · Schlußabstimmung 
über das Gesetz einstimmig die Vorlage II/1758 bei 
zwei Stimmenthaltungen gebilllgt. Ihm war auch die 
F;:age vorgelegt, ob eine Ausdehnung des Gesetzes, 
das sich in seiner jetzigen Fassung nur auf die Inten
danturweine bescl\ränkt, geboten und rechtlich zu
lässig sei-. Diese Ausdehnung hält der Rechtsausschuß 
!ilr bedenklich, und zwar aus rechtlichen Gründen. Es 
Ist zwar ein Gebot der Gerechtigkeit, nicht nur die 
Intendanturweine für abgabepfiichtig zu erklären, 
sondern auch die anderen Weine, die zum Teil un
mittelbar vor der Währungsre.form in großen Mengen, 
tei.Iweiose erst einige Tage vor der Währungsreform, 
nämlich im Juni 1948, umgelagert wurden. Dagegen 
stehen aber rechtliche Bedenken, die auch ich teile. 
Ich will Ihnen auch kurz sagen, was ich gegen die 
Ausdehnung rechtlich einzuwenden hätte. (Abg. Dr. 
Zimmer: Sie persBnlich oder der.Ausschuß?} Ich per
sönlich. Es wird gegen cas Gesetz überhaupt vorge
tragen, es verstoße gegen das kommende Lastenaus
gleichsgesetz. Das Gesetz liege au! einem Gebiet der 
konkurrierenden Geseb:gebung des Bundes. Nach Ar
tikel 72 hat d~r Bund das Recht, auf dem Gebiet der 
konkurrierenden Gesetzgebung unter bestimmten Vor
aussetzungen Gesetze zu erlassen,' z. :ß. eine Ange
legenheit zu regeln, die durch die Gesetzgebung ein
zelner Länder nicht wirksam geregelt .werden kann. 
Wegen dieser Bestimmung habe ich persönlich Be
denken gegen die Ausdehnung, denn wenn wir das 
Gesetz ausdehnen au! eine andere Ad Weine, so 
müssen wir daran denken, daß diese Weine anderer 
Art zu einem erheblichen Teil nicht im Lande Rhein
land-Pfalz geblieben s!nd, sondern atißerhalb unseres 
Landes . verlagert wurden, z. B. nach Württemberg. Und 
da könnte man sagen: Wenn Ihr das Gesetz ausdehnt, 
dann Ist es dringend notwendig, daß auch die Weine 
In Württemberg erfaßt werden. Das geht über unsere 
Zuständigkeit hinaus, das kann nur durch den Bund 
geregelt werden. Aus diesem Grunde bin ich persön
lich der Auffassung, es wäre gefährlich, die erwünschte 
Ausdehnung in das Gesetz hineinzubringen. Wir wol
len uns darau! beschränken, die Intendanturweine zu 
erfassen, damit nicht das ganze Gesetz durch die Aus
dehnung gefährdet w!-rd. Im Ergebnis ist dies auch 
d'ie Ansicht des Rechtsausschusses. Aus diesem Grunde 
hat der Rechtsausschuß davon abgesehen, das Gesetz 
au.f die Weine anderer Art auszudehnen. 

Dem Rechtsausschuß lag die Drucksache II/1756 bei 
seinen · Beratungen zugrunde. In der Einzelberatung 
wurde daran eine ganze Reihe von Änderungen vorge
nommen, die ich Ihnen kurz erläutern will. In der 
Überschrift des Gesetzes und in § 1 gefiel dem Rechts
ausschuß weder der Ausdruck "Bereinigung" noch das 
Wort „Aktion". 

Ohne eine sachliche Änderung vornehmen zu wollen, 
schlägt er Ihp.en vor, das Wort „Berl:!inigung" zu er
setzen durch das Wort „Ausgleich" und das Wort 
„Aktion" durch das Wort „Aufl)agen", also nicht von 
,,Intendanturweinaktion", sondern von „Intendantur
welnaufiagen'' zu sprechen. Beachten Sie bitte den 
letzten Buchstaben dieses Worte&_ ,,Auflagen". Er hat 
eine sachliche Änderung zur Folge. Erfaßt" werden sol~ 
len nicht nur die Weine aus einer einzigen Intendan
turweinau!lage, der von 1948, sondern auch We:ine, die 
in der bestimmten Zeit ab 1. Februar 1948 umgelagert 

worden sind aus früheren Auflagen. Der Referent des 
Landwirtschaftsministeriums wies darauf hin , daß in 
jener Zeit auch noch einige kleine Reste aus früheren 
Intendanturweinauflagen umgelagert worden sind, und 
wir hielten es für richtig, daß auch diese Weine aus 
früheren Auflagen erfaßt würden. 

In § 1 haben die Absätze 2 und 3 eine Änderung er
fahren. In Absatz 2 der Fassung IL'l756 wurde :z.um 
Ausdruck gebraeht, welcher Wein dem Ausgleich un~ 
terliegt. Dieser Gedanke kommt später an anderer 
Stelle wieder, und zwar genauer ausgearbeitet. Aus 
diesem Grunde hielt der Rechtsausschuß es nicht für 
nötig, den Gedanken schon in § l Absutz 2 zu bringen, 
sondern er hat sich dantit begnügt, die Definition von 
Wein zum Ausdruck zu bringen. Es wird eine Ausdeh~ 
nung insoweit verlangt, als eine Vol'verlagerung der 
Frist gewünscht wird. Der Gesetzentwurf stellt es auf 
die Weine ab, die ab 1. Februar 1948 umgelagert wor
den sind. Der Sonderausschuß hatte dies schon vor
geschlagen, und zwar deswegen, weil die Intendantur
weinauflagen tatsächlich erst Ende Januar in Gang ge
setzt worden sind und praktisch durchgeführt wurden. 
Erst ab 1. Februar wurden die Weine für die Inten
danturweinauflage umgelagert. Aus diesem Grunde 
hielt es der Rechtsausschuß für richtig, es bei der Frist 
vom 1. Februar 1948 zu belassen, also die Frist nicht 
auf einen früheren Zeitpunkt vorzuverlegen. 

In § 2 Ab.s. 2 des Vorschlages des Rechtsausschusses 
finden sie einen Groanken, den der Sonderausschuß 
schon zum Ausdruck gebracht hatte. Die Vorschrift 
lautet: ,,Die Abgabe wird nicht erhoben, wenn der 
Abgabepfiichtige nachweist, daß er sich mit dem An
spruchsberechtigten gütlich geeinigt hat". Mit der Be
stimmung will der Rechtsausschuß genau so wie der 
Sonderausschuß erreichen, daß die unmittelbar Betei
ligten untereinander in Verbindung treten und die 
Sache möglichst unter sich gütlich bereinigen. Ich halte 
die Vorschrüt - ebenso wie der Rechtsau<;schuß - für 
dringend erforderlich. Erwünscht wäre ,;ogat·, daß alle 
Betroffenen, HauptkellereiE>n und Lieferanten, sich 
tinigten und der Ausgleichsstelle mitteilten: ,,w ir ha
ben uns geeinigt, die Sache ist für uns erledigt". Dann 
brauchten wir nämlich das Gesetz überhaupt nicht 
mehr durchzu!ühren. Es geht ja nknt so sehr darum, 
den Hauptkellereien den Gewinn wegzunehmen, als 
die geschädigten Winzer zu befriedigen. Wenn die Win
zer erklären, daß sie sich geeinigt haben und daß sie 
zufrieden sind, dann müssen wir uns als Gesetzgeber 
damit begnügen. Aus diesem Grunde hat der Rechts
ausschuß den Absatz 2 des § 2 genau ro wie der Son
derausschuß es vorgeschlagen hat, wieder aufge
nommen. 

In § 3 der Vorlage II/1758 finden Sie einen Bruch, 
nämHch 13/ioo. Früher hieß es 1/to. Damit hat es fol
gende Bewandtnis: Der Satz lautet: ,,übersteigt der 
Erlös 1~/ioo des Ubernahmepreises in D-Mark nicht, 
so entfällt die Abgabe". Der Weinhändler, der den 
Wein aufgekauft hatte, hat gerechterweise grundsätz
lich einen Aufschlag von 30 v H. berechnet. Er hat 
also den Wein, den er für Hundert eingekauft hat, für 
130 verkauft. Aus diesem Grunde war die Veränderung 
von ein Zehntel auf dreizehn Hundertstel erforderlich. 

In § 4 finden Sie zwei ÄnderunEen. Die erste betrifft 
die Vorschrift, daß ausgleichsberechtigt nur der Er
zeuger des Weines ist. Der Rechtsausschuß war der 
Ansicht, daß ein Händler, der Wein vom Winzer auf
gekauft und dann im Rahmen der Int.endanturwein
auflage abgegeben hat, keine Ausgleichsforderung ha
ben soll. Aus dem Grunde schlägt der Rechtsausschuß 
vor, die Bestimmung so zu fassen : ,,Ein Ausgleichs-
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an sprnch besteht für Wein eigener Erzeugung ... " Man 
will also lediglich die Winzer, die ihren eigenen Wein 
hiaht•n abgeben müssen, entschädigen. Der Rechtsaus
schuß ist dadurch gezwungen, das Wörtchen ,.soweit" 
in die Bestimmung einzuschalten. Nehmen war an. ein 
Winzer habe fiir sE>inen Wein nicht. wie es üblich war. 
]() v . H . in D-Mark. oondem etwas mehr, etwa 30 v. H., 
erhalten. Nach der ursprünglichen Fassung hätte dieser 
Winzer t>inen Anspruch auf Au:;gJeich in voiler Höhe. 
Das mußte verhütet werden. Diesem Winzer, der be
reits 30 v . H. erhalten hat, steht naturgemäß nur noch 
der Rest von 10 v. H. zu. Aus dem Grunde war es not
wendig. den Ausgleichsanspruch insoweit zu besclu·än
ken , daß man sagt: .. soweit der Erzeuger an Entgelt 
weniget· als 40 v . H. des zum vollen Betrag in DM 
umges lellten Übernahmepreises erhalten hat'._ 

In § 6 hat der Rechtsa usschuß zwei Änderungen vor
geschlagen. Dei· erste Vorschlag betrifft die Anmelde
frist. Der Agrarpolitisctlf' Aussrnuß war der Ansicht , 
c!aß ell richtig wäre , diese Frist zur Anmeldung sowohi 
der Ausgleichsforderung als auch äer abgabcnpflich
tigen We ine mit der Verkündung des Gesetzes begin
nen zu lassen. Nun wissen wir ja alle. wie heftig das 
Gesetz angegriffen wird, und es besteht die Möglich
keit. sogar die Wahrscheinlichkeit, daß das Gesetz von 
einem Verfassungsgerichtshof nachgeprüft werden 
wird. Nun wäre es unzweckmäßig , wenn man die Frist 
z•.1r Anmeldung srnon mit der Vet·kündung des <kset
zes beginnen lassen würde. Einmal - gesetzt den von 
mir für unwahrscheinlich gehaltenen Fall, daß das ~
~etz für verfassungswidrig erklärt würde -, würden 
wir also ein Gesetz durchführen mit allem Drum und 
Dran, da~ hintet·hei- al11 ungültig erklärt wird. Das 
wäre 1mzwedonäßig . Zum anderen wäre es auch nicht 
gut, daß etwa die abgabepfHchtigen Kellerei.en schon 
sofort nach der Verkündung des Gesetz.es ihre Ver
pflichtung zur Anmeldung erfüllen müßten. Sie sollen 
damit warten können, bis sie die Gewißheit haben , 
daß dc1s Gesetz gültig i;;t und durchgeführt wird. Aus 
diesem Grunde ist der Recht.~ausschuß dP.r Auffassung. 
daß es besser sei , wir lassen es bei der Vorschrift des 
Sonderaw,,;chuss~. wonach von dem Ministerium für 
Landwirtschaft. Weinbau und For~ten die Frist in 
Gang ge~etzt w ird. Das Ministerium wird die Frist erst 
dann beginnen Jas~~n . wenn fe!ltsteht. daß das Gesetz 
tatsächlich ,·crfassungsmäßig gültig ist. Eine zweite 
Änderung schlägt der Rechtsausschuß insofern vor. als 
er die Anlage, die in § 6 erwähnt war, und den letzten 
Satz de~ 9 6 aus Drucksache 11,1756 zu streichen bittet. 
Diese Be;.. t immungen gehören in die Durchführungs
\'"rordnung. 

In !i 7 hat der Rechtsausschuß eine Änderung in
sofern vorgeschlagen, als er an Stelle der RegierunJ;ls
hauptkasse den Henn Regierungspräsidenten gesetzt 
haben mödilt!, und zwar des,vegen, weil die Regie
rungshauptkasse als l!O!che rechtlich gar nicht existiert. 
Die Stelle ist der Regierungspräsident. Aus dem 
Grunde schlägt er vor, die Vorschrift so zu fassen: 
.,über die Abgaben und Fot'derungen entscheiden Aus
gle ichsstellen, die beim Regierungspräsidenten gebildet 
werden." 

In § lO hat der Rechtsausschuß einen Satz hinzuge
fügt, nämlich: ,,Dieses entscheidet endgültig." Gemeint 
ist das Finam:gerlcht. Der Zusatz erfolgt nur zur Klar
stellung. 

In § 11 hat er einige Paragraphen der Reichsabgaben
ordnung gestrichen, w eil sie ohnehin nicht in Frage 
kommen. Es handelt s ich insoweit nur um eine redak
tionelle Änderung. 

Um § 14 entspann sich im Rechtsausschuß eine leb
hafte Debatte. Gesiegt hat schließlich die Auffassung, 
daß der Sat:i: 2 des§ 14 in der Vorlage det· Fassung des 
Agrarpolitischen Ausschusses nicht zweckmäßig sei. 
Dieser Satz wurde gestrichen . Der Rcchtsauss<'huß hielt 
es mit Mehrheit für bedenklich, in diesem Landes
gesetz eine Vorschrift des Bundes ändern zu wollen. 
Aus diesem Grunde hat er sil:h zur Streichung des 
Satzes 2 in § 14 entschloij;;en. 

In § 16 kam der Rechtsausschuß zu der frühere11 
Fassung des Sonderausschusses zurück und hat statt 
der Vorschrift: ,,Die zur Durchführung des Gesetzes 
erforderlichen Vorschriften erläßt die Landesregierung'· 
vorgeschlagen: ,,Die zur Durchfilhrnng dieses Gesetzes 
erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
erläßt die Landeiiregierung." Das hat der Rechtsaus
schuß aus dem Grunde getan, Wfil er sich vollkommen 
bewußt ist, daß dieses dcsetz, wie es uns nun vor
liegt, noch nicht so vollständig ,ist wie es die Dut·ch
führnng ver'langt. Es werden nicht nur Verwaltung.:;
vorschriften, sondern auch gewisse Rechtsvorschriften 
erforderlich sdn. Dici-c Rechtsvorschriften muß eben
falls das Mifl.isterium für Landw'irtschaft. Weinbau und 
Forsten erlassen. Aus dem Grunde war die Änderung 
erforderlich. 

Der Rechtsausschuß bittet Sie, die Vorlage ff 1758 
anzunehmen. 

Der Rechtsausschuß hat sich bemüht, noch eine Stel
lungnahme . der Hauptwirtschaflskatnmer einzuholen. 
Wir waren uns im R eehtsausschuß vollkommen klar 
darüber, daß die Z<.>it darn i-eh 'r knapp sei. Die Stel
lungnahme der Haup1wirtschafü,kamme1· ist Ihnen in
zwisL"hen zugegangen. Der Rechtsausschuß hat sich mit 
dieser Antwo..rt nicht befassen können. Ich halte es aber 
für' richtig, d'aß ich pcrsönlkh, fler ich das Gesetz gut 
kenne, kurz von hier aus dazu etwas sage. 

Die Hauptwirtschaftskammet· hat eine Entschließung 
gefaßt. Dartn erklärt sie, sie halte das Gesetz nicht 
fü.r .zweckmäßig, weil es nur Teilen eines einzelnen 
Wirtschaftsstandes eine Entschädigung zuspricht, dabei 
aber neue Ungct·cchtigkeiten schaffe. Wir im Rechts
aus.schuß wat·en der Übcn:eugung. da!.I das Gesetz 
keineswegs neue Ungerechttgkt,iten ~chafft. Wir waren 
bemüht, ein Unrecht zu beseitigen. das nach unsel'et· 
Auffassung, der Mehrheit im Rechb,aussdmß, offenbar 
vorliegt, Wenn es uns nicht möglich ist, das Unrecht, 
das uni. alle umgibt, in noch ijrößerem Maae zu be
seitigen, auch anderes Unrecht durch das Gesetz zu 
bereinigen. dann kann darin kein neues Unrecht liegen . 
Wir im RechtsausschuH haben die Überzeugung, daß 
w ir wenigst,;,ns E>ini>n 'l'('il d es Unrechtes beseitigen. 
(Abg. Diel: Müßte ergänzt werden!) Ja, es ist durchaus 
möglich, daß rlF1s Gesetz späts>i' noch eine Ergänzung 
Pi-fährt , Wf'il m;in e inen Weg sieht, einen Schritt wei
ter im Kampf gegen das Unrecht zu gehen, indem 
man das Gesetz entspre<?hend anwendet auf eine 
andere Art oder überhaupt auf jede andere Art Weine. 
Die Ent:;;chließung enthält in Ziffet· 2 den Hinweis auf 
Bedenken g~gPn rlie Zulässigkeit df's Gesetzes. Damit 
hat skh der 'RPchtsausschuß eingehend befaßt. Diese 
Bedenken te ilt der Rccht~ausschuß n icht.· 

Die EntschHeßun~J der Hauptwirtschaftskammer emp
fiehlt eine gütliche' Einigung zwischen den betroffenen 
Kells>rPit'n nnd ds>n Win;,:l?rn . DPr Sonderausschuß hat 
sich am Anfang seiner Arbeiten bereits mit dem Ver
such befaßt, diese Einigung herbeizuführen. Dabei 
haben Vertreter der Winzer erklärt, sie seien zu einer 
Einigung bereit, sie seien be reit , sich mit 50 Pfennig 
pro Liter als Ausgleichsabgabe zu begnügen. 
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Der Sonderausschuß hatte das Empfinqen, daß eine 
Einigung einfach am Widerstand der Kellereien schei
tern würde. Es wäre begrüßenswed, wenn eine Eini
gu,ng zwischen den Winzern und den Kellereien auch 
jetzt noch zustande käme. Wir glaubten im Sonder
~usschuß so gut wie .im Rechtsausschuß, den Weg zu 
einer Ei·nigung gezeigt zu haben durch Aufnahme der 
Bestimmung in § 2, wonach die Abgabe nicht erhoben 
wird, wenn nachgewiesen 'Wird, daß sich der Winzer 
mit der Kellerei geeinigt hat. Die Einigung kann also 
jederzeit nicht nur von einem Verband zum anderen, 
sondern auch von jeder Kellerei mit ihren Lieferan
ten stattfinden. Dieser Einigung wird also der Weg 
durch das neue Gesetz nicht l(ersperrt, sondern ge
ebnet. 

Im letzten Absatz der Entschl.ießung der Haupt
wirtschaftskammer wird empfohlen, für den Fall, daß 
eine Einigung nicht zustande komme, solle man sich 
bemühen, die Regelung dem künftigen Lastenausgleich 
des Bundes zu übedassen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Gegen 
ein solches V,::.rfahren habe ich persönlich erhebliche 
Bedenken. Es geht uns ja hier im Lande Rheinland
Pfalz nicht darum, den Hauptkellereien ihren Gewinn 
wegzunehmen, sondern es geht uns umgekehrt darum, 
die Winzer zu entschädigen. Wenn wir die Ange
legenheit dem Lastenausgleich überlassen und etwa 
beim Bund anregen, der Bund möge eine Bestim
mung ln das künftige Gesetz aufnehmen, wonach 
der Gewinn der Kellereien in den Lastenausgleich 
fällt, dann erreichen wi'I' dOch nur, daß der Gewinn 
<len Kellereien weggenommen wird, aber keinesfalls 
erreichen wir, was wir eigentlich wollen, daß nämHch 
den Winzern etwas gegeben wird. Aus dem Grunde 
habe ich persönlich die größten Bedenken, etwa so 
7.U verfahren, wie die Hauptwirtschaftskammer in dem 
letzten Absatz ihrer Entschließung vorschlägt. Ich 
bitte Sie also, meine sehr verehrten Damen und Her
ren, Im Auftrage des Rechtsausschusses, die Vorlage 
ll/ 1758 anzunehmen. 

Gestatten Sie mir bei der Gelegenheit noch eine 
Erklärung, die meinen Bericht für den Sonderausschuß 
ergänzen soll. Ich hatte Ihnen mitgeteilt, daß im No
vember 1948 eine Hauptkellerei ihre Lieferfirma voll 
in DM entschädigt hat, dies~ Lieferfirma (Vorkellerei) 
aber ihre eigenen Lieferanten, die Winzer, ebenfalls 
Im November 1948 im Verhältnis 1 :10 abgefunden hat. 
Diese Vorkellerei ist nun an mich herangetreten und 
hat erklärt, sie fühle . sich durch die!'e Feststellung 
des Sonderausschusses in lihrer geschäftl'ichen Ehre 
angegritfen. (Hört, hört! bei der CDU.) Ich hätte es 
unterlassen, darauf hinzuweisen, aus welchem Grund 
diese Vorkellerei ihre eigenen Lieferanten, die Winzer, 
nid!t ebenfalls voll befriedigt habe; sie habe nämlich 
dazu ihre Gründe gehabt. · Diese Gründe seien die 
Schwieri"gkeiten und die Ungewißheit wegen der 
steuerlichen Behandlung dieser Beträge gewesen, die 
sie an ihre Lle!eranten zahlen würde. Wegen der So
forthilfeabgabe, wegen· des künftigen _Lastenausgleichs 
und wegen anderer Steuern - so erklärte diese Vor
kellerei - habe sie, obwohl sie selbst voll in DM be
friedigt worden ist, den Winzern nur ein Zehntel ge
geben! 

Ich bin gern bereit, dies hier zu erklären, muß aber 
hinzufügen: ich halte das Verhalten dieser Vorkellerei 
trotzdem nicht für richtig. Wenn sie selbst den vollen 
Betrag in DM erhalten hat, so hätte sie sich über 
diese steuerrechtlichen Bedenken ruhig hinwegsetzen 
können genau wie die Hauptkellerei, die ihr ja den 
vollen Betrag ausgezahlt hat. Ich wollte aber trotzdem 

dem Wunsche dieser Vorkellerei nachkommen und 
diese Erklärung hier abgeben. 

Meine Damen und Herren ! Bei del' Überprüfung der 
Drucksache II/1758 habe ich festgestellt, daß eine 
Änderung in einigen wenigen Punkten noch erforder
lich ist. Diese Änderungen habe ich Ihnen in der 
Drucksache U/1783 - und zwar der Einfachheit halbe1· 
als Antrag der CDU-Fraktion - zugehen lassen. Unsere 
Fraktion schlägt vor. diese kleinen Berichtigungen 
noch vorzunehmen. Wer sich mit dem Gesetz befaßt 
hat, wird einsehen, daß es s ich um zweckmäßige und 
sachdienliche Ergänzungen handelt. Ich will Ihnen das 
kurz begründen. 

In § 3 Absatz 2 der Drucksache Il/1783 soll hinter 
dem Wort „Abgabe" eingefügt werden „für diesen 
satz 2." 

Dann lautet die Vorschrift: .,Zahlungen, die der Ab
gabepflichtige fü1· Wein geleistet hat, werden auf die 
Abgabe für diesen Wein angerechnet, sowe,it sie ein 
Zehntel des Übernahmepreises übersteigen." Das er
scheint zweckmäßig aus folgendem Grund: Wenn sich 
eine Hauptkellerei mit einem ihr gutgesinnten Ge
schäftsfreund einer Vorkellerei einigt und dieser Vor
kellerei nicht 40 v. H., sondern 100 v. H. gibt, dann 
wäre es nicht recht, wenn durch diese Überzah'lung 
von 60 . v. H. die anderen Lieferanten geschädigt wür
den. 

In § 14 soll ein Satz 2 hinzugefügt werden. § 14 lau
tet: .,Abgabeschulden und festgestellte Ausgleichsfor
derungen gelten als zu Beginn des Währungsstichtages 
entstanden." Genau so wie die Abgabeschuld und die 
Ausgleichsforderungen müssen die Verpflichtungen und 
Ansprüche aus Vereinbarungen behandelt werden, die 
die Hauptkellereien mit den Win,:ern treffen. Aus dem 
Grund muß in § 14 Absatz 2 der vorgeschlagene Satz 
eingefügt werden: ,,Dasselbe gilt für Verpflichtungen 
und Ansprüche aus Ve1'einbarungen gemäß § 2 Ab
satz 2". 

Die anderen Anderungen in den Ziffern 2 und 3 sind 
lediglich redaktioneller Art. Im Auftrage der Fraktion 
der CDU bitte ich Sie, die Drucksache IJ; 1783 anzu
nehmen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sie wis
sen, daß wir ein Gesetz behandeln, das in der Öffent
lichkeit lebhaft bestritten wird. Die Winzer sagen~ 
"Das Gesetz gibt uns bei weitem nicht genug." Sie 
verlangen, daß die Frist vcm 1. Februar 1948 au! den 
14. September 1947 vorverlegt wird; sie verlangen zum 
Teil ferner, daß wir das Gesetz auf Weine anderer Art 
als die Intendantllrweine ausdehnen. Sie . haben also 
weitgehende Abänderungswünsche. Auf der anderen 
Seite haben uns die Kellereien mitteilen Jassen, daß 
das Gesetz viel zu weit gehe. Sie haben uns eine Rech
nung übersandt, wonach - wenn das Gesetz durch
geführt wird - die Kellereien 112 v. H. des Wertes der 
Intendanturweine im Ganzen abgeben müßten. Sie er
sehen daraus, daß beide Teile unzufrieden sind. Ich 
bin darüber nicht betrübt, sondern sehe darin ein gutes 
Zeichen. Wenn ein Richter nach vielen Bemühungen 
einen Vergleich zwischen den streitenden Parteien zu
stande gebracht hat und dann eine Partei den Richter 
lobt und sagt, wie sehr sie sich über den Vergleich 
freue, so ist das oft ein Zeichen dafür, daß der anderen 
Partei Unrecht geschehen ist. Wenn aber beide Teile 
nach dem Vergleich nicht recht zufrieden sind, dann 
ist der Vergleich regelmäßig gut und gerecht. 

So sehe ich in den Abänderungswünschen der Win
zer einerseits und in den Angriffen der Kellereien 
andererseits ein Zeichen dafür, daß das Gesetz den 
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wlder~ti'<>i t.o?nclt>n Interessen einigermaßen gerecht 
wird . .Te<lenfalll' darf ich den Winzern und auch den 
Kdlet·eien versichern, daß alle, die an dem Gesetz mit
gewirkt haben , von dem '\Villen beseelt waren, gesche
henes Unrecht. zu beseitigen und nicht etwa neues 
Unrecht zu sehaHen. Ich selbst i.ehe in dem Gesetz 
c,inen Fort.~('hritt im Kampf gegen das Unrecht, das 
uns auch heuli> noch auf Schritt wid Tritt begegnet. 
(Beifall bei der CDU, SPD und FDP.) 

Prä,ident: 
Na<'h der ausführlichen Berichterstattung ist die 

Au~sprache eröffnet, Das Wort hat der Abgeordnete 
Griei;beck von der kommwlistischen Arbeitsgemein
~cti;ift . 

Ab g . Gries b eck: 
M,,ine Damen und Herren! Das alte Sprichwort „WiJs 

lange währt, wil'd gut" hat nicht immer GüWgkeit. 
(Abg. Wohlleben: Hat ja nicht lange gewährt!) - D1·ei
cinhalb .Jahre hat es gedauert, Herr Kollege! Dies wigt 
uns klar und eindeutig der vorliegende Gesetz€ntwur.L 
Bevor ich .:1uf die materiell-rechtlichen Fragen des 
Niiheren eingehe, gestatten Sie mir ganz kurz. ein paar 
fonnt>llP Be,instandungen - wenn icl1 das ~t> aus
drücken darf - vorzutragen, und ZWfi!' glaube ich, daß 
es im Ah;;atz 2 des § 1 nicht sehr glücklich formuliert 
is1. dion WPin iin .Sinne <liet.es Gesetzes als WeJn. des
sen Bc,;it7. in der Zeit zwi:;chen dem Januar usw. Uber
lri.1.gen wordt:n ist, zu bezeichnen. Denn für den Fall. 
daß die Recht~fig11r <ler justitiarischen Treuhandklausel 
i1·gendwo Anwendung gefunden hat, ist der _Besitz des 
Weines ebenfalls vorhanden gewesen. nur nicht das 
Eigentum. Der Besitzer war nicht Eigenbesitzer, son
dern Fremdbesitzer. 

Auf der anderen Seite halte ich die Fassung des § 2 
.. Der Abgabe unterliegt der Erwerb von Wtdn" Iül' 
nicht glüeklich; denn det· Abgabe unterliegt der Wein, 
den der Erwerber am 21. Juni 1948 gemäß § 1 Absatz 2 
erworben hat. Der Erwerb von Wein unterliegt ja 
eigentlich nicht der Abgabe. 

Gestatten Sie mir jetzt , zu den materiell-rechtlichen, 
c1uBerordent!ich starken Bedenken, die meine Partei
freunde und ich auf ·diesem Gebiet haben, Stellung zu 
nehrn<"n. Der Herr BerichLerstatter hai nicht nur ein
mal, Rnndern zu wiederholten Malen davon i;tesprocli.en. 
daU den Tausenden von Winzern ein sehr ~roßes Un~ 
recht ,,_,P,.,fiigl worden wäre. und er hat zum Schluß 
!'dne!' Aus[ühl'ungen noch betont, daß die FesL:slellung, 
daß sowohl die eine wie die andere Seite mit diesem 
Gesetz nicht zufrieden sei, seiner Auffassung nach so 
zu deutf'-ri -~i. <laß man waht·schdnlich eine gerechte 
I .ii~ung gefunden habe. 

·w,,. >'l.dwn auf ctPtn Standpunkt, daß eine wirklich 
g!:rechte Lö8ung hier nur dann hergestellt werden 
kann, wenn man dem Recht der vielen Tau~enden, die 
im Schweiße ihres Angesichts mit ihrer Hände Arbeit 
geschafft, den Wein gepflegt und die Trauben gekeltert 
haben und die man durch den Währungsschnitt um den 
t~rtrag ihrer ganzen Jahresarbeit gebradtt hat, wenn 
1mm d<en Forderungeri dieser Tausenden von Menschen 
ReC'hnung triigt. Dann kann <lie Forderung von 85 Groß
betrieben demgegenüber überhaupt nicht ins Gewicht 
fallen. Wenn Sie jetzt hier ein Gesetz schaffen, von 
dem Sie selbst sagen. daß der Wunsch der Winzel' auf 
den vollen Ertrag ·ihrer Arbeit, auf den vollen Ertrag 
des damaligen Weinpreises in DM hinzielt. und Sie be
willigen ihnen heute in diesem Gesetz nur die Hälfte, 
rn haben Sie. meine Damen und Herren, nicht Recht 
geschaffen, sondern Halbrecht, und weil es Halbrecht 
ist. ist es eben Unred!t! 

Auf der anderen Seite wissen wir·, daß eine hundert
prni.ent~e Entschädigung del' Wnu~1- ~ehr wohl mög
lich i.sl Bei den Großkellereien, bei den sogenannt~n 
Intendanturweinbetriebcn, mögen dnigc vielleicht in 
der Zwischem:cit im n1UheD Kc1mpr um,; Dasein erlegen 
sein; .;Ue anderen werden sich aber alle Mühe geben, 
mögUchst schnell notleidend oder so arm zu wct'den, 
daß $i~ i;l.ei;i„S.~~u~:t des § 13 Ab:; ... 2 in Anspruch nehmen 
können. Hier stößt man die Leute geradezu mit dE-1· 

Nase dnniuf, irgend etwas zu untcrnt>hmf> n, daß sie skh 
, .. vom Zahlen dJ:ücken k.:inu~n. E:. geht hier um Mil

lionen von Mark, die man den Win;u:ru an Rhein und 
Mosel voreolJ:uutt;Ju will. 

., 

Meine Fraktion gestattet sich daher, Ihnen folgende 
Abil:nd~rtmgsvr,Ntml.li~f' zu -nnterbreitE'n . {Zuruf bE'i der 
SPD: Fraktion ist. lrrlum!l F,s wird mal eine andere 
Zeit kommen, H'f"rr Kollegt>, und dann werden wir eine 
stärlci:>rt> Fraktion ~ein, 1111- ~ic> wnhrscheinlich heute. 
(Abg. Völkl"I': K~ b,t gut, W{!nn man den Glauben be
~it7.tf] Da$ i"st dir Hmtptsache' nf'r Glaube marht nicht 
nur selig, sondern er verleitet einen auch, irgendwie 
tätig 7.tt werden und danach zu strE'bcn, daß es so wird; 
denn wenn wir den B€'1·~c;:gipf0l nicht anstreben, w<'r
den wir nicht auf die halbe Höht> kommen, Herr Kol
le~el 

,. Abfinderungsantra~ :>:ut· Dnit·ksat'hP. II/1758: 

D""r T,l'lt\fltag 'Wolle besehtießein: 
In § 2 Abs. 1 ist ,Enwrb von.' rn sfreid1ett - das sind 

die technischc-n Anteile - und vor ,in Eigenbesitz' ein
zufügen: ,g~mä(l .§ 1 Abs. 2.' 

§ 3 erhäit folgende Neufas:<ung: 
§ 3 .Abi.. l: .Die Abgabe beträgt 100 v. H. des zum vol

len BE!tra_g in DM umge::;tdlten Übernahmepreise~. 

!: ' Zahlungen , die t!er AbgAMr>flichttge für Wein ge
leistet hat, werden auf die Abgahf' angcn•chnet . 

3. bleibt unverändert. 
·§ 7 A1Js. '3 wil'd wie folgt g('/i1\.-!Prt: Den Vorsitzenden 

und die Ileisitz,:,r ernennt der 1:tegierungspräsident auf 
Vors(-hlas; der Landw[rt~chaftskammer - nicht, wie Sie 
hl'i>'('sd1rP.i™l'n. ·' /m r"Arihlh·t11\g - \md der InduRh'ie- und 
Hundel~kamm~t·. Von den Beif:itzern muß rler eine 
Wlnbi'l', ~1· andere 'i:Veinhii.ndl~r sein. Beifützer kann 
ntcht ~('ln, w!'r Forderungf'n angemeldet hat. oder ab
gabE>pf1ichtll!( ist. 

In § 13 wird Abs. 2 g,·Htrichf'n. 

Für die Arbeitsgemeinschaft der KPD: 
Gl;ie:;\Jeck." 

kh cfat'f Sie bitten, dies zur Kenntnis zu nehmen. 
Herr· Prä~hiE'nt.' 

ME>ine Damen unn Renen l Si„ sieben Im Augenblick 
V(>r: eint>r A11fg:1h<', n1•r,·11 T.,~slm~ klar und eindeutig 
tiufzeigcn ,vird. oh Sie bereit sind, die Partei der 
R.E'idwn. di<> Pnde>i jcnc,r zu C'rgrcifen, die Millionen 
durch die Währnn1<s-reform verdient haben, oder ob 
Sie 'berert si'nli, sich filr die Werktätigen. für die Win
:>:<'r nn Ith1>ln und Mosrl, einzt1sctzen. Die Winzer von 
Rhein' und Mosel wi"rden Ihnel'I zur gegebenen Zeit für 
Ihr Verhflltt'n die Quittung geben. 

T'rll!i.idE"Mt~ 

Der Abgl~ordnele st~·ge1· vnn dE>r Freien Demokra
tischen Parti'i hat das Wort. 

A'bg. Stc·gcr: 
Meine Damen und He1:ren! Das Gesetz, das hier zur 

Debatte steht, führt uni; zurück in eine Zeit, an die 
wir uns alle nicht gern erinnern. Man hat uns hier 
eile Aufgape ie::;tcllt, die Folgen von Anot·dnungen zu 
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beseitigen, die damals die Besatzungsmacht erlassen 
hat. Nach dem Währungsstichtag ist von den Winzern 
ein Ausgleich gefordert worden. D!.e ganze Zeit hin
durch hat slch die Sti,mme der Winzer dagegen er
hoben, daß das nun alles so bleiben solle, wie es da
mals geworden ist. Es sind Vorwürfe erhoben worden 
nicht nur gegen den Weinhandel, sondern auch gegen 
uns, gegen die Parteien und gegen die Regierung. 
Wenn es nicht Aufgabe des Untersuchungsausschusses 
gewesen ist, auf folgendes hinzuweisen, dann möchte 
ich das hier tun: ich verweise auf die Debatte in der 
28. Sitzung des Landtages vom 12. Mai 1948. Diese De
batte ist damals ausgelöst worden durch zwei Große 
Anfragen der FDP und CDU, Nr. II/372 und II/377. 
Es scheint mir notwendig zu sein, festzustellen, daß 
sich der Landtag sehr wohl schon damals mit dieser 
Frage, die am Horizont aufgetaucht ist, befaßt hat. 
Es 1st nicht so, daß wir das Unheil nicht hätten kom
men sehen. Die Regierung hat damals diese beiden An
fragen begrüßt. Sowohl Herr Staatsminister Stübinger 
als auch der Herr Ministerpräsident haben damals auf 
Verhandlungen hingewiesen, die in Baden-Baden mit 
dem Herrn Oberkommandierenden, General Koenig, 
stattge!unden haben. Wie aus dem Verhandlungsproto
koll der damaligen Sitzung hervorgeht, hat Herr Ge
neral Koenig versprochen, die Angelegenheit zu über
prtlfen. Ich möchte ausdrücklich feststellen, daß sich 
dann aber absolut nichts geändert hat. Die Abver
!ügungen sind weitergegangen. Wir haben das Unheil 
kommen sehen und möchten das ausdrücklich hier 
betonen. Ich möchte auch sagen: selbst die Verbände 
des Weinhandels und der Weinbauern haben sich da
mals mit der Frage befaßt und insbesondere damit, ob 
die von den Winzern abzugebenden Weine als bei den 
Weinhändlern treuhänderisch eingelagert zu betrachten 
seien. 

Ich erinnere daran, daß das Ministerium für Land
wirtschaft und Forsten am 19. März 1948 angeregt hat, 
beide Seiten möchten entsprechende Vertragsentwürfe 
vorlegen, und ich möchte ausdrücklich betonen, det· 
Weinhandel hat sich dieser Forderung nicht versagt, 
es haben aber Anordnungen der Besatzungsmacht im 
Wege gestanden. Das hat der Untersuchungsausschuß 
ausdrücklich festgestellt, denn die Besatzungsmacht 
legte Wert darauf, wie es da genau wörtlich heißt, 
„daß die Kellereien nicht nur den Besitz, sondern auch 
das Eigentum an den erfaßten Weinen erwarben oder 
erwerben sollten". Die Weine sollten „persönliches 
Eigentum der Grossisten" werden; das war schon in 
der Verordnung vom 4. September 1946 vorgeschrieben. 

Meine Damen und Herren! Wenn das Kind in den 
Brunnen gefallen ist, erhebt s[ch immer wieder die 
F1·age nach der Schuld. Man kann dem Untersuchungs
ausschuß, insbesondere Herrn Dr. Lichtenberger, nur 
dankbar sein, daß diese Frage na.ch der Schuld ein
deutig geklärt worden ist. Daß jetzt dem einen der 
beiden Partner an der Aktion, nämlich dem Weinhan
del, insonderheit den Zentralkellereien, eine Schuld 
aufgeladen werden soll, ist also nicht angängig. Die 
Schuld liegt bel den verfehlten Maßnahmen der Be
satzungsbehfüde. (Zuruf: Sehr richtig!) Eigentlich hätte 
die Besatzungsbehöl'de diesen Ausgleich zu schaffen, 
nicht ein kleiner Kreis von Weinhändlern. Diese Wein
händler wehren sich heute mit absoluter Berechtigung 
dagegen, daß nun dauernd mit den Fingern auf sie ge
wiesen wird. Auch diese Feststellung zu machen, fühle 
ich mich verpflichtet. Sie ändert nichts an der Tat
sache, daß auch wir uns an dem Versuch beteiligen 
wollen, den wirtschaftlich schwächeren Teil, .. also die 
Winzer, nicht allein auf dem Trümmerhaufen, der an-

gerichtet worden ist, sitzen zu lassen. Wir folgen damit 
der Tradition dieses Landtages, der sich Zeit seines 
Bestehens bemüht hat, ausgleichend ztt wirken. Des
halb sind wir auch der Auffassung, daß der Landtag 
moralisch berechtigt ist, mit dem notwendigen Anc;
gleich diejenigen zu belasten, die zwar ohne Schuld, 
aber nach Lage der Dinge finanziell gestiirkt aus der 
ganzen Aktion hervorgegangen sind, um die anderen, 
die :Verluste erlitten haben, entsprechend zu ent
schädigen. 

Aber, meine Damen und Herren, ich bin der Auf
fassung, daß der Staat an der ganzen Sache nichts ver
dienen darf. Das scheint mir aus dem § 14 in der Fonn, 
wie er jetzt vorliegt, nicht ohpe weiteres hervorzuge
hen. Es wird deshalb von uns der Antrag kommen, den 
§ 14 zu streichen, damit er, vielleicht in einer neuen 
Novelle, dem neuen Landtag vorgelegt werden kann, 
um so auch diesen Punkt zu bereinigen. 

Wir haben also starke Bedenken. Dieses Gesetz hat 
mehr Feinde als ein Hase. Wir habell eben sc:hon ge
hört: die Weinbauern sind nicht zu!ril!den, und die 
Weinhändler werden sofort den Verfassungsgerichtshof 
anrufen. Die Bestr-ebungen, die beiden Gruppen zu
sammenzubringen, sind gescheitert. Trotz dieser Be
denken bin ich persönlich der Auffassung, daß man 
nun mal das Gesetz starten lassen und abwarten soll, 
was kommt. Wenn es gelingt, dieses Teilproblem zu 
lösen, ist tatsächlich ein Teil des Unrechts aus der Welt 
geschafft, das damals durch die Währungsreform und 
auf Grund verfehlter Maßnahmen der Besatzungs
macht entstanden ist. 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Diel von der CDU. 

Abg.Diel: 

Meine Damen und Herren! Nach den eingehenden 
Debatten, die über dieses Thema in diesem Hohen 
Hause bereits geführt worden sind, nach den eingehen
den weiteren Besprechungen in beiden Ausschüssen 
und nach der eingehenden Berichterstattung des Herrn 
Kollegen Dr. Lichtenberger, hätte man auf eine sach
liche Debatte eigentlich ganz verzichten können. Ich 
möchte mich meinerseits deshalb auf wenige, ganz 
kurze Bemerkungen beschränken. 

L Die Fraktion der CDU stimmt dem vorliegenden 
Gesetz mit den redaktionellen Änderungen, die der 
Herr Berichterstatter vorgetragen hat, zu. 

2. Wir ~ind uns darüber klar, daß dieses Gesetz eine 
hundertprozentige Lösung des Problems nicht darstellt. 
Der Herr Berichterstatter hat bereits hingewiesen auf 
die Debatten in den beiden Ausschüssen, wo sehr ein
gehend die Frage erörtert worden ist, ob man den 
Wirkungsbereich dieses Geset zes über den Rahmen der 
Intendanturweine hinaus nicht außerdem auch aus
dehnen muß auf die sonstigen zwangsabverfügten 
Weine. Der Herr Berichterstatter hat darin recht. Wir 
können nicht gut die Weine erfagsen, die von der Be
satzungsmacht in Anspruch genommen wurden. Aber, 
meine Damen und Herren, neben diesen Weinen sind 
doch in ganz gewaltigem Umfang Weine abverfügt 
worden zugunsten von Kompensationsspezialisten. Das, 
meine Damen und Herren, erregt draußen im Lande 
bei unseren Winzern berechtigten Unwillen. kh muß 
dem Herrn Berichterstatter leider darin beistimmen, 
wir sind vor die Frage gestellt: sollen wir in dem uns 
vorgelegten Rahmen ein Gesetz verabschieden, das 
wenigstens in diesem Rahmen mit an Sicherheit gren
zender Wahrscheinlichkeit zur Rechtskraft gebracht 
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werden kann. oder sollen wir uns der Gefahr ausset
zen, das ganze Gesetz zur Verfassungswidrigkeit zu 
vei·urteHen. indem wir den Rahmen sofort ausdehnen, 
uns besdnä11ken müssen. Wir sind uns deshalb dar
ü~r einig geworden, daß wir die Frage einer Erwei
terung df:'s Gesetzes. eventuell in einem späteren Ze'lt
punkt, nachdem der neue Landtag zusammengetreten 
ist. erneut überprüfen und eventuell dann diese Er
weiterung nachträglich schon vornehmen wollen. 

Eine let;,:te Bemerkung, sehr verehrter Herr- Minister. 
Es i;:t von dem Herrn Berichterstatter darauf hingewie
sen worden, daß die Ingangbringung des Gesetzes Ihrer 
Entscheidung über!al'l!len bleiben soll. Ich muß dazu 
eine EinsC'hränkung machen. Wir könn<m uns nicht 
darauf ein!as.,;en, daß diese Angelegenhedt ad calendas 
gi·aecas vertilgt wird, bis es <iPn intere!lsierten Kreisen 
gefällt, eine Entscheidung herbeizuführen. Es geht des
halb meiner Meinung nach nldtt an, die Formel, wie 
sie der Herr Kollege Lichtenberger vorgetragen hat, 
wörtlich anzunehmen. denn das, verehrtester Herr 
Minister, könnte dazu führen, daß in einem Jahr noch 
keine Entscheidung des Verfassungsgerichtshofes vor
liegt. Wir müßten uns deshalb dahingehend einigen, 
daß dieses Gesetz in Kraft gesetzt wir-d. wenn die 
Klage innerhalb einer bestimmten, kurz bemessenen 
Zeit nicht erhoben worden ist. (Beifall!) 

Priisident. : 

Da!' Wort hat der Abgeordnete Wohlleben von der 
FDP. 

Ab g. Wohl lebe, n: 

Meine Damen und Herren! Der außergewöhnliche 
Vorl1ag des Herrn Berichterstatters, Kollegen Dr. Llch
tenberger . hat gezeigt. <laß allerhand ungelöste Pro
bleme in der Vorlage stecken, denn ansonsten hätte 
t·l' nicht an verschiedenen Stellen, anstatt objektiv 
Bericht zu erstatten, wiederholt erklärt, daß er i-eine 
persönli<'he Meinting vortrage. A~ di:esem Grunde 
i~t eH meine persönlirlle Auffassung, auch in An
betracht dessen , daß die Hauptwirtschaftskammer, die 
bernfene, verfassungsmäßig dazu bestimmte Stelle, 
um Gutachten abzugeben, erklärte, daß sie der Vor
lage nicht zustimmen könne, 

Au~ diesem Grunde glaube icn Jie Auffassung ver
treten zu können, wenn wir sachlich und ruhig die 
Dinge überlegen, daß wir die ganze Vorlage als Ma
Virial der Landesregierung übergeben, damit sie die!':es 
Material dem neuen Landt-llji! zur endgültigen Bear~ 
heitung unterbreitet. (Wirlerspruch bei der SPD.) D1e 
Winzer haben Sie jahrelang warten lassen. Erst kurz 
vor den bevorstehenden Wahlen haben Sie festgestellt, 
Ihr Herz für die Winzerschaft zu entdecken . Die Vor
lage des Intendanturweinausschuas:-ei- ist erst vom 
7 März datiert. Einen solclwn Gesetzesgalopp, wie 
gerade bei diesem Gesetz, haben wir, glaube ich, im 
Landtag kaum noch einmal gemacht. (Abg. Völker: 
Wi,_,. langP wird dann schon die Frage behandelt?) Ich 
·::atne S ie, meine Damen und Herr.en, vor dem, was 
dat'aus kommen wJrd. Von mir aus stelle i.ch den An
tn,g, den ich ebon formuliert habe. (Zuruf: Der ist 
sch~n abgelehnt!) Weiter beantrage ,ich, daß § 14 in 
der Vorlage gestrichen wird, der sich praktisch mit 
der handelsrcchttichen und steuerlichen Behandlung 
der Abgabepflicht und des Ausgleichsanspruchs be
faßt. Das Finanzministerium hat, ich mag es hier aus
drücken , brutal verlangt, daß sich die Maßnahmen aut 
Grund dieses Gesetzes nur erfolgsneutral. d. h. über
haupt nicht auswirken könnten , was einem Grund
satze des Bilam:- und Steuerrechts geradezu wider-

spricht. Auch das ist eines der Probleme, was noch 
nicht endgültig durchdacht ,ist. Al~o streichen Sie die
sen § 14 und i.iberla:.:isen Sie es der ruhigen R<!chlkhen 
Überlegung , die nicht von Wahlh.iktlk beeinflußt ist, 
daß die Regierung uns hiet·zu in einer G~etzesnov,,,11e 
Vorschläge unterbt'eitet, die auch den Anspruch haben 
werden, Bestand vor der Offentlichkeit zu haben. 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Beck,mbad1 von der 
SPD. 

A b g, B e c k e n b a c h : 

Meine se.h.r verehrten Damen und Herren! Wie wir 
aus den b~idcn au:1führlidten Bet'idlttn unseres rn
wndanturwelnausschußausgleichsspezialisten Dr. Lich
tcnberger gehört haben, haben s-ich alle Beteiligten 
,in den Ausschüssen und überall, wenn auch mit g~
mrschten Gefühlen, die denkbar größte Mühe gegeben, 
ein Ge.setz aLÜ die Beine zu stellen oder auch n,icht, 
di$ ,. ~e.re.in .. Wunsche, dem aus. dem Unrecht der ln" 
tcndanturwq,lnwnlagerung entstandenen Unrecht ge-
recht :tu werden, entspricht. ·· .........,. ,,,,, 

Das Gesetz ist nun auf die Beine gestellt worden, 
:.ind ich horte, daß es heute einstimmig angenommen 
wird in der zweiten und dritt€'n Lesung und da,nn 
auch lebt. Denn alle rechtlichf:'n Bedenken, die in so 
überaus zahlreicher Fülle während der Beratung auf
.,:ctrcton sind, sind alle mit Rücksicht auf die bevor
stehende Landtagswahl in den Hintergrund getreten. 
Es ist nicht so, Herr Kollege Wohlleben, daß im Ga
lopp diese Fragen vom Landtag bt•handelt wurden. 
Ich habe hier schon einmal amgeführt, wir haben in 
der 34. Sitzung des Landtages im September 1948 einen 
;',ihnlichen Antrug gestellt, Wir jhaben damals in Ver
folg all der Beschwerden, die uns aus Winzerkrei.!ien 
entgegengebracht wui·den, schon versucht, die Regie
t·ung zu veranlassen, m1türlkh 1.1nter damals ganz ver
änderten Umständen, mit de!" Militärregierung in 
irgendeiner Form eine Einigun,11: dergestalt herllei1.u
füht'€1'1, daß entweder die Umlagerungen rückgängi-g 
gemacht werden , oder aber eine entsprechende Ent
schädigung an die W inzer gezahlt ,.vird. Wir haben das 
Unrecht erkannt und vor zweieinhalb Jahren die Ab
steht zum Ausdnrck gebracht, dieses Unrecht in etwa 
zu bereinigen. Wir können diesen Vorwurf nicht ent
gegennehmen und haben uns diesen Vorwurf nicht zu 
machen. Auch jetzt haben wir in der Drucksache 
II/1499 vor über einem halben .Tahr denselben Wunsch 
zum Ausdruck gebracht, dieses Unrecht zu entschei
den, dieses Unrecht wieder rückgängig zu machen. 
.Ich halte es an dieser Stelle im gegenwärtigen Augen
blick für nicht am Platze und bin der Meinung, es 
wäre nicht angebracht, nach (if'ltn so viele Parlamen
tarier und so viele Fachleute mobilisiert wur<len , bei 
der Bearbeitung dieses Gesetzes in der heute abschlie
ßenden Sitzung noch einmal in die Materie eim:u
~teigen. Der Gesetzentwurf ist mit Au~nahme des ei rwn 
'ii 14, der auch in mir außerordentlich große Bedenken 
wachgerufen hat und der auch bei mir an Hand der 
Prüfung der Dinge, die ich als Eingeweihter vorge
!10mmen habe und vornehmen konnte, diese Beden
ken als gerechtfertigt erscheinen ließ . Auch ich habe 
in alien Ausschüs,;('n diese Bedenken zum Ausdru<'k 
gebracht. Ich stehe natürHch nicht auf dem Stand
punkt, daß die Hauptwirtsehaftskammer uns maß
ijebend sein soll für die Form irgendeines Gesetzes. 
Darüber hinaus et·kennt> ich die Notwendigkeit an. Wir 
müßten noch einmal, wenn das Gesetz verabschiedet 
ist - das ist mein Wun!<ch. aoer auch der Wunsch 
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meiner Freunde, daß das heute in zweiter und dritter 
Lesung der Fall Ist - und das Gesetz Tatsache ist, 
mUssen wir uns insbesondere in Ve1·bipdung mit der 
Fl-nanzverwaltung in dieser Hinsicht klare Formulie
rungen fassen lassen. 

Aber wir haben die verdammte Pflicht und Schul
digkeit, heute das Gesetz auf .die Beine zu stellen, das 
endlich die Wiedergutmachung des Unrechtes ermög
licht und die Bereinigung des Unrechts, das auf Grund 
höherer Anordnungen außerdeutscher Stellen einigen 
deutschen Bürgern wesentliche Vermögensgewi11ne er
möglicht hat. Wenn wir kein Gesetz s<:haffen, wird die
ses Unrecht nicht beseitigt werden. Darum stehen wir 
auf dem Standpunkt, daß wir uns nicht den Vorwurf 
machen lassen wollen, nichts getan zu haben. Wir sind 
die Initiatoren und haben immer zu gegebener Zeit 
das getan, was wir für notwendig gehalten haben 
in dieser Sache, und wir glauben auch, daß es im größ
ten Kreise des Hauses nicht nur aus wahltaktischen 
Gründen - ich betone es ganz rückhaltlos - , daß der 
größere Teil des Hauses nicht nur aus wahltaktischen 
Gründen (Zuruf: Nicht nur!), sondern au<:h aus An
erkennung der Tatsache, geschehenes Unrecht wieder
gutzumachen, das Gesetz annehmen wird. Wir empfeh
len dem Hause die Annahme des Gesetzes, wie es in 
der Drucksache II/1758 uns hier vorliegt, mit den von 
Herrn Dr. Lichtenberger begründeten Abänderungen, 
die ja nur rein redaktioneller Natur sind, mit Aus
nahme des einen Zusatzes zu § 14. Aber wir werden 
auch die Annahme dieses Zusatzes befürworten unter 
der Voraussetzung der nochmaligen Inangriffnahme 
dieser Materie. 

Präsident: 

Das Wo.rt hat der Abgeordnete Feller von der kom
munistischen Arbeitsgemeinschaft. 

Ab g. Fe 11 e r : 
Meine Damen und Herren! Vor allem möchte ich 

feststellen, daß wir, die KPD, in diesem Intendantur
ausschuß nicht vertreten waren. Wir hatten damals 
den Antrag gestellt, daß wir ebenfalls einen Vertreter 
bekommen sollen. Sie haben das abgelehnt. (Abg. 
Steger: Sie konnten ja einen Baobachter schicken!) Wir 
müssen schon deshalb die Aussprache wünschen und 
benutr.en, um unseren Standpunkt zum Ausdruck zu 
bringen. Wir sind der Auffassung, daß das, was der 
Herr Kollege Wohlleben aus der Schule geplaudert hat, 
im wesentlichen bestimmend ist für diese Regierungs
vorlage - daß Sie hier einen Wahlwein kredenzen 
wollen, der allerdings verpantscht und verwässert ist. 
Denn wenn davon gesprochen wurde, daß das große 
Unrecht, das den Winzern durch die Wegnahme ihres 
Weines geschehen ist, wiedergutgemacht werden soll, 
dann muß man sagen, eine vierzigprozentige Entschä
digung Ist nicht einmal eine halbe Ents<:hädigung und 
ist _deshalb keine Wiedergutmachung In dem Sinne, wie 
es die Winzer selbst fordern. Wir haben mit Winzern 
gesprochen, wir haben uns mit ihnen unterhalten dar
über, was sie zu dieser Vorlage sagen - und sie haben 
ganz deutlich zum Ausdruck gebracht, daß sie das nur 
als eine Teillösung betrachten können und daß sie 
darauf bestehen müssen - und das wurde ja auch bei 
den verschiedenen Verhandlungen von den Winzerver
bänden zum Ausdruck gebracht -, daß sie voll ent
schädigt werden für den Wein, der ihnen weggenom
men wurde. Wenn Sie nun hier den Bericht II/1751 
verfolgen, den der Kollege Lichtenberger im Auftrage 
des Ausschusses verfaßt hat, und worin festgestellt 
wird, daß die Winzer Vorwür!e gegen die Regierung 

und besonders gegen das Ministerium für Landwirt
schaft und Weinbau erheben, so muß man sagen, daß 
diese Angriffe vollauf berechtigt sind. Sie sehen ja 
auch hier, welche Bedeutung die Regierung dieser Vor
lage beimißt. Zwar ist der zuständige Ressortminister 
diesmal nicht nur durch seine Aktentasche vertre ten 
sondern selbst anwesend, aber immerhin sehen Sie: 
daß die Regierung in dieser Frage nichts Entscheiden
des getan hat, und daß sie vor allem versäumt hat -
was ja ebenfalls in dem Bericht geschildert wird -, 
sich nicht zum ausführenden Organ der Militärregie
rung gebrauchen zu lassen. Man muß hier die beiden 
Hauptverantwortlichen festnageln, die erfaßt werden 
müssen auch für die Wiedergutmachung des Unrechts. 
Wir treten nicht dafür ein, daß man jeden kleinen 
Weinhändler heranzieht. Wir wissen, daß Vertreter 
der bürgerlichen Parteien, besonders der CDU und 
der FDP, zum Teil hier in eigener Sache sprechen. 
Wir sind genau informiert, daß auch Abgeordnete des 
Hauses Währungsgewinne erzielt haben dadurch daß 
ihnen die Militärregierung Weine zugeschanzt hat (Abg. 
Steger: Ohne mich!), ja, ich habe in diesem Falle nicht 
Sie gemeint, aber die Winzer haben uns genau infor
miert, wer die einzelnen Beteiligten und Interessiel'ten 
sind. Wir sind der Auffassung, daß es sich hier bei 
31,5 Millionen Liter Wein, die auf Veranlassung des 
Generalgouverneurs beschlagnahmt wurden, bei einem 
Wertobjekt von 20 bis 30 Millionen eine volle Ent
~ädigung der betroffenen Geschädigten, der ausge
plünderten und sagen wir - bestohlenen Winzer mög
lich und notwendig ist dadurch, d:iß erstens einmal 
die 20 Großkellereien, die den Hauptwährungsgewinn 
erzielt haben .. . . 

P r ä s i d e n t (unterbrechend) : 

Die Redezeit ist beendet. 

Abg. Feller : 

Fünf Minuten, Herr Präsident! 

Präsident : 

Nein, drei Minuten. 

Ab g. Fe 11 er (fortfahrend); 

Ich bitte darum, noch einige Bemerkungen machen 
zu dilrfen, nachdem wir keine Gelegenheit hatten, un
seren Standpunkt im Ausschuß zu entwickeln. Es ist 
uns leider nicht möglich, auf Einzelheiten einzugehen, 
aber wir wollen in aller Deutlichkeit feststellen, daß 
wir dieser Vorlage nur. insofern zustimmen, daß wir 
sie als eine Teillösung betrachten, daß wir nach wie 
vor die volle Entschädigung fordern durch die hundert
prozentige Erfassung der Währungsgewinne der 20 
Großkellereien. Die haben Millionen verdient an dem 
Unrecht, das den Winzern zugefügt wurde, und wir 
sind gleich.zeitig der Meinung, der Initiator, der Ver
anlasser dieser Beschlagnahmen ist die Besatzungs
macht, die M!litärregierung, und auch sie muß durch 
Abzug an den Besatzungskosten mit dazu beitragen 
daß die notleidenden Winzer voll entschädigt werden'. 
Wir haben schon wiederholt darauf hingewiesen, daß 
es sich hier nicht in erster Llnie um ein juristisches 
Problem handelt, und es steht ja auch in dem Bericht 
drin (Glocke des Präsidenten) - entschuldigen Sie Herr 
Präsident, ich möchte den Satz noch zu Ende filh;en ... 

Präsident (unterbrechend): 

Herr Abgeordneter, wenn Sie etwas Neues vorge
bracht hätten, glaube ich, würde das Haus auch damit 
einverstanden sein, aber das, was Sie hier vorge-
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bn1dlt haben, hat ja Ihr Hauptvertreter, Herr Gries
beck, schon gesagt; Wi~derholungen brauchen wir nun 
wirklich nkht. 

Ab g. Felle r (fortfahrend); 

Ifon Präsident. wenn Sie nur gestatten, in Stich
worten zu sprech~n, dann kann man natürlich nur auf 
<las Wesentliche hinweisen, und wir haben betont, daß 
wir die Frage der hundertprozentigen Entschädigung 
der \Vinzer als eine soziale, moralische und nationale 
Verpflichtung betrachten. (Beifall bei der KPD.) 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Der Abgeordnete Feller 
hat zu wiederholten Malen darauf hingewiesen, daß 
die kommunistische Arbeitsgemeinschaft im Ausschuß 
ihren Standpunkt nicht zum Ausdruck bringen konnte, 
weil sie am AusschuU nicht beteiligt ist. Daß die kom
munistische Arbeitsgemeinschaft unter Fraktionsstärke 
gesunken ist. ist, glaube ich, nicht Schuld von uns. 
(Zurt1fe: Sehr richtig! Sehr wahr!) Die kommun~stische 
Arbeitsgemeinschaft wird auf ausdrücklichen Auftrag 
von mir durch das Büro von jeder Ausschußsitzung be
nachrichtigt, und sie hat das Recht, wie jeder andere 
Abgeordnete, an den Ausschußsitzungen als Beobachter 
teilzunehmen. Zum Abschluß der allgemeinen Bespre
chung hat der Berichterstatter, der Abgeordnete Dr. 
Lir.htenberger das Wort. 

A b g. D r. L i c h t e n b e r g e r : 

Meine Damen und Herrt>n! Einige Erklärungen in 
der Diskussion veranlas~n mich, noch einmal hierher 
zu kommen. 

Zunächst die Au~führnngen des Abgeordneten Gries
beck. Es ist richtig, daß die urspri.lnglicht> Vorlage im 
He<·hbaus~chuß insofern eine Änderung erfahren hat, 
als sie ursprünglich auf den Besitz abgestellt worden ist 
und nach de!' jetzigen Fassung auf den Erwerb des 
Eigentums. Das hat nur eine gesetze:;;tochnische Be
deutung. Sie b'€hen in § 2 u.nd dann in § 3, daß, wenn 
wit· den Erwerb steuerpflichtig werden lassen, eine 
Korrektur erforderlich i~t. nämlicti. für den Fall, daß 
der Wein vor der Währungsreform veräußert wo,rden 
ist. Difc'~e Korrektur finden Sie in § 3 Absatz 1 Satz 2. 
Die ganze Ang<c>legenheit hat nur gesetzestechnische 
Bedeutung. Die Änderung erfolgt auf den Wunsch des 
Herrn Rlc'fer€nten de~ .rustizminiRteriums. Ich selbst 
war nicht dagegen, hielt sie zwar nkht für erforder
lich, ab~r es kann jetzt ruhig so bleiben. Das ist das 
eine. 

Herr Kollege Wohlleben hielt es für richtig, den 
Bericht als „außergewöhnlich" zu bezeichnen. lcil bin 
mir dessen vollkommen bewußt. Er Wllr außergewöhn
lich, denn das Gesetz ist ja auch etwas Außergewöhn
liches - und gegen einen Vorwurf des Herrn K0Uegen 
',Vohlleben muß ich mich entschieden verwahren, näm
lich gegen den, wir würden hier ein Gesetz im Ge
setzesgalopp durchpeitschen. Meine Damen und Her
ren, wir können doch nicht von einem Gesetzesgalopp 
sprechtm. Bedenken Sie dotll, daß wir uns in einem 
e igens zu diesem Zweck gescllaffenen Sondent\tsschuß 
seit Anfang August mit der SaL'he befassen, also seit 
vielen Monaten. Der SondPNH110scbuß hat in diesem 
besonderen Fall die Aufgabe der anderen Ausschüsse, 
auch die Gesetze vorzuberaten. Monatelang ist die 
ganze Materie im Sonderausschuß bearbeitet worden. 
Es ist vollkommen verfehlt, hier von einem Ge~etzes
galopp zu sprechen. 

lch bin überrascht, daß der Herr Kollege Wohlleben, 
der Herr Vorsitzende des Rechtsausschusses, den An
trag stellt. den !} 14, über den wir im- Rechtsausschuß 
eifrig debattiert haben, vollkommen :m streichen. F.s 
überrascht m ich deswegen, weil dieser Wunsch des 
Herrn Kollegen Wohlleben da!'Ruf i:'Chließen läßt, daß 
er die Bedeutung nicht erfaßt hat. (Abg. Wohlleben: 
Das ist der Antrag, den ich auch im RFichtsausschuß ge
stellt habe!) .Ta, und die Mehrheit hat die~en Antrag ja 
abgelehnt. Ich w111 deshalb noch einmal kurz auf die 
Bedeutung des § 14 zu sprechen kommen. Dieser § 14 
lautet; .,Abgabeschulden und festgestellte Am:glekhs
forderungen gelten als zu Beginn des Währungsstich
tages entstan<len." Das be<leutet folgendes: Eine Haupt
kellerei, die - sagen wit- - efoe Abgabe von liO 000 
Mark - D-MRrk - zu leisten hat, soll nach dieser C".e
setzesbestimmung bere<:htigt sein, ihre Erklärung so
wohl nach dem Sofort.hilf..,.ge~tz als auch nach di"ffi 
künftigen Lastenausglt>khgeselz so abzugeben, als ob 
die Abgabe von !'iO 000 D-Mark bereits am 20 .. Juli 1948 
entstanden wä~. Das ist doch eine durchaus günstige 
Vo~mrlft für die Hauptkellereien. Wir können den 
Hauptkellereien nicht zumuten, daß sie die Abgabe 
erstens bezRhlen und dann noch nachher beim Lasten
ausgleich als Vermögen auswclsen. Die Abgabcsdrnld 
muß doch gerechterweise zurückdatiert werden . Es 
handelt sich hier um eine Art Schadenersatz. Der 
Anspruch ist eigentlich Reinem innersten Wesen nach 
berelts am 20 . .Juli 1948 entstanden gt>weRen. So müi.
scn wir doch sagen. Wir können doch unmöglich zum 
Nachteil der Hauptkellereien - das wollen Si€' a11C'h 
.nicl.\.t, Ren.·. ~e.ge Wohlleben - diese Vorschrift 
streichen, sonst miHHen sie die Abgabe bezahlen und 
nachher noch voll zum Lastenatisglekh anmelden, das 
geht doch nicht. Das will ,mch keiner von uns, auch 
Sie nicht. llPrr Koi'leg,,. Die~e- Vorschrift h::ilx·n wir 
nicht einfach so nus dC'm HandgE>lenk herausgescllüt
telt. Ich hatte die Vorschrift ::-chon im allerersten Ent
wurf, und der Gedanke befindet sich im Entwu rf zum 
L astenausgleichgesetz In § 18. Tn diesem Entwurf wer
den die Rilcker:,;tattung;:ansprfiche und Rücke rstat
tungsschulden nach det· Verordnung Nr, 120 ebenfalls 
zurückbezogen aut den Währungsstichtag, Das ist sehr 
vernünftig, und genau ~n müssen wir es hier machen. 
Aus dem Grunde hitte ich Sie, sich die Sache noch 
einmal zu überlegen, ob Sie den Antrag, den § 14 zu 
streichen, nicht zurückziehen wollen. 

Zum Schluß noch eine kur'7.~ Bemerkung zu eint>r 
Erklärung des Herrn K ollegen Steger. Wir haben kei
neswegs festgestellt, daß etwa die Hauptkellereien die 
„Schuld" hätten. Darum gRht es gar nicht. Es dreht 
sich hier gar nicht um Schuld und Sühne, es dreht '*'h 
hier um einen geredlten Ausglekh, den wir wollen. Ich 
bitte also, das Gesetz. anzunehmen. (Beifall!) 

Präsident : 

Ich glaube nicht, Herr Kollege Lichtenberger, daß 
der Abgeordnete StegC'r das behauptet hat, ich habe es 
wenigstens nicht so verstandtu. Zu einer persönlichen 
Erklärung hat der Abgeordnete Wohlleben das Wort. 

Ab g. W -0 h 11 e b e n : 
Nachdem ich per.;ünli.ch angesprochen bin, muß ich 

hü!lichkeiti;halber =twortcn. 

Meine Damen und Herren! Das Problem liegt hier 
dodl. .i-n folgendem: Sie wollen die Winzer grundsätz
lich so stellen, als ob sie nicht zu diesen Liefemngen 
gezwungen worden wären und. sie zu einem Teil ge
setzlkh in diese Situation bringen. Das Problem geht 
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also wirklich dahin, ob Sie rückwirkend die Sache 
datieren können auf den Anfang der Währungsreform 
oder auf qas Ende der Reichsmarkzeit. Meine Damen 
und Herren, Ich mache mich nicht anheischig, schon 
das Problem wissenschaftlich ganz zu Ende durchdacht 
zu haben, das ·ist ein Problem, das äußerst schwierig 
-zu behandeln ist, und aus diesem Grunde habe ich 
den Antrag gestellt, § 14 hier zu streichen, um der 
Landesregierung ~n der Zwischenzeit und dem kom
menden Gesetzgeber die Gelegenheit zu geben, sich 
mit der Matede nach allen Seiten hin gründlich zu 
befassen. Noch eine kurze Bemerkung. Herr Kollege 
Beckenbach formte ungefähr den klassischen Satz, 
daß rechtliche Bedenken zurückgestellt seien mit Rück
sicht auf die kommenden Wahlen. Ich nehme an, daß 
der zum Ausdruck gebrachte Sinn. dem wirklichen 
Willen des Sprechers nicht entsprochen hat und stelle 
ihm anheim, eventuell eine Berichtigung zu bringen. 

I•räsident: 

Zu einer persönlichen Bemet·kung hat der Abgeord
nete Beckenbach das Wort. 

· Ab g. Beckenbach : 

Herr :Koliege Wohlleben, ich habe am Ende meiner 
Ausführungen die Erwartung ausgesprochen, daß die 
Mehrheit dieses Hauses nicht aus wa.hltaktischen 
Gründen, sondern aus der Überzeugung, geschehenes 
Unrecht zu beseitigen, diesem Gesetz zu-stimmt. Das ist 
die Auslegung, die ich meinem Ausspruch geben wollte. 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Wir kommen jetzt zur 
Abstimmung. Ich lasse zunächst über die Einzelan
träge abstimmen. 

Ich lasse zunächst abstimmen über den weitest
gehenden Antrag des Abgeordneten Wohlleben, das 
Gesetz von der Tagesordnung abzusetzen und der Re
gierung als Material zu überweisen . Wer dem Antrag 
des Abgeordneten Wohlleben zustimmen will, bitte 
ich um Erhebuni der rechten Hand. Die Gegenprobe. 
Der Antrag ist gegen die Stimme des Antrag-stellers 
abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, ich dar! wohl en bloc 
l:lbstimmen lassen über den .Änderungsantrag der 
Kommunistischen Partei, den die Abgeordneten Gries
beck und Feller Ihnen vorgetragen haben. Wer dem 
Antrag der Kommunistrschen Partei die Zustimmung 
geben will, bitte ich um Erhebung der rechten Hand. 
Die Gegenprobe. Der Antrag ist gegen die Antrag
steller abgelehnt. 

Ich lasse nunmehr abstimmen über den Änderungs
antrag II/1783, und zwar in Nr. 1, 2 und 3. Wer dem 
CDU-Antrag l, 2 und 3 seine ZusHmmung geben will, 
bitte ich um Erhebung der rechten Hand. Die Gegen
probe. Stimmenthaltung. Angenommen bei 5 Stimm
en thaltu·ngen. 

Ich lasse nunmehr zunächst abstimmen über den 
weitestgehenden Antrag des Abgeordneten Wohlleben, 
den § 14 zu strei'chen. Wer diesem Antrag seine Zu
stimmung geben will, bitte ich um Erhebung der 
rechten Hand. Die Gegenprobe. Der Antrag ist mit 
Mehrheit abgelehnt. 

Ich lasse nunmehr abstimmen über den Änderungs
antrag II/1483 der CDU 7U § 14 Nr. 4. Wer dem Ände
rungsantrag der CDU stattgeben will, bitte ich um 
Erhebung der rechten Hand. Die Gegenprobe. Stimm
enthaltung. Bei einigen Stimmenthaltungen angenom
men. 

·1 
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Ich rufe nunmehr auf die §§ 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 
10, 11, 12, 13, 14, 15, 16, 17, Einleitung und Überschrift. 
Wer dem Gesetz in zweiter Lesung seine Zustimmung 
geben will, bitte ich um Erhebung der rechten Hand. 
Ich stelle die einstimmige A,nnahme fest, bei einer 
Stimmenthaltung. 

Wir kommen zur dritten Beratung. Ich rufe auf die 
§§ 1 bis 17, Einleitung und Übecschrift. Wortmeldun
gen liegen nicht vor. Wir kommen zur Abstimmung. 
Wer dem Gesetz in dritter Beratung :;eine Zustim
mung geben will, bitte ich, sich vom Platz zu erheben. 
Die Gegenprobe. Stimmenthaltung. Das Gesetz ist bei 
einer Stimmenthaltung angenommen worden. 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Wir kommen :ium Punkt :i 
der Tagesordnung: Berichterstattung des Ausschusses 
für Sozialpolitik und Flüchtlingsfragen und des Rechts-, 

• Geschäftsordnungs- und Petitionsausschusses zum An
trag der Fraktion der FDP betr. Uml!etzung von Flücht
lingen In landwirtschaftlichen Wobnriumen - Druck
sache II/1725, dazu Drucksaclle 11/1772 -. Ir, Abände
rung der Tagesordnung er folgt die Berichterstattung 
durch den Abgeordneten Kalinowski. Ich erteile ihm 
das Wort. 

A b g. K a 1 i n o w s k i : 

Meine Damen und Herren! Der Ausschuß fi.ir Sozial
politik und Flüchtlingsfragen hat sich in seiner Sitzung 
am 20. März in Mainz mit dem Antrag II, 1725 der FDP 
betr. Umsetzung von Flüchtlingen . . . (Unruhe, - Glocke 
des Präsidenten). 

Präsident (unterbrechend) : 

Ich bitte um Ruhet 

Ab g. K a I in o w s k i (fortfahrend): 

... in landwirtschaftlichen Wohnräumen b~schäftigt. 
Bevor der Ausschuß zu einer absch!ießenden Stellung 
kam, hat e r sich durch das Fachministerium informiert . 
Das Fachministerium - in diesem Fall das Sozialmini
sterium - hat ausgeführt, daß der Antrag der FDP im 
Ministerium selbst verschiedene Bedenken auiogelöst 
habe. Die Frage der Unterbringung derjenigen Kräfte, 
die in der Landwirtschaft tätig sein sollen, sei durch 
die Anordnung zur Erfassung von Dienst- und Werks
wohnungen bereits genügend geregelt. In dieser An
ordnung ist nämlich gesagt, daß Dienst- und Werks
wohnungen, die in Eigentum oder Besitz wirtschaft
licher Betriebe stehen, freigemacht werden können, 
wenn -s1e von Berufsfremden bewohnt sind. Es sei vor
gekommen, wenn z. B. Höfe in der Vergangenheit nicht 
bearbeitet worden seien, daß dann von den Wohnungs
ämtern diese nicht genutzten Räume in den Bauern
höfen für die Unterbringung von Wohnungsuchenden 
Verwendung gefunden hätten. Aber wenn diese Höfe 
auf dem Wege der Anpachtung oder des Verkaufs von 
Heimatvertriebenen in Anspruch genommen werden 
sollten, sei durch Runderlaß angeordnet worden, daß 
dann diese Wohnräume zugunsten dieser Flüchtlings
bauern freigemacht werden mußten. 

Eine weitere schwierige Frage wa[' entstanden, näm
lich, . die, ob man Flüchtlinge, die in unterbelegten 
Wohnräumen eines landwirtschaftlichen Gebäudes un
tergebracht seien, nun wieder t1msetzen könne oder 
umsetzen müsse, wenn diese Räume für Betriebs
angehörige in Anspruch genommen würden. Die Um
setzung wäre notwendig im letztgenannten Fall, aber 
nach dem Grundgesetz stände es ja jedem !rei, seinen 
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Wohnsitz da zu wählen, wo er ihn wünsche. Es könne 
also niemandem, der auf einen R11.uernhof umgesetzt. 
wird, ;,:ugemutet werden, daß et· überörtlich unter
gebracht werde, z. B. von einer Gemeinde aus der 
Pfalz in eine Gemeinde im Regierungsbezirk Mainz. 
Hinzu kämen die Bedenken finanzieller Natur. 

Es wurde noch weiter ausgeführt. d11.ß im großen 
und ganzen diese Bedenken, die das Ministerium ge
äußert hatte, nicht nur wegEm der Kostenfrage un
gelöst bleiben müßten, sondern auch deswegen, weil 
die Flüchtlinge, die in der Regel. sofern sie land
wirisd1.iftlkhen Wohnraum freigemacht haben, am 
Ot·l bleiben und nun zusätzlichen Wohnraum in An
spruch nehmen und weil drittens für die betreffende 
Kummunalverwaltung bzw. für den Kreis eine zusätz
liche Erhöhung des Flüchtlingskontingents ausgelöst 
·würde. 

Der Ausschuß hiit infolgedessen - nachdem er diese 
Bedenken des Ministel'iums zur Kenntnis genommen • 
hat - folgenden Beschluß gefaßt, der dem Rohen Hause 
in der Drudtsache rI/1772 vorliegt: 

.. Der Landtag wolle beschließen: 

Der Landtag ist der Auffassung, daß die Dritte An
ordnung zur Erfassung und Bewirtschaftung v0n 
Dienst- und Werkswohnungen sowie von Wohnraum 
gemeinnütziger Wohnungsunternehmungen in der 
Fassung des RunctPrlasses vom 28. Oktober 1949 zur 
Verwirklichung des Zieles des Antrages ausreicht. 

Der Antrag Drn<:'k~. TI 11725 ist daher als e1·ledigt zu 
betrachten ... 

Der Sozialpolitische Ausschuß hat diesen Beschluß 
bei einer Stimmenthaltung, und zwar des Antrag~el
lers, r;:efaßt, und bittet das Hohe Raus, diesem Ant1·ag 
zuzu~timmen. 

Präsident: 

Das Wort hat de r Abgeordnete Migeot von der Freien 
Demokratischen Partei. 

A b g. M i g eo t : 

l\•Ieine Damen und Herren! Wie wir soeben von dem 
Herrn Berichterstatter gehört haben, ist der Antrag 
der Drucksache II 1725 durch die Dritt!'! Anordnung zur 
Erfassung und Bewirtschaftung von Dienst- und Werk• 
wohnungt-n sowie vnn Wohnraum gemt:innütziger 
Wohnungsunternehmungen in der Fassung des Rund
erlasses vom 20 . Oktober 1949 zur Verwirklichung des 
Zieles unsereR Antrages ausreichend. 

Der Sozialpolitische Ausschuß befindet sich damit in 
einem grundsätzlictien Irrtum, tmd zwar deswegen , 
weil die von ihm , bezeichnete Anordnung schon vom 
28. Oktober 1949 datiert, zu einer Zeit also. in der 
die Schwierigkeiten, die mein Antrag "schildert, noch 
gal' nicht bestehen konnten, w eil damals im Lande 
Rheinland- Pfalz die Unterbringung der Flüchtlinge 
überhaupt noch nicht akut war. 

Es ist daher ausgeschlossen, r.1.it einer derart ver
alteten Anor<:lnung solche dringenden und brennenden 
Schwie1·igkeiten bei der Besetzung landwirtschaftlicher 
Wohnräum~ erledigen zu wollrn. Es ist beschämend 
un<l <"rs~hütternd, wenn man sieht. mit welch neben
sächlicher Gleichgültigkeit eine derart eminent wich
tige Frage für un~r<:.' Landwirtschaft von einem Aus
schuß des Landtages beha ndelt wird. {Widerspruch!) 
l\/fRn sollte es nicht fiir möglirh halten, daß aui;gerech
net in einer Zeit, in der Bundesregierung und Bundes
parlament das deutsche Landvolk beschwören, die Pro
duktion von Nahrungsgütern zu i;teigern, und zu die-: 

sem Zweck eine völlig neue Linie in der Agrarpolitik 
geht, der Landtag von Rh~inland-Pfalz es fertig bnngt, 
mit der Ablehnung dieses Antrages dem Landvolk in 
seiner Bestrebung zu einer Produktionssteigerung in 

, den Rücken zu fallen. (Lebhafter Widersoruch bei CDU 
und .SPD.) Di~ gesamte Tagespres~e hat in den letzten 
Ta.gen und Wochen auf die eroi.te Gefahr der Land
flucht hingewiesen und die Schv.;ierigkeiten l>'~tont, die 
der Emäht·ung aus ei~ener SchoLte durch die fehlenden 
Hilfskräfte im Landvolk in lm,mer stärkerem Maße 
entgegenstehen. 

· Angesichts dieser Sltu~tion hatte unser Antrag da~ 
Ziel, duITh die Umsetzung voft Flüchtlingen im bäuel'
lichen Wohnraum schaffende Hände für Saat und 
Emte zu sidlern. Wenn dieser Antrag im Sinne der 
Darstellung des Sozialpolifü1chen Au~schussE>s als er
ledigt betraC'hlet wird, i::o hat :::ich d11mit das Hohe 
Haus in seiner letzten Sitzung einen traurigen Ruhm 
erworben und sich in krassen Gegensatz zu den Be
strebungen von Bundestag und, Bundesregierung ge
stellt, die das Ziel haben, unser deutsches Volk soweit 
wie ir~end m öglich au~ eigener ~h0llP zu E>mähren . 

Wenn der Runde!'laH der DritLen Anordnung aus
reichend wäre, würden ~eine d iesbezüglichen Klagen 
hE'ute mehr' an uns herangetragf'n werden und hätte 
meine Frakt ion den Antrag Tl/17125 nie zu stellen brau
chen. Meine Fraktion weist den An trng TT /1772 zurück' 
(Wider~prurh l?ei dl'r CDU und SPD.) 

Prä$ident: 

Herr Abgeordneter Migeot ! kh bin nicht in de1· 
Lage, Ihnen a\1f diese Aus führungPn als Präsident die 
dafür erforderliche Antwort zu 'geben. Ich muß mich 
abE'r als Vorsit:r.ende-r de1< Sozialp(1litis,chen Ausschusse.-; 
cntschied~n dagegen verwahren "<Sehr richtig! bei der 
CDU), daß diese Anträge gleic'hgü!tig b~h,mdelt w01·
den 'sln'd." ich ' muß" Sie hier fragen , Herr Abgeordneter 
Mlgeot, ob ,:le Uberhaupt den Runderlaß, den Sie hier 
arigC?führt h:ibert, kennen? 

Das Wnrt hat d,:,r Abgeorrlnt>t e ·fungias von dt t· CDU. 

A b g .. ; u n g t II s : 

Meine Damen unq. Htsuf:!n! E:s :v..-ar nicht teabslrhtigt , 
caß zu qiesei;-, .E'i·age übed1aui,t ein Wort gesprochen 
werden soUte, weil ""ie für denjen igen, der die Dinge 
wirklich kennt, klar war. Aber, sehr geeh.-tc r Herr 
Kollege, so wie S~e hier gesprocp.en haben, dürfen Sie 
in dies-em Landtag - auch in der letzten Sitzung -
ni<'ht sprechen {S€hr gut! bei der CDU), denn das macht 
das Ansehen dieses Landtages in ,:einer ietzten Sitzung 
~chlecht, und da;; hat der L;u1dt.ag nicht verdient' 
{Seh1· gut.! bd de1· CDU.) kil muß mich mit aller Ent
$Chledi.>nhE>it. d11gegen verw;ihr~ri. daß in -irgendeinem 
Au;:s(·huß d leS€s Landtages, ini;bt,sondere Hber im So
zialpolitisch e n Ausschuß, obe rflächlich und ohne GP-
danken gcarl>E>ttet. worden sei, vor allem hinsichtlich 
derj'ent'gen Wtln,;;che, dif' dif' T ,a nc!wirtschaft vorzu
bringen gehabt hätt('. (Sehr rkhtig! bei der CDU und 
der SPD.) Wir denken nkht daran, der· Landwirtschaft 
den notwendigen Wohnraum und die Arbeitskräfte 
vorzuenthalten. Wit' wissen genau. Herr Kollege, daß 
nicht allein die Wohnraumfrag.e die Lundarbeiternnt 
, 1erun1acht. Das wissen Sie auch genau so gut wie ich. 
Die entscheidende Frage alM>r ist d ie, ob das, was Sie 
hier jetzt behauptet haben, :i:utreffend ist, daß nämlich 
durch diesen Vorschlag des So;,:ialpolifü::C'hen A11sf:rhtu~
ses in der Drucksache Il.'1772 den Belangen der Land
wirtschaft nicht entsprochen worden sei; der Landtag 
würde ,sich durch Annahme diese;; Beschlusses gegen 

. . ···· ·· ·····--·----
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den Willen der Bundesregierung und gegen den Willen 
des Bundestages wenden und der Landwirtschaft die 
Möglichkeit vorenthalten. in der Produktion fort
schrittlich zu wirken! 

Alle diese Bemerkungen sind abzulehnen, Herr Ab
geordneter, sie treffen ja gar nicht zu. Ich frage Sie, 
haben Sie denn überhaupt in irgendeinem Falle ein
mal den Versu.ch gemacht, mit dieser Verordnung in 
den Besitz einer Werkwohnung zu kommen? Ich 
glaube, ich kann· ohne weiteres sagen: das haben Sie 
noch nicht versucht, weil Sie vermutlich erst jetzt auf 
diesen Erlaß hingewiesen worden sind. • 

Ich stehe auf dem Standpunkt, daß seinerzeit, als der 
Erlaß zustandekam, a,n alle diese Dinge gedacht wor
den ist. Es Ist ja nicht so, als ob man immer nur Ge
setze und Erlasse dann erläßt, wenn gerade ein mo
mentaner Bedarf vorliegt, sondern das, was im Erlaß 
vom 28. Oktober 1949 vorgesehen ist, genügt völlig, 
um unberechtigt belegte Werkwohnungen wieder frei
zumachen, allerdings setzt freimachen voraus, daß eine 
andere Wohnung zur Verfügung gestellt werden kann. 
!eh habe nich.i die Meinung, daß Sie der Auffas
sung sind, daß, wenn keine Wohnung vorhanden 
ist, der Fltichtl!ng einfach auf die Straße gesetzt wer
den kann. (Abg. Völker: Scheinbar aber!) Mehr steht 
auch in Ihrem Antrag nicht drin. Sofern eine Familie 
nicht in der Landwirtschaft tätig ist, sondern anders
wo arbeitet, und es möglich ist, sie anderwärtig 
unterzubringen, gibt Ihnen diese Verordnung durchaus 
die Möglichkeit, diese Familie umzusetzen. Ich glaube, 
mehr durften Sie nicht fordern; denn in dem Moment, 
wo sie mehr !ordern, wäre es unrecht und unmensch
lich, und das setze Ich auch bei Ihnen nicht voraus. 
Insofern sind die Ausführungen, Herr Abgeordneter, 
die Sie gemacht haben, unberechtigt. Ich kann für 
meine Fraktion erklären, wir werden dem Vorschlag 
zustimmen (Beifall bet· der CDU). 

Präsident: 
Der Abgeordnete Hertel von der SPD hat das Wort. 

A b g. H e r t e 1 : 

Meine Damen und Herren! Der Herr Abgeordnete 
Migeot hat hier keine Rede gehalten aus momentaner 
zufälliger Eingebung heraus, sondern er hat ein vorher 
sorgfältig schri!tlich fixiertes Manuskript verlesen. 
Diese Tatsache macht seine schlimmen Entgleisungen 
noch ungeheuerlicher. Der Ton und die 'Form, in der 
sich der Herr Abgeordnete Migeot hier geäußert hat, 
haben daran erinnern lassen, als in den letzten Mona
ten vor 1933 fanatisierte Redner des Landvolkes über
all auftraten und die demokratischen Kräfte ver
gifteten. 

Es ist überaus bedauerlich, daß der in der bisherigen 
Zusammenarbeit geschätzte und als sachlich zu bewer
tende Abgeordnete M!geot sich ausgerechnet in dieser 
letzten Sitzung eine solche ans· Bodenlose grenzende 
Kritik dem Sozialpolitischen Ausschuß gegenüber hat 
leisten können. Wenn ein Ausschuß in diesem Hohen 
Hause Anspruch darauf erheben darf, daß er oftmals 
weit übe1· das gesteckte Ziel hinaus die Ihm gestellten 
Aufgaben klar erkannt hat und In sozialpolitisches Neu
land vorgestoßen Ist, dann ist das der Sozialpolitische 
Ausschuß. (Abg. Brenner: Bravo!) Mein Bedauern über 
das Auftreten des Herrn Abgeordneten Migeot ist auch 
verknüpft mit der Feststellung, daß er hier im letzten 
Augenblick den Versuch macht, sein ihm In der Pfalz 
etwas verlorengegangenes Ansehen innerhalb seiner 
Partei zu reparieren. (Lebhafte Heiterkeit.) Er hat den 
Versuch gemacht, mit den in der ganzen Pfalz auf der 

Liste vor ihm rangierenden Schönrednern, Scharf
machern, Heißspornen und Demagogen heute hier im 
letzten Augenblick in eine Art Konkurrenzkampf zu r 
treten. (Abg. Wohlleben: Keine Vorschußlorbeeren!) 
Dieser Konkurrenzkampf ist ebenso verspätet, wie er 
aussichtslos erscheint. Abschließend dar! ich feststel
len, daß die Mehrheit dieses Hauses in Wahrung der 
allgemeinen Interessen der Landwirtschaft und der 
P)'"()duktionsförderung sich von keinem anderen Par
lament in ~anz Westdeutschland überhaupt jemals hat 
übertreffen lassen. 

Präsident: 

Der Abgeordnete Feller von der Kommunistischen 
Partei hat das Wort. 

A b g, F e I l e r : 

Meine Damen und Herren! Das, was der Sprecher 
der FDP gesagt hat, war weniger eine persönliche Ent
gleisung, sondern er hat damit das wahre Gesicht die
ser bürgerlichen Rechtspartei zum Ausdruck gebracht. 
(Abg. Wohlleben: Sagte ich eben schon mal!) Wie gehen 
Sie mit den Umsiedlern um? Sie nennen das schamhaft 
Umsetzung; in Wirklichkeit wollen Sie, daß die Um
siedler, die irgendwo untergebracht und im Moment 
nicht als Knechte und Mägde zu gebrauchen sind, ein
fach auf die Straße geworfen werden. Sie wollen sie 
auf die Straße setzen mit Ihren reaktionären Maß
nahmen, mit diesem Antrag, diese Umsiedler, die ein 
Opfer des zweiten Weltkrieges wurden. 

Wir wissen, daß die Landwirtschaft Arbeitskräfte 
braucht. Aber so kann man sich. keine Arbeitskräfte 
beschaffen. Wenn Sie aber die Vorschläge, die wir 
wiederholt gemacht haben, annehmen, daß nämlich 
eine wirkliche Bodenreform durchgeführt wird, dann 
bekommen die Umsiedler selbst eine eigene Scholle 
und brauchen nicht als Knechte und Mägde von Jun
kern sich sauer ihr Brot verdienen; dann werden sie 
auch nicht untergebracht in menschenunwürdigen Be
hausungen, die oft schlimmer sind als die Stallungen, 
in denen das Vieh untergebracht ist. Wenn Sie dann 
vor allem auch dafür eintreten, daß nicht nur die 
Wohnungsnot der Umsiedler richtig gelöst und behoben 
wird, ohne die Umsiedler zum Mensch~n- oder Sklaven
handel zu degradieren, daß die Landarbeiter- und 
Industriearbeiterlöhne angeglichen und erhöht werden, 
daß auch die soziale Lage der Umsiedler verbessert 
wird, dann werden Sie das Umsiedlerproblem anders 
lösen, als Sie es jetzt wollen, indem Sie diese be
dauernswerten Opfer des zweiten Weltkrieges einfach 
zu Sklaven degradieren wollen! 

Ab g. W o h 11 e b e n : 

Meine Damen und Herren! In diesen heiligen Hallen 
fiel soeben das Wort „Demagoge", ausgerechnet ge
münzt au! unseren guten Fraktionsfreund Migeot, den 
auch Sie Pfälzer Herren von der SPD- und CDU
Frnktion sehr gut kennen und mit dem Sie auch zwei
fell_os gute freunds&aftliche Beziehungen unterhalten. 
(Abg. Hertel: Wem der Stiefel paßt, zieht ihn an!) Was 
ist denn eigentlich los? Herr Abgeordneter Migeot 
wollte doch im Prinzip genau dasselbe wie Sie, daß 
Landarbeiter aut dem Lande gehalten werden da
durch, daß ihnen Wohnungen verschafft werden. Wenn 
er dabei in seiner Ausdrucksweise einmal ausnahms
weise mehr Temperament gezeigt hat, als in den ver
gangenen vier Jahren, meine Damen und Herren ... 
(Heiterkeit!), dann widersprechen Sie doch nicht Ihren 
guten Vorsätzen, über die wir uns gestern noch so nett 
unterhalten haben. Ich glaube, wir können diese An-

( 
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gelegenheit damit im Augenblick als erledigt betrach
ten, daß wir seitens der FDP-Fraktion Herrn Minister 
Stübinger bitten, daß er sich ganz besonders dieser 
brennenden Frage annimmt und demnächst im Plenum 
des kommenden Landtages über seine Erfolge auf die
sem Gebiete berichtet. 

Präsident: 

Ich la~se nun über den Antrag abstimmen. Wer dem 
Antrag II 1772 zustimmen will, bitti> ich um Erhebung 
der recht<"n Hand. - Die Gegenpr('lf)e. 

Der Antrag i;;t. mit überwiegenrl~r Meh1·heit ange
nommen. 

\Vi1· kommen zum Punkt 6 der Tagesordnunv,: Be· 
richterstattung des Agrarpolitisehen Ausschusses zum 
Antrag der Fraktion der CDU betr. Zurverfügungstel
lung von Siedlungsland - Drucksache H,'1658. 

Der Berichterstatter ist der Abgeordnete Demmer!e. 
Ich erteile ihm das Wort. 

A b g. D e m m e t· 1 e : 

Meine Damen und Herren! Wir wollen wieder mal 
ein bißchen ruhiger miteinande1· plaudern, dann wird's 
gemütlicher. 

Am 14. Febrnar 1951 hat sich der Lnndtag mit dem 
l;rant.rag do?r Fraktion der CDU, Drucksache lI/1658, 
betr. Zurverfügungstellung von Siedlungi:limd bE'faßt. 
In dem Hin und Her der Debatte wurde dann be
schlossen, diesen Antrag dem Agrarpolitischen Aus
schuß wieder zu überweisen. 

Der Agrarpolitisehe Ausschuß hat sich dann am 
21. Februar mit dieser Frage befaßt. Nach<lem es sich 
hier hauptsächlich um Streubesitz des Staates im Re-. 
gierungi:be:i:1rk Montab;:iur dreht - der übrige Teil de., 
Landes ist davon kaum berührt oder betroffen -, ,hat 
man in dieser Sitzung gebeten, daß ein Vertreter der 
Pt·ovinzialregierung Montc1hm1r herkommt und uns 
Berieht er:,;t<1ttet. Diese Berichterstattung hat dann bei 
der Sitzung des Agr·at"politischcn Ausschusses vom 
12. März 1951 stattgefunden. AnwPsend war ein Herr 
von Breitenbad, von 'der Regierung Montabaur. Er hat 
u.n.s Aufklärung über einzelne Fragen gegeben. 

Es dreht sich hier um 1898 ha Land. (Widerspruch 
bei det· SPDJ Der Herr vnn Breitenbach hat uns be
l'iclltet. die Frnche des DomänenlltrPulandes betrage 
insgesamt 1900 ha, genau 1898 ha, die an 3000 Pächter 
abgegeben sind. Die durchschnittliche Größe der Pacht
parzelle beträgt 0,63 ha. Dieses Streuland verteilt sich 
,·uf die Kreise des Gebiete::: Montabaur wie folgt: 

Mnnt;:1h;iur 476 ha 
Westerburg 343 ha 
Diez 596 ha 
Sankt Goarshausen 4.83 ha .,;,-

ergibt zusammen 1898 ha 

Gestern morgen hatten wir wieder Sitzung des 
Agrarpolitischen Ausschusses, und.da wurde uns noch 
eine Liste vorgelegt, die wir verlangt hatten. das heißt, 
der Kollege Beckenbach wollte die genaue Aufteilung 
haben. Daraus ergibt sich, daß der Besitz sich auf 130 
Orte verteilt, worunter sich Ortschaften von 0,5 ha 
und acht Orte über 50 ha befinden. 

Nun ha~n wi1· uns, wie gesagt, am 12. März 1951 
eingehend mit dieser Ft'age beschäft.igt, und was wir 
horten. war dann so. daß dieses Land, dieser Streubesitz, 
verpc1chttt ist an 30.00 Pächter, teils etwas mehr, teils 
etwas wenigel', Es dreht sich hier, das muß bewn
den; het'vorgehoben werden, um die Aufstockung von 
Kleinbetrieben. E.s ist hie1· noch eine soziale Frage zu 

beachten. Das Land hat seht· billig abgegeben, und die 
Verwaltung des Landes und was dazu gehört, nimmt 
den größten Teil der Pachteinnahmen weg; das ganze 
Unternehmen bringt noch einen Gewinn. ohne daß 
Soforthilfe gezahlt wil'd, von 24 000 DM. Das wären 
pro Morgen 3,15 DM. Der Sinn abcl' soll nach wie vnr 
erhalten bleiben, daß das Land zur Aufstockung der 
einzelnen Betriebe belassen wird. Wir konnten uns in 
dem Ausschuß nicht einigen, daß der Antrag der CDU. 
so wie er ursprünglich war, vorgeschlagen werd'::!n soll. 
Es wurde dann ein Versuch gemacht, den Antrag ab
zuändern, und auch dieser Abänderungsantrag wurde 
-~on det SPD nicht angenomrner:i. Er wurde an~enom
men von der CDU und FDP. Der Antrag, der in de1· 
Sitzung vom 12. März 1951 gefaßt wurde. lautet wie 
folgt: 

„Der Landtag wolle den Anfrag der Fraktion 
der CDU, Drucksame II/1658. in folgender Form an-
nehmen: • 

Im Interesse der landwirtschaftlichen Siedlung. 
insbesondere der Vergrößerung nicht lebem:fähiger 
landwirtschaftlicher Kleinbetriebe bis :zur GröHe 
einer selbständigen A<..-kernahrung, der Landarbeiter·· 
:::led1ung und der landwirtschaftlichen Neben
erwerbssiedlung, wird die Landesregierung ersucht: 
1. den .. '1äi1i:lV..:lit:;d1aftlich ge;~ut:.:ten staatseigenen 

Grundbe1:,itz (Acker- und Grünlandflächen), soweit 
dieser nach den vom Lnndtag gemäß Drucksache 
II/1717 beschlossenen Grundsätzen als entbehrlich 
eri::cheint und zur Siedlung geeignet ist, für diesen 
Zweck bereitzustellen. Soweit dieser Grundbesitz 
in den Gemeinden eine soziale Funktion hat, ist 
dem Rechnung ZLI fragen, das heißt, wenn ein 
Pächter da ist, der das Land nicht kaufen kann, 
soll es ihm als Pacht überlassen bleiben. 

2. Die Forstflächen, irn,beson<ll're Kahlschlag- und 
Niederwaldflächen, deren Ei·haltung in Corstwit·t
schattllcher Nutzung nach !den Grun<lsät;;o:en des 
Landes!ot·stgcsetzes entbehrlich sinn und die 7.u1· 

Urbarmachung für Siedlungszwecke geeignet er
scheinen. zu ermitteln und · bis zum l. Juli Hl51 
dem Landtag unter Vorlage t'iner Nachweisung 
zu berichtf'n, welche Fläch~in hiervon bereit gp

stellt werden können. 
3. Die im Eigentum juristischer Pei·sonen des öffent

lichen Rechts stehenden landwirtschaftlich nutz.
bar-en Flächen, soweit das Grundeigentum dieser 
Personen die irn Landesgesetz zur Bodenreform 
festgelegten Höchstgrenzen überschreitet und für 
Siedlungs2weckP gePignet ('rsch4?int, zu ermitteln 
und ln einer dem Lundtag bis zum 1. Oktober vot'
zulegenden Denkschrift na,•h7uweisen. 

4. Die durch die Verwertung von .sLaaLseigt<nen Län
dereien verfügbar werdenden Erlöse zugunsten 
der Gebiete de1· betreffenden Regierungsbezirke 
im Interesse der Förderung der landwirtschaft
lichen Siedlung bei dem gemeinnützigen Sied
lungsunternehmen des Landes, der Landsiedlung 
Rheinland-Pfalz GmbH., unter entspred1ender Er
höhung des Stammkapitals als neue Stammeinlage 
einzubringen, das hernt, nachde-m dieser Streu
besitz vorwiegend im Regierungsbezirk Montabaur 
liegt, soll dieser Streubesitz. also de1· Erlös dar
aus, dem Regierungsbezirk .Montabaur erhalten 
blE"iben, also nicht in den atl.gemeinen Staatstopf 
hineingeworfen werden:' 

über die neue Formuliernng wu1·de abgestimmt und, 
wie ich schon erwähnte, mit acht gegen die Stimmen 
der SPD angenommen und dem Landtag zur Annahme 
empfohlen. 
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Gestern morgen hatten wir noch einmal eine Sitzung. 
Eine Änderung der Standpunkte hat sich nicht er
geben, so daß die Mehrheit des Ausschusses dem Land
tag empfiehlt, diesem Antrag des Agrarpolitischen 
Ausschusses zuzustimmen. 

Präsident: 

Nach der Berichterstattung ist die Aussprache eröff
net. Das Wort hat der Abgeordnete Schmidt von der 
Fraktion der SPD. 

A b g. S c h m i d t : 
Meine Damen und Herren! Ich dar! au! meine Aus

führungen in derletzten Lc1ndtagssitzung verweisen, wo 
leb damals darauf hingewiesen habe, daß der staatliche 
Streubesitz im Regierungsbezil'k Montabaur eine wich
tige soziale Funktion In diesem Bezirk ausübe. Ich bin 
dem Herrn Berichterstatter dankbar, daß er diese da
maligen Feststellungen heute unterstrichen hat. Das 
von der Domänenverwaltung übermittelte Material 
besagt uns, daß das in 797 landwirtschaftlichen Klein
betrieben unter 2,5 ha Betriebsgröße 256 ha staatlicher 
Streubesitz, in 467 'Betrieben zwischen 2,5 ha und 5 ha 
Größe 330 ha und in 172 Betrieben über 5 ha bis 7,5 ha 
262 ha staatlicher Streubesitz eingeschlossen sind. Diese 
Zahlen beweisen, daß der staatliche Streubesitz, was 
ich auch in der vorigen Sitzung betonte, zu einer Auf
füllung der · landwirtschaftlich schwächeren Betriebe 
herangezogen wurde, insbesondere aber wirksam 
wurde zur Verbesserung der Existenzen von Arbeit-
11e'hmern, die nach ihrer Schichtzeit auf Grund der 
schlechten Lohnverhältnisse, die von jeher in unseren 
Westerwaldbezirken gegeben waren, sich verpflichtet 
fühlten, zur besseren Ernährung der Familie noch ein 
kleines Stück Ackerland nebenher zu bewirtschaften. 
Diesen Leuten ist aber auch bei den jetzigen Geld
und Einkommensverhältnissen die Möglichkeit genom
men, als Käufer diel!er Domänenstreubesitzungen in 
Erscheinung zu treten. Nun sagt zwar der heutige Be
richterstatter, daß das hier angesprochene Pachtland 
dann nicht zum Verkauf gestellt werden sollte, wenn 
es !ür Pachtzwecke von den kleinen Leuten bean
sprucht würde. Ich muß hier schon einen alten 
Westerwälder Ausdruck zitieren, der besagt: Nach
tigall, i' hör' di trapsen! Es wird so kommen, daß die 
derzeitigen Pächter eines Tages durch irgendwelche 
Umstände von der Pacht freigesetzt werden, und dann 
wird der Kapttalstärkere und damit der größte Bauer 
des Dor!es als Käufer in Erscheinung treten. (Abg. 
Diel: Vollkommen falsch!) - Sie haben ja keine Ah
nung von den Dingen, ich werde es Ihnen gleich 
sagen - und wird dann zu jener Sperre führen, die 
ich in der vorigen Sitzung bereits herausgestellt habe. 
Der staatliche Streubesitz bei uns würde dann der 
Funktion entkleidet, zur Verbesserung der wirtschaft
lichen Existenz der kleinen Leute noch wirksam zu 
werden. Das, was hier seit Jahrhunderten im Hessen
Nassauischen üblidl und gegeben war, ist eine echte 
Ergänzung jener Reste gemeinwirtschaftlicher Vergan
genheiten, die bei uns noch auf anderen Gebieten zu 
verzeichnen sind. Wir haben nicht nur diese Wirkung 
bef staatlichem Streubesitz, wir haben die gleiche Wir
kung bei unserem kirchlichen Streubesitz, beim Ge
meindebesitz und In unseren Gemeindewaldungen. Das 
Vorhandensein solcher Vermögen in der öffentlich
rechtlichen Hand hat im Hessen-Nassauischen von je
her zu einer Funktionierung des Gemeindelebens ge
führt, wie das in Ihrem Bezirk, Herr Kollege Diel, wo 
die Intei·essentenhaufen gegeben sind, niemals der Fall 
war. Sie kBnnen ja gar nicht würdigen, welche Funk
tionen in unserem Gemeindeleben von diesen Dingen 

ausgingen. Sie können nicht wüt'digen, wie wertvoll 
es in unserem alten nas5auischen Gebietsteil ist, zu 
wissen, daß hier noch über die öffentliche Hand ge
wisse soziale Härten ausgeglichen werden können. Wir 
verwahren uns dagegen, das möchte ich ganz eindeu
tig sagen, daß hier im Landtag von Kräften, die zu 
der Westerwälder Heimat gar keine Beziehungen 
haben, der Versuch gemacht wird, unsere alte soziale 
Ordnung aus den Angeln zu heben. {Sehr richtig!) 
Wenn Sie schon die Frage ansprechen wollen, hätten 
Sie sie ansprechen lassen sollen von politischen Ver
tretern aus dem Bezirk, die die Dinge kennen. Es ist 
bezeichnend, daß weder in der bisherigen Debatte noch 
in der Berichterstattung Vertreter aus dem Wester
wald zu den Dingen Stellung genommen haben. Ich 
muß hier einmal etwas ganz deutlich sagen: Wir haben 
uns von den vier nassauischen Kreisen bisher an den 
·r.rnterhaltungen über die Auflösung des Landes kaum 
beteiligt. Wir wa1·en immer der Auffassung, das sind 
Dinge, die nicht auf unserer Ebene, sondern au! höhe
rer Ebene eines Tages geordnet werden. Wir haben 
uns aber dagegen gewehrt, daß wertvolle Bestandteile 
unseres Verwaltungslebens jetzt aufgelöst würden . 
Wir haben uns gewehrt, als die Fl'age der Gemeinde
verfassung angesprochen wurde, wo die Frage gestellt 
~'Urde, ob Amtsbürgermeistereien gebildet werden 
sollten oder nicht, wil' haben uns bei anderen Ge
legenheiten gewehrt, und die Landesregierung hat e-; 
bisher glücklicherweise verstanden, das Eigenleben 

auf all den Gebieten zu sichern. Wir haben im Ge
meindewahlgesetz darauf Rücksicht genommen und 
auch in anderen Dingen. 

Hier wird erstmals der Versuch gemacht - ich möchte 
das gan:z deutlich sagen - von Gebiets!remden, in un
sere althergekommene Ordnung einzugreifen. Ich muG 
den Landtag mit Rücksicht auf die politischen Folgen 
vor dem Versuch warnen. (Beifall.) 

Präsid~nt~ 
Das Wort hat der Abgeordnete Die! (CDU}. 

Abg. Diel: 

Meine Damen und Herren! Ich darf zunächst meinem 
Bedauern darüber Ausdruck geben, daß der verehr
teste He1-r Kollege Schmidt, der sonst immer durch 
Sachlichkeit und Objektivität aufzufallen pflegt (Abg. 
Hertel: Auch heute!), sowohl in der letzten Sitzung 
wie heute, die Dinge verdreht und auf den Kopf stellt. 

Verehrtester Herr Kollege Schmidt! Ich habe bei der 
letzten Sitzung nach Ihnen das Wort nicht mehr ge
nommen. Ich muß Sie heute daran erinnern, daß Sie 
in der letzten Sitzung zu dem Antrag der CDU Aus
führungen gemacht und sich auf Formulierungen be
zogen haben, die in dem Antrag überhaupt nicht ent
halten waren. Sie haben das letzte Mal lang und breit 
argumentiert mit dem angeblich vorgesehenen Ver
kauf des Besitzes kleiner Pächter an „anderweitige 
Interessenten". Diese Formulierung, Herr Kollege 
Schmidt, hat nie in dem Antrag gestanden. Darum 
waren Ihre Ausführungen vollkommen abwegig und 
falsch. Und auch heute, verehrtester Herr Kollege 
Schmidt, geht es bei der Behandlung der vorliegenden 
Grundsatzfragen keineswegs um irgendwelche beson
deren, nur im Westerwald vorliegenden Verhältnisse, 
sondern es geht hier eben um eine Grundsatzfrage 
(Zurufe bei der SPD: Jawohl!). Herr Kollege Kuhn, 
daß Sie und Ihre Fraktion in bestimmten Grundsatz
fragen anderer' Meinung sind als wir, ist uns bekannt. 
(~urufe der SPD, Abg. Hertel: Gott sei Dank.) Ich 
lege den allergrößten Wert darauf, Herr Kollege Völ-
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ker, daß diese Verschiedenheit der Auffassung klipp 
und klar in Erscheinung tritt. (Abg. Völker: Darauf 
legen wir auch Wert!) Meine Damen und Herren. ich 
habe bereits mehrfach betont, daß es bei der Durch
fühnmg des sozialen Werks der Bodenreform und 
der Siedlung ein vollkommen unmöglicller Standpunkt 
ist, • die soziale Verpflichtung und Aufgabe zu be
schränken auf den privaten Großbesitz, dagegen der 
Staat mit seinem Land, insbti;undere mit dem Land, 
das für überragende, der Allgemeinheit dienende 
ZwcC!ke nic.;ht benötigt wird, die Beteiligung an diesem 
sozialen We1·k verweigert. {Abg. Beckenbach: Dasselbe 
habcr. die JunkPr 1919 gesagt!} Verehrtester Herr Kol
lege Beekenbach, wenn die .Junker das gesagt hätten, 
dann hätt.Pn i;iP ri>cht gehabt. (Abg. Beckenbach: Das 
haben sie gesagt!) Denn ein Grundsatz, verehrtester 
Herr Kollege, wird nicht deshalb falsch, weil er von 
irgendwem vertreten wird. er kann nur an sich sach
lich l'ichti~ oder sachlich falsch sein. Meine Damen und 
Herren l Wir von der CDU i;tehen auf dem Standpunkt. 
daß der Staat unter den gegebenen sachlichen Vor~ 
al1ssebmngPn .sich an der Durchführung des sozialen 
Siedlungswerks beteiligen muß. Die Grundsätze, nach 
wf>lchen :sich der St.R<1t beteiligen muß, sind festgelegt 
in di>r Drucksachl" tI/1717. die vollkommen einheitlich 
sein sollen - ganz gleichgültig, ob es sich um Privat
besitz, Körper:-<'haft:-besitz oder Staatsbesitz handelt. 
Sie sind in diesem Antrag erneut herausgearbeitet 
worden. Es ist nicht ganz richlig, meine Damen und 
Herren, daß es sich hier um eine ,.Lex Montabaur" 
handelt. Das ist ein großer Irrtum. (Abg. Feiler: Lex 
Diel1) Meinetwegen nennen Sie es eine „Lex Diel''. 
Hel'I' Kollege Kuhn, wenn Sie diesen Antrag eine 
.. Lex Diel'' nennen, dann empfinde ich das als eine 
Elm~. (Oho-Rufe rn>i der SPD.) Ich habe nichts dagegen 
einzuwenden, Herr Kollege Kuhn, wenn Sie diese 
._Lex Diel'' auch drH\lßen in den Versammlungen ge
nau so behandeln wie s,ie hier behandelt wird. Ich 
d;nf Ihnen sagen, Herr Kollege Kuhn, daß die Fl'age, 
die hier zur Behandlung steht, nicht nur eine Frage 
Montabaur ist. Sie hätten sicll soeben von dem ver
~hrten Herrn Kreistagskollegen Wingender von Mon
zingen erzählen lassen können, daß ich noch in den 
let;,;ten Tagen genau das gleiche Problem für Kreuz~ 
nach bearbdtet habe, nämlich für die Gemeinde Brau
weiler in de1· Amtsbürgermeisterei Monzingen. (Abg. 
Cronenbold: Dort gibt f?'S St,eubesitz an Weinbergen!) 
Ach reden Sie doch nicht von Weinbergen. Der Herr 
Kollege Schmidt hat vorhin geglaubt, mir sagen zu 
müssen, ich verstünde nichts vom Westerwald. Ich 
will nicht 1,0 unhöflich sein, Herr Kollege Cronenbold, 
mir diesen Vorwurf des Herrn Kollegen Schrrudt 
Ihnen gegenüber zu eigen zu machen (Heiterkeit). 
Wenn Sie sif:h aber die Mühe machen wollen. einmal 
in das Gebiet Kreuznach zu kommen, und wenn Sie 
Ihren Freund Wingender, der, wie ich vermute, hier 
im Hause ist, befragen, wie es nun eigentlich in seiner 
Amtsbürgermeisterei Monzingen, der ein Teil des 
Kl'eises K1·euznach ist, aussieht, dann werden Sie von 
ihm hören, daa es in seinem Amtsbezirk auch ein 
paar Weinberge gibt; im übrigen aber gibt es dort 
Kleinbauern und Kleinstbauern, die genau so, Herr 
Kollege Kuhn, an der Durchführung dieses Antrages 
interessiert sind, wie die Klein- und Kleinstbauern in 
Montabnur. Ich darf Sie darauf aufmerksam machen, 
daß wir uns im Agrarpolitiscllen Ausschuß außerdem 
über Probleme anderer Landesteile untet·halten haben. 
So wurde von einem Mitglied unseres Hauses darauf 
aufmerksam gemacht - es war Herr Dr. Schüler -, daß 
bei der Durchführung gewisser Maßnahmen, z. B. der 
Anlage von Flugplätzen, eine ganze Menge kleiner 
Bauern ihr Land verliert, und er hat bei dieser Ge-

legenheit folgende Frage gestellt: Ist es nicht auch im 
Bezit'k von Simmern und Bernkastel eine Verpflidl
tung des Staates, zu übe1·prüfcn, ob und in welchem 
Umfang, verehrtester Herr Minister, Land dort ent
behrlich gemacht werden kann. Daß das so ohne wei
teres nicht geht, darüber brauchen wir nicht zu strei
ten. Wir haben deshalb ja in den Grundsätzen des 
Antrages IL'l 717 eingehend festgelegt, unter welchen 
Voraussetzungen Land abgegeben werden kann und 
unter welchen Voraussetzungen nicht. Also, meine 
Damen und Herren, ich glaube, das hier sagen zu müs
sen, um den Irrtum zu zerstreuen, als handele es sü.h 
hier lediglich um eine Angelegenheit Montabaur. Das 
stimmt nicllt. Aber die Frage, verehrtester Herr Kol
lege Schmidt, Montabau1·, ber.ieht sich auf 3000 Päch
ter. Kein ei.nz.igel' dieser Pächter darf um sein Land 
gebracht werden. Hen- Kollege Schmidt, wenn Sie es 
nicht wissen, dann fragen Sie bitte Ihre Kollegen, 
was Im Ausschuß verhandelt und zu Protokoll ge
geben worden ist, und die einzelnen Beschlüsse, die 
eingehend durchdacht sind, außerdem noch durch pro
tokollarische Niederschriften ergänzt worden sind. Da
nach steht fest, daß keinem einzigen Pächter sein 
Pachtland genommen werden darf. Es soll ihm die 
Möglichkeit eröffnet werden, das Pachtland als Eigen
tum zu übernehmen. Wenn er von der Möglichkeit 
aber keinen Gcbrnuch machen will, dann wird ihm 
das Land nicht genommen, und es darf ihm nicht ge
nommen werden. 

Es ist dann von dein Berichterstattet· bet·cits die 
Frage behandtll worden, welche die Ziffer 1 betrifft: 
„Sow(>!t d!P!ler Grundbesitz in den Gemeinden eine 
i;oziale Funktion hat, ist dem Rechnung zu fragen." 
Dei· Berichterstatter hat den Sinn dieser Ausführung 
nicht erschöpfend wiedergl:'gebcn. Herr Kollege Dem
merle, seien Sie mir nicht b<lse, wenn ich das hier 
sage. Der Punkt, der von ihm erwähnt wurde, daß 
keinem Pi=khter sein Land genommen werden darf, 
und daß ln keinem Fiille, Her, Kofü•g.e Schmidt. Land 
;,;ugctcilt wird, \\'enn diP Größf> einer Ackernahrung 
bereits erreicht wurde, das ist richtig. Aber wir haben 
!m Ausschuß außerdem auch noc>h darüber gespromen, 
daß unter so7.lalen Interessen noch eine ganze Reihe 
;:mderer Dinge ve>r~;,nrlE>n w~d1m soll. Die Aus
legung des Begritrs, mE>ine HPrreri. <lRs muß ich hier 
nachdrücklich betonen. ist nicht. e in>?. Angelegenheit -
verzeihen Sie, Herr Minif,ter - der Ministerialbürokra
tie, sondern die Au~legung soll eine Sache der Be
zirke kf'in, in erster Linie aber de;; zuständigen R.egie
rungspräsidenten und seiner nachgeordneten Sachbe
arbeiter. So, meine Damen und Herren, liegen die 
Dtngc. Und wir haben dann die Frage unter Berück
sichtigung des Mom~n; dahingehen<:! gelöst, Herr Kol
lege Schmidt, daß kein Vorwurf erhoben werden kann, 
irgendein Gebiet würde etwa ausgeräubert. Das trifft 
nicht nw· Montabaul', sondern gf>mw so die Pfalz oder 
ein anderes Gebiet Deshe1lb ha ben wil· in Ziffe r 4 die 
Festlegung getroffen, daß der Wert eines veräußerten 
Besitzes, also de1· Erlös. nicht vom Lanrl uncl der all
gemeinen Finanzverwaltung in Anspruch genommen 
werden darf, sondern das er angelegt werden muß im 
Interesse des Gebietes. Somit. Meine Damen und Her
ren, glaube Ich, behaupten zu dürfen, daß die Beden
ken, d!e in der letzten Sit1.ung hier und da zum Aus
druck gebracht wo1·den sind, restlos behoben sind, und 
ich darf bitten, den Antrl\g anzunehmen. (Beifall bei 
der CÖU.) 

Präsident: 

Das Wort hat del' Abgeordnete Griesbeck von der 
kommunistischen Ar bei lsgem~ in sdta f t. 
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A b g. G r i e s b e c k : 

Meine Damen und Herren! Es kreißten die Berge ... , 
so ungefähr könnte man als Oberschrift zu der Aus
i;prache über den Punkt Bodenreform und La.ndessied
lung sagen. Es ist geradezu tragisch, daß wir heute 
nach über4 Jahren glauben, mit einer derartigen Vorlage 
an Stelle der Bodenre!orm, einer winzig kleinen Sied-
1 ungsreform - wenn ich mich so ausdrücken darf -, 
einer Siedlungsbestrebung, zur Durchführung verhel
fen zu können. Ich kann mir vorstellen, Herr Kollege 
Diel, daß es einfacher ist, vom Staat zu verlangen, 
daß er diejenigen Ländereien, die außer der Tatsache, 
daß sie - wie wir w:!ederholt hier gehört haben - eine 
sehr wichtige soziale Funktion zu erfüllen haben, 
nämlich d'!e, dem weniger begüterten Landbesitzer 
durch Zupachten etwas mehr Land zu gewähren noch 
die außerordentlich wlchtige Funktio.n eines Boden
preisregulativs haben, daß er diese Ländereien weg
gibt, um damit - und das ist d11s allerschönste - even
tuell das Privateigentum, den Privatgroßgrundbesitz, 
der Zehnta1.1sende von Hektar hat und sich nicht von 
einem zu trennen vermag, zu entschädigen. Auf solche 
Art und Weise wird nle etwas Positives gesc4affen 
werden können, das auch nur in etwa den berechtigten 
Wünschen und Ansprüchen derer, die seit Jahren auf 
die Erfüllung der Versprechungen warten und harren, 
gerecht wird. (Abg. D!el: Das ist völlig haltlos!) Es 
Ist nicht haltlos, es ist auch wiederholt in den Aus
schußsitzungen des Agrarpol!tischen Ausschusses zur 
Sprache gekommen, wie man den Protokollen ja ent
nehmen kann. Auf der anderen Seite könnten Sie 
Herr Kollege Diel, als einziges Argument ;für ein~ 
Überführung dieser Streulandflächen in Privatbesitz 
anführen, daß vielleicht oder der Wahrscheinlichkeit 
nach eine etwas bessere Bearbeitung des Bodens statt
finden würde. Dieses Argument läßt sich aber ohne 
weiteres entkrä!ten, oder bzw. diesen Ihren Bedenken 
kann man ohne weiteres dadurch begegnen, daß man 
die Pacht sehr langfristig setzt, daß also die Pacht
verträge auf sehr lange Zeiträume abgeschlossen wer
den, so daß der jeweilige Pächter Int~resi;e daran hat, 
diese Grundstücke, die er in Pacht genommen hat, ent
sprechend gut und anständig zu düngen. Wir werden 
au! keinen Fall zu einer solchen Handlung unsere Zu
stimmung geben, zum mindesten auch nicht daran 
denken, irgend etwas Derartiges vornehmen zu lassen, 
solange man nicht ~ndllch einmal daran geht, ernst
haft die Bodenreform durchzuführen. Und diese Bo
denreform, meine Herren, die man vier Jahre lang 
den Leuten, die so sehnsuchtsvoll darau.f warten, wie 
eine Fahne voraus!lattern läßt, dfe Immer weiter ent
schwindet, diese Bodenreform kann eben - das werden 
Sie wohl langsam gemerkt haben - so nicht durch
geführt werden, wie Sie sie seinerzeit planten und 
vergeblich seit vier Jahren versuchen, durchzu!ühren. 
Hier besteht nur eine Möglichkeit, daß Sie das Land 
denen, die es vor Jahrhunderten auf irgendeine son
derbare Art des Raubrittertums sich weggeholt haben, 
ebenso gnadenlos wieder wegnehmen und denen · zu
ril<'kgeben, deren Vor!ahren man es seinerzeit abge
holt hat. Nur auf eine solche Art und Weise wird es 
möglich sein, die so lange angestrebte und von Zig
tausenden so sehnlichst erwartete Bodenreform zu 
realisieren. Auf der anderen Seite gestatten Sie mir 
noch kurz, meine Damen und Herren - weil wir ge
rade von Montabaur und dem Westerwald sprechen -, 
daß ich Sfe daran erinnere, daß nicht nur die Zutei
lung von Land, sondern daß auch infolge der gr.oßen 
Naturkatastrophen, die dort stattgefunden haben, Zu
schüsse an die armen kleinen und kleinsten Bauern 
vonnöten sind, damit sie wenlg~tens in der Lage sind, 

für dieses Jahr ihre Felder wieder zu bestellen. Es 
fehlt in bestimmten Gebieten, die durch die Unwetter
katastrophen so schwer gelitten haben, am Allernötig
sten, sogar am Saatgut für Hafer. (Zuru! Dr. Zimmer: 
Das ist doch bereits im wesentlichen erfolgt!) Der Herr 
Minister hat leider nur 12 000 M11rk zur Verfügung 
gestellt, und ich würde bitten und glaube dabei die 
Zustimmung des · Hauses zu haben, daß er uns ver
sichert, daß das in der nächster. Zeit auf schnellstem 
Wege durchgeführt wird und daß er die 15 000 Mark 
anweist, denn sonst wird es zu spät sein, Herr Kollege, 
für die Einsaat des Hafers ~. es ist sozusagen die letzte 
Stunde. 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Be~·kcmbach von der 
SPD. 

A b g. B e c k e n b a c h : 

Meine Damen und Herren! Herr Kollege Diel hat 
richtig zum Ausdruck gebracht: Es geht hier um 
Grundsatzfragen, - jawohl, es geht um Grundsatz
fragen. (Abg. Diel: Sehr wahr!) Aber der Beweis 
dafür, wie gefährlich es ist, mit Palliativmitteln 
grundsätzliche Fragen zu lösen, geht aus der Zusam
menstellung zweier Gedanken hervor. Herr Kollege 
Diel hat zum Ausdruck gebracht, daß bei der Rege
lung im Gebiet Montabaur zwei Momente berücksich
tigt werden müßten: 1. müsse der Kleinbetrieb auf
gestockt werden zu einer Ackernahrung, 2. müßten die 
jetzigen, seitherigen Pächter das Recht haben, das 
Land zu kaufen. Wir haben hier ungefähr 12 oder 13 
Pächter, die bei einem Eigenbesitz von 50 bis 130 
Morgen noch 40 bis 50 Morgen Staatsland haben. Wird 
diesen Pächtern gestattet, zu ihrem Eigentum Besitz 
v~m über einet· Ackernahrung noch eine Ackernahrung 
hmzuzukaufen? {Abg. Diel: Nein! Das ist doch 
klipp und klar!) Nein - es heißt hier, es wird 
zum Ausdruck gebracht, daß der seithertge Pächter 
das Recht hat, das Land, da~ er in P:1cht hat zu kau
fen. (Abg. Diel: Bis zu einer Ackernahrung!) Dann 
muß dem Mann, wenn er staatlichen Grundbesitz in 
Besitz und über eine Ackernahrung hat, dieser 
staatllche Grundbesitz abgenommen werden. (Abg. 

· D!el: Nein!) Ja, dann widerspricht das ja dem Grund
satz! (Abg. Diel: Das ist doch klipp und klar!) Nein. 
das ist nicht klar! Zweitens müssen wir uns darüber 

· untel'halten ... (Abg. Die!: Sie waren doch im Aus
schuß!) jawohl, und da habe ich aus dem Grunde 
meine Gegnerschaft demonstriert, weil es ganz un
denkbar ist, wenn der kleine Pächter aus Mangel an 
Mitteln sich das Staatsland nicht kaufen kann, geben 
wir dem großen Pächter dann das Recht, das Land zu 
kaufen? (Abg. Schlick: Das ist doch alles festgelegt!) 
~ein, dai, ist nicht wahr, das i~t nicht festgelegt, - es 
1-st festgelegt, daß (Protestrufe bei der CDU!) aber dar
über hinaus, wollen wir um gar nicht i,treiten, ich 
wollte nur beweisen, wie ungenügend dieser Gedanke 
durchdacht ist und wie grundsätzlich falsch er ange
faßt wird. Aber die Bedeutung wird erst dadurch er
hellt, meine Damen und Herren, wenn wir z. B. den 
ersten Absatz in Drucksache II.'1782 lesen: ,, .. . den 
landwirtschaftlich genutzten staatseigenen Grundbe
sitz (Acxer- und Grünlandflächen), soweit dieser nach 
den vom Landtag gemäß Drucksarhe Il/1702 beschlos
senen Grundsätzen als entbehrlich erscheint.,.". Die 
Drucksache II/1717 sagt in ihrem ersten Absatz: 

·,,Im Interesse einer erfolgreichen Durchführung der 
Bodenreform und der Gleichheit aller vor dem Gesetz 
fordert der Landtag im Sinne de1< § 7 Abs. 1 und 2 des 
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Bodenreformge8dZt'S von der L,:mde~regierung· eine 
grundsätzlich gleiche Behandlt111g aller Arten von 
Grundeigentum." 

Das ist die grundsätzliche Frage, Herr Kollege Diel. 
Sie wollen allen Staatsbesitz unter die Bestimmungen 
des Bodenreformgesetzes stellen, das heißt - Ich habe 
das schon einmal ausgeführt, meine Damen und Her
ren. besonders meint> Damen und Herren von der 
C'DU, bedenken Sie das -, wenn die Gleichstellung 
,weh des Sta~tes, wir sagen als Kon!lequenz dann die 
Gleichstellung aller juristischen Personen des öffent
lichen Rechts, auch der Kirchen, auch der Gemein
den, dann hätte es einen Sinn, da5 ist natürlich nicht 
darin enthalten. Es soll über diese Ländereien der 
juristi~cht"n Personen ein Bericht erstattet werden, 
weil wir ja da eine Änderung des Gesetzes herbei
führen müssen. Es fragt sich überhaupt, hat der 
Agrarpolitische Ausschuß das Recht, der Regierung 
vorzuschlagen, den Staatsbesitz unter die Bestimmun
gen des Bodenreformgesetzes zu hringen. Darüber 
mü~sen wir uns noch unterhalten. Aber daneben stel
len Sie sich vor, das Bodenreformgesetz verlangt jetzt, 
<i~ß auch der Staat seine ganzen Besitzungen meldet, 
wie alle Privatbesitzer sie gemeldet haben, Herr Die!. 

Es gibt nichts anderes] WPnn auch meinetwegen in 
dem Protnknll da~ nicht ges!l,gt wi.rd. Wenn aber der 
Staat vor dem Gesetz gleichgestellt wird, dann muß er 
allen Grundbesitz uber 150 Hektar im Rahmen des 
Einheitswertes von 150 000 Mark der Bodenreform zur 
Verfügung stellen. Das ist die grundsätzliche Frage, 
gegen die wir uns wehren. Aus dem Grund haben wir 
auch in den agrarpolitischen Beratungen zum Ausdruck 
gebracht, solange die Möglichkeit noch nicht erschöpft 
ist, durch Realisierung des Bodenreformgesetzes Sied
lung~land in aw;giebiger Weise zur Verfügung zu stel
len, wehren wir uns entschieden dagegen, einen Aus
verkauf des Staatsbesit?.es zugunsten der Großgrund
besitzer vornehmen zu la~sen. Wir wollen keine Staats
mittel zurVerfügun~ stellen. um den Fürsten von Hatz
feld und von Wied die Gelder flü~sig zu machen, die wir 
ihnen für ihren Boden, den wir teuel' abkaufen müs
sen, be7.ahlen, Dagegen wehren wir un~! Darum ist es, 
grun<i~ät.zli<'h gesehen, grundfalsl'h, eine solche Rege
lung am falschen Ende anzufangen. 

Ich 8agte sehon einmal, das ist die Art, wie es nach 
1919 im Preußischen Landtag und im Deutschen Reich 
gemacht wurde, um die Bodenreform, die auch eine 
politische Bedeutung hat, zu verhindern. Die Boden
reform hat die Bedeutung, die Großgrundbfäit:r.er puli
t i~eh machtlos zu machen, diese Großgrundbesitze1·, 
die uns in die Verhältnisse geführt haben, in denen 
wir heute sind. Um diesen Bestrebungen von Staats 
wegen das Rückgrat zu brechen, hat Herr Diel ver
sucht, über den Staatsbesitz hinaus das Interesse der 
Bodenreform von den eigentlichen Landabgebcrn ab
zulehnen. Und dagegen wrhren wir lm5. 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Schweinhardt von der 
Freien Demokratischem Partei. 

A b ,g. Sc h w e i n h a r d t: 

Zu dem Urantrag der CDU vom September vorigen 
Jahi·es - Drucksache Il/1658 - hatte meine Partei durch 
mich selb~t ihre positive Stellungnahme hier bekannt.
gegeben. indem wir für den Antrag gestimmt haben. 
\l\1 ir sind der Auffassung, wenn die Bodenreform :;;chon 
beschlossen ist, daß nicht allein der Privatbesitz blu
ten soll, sondern auch in erster Linie der Staat seinen 
Streubesitz zur Verfügung stellen soll, um selbst mit 
gutem Beispiel voranzugehen. 

Bei der Ausschußsitzung wurde die sm:iale Funktion 
des zur Debatte stehenden Landes im Westerwald von 
dem Hetrn Abgeordneten Rörig beleuchtet. Ich hal.te 
selbst in dieser Ausschußsitzung Bedenken und ge
wisse Hemmungen, so vorzugenen, wie es der Antra.l{ 
vorsah. Nachdem aber i.r. dem An trag solche Sicherung<'n 
f.!ingebaut worden sind, daß del' kleinste Pächter und 
der Besitzer immer wieder zurecht komrnE"n, können 
wir gar kein Hemmnis mehr sehen, diesen Streubesitz 
zur Verfügung zu stellen. Meine Fraktion stimmt die
sem Antrag 'JI.11716 hiermit zu. 

Präsident: 

Der Abgeordnete Beckenbach · hat soeben die Frage 
wegen der Zuständigkeit der Ausschüsse gestellt. Diese 
Frage ist auch heute morgen von einigen Abgeordneten 
an midi herangetragen worden Wir sind zwar am 
Ende unserer Legislaturperiode, aber ich mache noch 
einmat darauf aufmerksam, daß . es geschäftsot'dnungs
mäßig so ist, daß die Ausschüsse nur über die ihnen 
vom Landtag zugewiesenen Autgabcn zu beraten ha
ben. Die Legislative ist einzig und allein der Landtag. 
(Sehr richtig! bei der CDU.) Ich lasse nunmehr über 
die Drucksache II, 1782 abstimmen. Wer dem Antrag 
TI.'1782 sein<:> Zui,timmung geben will, den bitte ich um 
Et'hebung der rechten Hand! - Die Gegenprobe! - Ich 
muß auszählen lassen. Moment bitte. Ich bitte Sie, die 
Hände hochzuhalten, - Der Antrag ist mit Mehrheit 
angenommen. 

Meine Damen und Herren! Ich schlage Ihnen vor, 
daß wir nunmehr in die Mittagspause eintreten. Wie
derbeginn der Sitzung ist um 14 Uhr. Die Sitzung ist 
unterbrochen. 

Ende der Sitzung: 13.07 Uhr. 

Wiederbeginn der Nachmittagssitzunl!! um l4.15 Uhr. 

Vizepräsident Zie•gler: 

Meine Damen und Herren! Die Sitzung ist wieder 
eröffnet. Wir kommen zum Punkt 7 der Tagesordnung: 
Zweite und dritte Beratung eines zweiten Landesge -
setzes über den Abschluß der poJitischen Säuberung in 
Rheinland-Pfalz - Drucksache IL'l709 - Berichterstat
tung; Rechts-, Geschäftsordnungs- und Petitionsaus
schuß - II/1757 - Be1·ichler~t<1tl1:i· ist der Abgeordnete 
Scheerer. Ich erteile ihm das Wort. 

Ab g. Scheer er: 

Meine Damen und Herren! In der Druck~ache Ufl 709 
liegt Ihnen eine Regierungsvorlage vor übe1· den Ent
vvurf eines zweiten Landesgesetzes über den Abschluß 
der politischen Säuberung in Rheinland-Pfalz. Der 
Rechtsausschuß, dem diese Vorlage zur Beratung zu
gewiesen wurde, hat sich in seiner Sitzung vnm 14. 
Milirz mit der Vorlage befaßt. Während das erste Lan
desgesetz, das der L<lndtag im vergimgenen Herbst 
verabschiede-te-, eine erhebliche Einschränkung der 
Tätigkeit der Säuberungsbehürden vot·sah, bezweckt 
dieses zweite Landesgesetz, die Tätigkeit der Säube
rungsbehöt'den zum Abschluß zu bringen. Es sieht vor, 
daß mit Ablauf des 31. März bzw. L April die Säu
berungsbehörden aufgelöst wctdcn, d. h,, daß sie ihre 
Tätigkeit eini;1.ellen, Beim Innenministerium soll eine 
Abwicklungsstelle eingerichtet wet·den, die die zur 
Zeit noch nicht zu Ende geführten Fälle dann zu Ende 
führen soll. 

, Es wurde im Ausschuß darauf hingewiesen, daß zur 

j Zelt ehva 120 Fälle nuch nicht endgültig abgeschlossen 
· sind, Die bei den Säubernngsbehörden beschäftigten 

' Personen, Beamte und Ange~tellte - es handelt sich zur 
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Zeit noch um rund 50 - werden zum 31. März ent
lassen bzw. ist ihr Beamtenverhältnis widerrufen. Zum 
Teil werden die Angestellten und Beamten in die Ab
wicklungsstelle übernommen, z.um Teil erhalten sie den 
im früheren Gesetz vorgesehenen Sicherungsschein zur 
Oberführung in eine andere Tätigkeit im öffentlichen 
Dienst. 

Der Rechtsausschuß hat sich mit der Vorlage befaßt 
und gegen die Formulierungen im wesentlichen keine 
Bedenken vorzubringen; er macht lediglich einige Vor
schläge mehr redaktioneller Art. Sie finden diese in 
der Drucksache IL'1751, und zwar sollen im Abs. 1 statt 
der Worte „Mit Wirkung vom 1. April" eingesetzt wer
den „mit Ablauf des 31. März 1951", d. h. mit Ablauf 
des 31. März 1951 ,stellen die jetzigen Behörden· ihre 
Tätigkeit ein, und mit dem l. April übernimmt die Ab
wicklungsstelle, die beim Innenministerium gebildet 
wird, die Aufgaben und Befugnisse. Ferner sollen an 
den verschiedenen Stellen, wo die Worte „Ministerium 
für Inneres und Wirtschaft" in der Vorlage gebraucht 
werden, diese gestrichen und statt dessen die Worte 
,,Minister:ium des Innern" eingefügt werden. 

Das sind die wesentlichen Änderungen, die Ihnen 
der Rechtsausschuß vorschlägt. Die Vorlage wurde im 
Rechtsausschuß einstimmig angenommen. Der Aus
schuß empfiehlt Ihnen gleichfalls die Vorlage zur An
nahme. 

Vize prä s i den t Z i e g l er: 

Nach der Berichterstattung kommen wir zunächst 
zur zweiten Lesung. Ich eröffne die Aussprache. Der 
Ältestenrat schlägt Ihnen eine Redezeit von zehn Mi
nuten vor. Widerspruch dagegen erhebt sich nicht, es ist 
so beschlossen. Wortmeldungen liegen nicht vor. Wir 
kommen zur Einzelberatung. Ich rufe auf die §§ 1, 2, 
3, 4, Einleitung und Überschrift. Auch hier liegen 
Wortmeldungen nicht vor. Die Besprechung ist ge
schlossen. Wir kommen zur Abstimmung. Ich lasse zu
nächst abstimmen über den Änderungsantrag des 
Rechts-, Geschäftsordnungs- und Petitionsausschusses. 
Wer dem Änderungsantrag, Dl;ucksache Il/1757, seine 
Zustimmung geben will, bitte ich die Hand zu erheben. 

Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 

Wir kommen zur Abstimmung in zweiter Lesung. 
Wer dem Zweiten Landesgesetz über den Abschluß 
der politischen Säuberung in Rheinland-Pfalz in der 
Vorlage II/1709 mit der Drucksache II/1757 in zweiter 
Lesung zustimmen will, bitte ich die Hand zu erheben. 

Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 

Wir kommen zur dritten Beratung. Das Wort hat der 
Abgeordnete Buschmann von der Arbeitsgemeinschaft 
der Kommunistischen Partei. 

A b g. B u s c h m a n n: 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß dieser 
Gesetzentwurf von einer solchen Bedeutung ist, daß es 
notwendig Ist, vor der Annahme dieses Gesetzentwurfs 
einige wichtige Bemerkungen zu machen. Sie alle wis
sen, daß die Frage der politischen Säuberung nach der 
Kapitulation im Jahre 1945 eine der Hauptfragen in 
der deutschen Politik wurde, daß nicht nur das deut
sche Volk selbst unmittelbar an der Überwindung des 
Faschismus und Militarismus interessiert war, sondern 
daß der Friede der Welt und die Einheit unseres Va
terlandes in entscheidendem MaSe von der Überwin
dung des Faschismus und Militarismus abhängt. 

Wegen dieser eminenten Bedeutung, die diese Ft'age 
hat, befaßte sich der Landtag in sehr zahlreichen De
batten mit dieser Frage und die Meinungen über das 
System der Entnazifizierung, die Meinungen über den 
Weg, der zur Überwindung des Faschismus und Mili
tarismus führen kann, liegen sehr weit auseinander. 
Man muß feststellen, daß auch heute, zu einem Zeit
punkt also, z.u dem em solcher G~~etzentwurf vorliegt, 
es keinesfalls so ist, daß hier eine einheitliche Meinung 
zu dieser Frage festgestellt werden kann. Das prokla
mierte Ziel in der Entnazifizierung, den Faschismus 
und Militarismus zu uberwinden t...nd mit ihm zu über
winden die Folgen, die der Faschismus gebracht hat, 
ist auf dem Wege über die Entnazifizierungsverfahren 
nicht gelöst worden. Wir wissen sehr gut, daß das Ent
nazifizierungsverfahren am falschen Ende begonnen 
wurde, daß heute noch sehr viele Menschen, die aus 
verschiedenen Gründen der NSDAP oder ihren Gliede
rungen angehört haben, für diese ~tsachc sehr ernst
hafte Schäden in Kauf nehmen müssen, (Abgeordneter 
Scheerer: Diese Ausführungt:n gehören zum Punkt 8, 
nicht zum Punkt 7 der Tagesordnung!) - nein, diese 
Ausführungen gehören auch zum Punkt 7 -, daß aber 
auf der anderen Seite die eigentlichen Schuldigen für 
die Verbrechen, die vom Faschismus im Namen des 
deutschen Volkes begangen wurden, nicht bestraft sind, 
sondern im Gegenteil heute bereits wieder die Möglich
keit haben, die gleiche Politik des Verderbens und des 
Untergangs, die gleiche Politik des Krieges u. der Feind
seligkeit gegenüber anderen Völkern fortzuführen. Es 
muß also klargestellt werden, daß dieses Gesetz, zu 
dem wir bereit sind, unsere Zustimmung zu geben, von 
uns aus keinesfalls als eine Sanktion der Handlungen 
der Kriegsverbrecher betrac.:htet wird, denn solche 
Stimmungen und Auffassung1;,n sind in nicht geringer 
Zahl vorhanden, und gerade die eigentlichen Schuldi
gen sind es, die alle soldle Maßnahmen, wie sie hier 
beschlossen werden, zum Anlaß nehmen, um darin 
eine Legitimation für ihre Handlungen gegen das deut
sche Volk, für ihre Kriegspolitik und den Angri!! au! 
die anderen Völker heranzuziehen. 

Wir möchten also ganz klar betonen, daß wir mit 
der Zustimmung zu dieser Gesetzesvorlage keinesfalls 
den Kampf für die Überwindung des Faschismus und 
den Kampf gegen den neu entstehenden Militarismus 
als abgeschlossen betrachten, sondern im Gegenteil, daß 
wir diese Tatsache dazu benutzen, um noch stärker und 
eiserner als bisher mit all denjenigen, die die Politik 
des Krieges und die Politik des Verderbens ablehnen, 
zu führen. 

Vize prä s i den t Z i e g l er: 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. Die 
Besprechung ist geschlossen Wir kommen zur Ab
stimmung in dritter Lesung. Ich rufe auf die §§ 1 bis 4, 
Einleitung und Oberschrift. Wer dem Zweiten Landes
gesetz über den Abschluß der politischen Säubc>rung in 
Rheinland-Pfalz seine Zustimmung geben will, bitte 
"ich, sich vom Platz zu erheben. 

Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 

Wir kommen zum Punkt 8 der Tagesordnung: Zweite 
Beratung eines Landesgesetzes zur Ergänzung des Er
sten Landesgesetzes über den Abschluß der politischen 
Siuberung in Rheinland-Pfalz - Drucksache 11/1733. 
Die Berichterstattung erfolgt durch den Rechts-, Ge
schäftsordnungs- und Petitionsausschuß (Drucksache 
II/1776). Berichterstatter ist der Abgeordnete Calujek. 
Ich erteile ihm · das Wort. 
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A b g, C a I u j e k : 

Meine Damen und Herren'. Die R.agierungsvorlage 
Hi 1733 hat eine so eingehende schriftliche Begründung 
gefunden, daß sie allen Damen und Herren bekannt 
sein dürfte und von mir aus nicht mehr näher behan
delt zu Wel·den braucht. 

Der Rechtsausschuß hat sich in zwei Sitzungen mit 
dieser Regierungsvorlage beschäftigt und hat festge
stellt, daß es notwendig ist, die gesetzliche Regelung 
der bis jetzt durchgeführten Praxis vorzunehmen und 
hat auHerdem festgestellt, daß diese Vol"lage in keinem 
Widerspruch zu irgendeinem anderen Gesetz bzw. zu 
der Verfassung, auch nicht zu dem Gleichheitsparagra
phen 14 oder zu dem einmal geänderten § 140 der 
Landesverfassung steht. 

Der Recht~ausschuß hat einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause die Annahme dieser Regierungsvorlage 
mit der kleinen r«laktionellen Änderung, wie sie in 
der Drucks;iche II/1776 enthalten ist, in der zweiten 
und dritten Lesung zu empfehlen. 

Vizepräsident Ziegler: 

frh las~e nmiid1~t abstimmen über den Ande-
1 ungsantl'ai,( des Rechtsausschusses in der Drucksache 
Il /1776. Wer dem Antrag seine Zustimmung geben 
will. bitte ich. die Hand zu erheben. Die Gegenprobe. 
Wer enthält sich? 

Ich stelle die einstimmige Annahme des Änderungs
antrages fest. Wir treten in die Einzelberatung ein. 
kh rufe auf die Artikel I und II. Zltr Geschäftsord
nung hat der Abgeordnete Hermans das Wo1-t. 

A b g. H e r m a n s ; 

Die Einz':'llx'ratung hat doch schon stattgefunden? 

Vizepräsident Ziegler: 

NPin, nur die Berichterstattung. Ich habe zunächst 
über den Änderungsantrag des Rechtsausschusses ab-
1 timmen lassen. Ich wiederhole: Wir kommen zu1· 
E1111P!berat\lng, und ich rufe auf die Artikel I und II 
dt"r Rcgierung:,;vorlage II! t 733, Einleitung und Über
schrift. Wm·tmeldungen liegen nicht vor, ich schließe 
die Einzelberatung. Wir kommen zur Abstimmung in 
zweitet' Lesung. 

Wer der Regierungsvorlage Ilil 733 seine Zustim
mung geben will, bitte ic.:h, eine Hand zu erheben. Die 
Gegenprol.ie. We1· enthält sich? 

Die Regierungsvorlage ist in zweiter Lesung bei drei 
Stimmi'nthaltungen angenommen. 

Die dritte Lesung ist zurückgestellt auf morgen. 

Das Wort hat der Abgeordnete Hermans (CDU) .· 

A b g. H e r m a n s ; 

J d1 beantrage. die Vorlage, die sich im wesentlichen 
mit beamtenrechtlichen Fragen befaßt, noch einer kur
zen Beratung im Hauptausschuß im Laufe des heu
tigen Abends unterziehen zu wollt!n. Wir können uns 
nicht ganz davon überzeugen, daß keinerlei Gesetzes
konkurrenz mit anderen verwandten Bestimmungen 
besteht und halten es für notwendig, eine nochmalige 
Überprüfung vorzunehmen. 

'.Vir bitten, eine geeignete Zeit festzusetzen, damit 
die AmsC"hußsitzung ·heute ubenrl stattfinden kann. 

Vizepräsident Ziegler: 

Der Abgeordnete Hermans beantragt die Zurück
verweisung der Regierungsvorlage in den Hauptaus-

schuß. Das P1·äsidium nimmt ~avon Kenntnis und 
wird den gem1uen Termin einer Sitzung noch bekannt
geben. Widerspruch dagegen ei·hebt sich nicht, es ist 
so beschlossen. 

Wir kommen zum Punkt 9 der Tag~ordnung: Große 
Anfrage der Fraktion der SPD "betr. ReC"ht~prechung 
unseres Landes - Drucksache 11/1754 -. 

Wird eine Begründung gegeben? 

.. Zur.,. G~~Gbli"\.f.J:w.roP,t,mg, hat de~ Abgeordnete Wohl
leben von del· FDP das Wort. 

Abg. Wohlleben: 

Meine Fraktion schlägt mit Rµcksicht auf die wich
tigen anderen Tagcsordnungslrlunkte, die sich ge-

. drängt auf der heutigen Tagesordnung befinden, vor, 
daß der . Punkt 9 der Tagesordnung· an den Schluß 
der heutigen Aussprache gesetzt wird. (Widerspruch 
der SPD.) 

V i.z'"e p ,r ä s. i..d e n t Z ! e g 1 er (µnlerbrechend): 

Ich stelle fest, daß die Tagei;ordnung best:hiossen 
wurde und daß Änderungen wohl beantragt werden 
können. 

Abg. Wohlleben (forUahnc1"\(I): 

Ich habe lias !!.echt, :zur GcscJ:).äftsordnung zu spre
chen und bitte, mich aussprechen zu lassen. Ich habe 
meinen Antrag noch nicht ganz begründet. 

Wh· haben so wichtige Punkte materiellrechtlicher 
Art heute noch zu behanddn, daß wir es uns vor der 
Bevölkerung nicht leisten können, hier noch in Aus
~ioandi:x:seti;v.ngen der Koalitio~sparieien einzutreten. 

Meine Ft;.1:ii;tion behält sich vor, während der Au:;
einandersetzung , das Haus z~ verlassen mit der 
freundlichen Bitt.e an die Verbleibenden, wenn die 
Aust!ina11d~1·,.;etzung beendet ist, uns wieder hereinzu
rufen. (He!tm·kelt.) 

VizepdBident Ziegle1·: 

Das Wort hat der AbgeoL"dnete Dr. Zimmer von de1· 
CDU. 

A IJ g. D r. Z j mm er : 

Wir wjsi;en es mit Dankbarlteit aufzufassen, wenn 
der verehrte Kollege Wohlleben so rührend besorgt ist 
um da.s. Yerh.ii.!tnis der Koalition:sparleien. Er mag sich 
beruhigen. Wir sind schließlich ·dazu da, dem Verhält
nis eine positive und konstruktive Gestaltung zu geben 
im Interesse unseres Landes. Wir als Koalitionspartei 
sehen kt>int> Veranlassung. die vorliegende, doch einen 
wesentlichen Punkt der Staatsverwaltung betreffende 
Große Anfrage hinter anderem wichtigen Punkten 
der Tasesoninung zurücktrdt!n zu h,ssen. 

Ich bin der Meinung, man sollte es bei der beschlos
senen Tagesordnung r-uhig belassen. 

Vizepräsident Ziegler: 

Das Wort hat der Abgeordnete Schmidt von der 
SPD. 

Abg. Schmidt: 

Wir siind erstaunt. daß der Herr Kollege Wohlleb ... 
(Abg. W9hlleben: Wohlleben, bitte! - Heiterkeit!}, der 
unseres Wissens Jurist ist, der Rechtsprechung unse
res Landes so wenig Bedeutung beimißt. (Abg. Wohl..:. 
leben: Das kommt d-arauf anl Am Schlusse kann man 
.sich auch sehr eingehend untet'hc1ltenl) 
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Vizepräsident Ziegler: 

Herr Abgeordneter Wohlleben, wir müssen weiter
,....__ __ kommen. Ziehen Sie Ihren Antrag zurück? 

A b g. W o h 11 e b e n : 
Ich sehe keine Veranlassung, den Antrag zurückzu

:riehen. Entscheiden Sie! 

Vizepräsiden~ Ziegler: 
Nach der Geschäftsordnung dar! die Reihenfolge 

nicht geändert werden, wenn acht Abgeordnete wider
sprechen. Ich stelle daher die Frage: Wer widerspricht 
dem Anfrag des Abgeordneten Wohlleben? - Das sind 
mehr als acht Abgeordnete. Ihr Antrag ist damit ab
gelehnt. Ich eröffne die näheren Ausführungen zu der 
Großen Anfrage. Das Wort hat der Abgeordnete 
Hertel. 

Abg. Hedel: 
Meine Damen und Herren! Der große europäische 

Dichter Romain Rolland hat uns ein schönes Wort hin
terlassen, das ich an den Beginn meiner Ausführungen 
stellen darf: ,.Eine einzige Ungerechtigkeit, die man 
beseitigt, erlöst wohl nicht die Menschheit, sie erhellt 
aber einen Tag." 

In dieser Feststellung liegt ein wesentliches Stück 
unseres Lebenssinnes und unserer Lebensaufgabe. Nur 
der Mensch ist innerlich frei und allen Stürmen des 
Lebens gewachsen, der Ungerechtigkeit beseitigt, gleich
viel, wie sie ihm auf den verschiedenen Gebieten des 
Lebens auch entgegentreten mag. Das Fortbestehen 
einer Ungerechtigkeit zerstört das Vertrauen der Men
schen untereinander, und ohne Vertrauen in die Ge
rechtigkeit, mag sie sozialer oder formaljuristischer 
Art sein, fehlt dem Gemeinscha!tsleben die Kraft zu 
seiner Selbstbehauptung und Weiterentwicklung. Es ist 
deshalb die vornehmste Pflichi aller Menschen, wo sie . 
auch stehen mögen, dafür zu sorgen, daß erkennbar 
gewordene Ungerechtigkeiten schnellstens beseitigt 
werden. 

Um einen solchen Fall handelt es sich zweifellos bei 
der Affäre Sehwindenhammer, des früheren Bürger
meisters der Stadt Mayen. Die Angelegenheit stand 
bereits bei der letztjährigen Beratung des Justizetats 
im Mittelpunkt einer lebhaften Aussprache. Dieselbe 
wurde am 11. Juli 1950 abgebrochen mit verschiedenen 
Behauptungen und zum Teil drohenden Ankündigun
gen. Heute muß festgestellt werden, daß die zustän
digen Stellen ohne jeden Eifer, in bedenklicher Passi
vität, den Fall sich ziemlich selbst überlassen haben. 
Wenn neun Monate nach der Ankündigung in der sei
nerzeit in Aussicht gestellten Beleidigungsklage gegen 
Sehwindenhammer für 16. April nunmehr ein Termin 
festgesetzt ist, dann hat das wohl im Hinblick auf die 
vierzehn Tage später angesetzte Wahl lediglich nur 
politische Bedeutung. (Zuruf Ministerpräsident Alt
meier: Pfui!) Auf keinen Fall wirkt diese Verschlep
pung auch nur im geringsten Maße überzeugend fü1· 
die Stärke der Stellung des Justizministeriums in die
ser so umstrittenen Angelegenheit. Selbst böswillige 
Menschen können lm Hinblick auf diese Art der Be
handlung des Falles keineswegs von einerµ Schnell
verfahren sprechen. Habe ich mich am 11. Juli 1951 
mehr berichtend mit der Sache beschäftigt, so wurde 
ich durch die inzwischen beobachtete Passivität des 
Justizministeriums argwöhnisch und bedenklich. Es 
kam nämlich noch eine ganze Reihe weiterer Umstände 
dazu. So hat man sich bereits ln Bonn für diesen 
Skandal interessiert. Niemand anders als der im gan
zen Bundestag ·als juristische Kapazität geachtete und 

1 

1 
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geschätzte Abgeordnete Dr. Arndt hat diesen Fall als 
recht bedenklich und als vermutliche Belastung der 
Rechtspflege in der ganzen Bundesrepublik bezeichnet. 
Man muß außerdem noch eine stark verbreitete illu
strierte Zeitung, die sich des Stoffes bemächtigt hat, 
zeitweise lesen. Für mich besteht keine Ursache, zu 
dieser Tatsache irgendwie bewe1·tend Stellung zu neh
men. Immerhin wird durch diesen Umstand die Be
deutung und das Außergewöhnliche der Affäre 
Sehwindenhammer mit allen ihren zusammenhängen 
und Auswirkungen recht eindrucksvoll und über das 
ganze Bundesgebiet sich verbreitend unterstrichen. · 

Meine Damen und Herren! Was muß jeden sachlich 
Urteilenden direkt dazu zwingen, immer klarer zu er
kennen, daß Sehwindenhammer ein Opfer unserer 
Justiz geworden ist? 1. Zunächst die Tatsache, daß sich 
der wegen Meineids rechtskräftig zu eineinhalb Jahren 
Gefängnis verurteilte frühere Polizeikommissar Pütz 
immer noch auf freiem Fuße befindet, obwohl noch 
zwei weitere Verfahren gleicher Art gegen ihn an
hängig sind. Diese außergewöhnliche und nachsichtige 
Behandlung des meinejdigen Pütz hat mich zum Nach
denken veranlaßt. Ich habe mich gefragt: Welche 
Gründe können maßgebend sein, einen so schwer be
lasteten Mann zu halten und zu schützen? Wie sehr 
sich Pütz unter diesem Schutz gesichert weiß, ergibt 
sich aus nachstehenden Tatsachen: Das Urteil gegen 
Pütz ist rechtskräftig, nachdem der Strafsenat des 
Obel'landesgerichtes Koblenz am 28. 9. 1950 die Revi
sion verworfen hat. Die Begründung derselben ist im
merhin interessant. Herr Pütz hat bei der Einlegung 
dieser Revision davon abgesehen, il'gendwelche an
deren Gründe heranzuziehen. Er beschränkt sich ledig
lich auf die Feststellung, daß er zur Erbringung des 
Nachweises seiner verminderten Zurechnungsfähigkeit 
nur 14 Tage in Andernach beobachtet worden sei, wäh
rend Pütz nach seiner Auffassung in einer sechs
wöchigen Beobachtung in der neuen Landeshauptstadt 
Mainz vermutlich zu dem von ihm angestrebten Er
folg gekommen wäre_ Pütz hat demnach in der Wah
rung seiner berechtigten Interessen seinen geistigen 
Zustand weit besser und früher erkannt als alle die
jenigen, die sich bis zu dieser Stunde seiner in der 
verschiedensten Hinsicht zu bedienen suchen. Leider 
scheint man auch kirchlicherseits über die Qualität des 
meineidigen Pütz immer noch nicht klar geworden zu 
sein. So ist bekannt, daß Pütz auch heute noch im Auf
trage der Kirche gegen Provision im Gebiete zwischen 
Andernach und Gerolstein Spenden für den Wiederauf
bau zerstörter Kirchen sammelt. Zur Ausübung dieset· 
Tätigkeit wurde Pütz sogar von der Meldepflicht beim 
Arbeitsamt entbunden. Wir waren zunächst zu der 
Annahme geneigt, daß der Ertrag dieser Nebenarbeit 
des Pütz entsprechend der sonst in der Praxis üblichen 
pedantisch genauen Verrechnung auch bei seinem 
ArbeitslosenfürsoL·gebezug vorschriftsmäßig berücksich
tigt wird. Wir waren zu dieser Annahme um so mehr 
berechtigt, weil alle Arbeitsämter zwecks Kontrnlle 
solcher Verhältnisse jeweils sogar ein Gesuch um Be
urlaubung bei dem Arbeitslosenfürsorgebezieher ein
fordern, wenn derselbe Hochzeit feiert. Leider sind 
wir in unserer Annahme getäuscht worden. Mir wurde 
heute morgen von absolut zuverlässiger Seite berichtet, 
daß bis zu dieser Stunde eine Anmeldung d ieses er
zielten Nebenverdienstes noch nicht erfolgt ist. Zu 
meinem lebhaften Bedauern kann ich mir auch nicht 
versagen, darauf hinzuweisen, daß die Kirche, obwohl 
sie wiederholt angeschrieben wurde, bis zu dieser 
Stunde sich geweigert hat, Angaben über die Höhe des 
erzielten Nebenverdienstes zu machen. '(Abg. Becken
bach: Neues Finanzgebaren!) 

\ _ 
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Die nachsichtige Behandlung des Herrn Pütz unter 
Einfluß seiner Gönner, dit:: vE:nnutlich persönlich zu 
dieser Schonung dem Pütz gegenüber verpflichtet sii:id, 
hat eine neue, direkt unglaubliche Tatsache in Erschei
nung treten lassen. Dieser neben 1 }:1 Jahren Gefängnis 
mit der Nebenstrafe von drei Jahren Ehrverlust und 
dauernder Unfähigkeit als Zeuge und Sachverstän
diger auftr-etende. bestl'afte Pütz wurde Anfang 
diese~ Monats in einer Zivilklage vor dem Land
gericht Koblenz in der Sache Wü·tz-Ramershoven als 
Zeuge für Ramer;;hoven vernommen. (Zurufe bei der 
SPD: Hört! Hört!) Wir sind davon überzeugt, daß 
die~e 11nglaub(i('he Tatsache vor allem auch. die zu
i-tändigP Aufs:khtsbehürde sehr interessieren wird. Ihr 
Interesse dürfte sich auch au[ die Tatsache erstrecken, 
daß ders('Jbe Pütz in dem Beleidigungsverfahren 
gegen Sehwindenhammer, dessen Termin nunmehr 
endlich auf den 16. April festgesetzt ist, laut der von 
dem Herrn Oberstaatsanwalt in Koblenz verfaßten 
Ank!agesdirift vom 13. September 1950 erneut als 
Zeuge in F,rscheinung treten soll. 

Meine Damen und Herren! Ich habe in der Ruhe der 
winterliC'hen Oshirfeiertage nochmals den stenographi
schf'n Bericht über die AusspraclH! am 11. Juli Hl50 
nachgelesen . Das Opfer jenes bewegten Tages war 
zwf'ifellos der geschätzte und um die Justiz unser-es 
Landes verdiente Herr Ministerialdirigent Dr. ter Beck, 
der auftraggemäß die undankbare Aufgabe übernom
men hatte, etwas zu rechtfertigen, was bereits zu einem 
Skandal g<>worden war, - einem Skandal, der in seiner 
ganzen Ungeheuerlichkeit hoffentlich im g,mzen Rechts
leben der Bundesrepublik einmalig dasteht und dazu 
;mgetan ist, das Ansehen unseres Landes auf das 
schwerste ;,.u gefährden. Nach den Ausführungen des 
Herrn Minis:terialdirigenten Dr, ter Beck läßt sich an
nehmen, daß ihm das vorliegende Material nicht völlig 
zur Verfügung stand. Der in seinen Ausführungen 
immer wieder hervorgeh<>bene Arbeiter - und unmer 
wieder kommt der Hinweis auf den Arbeiter -. der 
,mgeblich ein Opfer Sehwindenhammers im Delikt 
Freiheiti-h.eriiubung gewesen sein soll, verdient eine nä
here Beleuchtung. Man spricht mitunter in Arbeiter
); reis<'n von einem aristokratischen Ehrbegriff. dabei 
kann nicht behauptet werden, daß die Aristokratie 
immel' besondei·e Ehrbegriffe für sich in Anspruch 
nt'htnen konnte. Dieser Arbeiter hat von 1945 an in 
e iner Menge krimineller Strafen bereits einen sonder
baren Nachweis erbracht, daß er durchaus nicht ver
dient. hier im Landtag als Kronzeuge von der Justiz 
zitiert zu werden. Dieser Arbeiter hat 1945 schon in 
einer Anzahl von Fällen an Besatzungssoldaten gegen 
Abgabe von Tabakwaren Adres~en ehemaliger Pg·s 
verkauft , worauf deni::elh<>n die Fensterscheiben ein
geworfen wurden. Um die Ordnung aufred1t zu erhal
ten , veranlaßte die MHW:irregierung die Festnahme 
dieses Mannes. Diese Festnahme war der Ausgangs
punkt für die spätere Verurteilung Sehwindenhammers 
zu einem Jahr Gefängnis. Dieses Urteil ist um so un
geheuet·Jkher, als der Strafsenat beim Oberlandes
get'ichl Koblenz bei der Begründung der nunmehr ge
nehmigten Zulassung des Wiederaufnahmeverfahrens 
darauf hinwiP.i- , daß für Sehwindenhammer auch die 
Mög'lkhkeit bestanden hätte. auf Grund des § 15 des 
Polizeiverwaltungsgesetzes diesen sogenannten Arbei
ti>i· fe stzusetzen. kh kann auf die Feststellung des 
,,sogenannten" Arbeiters deswegen nicht verzichten, 
weit <liP.l'i>r überhaupt nie ein zusammenhängendes 
At·beit~verhältnis nachweisen konnte. Die ganze Maye
ner Arbeiterschaft Whlt sich durch den Hinweis auf 
diesen Arbeiter direkt diffamiert, so daß sie sich seit 
Jahren bewußt von diesem Manne distarudert hal. 

.Eio. besonders bedauerlicher und ebenso bezeichnen
der Widerspruch besteht leider in unserer Justiz auch 
hinsichtlich der .Beurteilung ih~r Zuständigkeit. Im 
Falle Pütz wurde durch den Herrn Ministerialdirigen
ten Dr. ter Beck bei seiner Rede am 11. Juli von dieser 
Stelle a,us ausgeführt (ist im Ste11ogrnmm nachzulesen): 
„Eine Möglichkeit von seiten des Justizministeriums 
oder durch Einwirkung auf die Staatsanwaltschaft , den 
Erlaß eines Haftbefehls herbcizufüht'f'n, besteht nach 
unserem R~te nkht". In schroffem Gegensatz dazu 
sagt der Oberstaatsanwalt in Koblenz in der Anklage
schrift wegen Beleidigung des Herrn Ministerialrats 
Hermans durch Sehwindenhammer in der Anklage
schrift vom 13. September 1950: ,.Eine Wei:;;ung, gegi:n 
Sehwindenhammer · Haftbefehl ;:u beantragen, hat er 
- Herr Hennans - den beiden Staatsanwälten über
haupt nicht erteilt, obschon er :,1uf Grund seiner Stel
lung als Vorgesetzter der Staatsanwälte hierzu ohne 
weiteres nach den gesetzlichen Bestimmungen berech
tigt gewesen wäre". Ich. fühle mich berechtigt, meiner
seits frei nach dem Wol't eines großen Dichters z.um 
Ausdruck zu bringen: Erkläret mir, Graf Oerindur, doch 
diesen Zwiespalt der Natur! 

Eine weitere Tatsache muß festgestellt werden, die 
beweist, daß man die Verurteilung Sehwindenhammers 
nimmer länger aufrecht erhalte,n kann. Es zeigt sich, 
daß seine Verurteilung auf einem Kartenhaus in der 
Beweisführung aufgebaut war, einem Kartenhaus, das 
jetzt bereits zum größten Teil zusammengefallen ist 
Gottseidank zeigt diese depdmiercnde und düstere Si
tuation neuerdings auch einen erfreulich<'n Lichtblick. 
Der Strafsenat beim Oberlande!igericht Koblenz hat, 
wie bereits erwähnt, am 22. Ft-brua1· 1951 das Wieder
aufnahmeverfahren zu dem Kernstück des Verfahrens 
gegen Sehwindenhammer zuge!a~1,en. Es ist überaus 
bemerkenswert, daß der Strafäenat im Falle Freiheits
beraubung bereits zum Ausdruck gebracht. hat, daß un

. ter Berücksichtigung der erwiesenen Tatsachen ein 
l•'reispruch jetzt schon a!s begründet gelten kann. In 
Anlehnung ar:i einen vor kurz.em bei der Eröffnung des 
Bunde~gerichtes in Karlsruhe gefallenen Ausspruches 
darf man auf Grund dieser Haltung des Strafsenats 
Koblenz davon überzeugt sein, daß ts auch in unserem 
Lande noch Richter gibt, die Gott für-chten und sonst 
nichts in der Welt. Da bereits vorher am 9. Oktober 
1950 die · Strafkammer des Lai1dgerichl!! Koblenz in 
Sachen Körperverletzung Mürich dem Wiederauf
nahmeverfahren stattgegeben hat, stellt man sich die 
Frage: Wa..; bleibt denn da überhaupt noeh übl'ig? 
Üb1:ig „bleiben zv.:ei l!'ä!le angeblicher Begünstigung im 
Amt. Was steht hinter diese1· scheinbar bedeutsamen 
Anschuldigung? Zwei noch nidl.t strafmündige Kinder 
im Alter von 12 und 14 Jahren haben im August 1945 
etwas Bindegarn entwendet. Der Geschädigte lehnte 
mit Rück.;;icht auf die Familien- und Zeitverhältnisse 
- deren wir uns alle auch selbst noch gegenwärtig sein 
sollten - die Stellung eines Straf-Jntrages ab. In der 
sechsköpfigeu Familie des zwqifjährigen Knaben ist 
der Vater gefallen. Die Mutter hat in der Kriegsindu
strie den rechten Arm \·erloren. Der Junge konnte dem 
Hunger seiner Geschwister nicht mehr länger ruhig 
zusehen. Da die arme Familie weder Bestellzettel noch 
Tauschwaren :mr Verfügung hatte, vertauschte der 
Junge das entwendete Bindegarn bei den Bauern ge
gen Mehl und Kartoffeln. Bei ~em 14.iährigen Jungen 
handelt es sich um eine achtköpfige Familie in ähn
lichen Verhältnissen. Das ist der eine. Fall der Beschul
digung wegen Begünstigung im'. Amt. 

Der zweite Fall der angeblichen Begünstigung be
zieht slch auf folgendes: Ein 17 Jahre alter Junge be
diente die einzi~e Kreissäge, die den Einwohnern der 
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Stadt Mayen im Winter 1945/46 das Holz zerkleinerte, 
damit etwas Brennstoff geliefert werden konnte. Der
selbe Junge machte auf einem Kartoffelbezugschein 
von 50 kg eine 2 vor die 5. Es handelte sich dabei um 
eine total ausgebombte Familie, die keinerlei Vorräte 
irgendwelcher Art mehr hatte. Auf Vorschlag der 
Polizei ließ es Sehwindenhammer bei einer Geldbuße 
für den Wiederaufbau der Stadt in Höhe von 20 RM 
auf slch beruhen. Diese Erledigung erschien um so 
naheliegender, da zum gleichen Zeitpunkt der Landrat 
von Mayen auf Grund von Feststellungen der Militär
regierung genötigt war, zu dem Fall von zwei Ordens
schwestern Stellung zu nehmen, deren Anstalt die ihr 
zustehende Kartoffelmenge bereits erhalten hatte. Die 
Anstalt erhielt trotzdem noch eln~n zusätzlichen Be
zugschein in Höhe von 500 kg, den die Schwestern 
durch Beifügung einer Null hinten am Ende auf 5000 kg 
umfälschten. Durch dreimaliges Vorzeigen dieses glei
chen Bezugscheines gelang es ihnen, die dreißigfache 
Menge Kartoffeln sich zu sichern. (Hört, hört! bei der 
SPD.) Dieser Vorfall ist bekannt geworden. In Mayen 
pfeifen ihn die Spatzen von den Dächern. Er steht 
auch heute noch aktenmäßig fest. 

Trotz dieses Falles, der den des Jungen völlig in den 
Schatten stellt, sah sich der Landrat zu keinen Maß
nahmen irgendwelcher Art veranlaßt. Er hat zur Be
schwichtigung lediglich versichert, daß er vermutlich 
einen Brie! in dieser Angelegenheit an den Herrn 
Bischof schreiben würde. Die durch Presse und Rund
funk seinerzeit aufgebauschte Verhaftung wegen Ver
brechens gegen die Menschlichkeit im Falle Sehwin
denhammer endet in der Tatsache, daß Sehwinden
hammer in seiner praktischen Haltung und in den von 
ihm veranlaßten Maßnahmen lediglich zu menschlich 
war. (Sehr gut! bei der SPD.) Es ist völlig undenkbar, 
daß die Justiz bei dieser Sachlage die Verurteilung 
wegen Begünstigung aufrecht erhalten kann[ Dazu kam 
noch der betriebsame damalige Herr Landgerichtsrat 
Grafe, dessen inzwischen erklärlich gewordene Bereit
willigkeit in dem Prozeß Sehwindenhammer mehr wie 
auffallend war. 

Schließlich sind auch die Fälle im ganzen Rechts
leben, in denen der Staatsanwalt einen Freispruch be
antragt und das Gericht nachher zum Ausspruch einer 
harten Strafe gelangt, solche Seltenheiten, daß es sich 
gerade in diesem Falle unter Würdigung aller Um
stände zumlndesten lbhnt, einmal gründlich darüber 
nachzudenken. Beim Nacl\denken kommt man zu dem 
Ergebnis - Insbesondere auch, wenn man die Urteils
begründung liest -, daß entweder unverantwortliche 
Oberflächlichkeit und absolute Einseitigkeit in der Be
wertung des Ergebnisses der Beweisaufnahme oder 
vorsätzliche Ungerechtigkeit zu der Verurteilung 
Sehwindenhammers geführt haben. 

Ich muß das zuin Ausdruck bringen, weil ich dies 
auch früher in meinen Reden immer wieder betont 
habe, daß es sich bei solchen Richtern in unserem 
Land Gott sei Dank um Ausnahmen handelt. (Abg. 
Völker: Sehr gut!) Allerdings ist ein schikanöser Rich
ter bereits ein so gemeingefährliches und schlimmes 
Übel, daß sich der ganze Landtag für die baldigste 
Unterbindung seines unheilvollen Wirkens geschlossen 
einsetzen milßte. (Sehr richtig! bei der SPD.) Ich sehe 
für heute davon ab, mich mit diesem Manne noch aus
filhrlicher zu befassen. Der Rest der Tragödie Sehwin
denhammer wird auch den Urteilsspruch über den in
zwischen zum Landgerichtsdirektor avancierten Herrn 
Gra!e bringen. (Hört, hört! bei der CDU.) Für heute sei 
nur folgendes festgestellt (Zuruf bei der SPD: Als Be
lohnung!): In den Händen des Herrn Ministerpräsiden
ten sowie einzelner Abgeordneter des Landtages be-

findet sich ein Brief, der die menschlichen und mora
lischen Qualitäten des früheren Marineobci·stabsrich
ters Bernhard Grafe in einem überaus bedenklichen 
Licht erscheinen läßt. 

Schließlich kann doch nur durch hohe sittliche Quali
tät und unantastbare allgemeine menschliche Haltung 
die Unabhängigkeit der Richter überhaupt eine Recht
fertigung finden. Die bezüglich des Herrn Grafc ge
machten Feststellungen sind der Lndesregierung nun 
volle drei Wochen bekannt! Nachdem sich bisher kein 
Wässerlein gekräuselt hat, darf man annehmen, daß 
der Vorsitzende bei der Verurteilung Sehwindenham
mers mit dem so übel belasteten Marineoberstabsrich
ter Gra!e personengleich ist. 

Wir fragen die Landesregierung, wielange sie Wohl 
und Wehe der Staatsbürger vom Lande Rheinland
Pfalz noch einem Manne mit dieser Vergangenheit und 
unzulänglichen menschlichen und damit auch richter
lichen „Qualität" anzuvertrauen gedenkt? (Sehr richtig! 
bei der SPD.) Es gibt nur zwei Möglichkeiten: Ent
weder war den an der Verurteilung Sehwindenham
mers interessierten Kreisen die Skrupellosigkeit des 
Herrn Landgericht,;rats Grafe bekannt und man hat 
sich ihrer zur Erreichung gewisser Ziele bedient, oder 
das Justizministerium ist das Opfer dieses hemmungs
losen Herrn Grafe geworden! In diesem Falle wäre es 
das Nächstliegende, den Mann fallen zu Jassen (Abg. 
Cronenbold: Endlich!) und dem Skandal durch ein 
mutiges Bekenntnis zur Wahrheit ein schnelles Ende 
zu bereiten. 

Man fragt sich zuweilen, wie die zuständigen Stel
len aus dieser Verstrickung überhaupt herauskommen 
wollen. Selbst voreingenommene Menschen müssen sich 
bei fortschreitender Klärung einer Angelegenheit zu 
den notwendigen Konzessionen durchringen. Es wäre 
doch naheliegend, durch entschlossene Maßnahmen die
sen schwelenden Brand zu löschen und das Leben un
seres Landes von einer unheilvollen Belastung zu be
freien. Mutiges Bekennen zu einer Schuld findet auch 
immer wieder Verständnis, Entschuldigung und Ver
zeihung. Niemand sollte darauf spekulieren, daß durch 
die Fülle irgendwelcher neu auf uns einstürmender 
Ereignisse die Angelegenheit versandet und in Ver
gessenheit gerät. Das steht gar nicht mehl' in der Lan
deszuständigkeit, dafür hat der Skandal schon zu weit 
über die Grenzen unseres Landes seine Kreise gezogen. 
Um so mehr ist schnellste Klärung des Falles erfor
derlich, weil ein weiterer, mit ähnlicher Tragik und 
ähnlicher Fülle von Rechtsverstößen gekennzeichneter 
Fall - der des Herrn Verlegers Petel' Stein - auch kein 
Ruhmesblatt in der Justiz unseres Landes darstellt. 

Man könnte darüber heute schon manches sagen. Ich 
sehe davon ab, weil ich die Unterlagen zu diesem Fall 
noch nicht so gewissenhaft geprüft habe, daß er reit 
wäre, von dies~r Stelle aus dem Hohen Haus unter
breitet ~u werden. Der Fall ist jedoch in seine!' Ent
wicklung dazu angetan, bei nächstkommender Gelegen
heit, je nachdem, was inzwischen in der Angelegen
heit passiert, hier besprochen zu werden. Wir geben 
aber jetzt bereits dem Justizministerium zu bedenken, 
wie es ihm gelingt, im Falle Stein zumindesten das 
Gesicht zu wahren. 

Meine Damen und Herren! Es ist recht bedauerlich, 
daß der Herr Justizminister schwer erkankt ist. Unse
rem rein menschlichen Bedauern über diese Tatsache 
habe ich bereits gestern abend an anderer Stelle Aus
druck gegeben. Heute bedauere ich die Unmöglichkeit, 
daß er zu dem Fall Sehwindenhammer auf Grund des 
von mir vorgetragenen Materials nicht als Minister, 
rein politisch gesehen, Stellung nehmen kann. 
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Meine Fraktion hat Einsicht genug und auch Ver
ständnis dafür, daß wir die Landesregierung von der 
Verpflichtung der sofortigen Erteilung einer Antwor t 
1m Hinblick auf das Fehlen des Herrn Justizministers 
entbinden können und auch entbinden wollen. Uns 
liegt es weniger an rein formalen juristischen Fest
stellungen. Wir wollen von dem Mann, der in seiner 
Ministertätigkeit diesen Fall Sehwindenhammer sich 
hat entwickeln lassen, zum gegebenen Zeitpunkt die 
notwendige Antwort bekommen. (Abg. Die!: Wir wol
len es h..)ute erledigen! - Abg. Völker: Sie sind nicht 
Landesregierung, Herr Kollege Diel!) Herr Kollege 
Diel, ich bitte Sie, nicht betrübt oder enttäuscht dar
über zu sein, daß Sie im Rahmen meiner Ausführun
gen heule gar nicht genannt wurden! (Lebhafte Hei
terkeit bei der SPD. - Abg. Diel : Das können Sie nach
holen, Herr Kollege Hertel!) Ihre seinerzeitige Ver
quickung mit dem Oberschieber Ramershoven ist als 
gcsclüchLliche Tatsache bereits so tief in das Bewußt
sein unseres Volkes eingegangen, daß es sowohl Zeit
verschwendung wie unzeitgemäß wäre, sich mit die
ser Angelegenheit heute noch zu befassen! (Beifall und 
Zustimmung bei der SPD. - Unruhe auf der Tribüne. 
- Glocke des Pl'äsidcnten.) 

Vize prä s i den t Z i c g l er (unterbrechend): 

Bitte, einen Moment Pause für mich! (Abg. Hertel : 
Kommen Sie n icht mehr nach, Herr Präsident?) Ich 
habe einen Hinweis an die Tribüne zu geben. Ich 
fordere die Tribüne auf, sich jeder Beifalls- oder 
Mißfallenskundgebung strikte zu enthalten! 

Ab g. Her tel (fortfahrend): 

Ich schließe mich als Referent der Weisung des 
Herrn Präsidenten an. Deshalb stellen wir lediglich 
heute an die Landesregierung die Anfrage: Findet 
sich im Justizministerium die Kraft zum mutigen Be
kennen, zur notwendigen paldigen Erledigung der 
Sache Sehwindenhammer? Diese Hypothek muß von 
der Rccht~prechung unseres Landes genommen wer
den, damit das Vertrauen der Staatsbürger in die 
absolute Sauberkeit und die Gerechtigkeit der Justiz 
von Rheinland-Pfalz wiederzukehren vermag. (Starker 
Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Ziegler: 

Der Herr Ministerpräsident hat das Wort. 

Ministe1·präsident Altmeier: 

Meine Damen und Herren! Es ist schon auf die Er
krankung des Herrn Justizministers hingewiesen wor
den. Er ist gestern morgen -.J.ns St.-Josef-Krankenhaus 
in Niederlahnstein eingeliefert und operiert worden. 
kh habe ihn gestern nachmittag besucht und mit ihm 
die Tagesordnung besprochen. Der Herr Justizminister 
legt Wert darauf, daß die Tatsache d ieser Erkrankung 
und der Operation hier mitgeteilt wird. 

Ich hätte mir denken können, Herr Kollege Hertel, 
daß man im Hinblick auf diese plötzliche Erkrankung 
den Fall als solchen von der Tagesordnung hätte ab
setzen können. (Sehr richtig! bei der CDU.) Das wäre 
gegenüber der plötzlichen Erkrankung gerecht ge
wesen. Nachdem aber der Fall in dieser Breite von 
Ihnen hier in der Begründung der Großen Anfrage 
behandelt worden ist, kann die Landesregierung auf 
die sofortige Beantwortung nicht verzichten. (Sehr gut! 
bei der CDU.) Ich bitte deshalb den Herrn Präsidenten, 
dem Herrn Ministerialdirigenten Dr. ter Beck das Wort 
zur BeanlWO!'tung der Großen Anfrage zu erteilen. 
(Bravo! bei der CDU.) 

Vizepräsident Ziegler: 

Herr Minister ialdirigent Dr. te r Beck hat das Wort 
zur Beantwortung der Großen Anfrage. 

Minister i a 1 dir i gen t Dr. t er Be c k: 

Der Herr Minister hat mich beauftragt, dem Hohen 
Hause die folgenden Erklärungen als seine Stellung
nahme zu der Großen Anfrage der Fraktion der SPD 
betreffend den Fall Sehwindenhammer vorzutragen: 

Die Fraktion der SPD hat im Rahmen einet· Gro
ßen Anfrage vom 13. März 1951 zum Ausdruck ge
bracht, daß die Verhältnisse in der Rechtspt·echung 
unseres Landes seit einiger Zeit in weiten Kreisen der 
Bevölkerung kritisch besprochen werden, und hierbei 
in dankenswerter Weise auf eine Artikelserie eines 
Blattes mit dem Titel „Schwäbische Illustrierte" vet'
wiesen, das sich seit einigen Wochen mit dem angeb
lichen .,Fall Schwindenhammet'" befaßt. Einer der 
Mitarbeiter der „Schwäbischen Illustrierte" ist ein 
Herr Prinz. der in dem sogenannten Reporter -Team 
namentlich genannt wird. Herr Prinz hat bere its be
achtliche Beweise seiner „Wahrheit~liebe" und seines 
journalistischen Verantwortungsbewußtseins erbracht 
(Hört, hört! bei der CDU.) In der „Rhein-Zeitung'· 
Nr. 119 vom 15. Dezember 1948 ist darüber einiges 
nachzulesen. Im August des Jahl'es 1948 veröffent
lichte hiernach der „Weltspiegel", das illustrierte Sonn
tagsblatt des „Tagesspiegel" in Berlin, hübsche, von 
Helmut Prinz besorgte photographische Aufnahmen 
von dem Hunsl'ückdorf Tiefenbach im Amtsbezirk 
Simmern. Das Hunsrückdorf Tiefenbach wurde in die
sem Artikel zum „Dorf ohne Männer" gemacht. Im 
begleitenden Text war u. a. zu lesen: ,,Es verlor seine 
Männer im Krieg; sehr viele sind gefallen, einige 
wenige sind noch in der Gefangenschaft. (Unruhe im 
Saal. - Glocke des Präsidenten.) 

Vize prä s i den t Z i e g 1 er {untet'brechend): 
Ich ,bitte um Aufmerksamkeit! (Abg. Die!: Warum 

denn so nervös? [zur SPD gewandt] - Heiterkeit bei 
der CDU. - Zuruf bei der SPD. Wir wollen etwas 
über Sehwindenhammer hör en! - Abg. Diel: Hören 
Sie zu, wir haben Ihnen auch zugehört! - weitere 
Unruhe. - Glocke des Präsidenten. - Zurufe: Ruhe! -
Abg. Dr. Zimmer: Das ist nur die Einleitung!) 

Ministeria l dir i gen t Dr. t c r Be c k (fort-
fahrend): 

Alles, was für die Höfe getan werden muß, tun 
nun die Frauen allein." Richtig ist demgegenübct', daß 
bereits am 26. Januar 1946 Tiefenbach 640 Einwohner 
hatte, wovon mehr als die Hälfte Männer waren. Heut<! 
sind mindestens 400 Männer im „Dorf ohne Männer" t 
Gemäß der „Rhein-Zeitung" Nr. 101 vom 24. August 
1949 fabrizierte derselbe Repol'ter Prinz eine weitere 
Bildreportage, die einen Besuch in einem Heim für 
Gesiehtsversehrte des letzten Weltkrieges vorzutäu
schen versuchte. (Abg. Feller: Uns interessiert das 
nicht!) Ich zitiere hierzu die „Rhein-Zeitung" wört
lich: 

„Zunächst brauchte Prinz e in Bild vom Eingang 
des Verseht·tenheimes. Also photographierte et· das 
Tiefenbacher Friedhofstor, an dem er unte t' einem 
Roten Kreuz ein Schild mit folge nder Inschrift an
gebracht hatte: .,Durchgang für Ft·emde streng ver
botent Warnung vor dem Hunde!" 

(Abg. Völker: Das hat nichts mit der „Schwäbischen 
Illustrierten" zu tun!) 

„Dazu bemerkte er in der Unterschrift: Eintritt 
streng verboten! Das Versehrtenheim ist das einzige 
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Krankenhaus, in dem der Patient gefragt werden 
muß: Wünschen Sie diesen Besuch? Der Tiefen
bacller Friedhof wird sieb· sehr gewundert haben!" 

In ähnlicher Weise werden noch einige andere Bil
der als „gestellt" von der „Rhein-Zeitung" behandelt. 
Man sollte meinen, das Thema sei zu ernst und zu 
erschütternd, als daß man mit Hilfe gestellter Szenen 
eine Sensation daraus machen dürfte. Jedenfalls aber 
erscheint äußerste Vorsicht angebracht gegenüber den 
Darstellungen eines Blattes, das solche Berichterstatter 
zu seinen Mitarbeitern zählt, (Sehr gut! bei der CDU. 
- Abg. Völker: Mit dem haben wir nichts zu tunl -
Abg. Cronenbold: Das hat mit Sehwindenhammer 
nichts zu tunl - Unruhe. - Glocke des Präsi<;lenten.) 

In der dem Fall Sehwindenhammer gewidmeten 
Artikelserie des Blattes, das ebenso dem Mussolini
Befreier Skorzeny ein Exklusivphoto und einen Son
derberichterstatter widmet, wie es mit Genugtuung 
feststellt, daß sich die alten politischen Leiter des 
Kreises Mayen zu einem Schwätzchen zusammenge
funden haben, wird im Kern der Ausführungen be- . 
hauptet, Sehwindenhammer sei durch ein Spezialge
richt von Rheinland-Pfalz als politischer Gegner der 
CDU zur Ablenkung von dem Strafverfahren gegen 
Ramershoven und die sieb hieraus entwickelnden par
lamentarischen und gerichtlichen Verfahren bezüglich 
des damaligen Landtagspräsidenten Diel unschuldig 
In ein Strafverfahren verwickelt und verurteilt wor
den. (Abg. Hertel: Steht heute schon fest!) Diese Ver
urteilung beruhe - das ist im Wesen der ungeheuer
Uche Vorwurf des Artikels - auf einer ungesetilfchen 
Einflußnahme des Justizministers und seines dama
ligen Stellvertreters auf CDU-hörige Richter des Lan
des Rheinland-P.falz. 

Zu diesen schwerwiegenden Vorwürfen stelle ich 
folgendes fest: Das Strafverfahren gegen Sehwinden
hammer ist nicht durch das Strafverfahren gegen 
Ramershoven sowie die in diesem Zusammenhange 
durch die „Rhein-Zeitung" gegen den ehemaligen 
Landtagspräsidenten Diel erhobenen Vorwürfe und 
die sich daran anschließenden parlamentarischen und 
gerichtlichen Verfahren ausgelöst worden. 

Der Name Ramershoven wurde erstmalig anläßlich 
der sog. ,.Verhaftung" Ramershovens durch den da
malfgen Innenminister Steffan am 13. August 1947 in 
der Ö!fentlichkeit genannt. Erst in diesem Zeitpunkt 
begann auch das staatsanwaltschaftlich.e Ermittlungs
verfahren gegen Ramershoven. Das Ermittlungsver
fahren gegen Sehwindenhammer begann demgegen
über bereits am 18. Juli 1947 (Abg. D!el: Hört, hÖI't!), 
das heißt also drei Wochen frilher. Bereits am 24. 
Juli 1947, also In einem Zeitpunkt, als von Ramers
hoven und den Angriffen gegen Diel noch keine Rede 
war, wurde der anzeigende Pütz erstmals durch das 
Amtsgericht informatorisch vernommen. Mit Ver
fügung vom 4. August 1947 wurde Pütz erneut von der 
Staatsanwaltschaft in Koblenz zur Vernehmung vor- . 1 

geladen. Leider ist Pütz zu dieser Vorladung nicht er- 1 

schienen, da andernfalls Sehwindenhammer voraus- l 
sichtlich bereits zu diesem Zeitpunkt verhaftet wor- II 

den wäre. Die anschließend in Mayen erfolgten Er
mttilungen zweier Staatsanwälte am 20. August 1947 
standen ebenfalls in keinem Zusammenhang mit der 1 

inzwischen angelaufenen Kampagne gegen Diel -und . 1 

dem bereits eingeleiteten Verfahren gegen Ra- 1 

mershoven. Diese Vernehmungen wurden ausschließ- J 

lieh dadurch ausgelöst, daß der amtierende Amtsrich- 1 

ter von Mayexi beim. Generalstaatsanwalt in Koblenz j 
vorstellig wurde und dort dringend um die Entsen
dung eines Staatsanwaltes nach Mayen bat. Hierbei 1 

wurde durch den Amtsrichter darauf hingewiesen, daß 
auch gegen Sehwindenhammer der Verdacht bestehe, 
daß er sich in erheblichem Umfange gegen die Wirt
schaftsbestimmungen vergangen habe. Im Laufe der 
in diesem Zeitpunkt einsetzenden Ermittlungen an 
Ort und Stelle ist Sehwindenhammer unter dem Ver
dacht der Beihilfe zum Mord, der Begünstigung im 
Amt sowie äer Untreue wegen dringender Verdunke
lungsgefahr durch den zuständigen Amtsrichter ver
haftet worden. Der Verdacht der Beihilfe zum Mord 
hat sich im Laufe der sofort einsetzenden sorgfältigen 
Ermittlungen nicht bestätigt. In diesem Punkt ist da
her, entgegen der Darstellung der „Schwäbischen Illu
str ierten", auch keine Anklage erhoben, sondern das 
Verfahren eingestellt worden. Diese Vorwürfe waren 
damals schon deshalb nicht zu klären, weil die Haupt
zeugen, die u. U. schwer belastete Beschuldigte waren, 
überhaupt nicht zur Verfügung standen. Es waren 
dies die politischen Leiter Höltgen, Jobelius und Moritz 
Müller. Höltgen ist das von der „Schwäbh,chen Illu
strierten" gepriesene „U-Boot". Dieses U-Boot stellte 
sieb jedoch entgegen der „Schwäbischen Illufitrierten" 
nicht als Zeuge zur Verfügung, da das U-Boot wegen 
seines schlechten Gewissens seinerzeit noch nicht auf
tauchen konnte. Das U-Boot trat erst lange Zeit spä
ter in Erscheinung, nachdem sich die Wellen der Ent
nazüizierung etwas geglättet hatten. In diesem Zeit
punkt war aber das Verfahren gegen Sehwindenham
mer wegen Beihilfe zum Mord längst. eingestellt. 

Ich erkläre in diesem Zusammenhang ausdrücklich, 
daß mein damaliger Stellvertreter, Ministerialrat 
Hermans, obwohl er hierzu auf Grund des § 147 GVG 
berechtigt gewesen wäre, nicht einmal den amtieren
den Staatsanwälten, gegenüber denen ihm selbstver
ständlich ein Weisungsrecht zustand, Weisungen erteilt 
hat. Auch ich habe im Laufe des Verfahrens von dem 
mir gegenüber der Staatsanwaltschaft zustehenden 
Weisungsrecht keinen Gebrauch gemacht. Hierbei sei 
weiterhin ausdrücklich festgestellt, daß der damalige 
Landtagspt·äsident Diel weder dem Justizministerium 
den Zeugen Pütz zugeführt hat - Diel kannte damals 
Pütz überhaupt nicht - noch im übi·igen irgendwie 
v~rsucbt hat, sei es über das Justizministerium, sei 
es über die amtierenden Staatsanwälte, oder sei es 
gar gegenüber den beteiligten Richtern, auf das Ver
fahren Einfluß z.u nehmen. Insbesondere muß ich 
den geradezu ungeheuerlichen Vorwurf, irgendwie ver
sucht zu haben, auf die amtierenden Richter - ins
gesamt sind bisher 11 Richter, und zwar die nach dem 
Gerichtsverfassungsgesetz zuständigen Richter mit der 
Sache befaßt gewesen - einen ungesetzlichen Ein!luß 
auszuüben, mit aller Entschiedenheit zurückweisen. 
Weder ich noch mein damaliger Vertreter, Ministerial-

. rat Hermans, haben jemals mit einem der beteiligten 
Richter auch nur ein Wort über die Angelegenheit 
Sehwindenhammer gesprochen . Wir haben auch nicht 
durch Mittelsmänner versucht, il·gendwie das Gericht 
in seiner Entscheidungsfreiheit zu bee influssen. Der 
erhobene Vorwurf, das Verfahren sei gegen einen 
politischen Gegner aus politischen Gründen eingeleitet. 
politisch gesteuert und politisch beeinflußt worden, 
ist daher in vollem Umfange unzutreffend. Ebenso 
unzutreffend ist der noch ungeheuerlichere Vorwurf, 
das Verfahren sei gegen einen Unschuldigen oder er
kennbar Unschuldigen aus den vorerwähnten Grün
den geführt worden . 

Ich darf in diesem Zusammenhang die Aussagen 
derjenigen Richter verlesen, die mit dem Verfahren 
Scllwindenhammer befaßt gewesen sind und die sie 
gemacht haben in dem Verfahren wegen Beleidigung, 
das gegen den Herrn Sehwindenhammer anhängig ist. 
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Hierin hat ausgesagt del' Amisgerichtsi-at Dornbusch, 
der damals dt-n Haftbefehl el'las;;cn hat: 

kh llin unabhängig von dem Verfahren gegen 
Ramershoven nach Koblenz gefahren, um hier den 
Fall Sehwindenhammer vor,:utragen; weil ich mich 
nicht de1· Gefahr aw,setzen wollte, yon der Bevöl
kerung den Vorwurf gemacht zu bekommen, ich 
hätte Schwindenhamme1· begüni;.tigt. 

Ich betone, daß für den Erlaß des Haftbefehls 
ausschließlich die kriminellen Belastungen maßgeb
!ich waren. Irgendwelche politischen ~sichtspunkte 
halx,n hierbei keinesfalls mitgespielt. Der Fall 
'Ranwri-hovf:'n haUe mit der Verhaftung des &:hwin
d<>nhammer ahimlut nkht1< zu tun. 

Dei- Richter der Strafkammer, Landgerkhtsrat Ronne
wlnkel: 

frh kann mit Bestimmtheit sagen, daß weder von 
Minii.:t,;,rifih'At H.-rmi1nc: nnc-h von einem sonstigen 
Angeh<kigen dei:; .rui;tizmlni::;teriums irgendeine 
EinHuBnahme auf das Verfahren Sehwindenham
mer versut.itt worde-n war. 

Landgcrid1tsdirektor Graie: 

Vun keiner Seite ist de1· Versuch gema<:ht worden, 
mich irgendwie zu beeinflussen. MH Ministerialrat 
Hermans habe ich über das Verfahren niemals ge
sprochen. 

(Zurufe: Hört. hört!) 

Lrinclgerid1t~rnt Dr. Menningen. aut"h Beisitzer der 
S1 ra fk~ mm<>r: 

E,:; is L von keiner Seite auch nur ' der geringste 
Ve1·~u(·h gemacht worden, auf das Verfahren Ein
fluß auszuüben oder aber das i-trafrechtliche Ver
fahren irgendwte mit politischen Gesichtspunkten 
zu betasten. kh habe nie mit Ministerialrat Her
mans über dieses Verfahrf'n gesprochen. Es ist aus
~E'sd1lo;;.~f'n. daß el' versuC'ht hat, ir~dwie Ein
fluß zu nehmen. 

ld, w,0 i~.- <iAr.:tuf hin. daß nicht nur die Strafkammer, 
~ondi>rn ,weh der Strafsenat sic'h mit dem Verfahren 
Sehwindenhammer -schon damals befaßt hat. 

Der Bel'ichterstath,r, OD!'rlandesgerichtsrat Dr. Si
'11"1"\S, hRl au,-;ge1<agt : 

1 

• 1 

1 

kh kann mit aller Bestimmtheit sagen, daß von 
keiner Seite, weder von dem damaligen Landtags
präsidenten Diel noch von einem Vertt-etcr des . .. 
.Justizministeriums der Versuch gema,:-ht worden 
i, t. urn, in unse1·~r Entscheidung irgendwie zu be
dnflu!lsi'n. Mit Landtagspräi::ident Diel habe ich nie 
gesprochen, ebenso habe ich nie mit Ministerialrat 
Hermans über dieses V€'rfahren gesprochen. Ich 
kann mich niC'ht entsinnen, daß seitens der Vertei
digung auf irgendwelche politischen Gesichtspunkte 
hingewi-esen worden wäre. 

Ähnlich sagt der weitere Beisitzer des Stn:if:;;c;,n.its, 
Ol>(•rl;;mdesgerkhtsrat Erbe!: 

Von keiner Seite ist der Versuch gE!macht wor
den. um, in unsen:~r Entscheidung irgendwie zu be
dnflut-sen. Mit Landtagspräsident Diel habe ich nie 
gc,~prnd1en. Au<'h Ministerialrat Hermans oder 
Stai.\~anwBlt Wenz haben nie versucht, mich oder 
einen anderen Richter des Strafsenats zu beeln
tlussen. 

s,ma1spril~ident Lauth hat ausgesagt: 
Es ist von keiner Seite der Versuch gemacht· 

worden, das Revisionsverfahren aus politischen 
Gri.indL,n zu b.-einflussen. Irgendwelche politischen 

Gesichtspunkte haben keinerlei Rolle gespielt. von 
sei:ten des Landtagspräsidenten Die! i~t nie versucht 
wori:l,cn. . tfü! ,,!!:nt~chl.!idung zu beeinflussen. 

Besonders aufschlußreich sind Vernehmung und Aus
sagen· des Verteidigefä des H.enn .SchwindenhammPr, 
des. .Rechtsanwalts Ht?rter. 

kh iUt~ der Behauptung &:hwindl,11hammer1>, daß 
das Verfahren gegen ihn von politischen Gesichts
pÜn.ktc'n "beeinflußt sei, keinen Glauben schenken 
können, weil er mir trotz Vorhaltes irgendwelt-.ht: 
stichhaltigen und übcrzeug(>nden sachlichen Tat
sachen für diese Behauptung nit!ht vortragen 
konnte. (Zuruf Abg. Diel: Hört, höre} 

kh habe währ('nd <ies V,;,rfahrPns und aur.h in 
'd~r' Hatl'tit'll't5fö~ndltmg ni<:'ht · rl,;,n F:indruck gewin
h~ könfüim, daß irgcndwekh<' politischen Ge11ic·hl,H
punkte In das Ver.l'ahren hineingetragen worden 
sind. Id1 habe nicht den F.indrurk g,:,habt, daß 
Landgcrichti::rnt Grafe oder e1nn der beteiligten 
Bei:.it7.er in irgendeiner J<'orm voreing€'nommPn 
·gewesem 11,ct ·' Ich hielt die Vl:'rhandlungsfühn1111>1 
für korrekt, objektiv und sachlit'h. (Zurufe : Hört. 
hört!} 

Ich " käi'i'fi mit aller Bestimmtheit sagen , daß kh 
weder während des Ermit-tlungsverfahrens noch in 
der Hauptverhandlung Anhaltspunkte dafür hiHte 
fcstsre'i'ie'.n"' k~nnen, · da~ M1nistNfalrnt HPrnUlOS 

~ich · f'Ur da~ Ve'l'fahren ~ri;(t'>n SehwindPnhamm,pr 
iuteresliie1·t und einen Emflul;I auf dieses Verfahren 
ausgeübt hätte. 

(Zuruf: Wa1· das der Wahlverteidiger oder der Ofti
zialvertei.dii!eJ·?) Das war der von Herrn Schwinden
b.amm,t;,i; ~t;'l,I>::.~ gewi;ibltiö Vel'teidig-,r. 

Angc:;icht~ dieser Aussagen hat auch Herr Sehwin
denhammer in .dem gegen ihn , angestrengten Belei
digungsverfahren seine Behauptungen etwas zurück
i$teÄ!;~ij,,,.ffi"i.\~A •.. ;!i:~· ,;l}.at daher l:jci seiner verantwort
lichen Vernehmun~ folgende Rrkl;:frung abgegeben: 

Ich habe und will den Vor;vurf der ft(?(:htsh,iu
gung ni<:ht c1·hebcn. Vielmehr habe ich lediglich die 
Vcrmutling ii.'usgE'&[)!'O('h('ll, <'l::iß meinP CharaktPt'i
gterung· ·tturch Pütz und die von ihm dem Staats
anvvalt :mgefühi·ten Zeugen sowie das Eingn~ifen· 
politisch,~r Per.si.>nfü:hkeiten <He Objektivität bei der 
Urteilsbildung beeinträchtigen mußten. Ich kann 
nitj:it , be.h,;iµp\~n, d<1ß ich von einem Staatsimwalt 
oder ein•~m Richter verfolgt worden bin, obschon er 
mich al!I unschuldig erkannt hRt. Ich habe nicht 
Lwta~~Pti!~,. di:ll' Mini:,terialrat Herman~ auf einen 
Richte1· oder Staatsanwalt einen Einfluli ausgeübt 
hat. sondern nach den Umständen und mir ge
machten "Mitteilungen war anzunehmen, daß Mini
ster.üürn,t Jtw.nn1:1n;;. .in dem Vcl'fahren irgendwie 
iäti.g war. 

Gerndezu lächerlich 1st di~ Behauptung, man habe 
, ... mit dem:· Ve'rf'ahren gegen Schwinc:lenhAmmer von der 

Angeltalw.llheit Ramershoven, insbesondere Diel, ab
lenken wollen. Am 20. August 1947, als Sehwinden
hammer vtt11.·biiHet wurde, waren die ersten schweren 
AngdJ;fe der ... .,Rh.ein-Zeitung'" l{l:!J.(Cn Diel, die vom 
.13, unli 1.7. 6, 1947 stammen, bereits erschienen. Weder 
von der Angelegenheit Ra1nen;huven noch von den 
Vorwürfen gegen Diel im Zusammenhang mit Ramers
hoven konnte damah; irgendw ie noeh abgelenkt wer
den'. :Rame1·snov'ch und Diet interessiE>rten weite Kreise 
des Landes, insbesondere weite politische und parla
mcntartschi! KreiRe. Schw!ndenhammer spielte dem
gegenüber eine völlig untergeordnete Rolle. 
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Im Laufe der EnnltUungen gegen Sehwindenham
mer gingen alsbald weitere Anzeigen geger diesen 
ein, die sich späterhin auch als begründet erwiesen 
und Gegenstand der Anklage und der Verurteilung 
wurden. Diese weiteren stichhaltigen Beschuldigungen 
sind dann auch der Grund für die weitere Inhaftierung 
des Sehwindenhammer gewesen. In den einschlägigen 
Haftbeschlüssen der Strafkammer und des Strafsenats 
sind diese Vorwürfe - Freiheitsberaubung im Amt, 
Körperverletzung im Amt in mehreren Fällen usw. aus
drücklich zum Gegenstand des Haftbefehls gemacht 
worden. Der Haftbefehl war nach richterlicher Auf
fassung wegen der bestehenden Verdunkelungsgefaht', 
die, wie das Verfahren gezeigt hat, vorliegend beson
ders groß war, geboten. 

Soweit in der Großen Anfrage der SPD zum Aus
druck gebracht ist: ,.Es wurde im allgemeinen stark 
beachtet, daß unmittelbar nach der ersten Fortset
zungsfolge dem Wiederaufnahmeantrag des sich bis
her seit drei Jahr·en vergeblich um seine Rehabilitie
rung bemühenden Sehwindenhammer vom Strafsenat 
stattgegeben wurde", verweise ich auf folgendes : 

Der die Wiederaufnahme bezüglich der Freiheits
beraubung zum Nachteil Kail zulassende Beschluß des 
Strafsenats stammt vom 22. Februar 1951. Die erste 
Nummer der „Schwäbischen Illustrierten", in der die 
Vorgänge erörtert wurden;' datiert vom 3. März 1951 
und ist erstmalig am Samstag, dem 27. Februar 1951, 
also fünf Tage nach dem Beschluß des Strafsenats, in 
Rheinland-Pfalz verbreitet worden. Die beteiligten 
Richter haben dienstlich erklärt, daß ihnen die erste 
Nummer des Sensationsblattes erst am 27. Februar zu 
Gesicht gekommen sei. Die Behauptung, das Gericht 
habe sich durch diese Artikelserie veranlaßt gesehen, 
die Wiederaufnahme zuzulassen, ist daher als unrich
tig und demagogisch zurückzuweisen. 

Zu diesem Beschluß selbst ist folgendes zu sagen: 
Sehwindenhammer ist durch rechtskräftiges Urteil der 
2. Großen Strafkammer des Landgerichts in Koblenz 
vom 9. März 1948 wegen Freiheitsberaubung im Amt 
zum Nachteil Kail, Körperverletzung im Amt in drei 
Fällen (darunter einer zum Nachtell Münch) und we
gen Begünstigung im Amte in zwei Fällen verurteilt 
worden. Die Strafkammer hat im Oktober 1950 auf 
den Antrag von Sehwindenhammer die Wiederauf
nahme des Ver!ahrens wegen des Falles Milnch und 
der Strafsenat die Wiederaufnahme wegen des Falles 
Kail wegen Ft·eiheitsberaubung zugelassen. Die Zu
lassung der Wiederaufnahme ist erfolgt, weil der Ver
urteilte neue Tatsachen und Beweismittel vorgebracht 
habe, d. h. solche, die er den ihn im Jahre 1948 ver
urtellenden Gerichten noch nicht unterbreitet habe. 
Daraus ergibt sich eindeutig, daß die Zulassung des 
Wlede,:au!nahmeantrages keinen Vorwurf gegen die 
damals erkennenden Gerichte enthalten kann, da 
diese Gerichte die erst im Wiederaufnahmeverfahren 
vorgebrachten Tatsachen nicht kennen konnten. Die 
Zulassung des Wiederaufnahmeantrages bedeutet auch 
noch keinen Freispruch des Verurteilten, sondern sie 
hat nur zur Folge, daß nunmehr durch einen Richter 
der Strafkammer die neu angebotenen Beweise zu 
erheben sind. Alsdann wird das Gericht zu entschei
den haben, ob eine erneute Hauptverhandlung anzu
beraumen oder der Wiederaufnahmeantrag als unbe
gründet zurückzuweisen ist. 

Interessant und für die Glaubwürdigkeit Sehwin
denhammers außerordentlich bezeichnend sind jedoch 
in diesem Zusammenhang die Einlassungen, die 
Sehwindenhammer im Laufe des Strafverfahrens zu 
dem Fall Kai! gegeben hat: 

Kail ist am 7. Dezember 1945 au! Veranlassung 
Sehwindenhammers zum Rathaus bestellt worden, weil 
er einem französischen Soldaten einen Zettel mit der· 
zutreffenden Aufschrift „Sehwindenhammer war Pg:' 
ausgehändigt hatte. Sehwindenhammer hat Kai! auf 
dem Rathaus zugegebenermaßen körperlich mißhan
delt und ihn anschließend, ebenfalls zugegebenermaßen, 
vor den Angestellten des Rathauses sowie dem an
wesenden Publikum als Judas und Verräter be
schimpft. Ich überlasse es Ihrer Phantasie, diesen Vor
gang mit ähnlichen Vorgängen aus der Gestapo-Zeit 
zu vergleichen. (Zurufe: Oho!) 

Anschließend hat er den anwesenden Wachtmeister 
beauftragt, Kail festzunehmen und in das Gefängnis 
einzuliefern. Diesen Sachverhalt hat Sehwindenham
mer in der Hauptverhandlung zugegeben. Kail ist erst 
nach zwei Wochen von Sehwindenhammer aus der 
Haft entlassen worden, ohne daß er in dieser Zeit 
einem Richter vorgeführt oder richterlicher Haftbefehl 
gegen ihn erlassen worden wäre. (Zurufe: Hört, hört!) 

Als Begründung für die Verhaftung des Kail er
geben sich aus den Strafakten folgende Angaben 
Sehwindenhammers, die dieser nach und nach ge
macht hat: 

1. In einem Schreiben vom 26. Februar 1946 - also 
wenige Wochen nach dem Vorfall - an die Amts
anwaltschaft teilt Sehwindenhammer u. a. mit: ,,Es 
ging mir wesentlich darum, dem Treiben des Kail, 
als notorischen Faulenzer und Schieber mit Hang 
z.u Straftaten, besonders Eigentumsdelikten, gleich 
nach seiner Rückkehr gezeigt wurde, daß man auf 
ihn ein Augenmerk richtet." 

- Ich bitte, das Deutsch zu entschuldigen, das ist 
wörtlich zitiert. -

2. Kail ist auf Veranlassung der Franzosen verhaftet 
worden, weil er Zettel mit Nazi-Namen an fran
zösische Soldaten gegeben hat, was die französischen 
Soldaten zum Einwerfen von Fensterscheiben ver
anlaßt hat. Hierdurch ist die öffentliche Ordnung 
und Zusammenarbeit mit der Militärregierung ge
fährdet worden. (Einlassung Sehwindenhammer im 
Strafverfahren). ~ 

3. Kail ist verhaftet worden, weil er einer der größten 
Schwarzhändler von Mayen war. {Einlassung Sehwin
denhammer im Strafverfahren) . 

4. Kail ist auf Anordnung der Franzosen verhaftet 
worden, weil er im Verdacht stand. die Akten
tasche des Herrn Boucassot gestohlen zu haben. 

5. Nachdem diese Einlassung in der Hauptverhandlung 
widerlegt worden war - das Abhandenkommen der 
Aktent.a;iche war wesentlich s:päter erfolgt - , er
klärte Sehwindenhammer, Kail sei auf Anordnung 
der Franzosen verhaftet worden, ohne daß nähere 
Angaben bezüglich des Grundes gemacht wurden. 

Also fünf verschiedene Einlassungen des Herrn 
Sehwindenhammer zu ein und demselben Fall. Wie sehr 
sich schon von Anfang an hochgestellte Persönlichkeiten 
für die Pe1·son des Herrn Sehwindenhammer interessiert 
haben, deren Glaubwürdigkeit Sie aus den vorstehend 
mitgeteilten Tatsachen entnehmen mögen, beweisen 
auch folgende Vorgänge: 

l. Wenige Tage nach der richterlichen Verhaftung 
Sehwindenhammers wurde ich durch den damaligen 
Oberst Foucry zum mündlichen Bericht über d ie Vor
gänge Sehwindenhammer gebeten. Oberst Foucry war 
durch die örtliche Militärregierung von der Verhaftung 
Sehwindenhammers informiert worden und infolge
dessen an der Sache interessiert. 
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:i. Im Dezember 1946 wurde auf Veranlassung des von 
Sehwindenhammer als Kronzeugen bena.rmten Ober·
leutnants Lotherie die Wohnung des damals amtieren
den Staatsanwalts im Wege einer Einzelaktion beschlag
nahmt. Diese Beschla!!'J1ahme, erfol~te, obwohl eine Ver
rü.~Ull1'l des Genei-als Koenig vorlag, wonach Wohnungen 
von amt-ien•nden Richtf'rn. und StaatAimwälten de!' Be
:;;chh-i~nahme nicht untt"l'lagen. kh habe in diesem Falle 
übet· Ob~l'st Ve~r von der Militlii'regierunJ;l die RUck
giingigma('h11ng der Beschlagnahme der Wohnung des: 
amtierenden Staatsanwalts erwirken müssen. 

~- Schließlim wurde kh erneut mit der Sache befaßt. ah1 
die Militärregierung mir gegenüber rügte,daß ein „Hilf.;;
:, rhPit.f'r im hiiheren Dien~t" als Staatsanwalt ftm'lier 1 
hrihe. kh h.tbi;> mkh damals erneut gegenüber der Mili
tä 1Tegie1·u ng .;;ch(itzPn<l vm· den amtienmden 8tAats
anwalt st~llen müssen und die dort offenbar vorge
bmC'hten Ans<:huldig1.mgen insoweit auf Grund der ein
deutigen Reehtt>- und Gesetz<Jslage wjderlegen müssen. 

Wa,; nnn ,-chlleßlich die im Rahmen der Großen An
frngli der SPD entscheidende Frage angeht, ob es mög
lieh sei. den f «1ndtt11'! in die Lage zu vE>r~t.1:.-n, l':ich von 
den gem·dneten Verhiiltnissen in d{'r .Just!?. ?,u übcrzcu
~en. habe iC'h es verhältnismäßig eEnf::lch. 

Ich darf in diesem Zusnmmenhang den verehrten 
Kollegen Hertel wörtlich zitieren. HPrr Hertel hat noch 
am l L Juli 1950 namens seiner Fraktion anläl3fü:h der 
DebHtte zum .JustiZE-tat· w<i1·tlich erklärt: ,,Ich fühle 
miC'h fle,;h~lh vct'pflichtet, festzm:tellen, daß ich auch 
d:1von Ub,•U.l?u~I. bin, daß 95 oder 98 v . H. unserer in der 
.T11,c;ti r. ttiti~en BeamtP11 nnrl Angestellten mit vorhild-
1 idwr Pf1 i<'htRn f FaFq11np.; unrt Hinr,r1be ihre Sl'huldii(keit 
11nl." - W>"nn Rlso 95 oder 98 v. H. der in der Justiz 
tii1.it:L·n Reamt.en - h ifl·1mlPr l<ilnnPn ja wohl im we:!:ent
lid1,;,n 11rn· Ric·hter und Staatsanw.ll.lte gemeint sein - mit 
vorbildlicher Pflichtauffassung und Hingabe ihre Sdml
digkf>it tun, dann dürfte damit die höchste Ane1·kennung 
fü1, dil> ,Tu;:t.iz HLJSgP<,prochen sein. (Abµ:. Hl<lt·tel: Und die 
1·t>~tlichcn 2 v. H.? ... ) 

Um eine Verwalt1,1ng. die·einen .so großen Prozentsatz 
v,m pfüchttw,wußten und kon·ekltc'n Beamtün hat, kann 
c~ nur gut besl,dlt sein. (Unruhe und Zun1fe bei d~l' 
SPD.) kh hoff.- hiNhPi gern, daß diese von d'em Ab~ 
p;cordneten Hertel festgestellten erfreullrhi>n 7.rni:trlnde 
in der Justiz nicht eine entc-cheidcnde Beeinträchtigung 
erfahren wcH.len. kh dal'f dem Abg~()rdncten Hert.el 
jedcnfall~ versichern. daß die 98 v. H. pfiichfüewußten 
Richtei· und Staatsanwälte, die der Herr Kollege Hel'tel 
im .Tuni 19;50 dankemwcrterwelse bemerkt hat, auch 
heute nuch, nach wie vol', mit aller Hingabe ihr schwe• 
J' ( •:,; Amt versehen. 

Uns w:-11· ctie Erklärung d€'S HetTn Justizmlnl~tcrq, 

Ich habe den aul'ldrüC'klichPn A11ft.r;;ig, Th11<m noch 1,1J 

erklären, daß es dem Herrn .Justizminister sehr e.r
wünHeht wäre, wenn die gesamtf' Angelegenheit 
Sdnvindenhammer zum Gegenstand dei.- Unte1·.;;ucl\ung 
cin•~s Parlamentarischen Untersuchungsaus:~chusses ge-'
mal"l,t würde. dem er iederzeit sämtliche Akten des 
Verl;;hrens Sctiwin'1enh;,immer und was damit zmtam~ 
menhängen snll'le. zur Verfügung stellen könnte. 

frh dr1rf mm 1<elbst noch kur;r. f:'ingehen auf einige 
Angaben, die der Hen· Abgeordnete Hertel hier eben 
f;•.'lll'idlt h,ü. 

Zunächst mu ß ic-h m i<'h ents-chieden verwahren gegen 
<lc,n Vorwurf. d,ifl die Terminansetzung in dem Belei
digunp;8ver!ahren gegen Sehwindenhammer auf den 
17. April auf einer Verschleppung der Angclegenheit 
dmch die .Justizbehiirden beruhe. Da~ ist nicht der Fall . 
D;Js Justizministerium selb1<t und die nachgeordneten 

Behörden waren m1Be1-01"di?ntl ir.h interessit'rt daran. 
dieses ·Verla.hrcn alsbaldi~st zum AbschluU, zur An
l!tlage und .zur Terminbestimtrn.mg zu bringen. Lei
der ließ · ·Sich das nJcht durchführen, und zwRr des
halb, weil di.e für da:oi VcrfahN'n i;t~gen Schwinden
hamm~11 wEt~'1n BE1leidtg11ni;t erfor<lt> t·lirhPn Akfrn .~elnP!' 
ursprüngl ichen Strafv('rfahreni:; rten Grri«'ht~·u ;r,w· F.nt
scheidun!ll über den Wi~eniufrnüinw:-in1t·>1g nis jetzt 
nicht vorla11;en und außerdem anschließend sofort wie
der VQll'I dl!!r„:tra;n'?.ösii,rchen DLenstste!!e in Baden-Baden 
angefordert wurden. (Unruh<.' hC'i ch'r CDU und Zurufe: 

, !;{öd.!. .~fü;t/,), .P.e.r t{err Mini:ster .hat es erreicht, durch 
einen J?.~~·~~!~.!.i.c!:'!.~n .H:r.ief, dC'n c,r a,n d it< Dienststelle nal'h 
Badcn-Bud1~n ge!'ichtet hiü (Ahg. DiPl: Wieder mal!) , 
daß ihm ztti.:esagt worden ist, daß die Akten noch heule 
mit 'Eimchrt>ibebrief a bgesandt werden. Ieh hoHe des-

.. tl~~b. i;J.~JJ ... i;i.i;;i:: ... :.i:.~r.mJ:r.i am 17. April endlich durchge
führt V.'l:)l'd,~n kann. (Abg_ Her mant-;: kh hoffp da~ 
auch!} 

Fernei.' ist bemlingelt worden, daß der Verurteilte 
Pütz .sieb trotz seinet· scli.wet·en ~trafe imme1· noch Auf 
freiem Fuß befinde. Ich darf da:r.u darnuf hinweisen, daß 
auch Püt.: die Wiedernurnahme seiue,:, Verfahrens be
ant.rag~ h.1L 1J,1ld duiJ. ilun mit .H.üd·rnk ht auf diesen An
tr~g g~mau l'IO w ie dem Verurteilten Sehwindenhammer 
Sh'afaui,seti:ung gewährt wo!'den ist, und zwar Ietztlkh 
noch durch den Beschluß der Strafkammer. die über die 
Zul.tissi~kei1 seine:,; WiedernufnahmPanh·HgP8 zu ent
:!1Cheit.1mi hat. ... · .. · 

AL!ßerdi!m du~J kh darnuf hinweisen, daß die Verur
teilung wegen Meineids nach der Strafprozeßordn11ng 
und ... dc~ .. Zi v~l.prnzi;ißordnung e.s .nicht ausschließt, daß 
d.t·r Betl'eft1~nde weiter als Zeuge vernommen werden 
kann und auf den Antrag ein.er Partei oder eine.s B~ -
:.chuldigten sogar als Zeuge ve1·nonu11€ll w,~r<len m u ß. 
(Abg. ~r~n~r,i~lc;l.: Tr-9tz des Urteili.?J Tmtz des Urteils. 
Das Urteil ve1·hindert nur, daß dm· BC'tl'ett\mde vereidigt 
v.cJ"den dar:f. 

Sodann 'bin ich noch aufge fordE>r·f wo rrl<"n. <'len W idF>r·
spruch aufzukli.il'en, der dctriu be~teht, daß ich einerseH:,; 
:lleinerze'.lt am 11. Juli erklär t habe, es sei uns nicht mög-
1 ich gewesen, au( den Erlaß eines Ifaftbe[ehls einzu-

"'Wit>ken, während andererseits nunmehr erkli\rt wordc>n 
sei, daß ja auch det' ,Justizminister und die S taat s
anwaltschaft sogar die MögJichke n haben, durch An
weisun~n ''ll'inzuw irkcn, einen d erartigen Ei-laß ein e s 
Haftbefehls herbei1.uführen. Wenn mE>-inP An,-filhrun
~ im P..ot1;1koll vom 11. Juli 1950 navhgelesen we!'den, 
!!IO we['den St<!< fei.tstellen, daß ich vorher berichtet habe, 
d aß de· Haabefehl gegen Pütz auf die Beschwer de des 
Gescb.ätHgten PUt2 aufgehoben wor<lPn ist durcn richte!'
ltcl\e:ri .g1;r!-~~!~~~1 1.u1d «.iß ,1;;; ur.i; d: a n n nicht mehr miig
Jich iHt·; ,n,ireh einen nncutisn H::i ftt}PfPhl :-.u erwirken. 
A.l1;o i.o erklilt'.t sic.:h dielict· angt:bliche Widerspl'ud1. 

I<ii~ i;l.,;.d, cla1m richtigstellend noch darauf hinweisen, 
<h1ß Stl:hwindenhamme,· nkht nui· wegen der beide n Be
gUn;1ti.c;1ml;l~n. im Am~ vtrlil'teiU worden i:st, sondern 
außt!Tdem r,och wegen zwe i F i,i fü,n von Kö1·perverlet
Zw:i& .z~m JN.iu,hi,ed Kail, so dal:I also diese Verurteilung 
.auch noch be-stehen bleibt. Ich darf auch weiter darauf 
hinweisen, daß diese Verut'teilungl'n rcchtskl'äftig s ind 
und nlcht rnehi· bei;eJti)!(t wE"rrt,~n könnPn, d::iß sie aueh 
dem Recht naeh zu Recht ergHn gi:>n i<inrl, dPnn. es lag 
de m H e nn Sch.w inde nh11mm~t· ni<.'h t oh, rt~ rüb('r zu ent.
sc:hei,den, ob die Anzeige, die bei ihm in seinPr F.igE'n
scl:iaft als Chef der Ortspoli7.elbi.'fifüde gemacht wur-den 
war, weitergeleitet wut•dl" an rlie- Rt;rnt!'lRnwa ltsC'haft 
oder ·ntmt ... :!mnd·eti'l er hatte sie einfR('h weiterwleiten 
und mu!H~ !fü! t"twEtige Einstellnn~ rle:s Verfahrens dE>r 
Sta:atsanwaH~chaft Ubcrlas::-Pn. 
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Es sind dann Angriffe erhoben worden gegen den 
damaligen Vorsitzenden der Strafkammer, den jetzigen 
Landgerichtsdirektor Dr. Grafe. Einmal ist ihm zum 
Vorwurf gemacht wo1·di:n, daß er trotz des Antrages auf 
Freisprechung in einem Falle auf Verurteilung el'kannt 
hat. Ich darf darauf hinweisen, daß die Verurteilung 
Münch nicht den Kernpunkt des Urteils darstellt, son
dern - wie der Herr Abgeordnete Hertel bereits richtig 
ausgeführt hat - die Verurteilung zum Nachteil Kail. 
Au.f dieser Verurteilung hat die Staatsanwaltschaft da
mals bestanden und ihren Antrag gerichtet. Außerdem 
darf ich darauf hinweisen, daß auch der Strafsenat sich 
noch mit diesem Urteil befaßt hat und ebenfalls diese 
Verurtellung des Angeklagten Sehwindenhammer zum 
Nachteil Münch bestätigt hat. (Abg. Hertel: Und auch 
jetzt das Wiederaufnahmevedaht'en zugelassen hat!). 
Und nachträglich das Wiederaufnahmeverfahren zuge
lassen hat in der Sache Münch, ganz recht, ja. 

Was die Vorwürfe anbelangt, die in einem Brief an 
den Herrn Ministerpräsidenten gegen den Herrn Land
gerichtsdirektol' Grale erhoben worden sind, so kann ich 
dazu persönlich keine Stellung nehmen, weil lch diese 
Vorwürfe nlcht kenne. Es Ist mir nur bekannt aus den 
Artikeln der ,.Schwäbischen Illustrierten", daß in vie
lem dem Landgerichtsdirektor Grafe Vorwilrfe gemacht 
worden sind wegen seiner früheren Einstellung und 
Haltung als Kriegsrichter. Diese Vorwürfe sind von uns 
nachgeprüft worden. Die Nachprüfung ist noch nicht 
abgeschlossen. Ich persönlich bin mit diesen Nachpril~ 
fungen nicht befaßt worden und kann aus elgenet· 
Kenntnis nichts sagen. Ich kann Ihnen aber sagen, daff 
nach den Erklärnngen, die der Herr Justizminister mir 
persönlich abgegeben hat, sich sehr wesentliche Ent
lastungszeugen bei diesen Untersuchungen ergeben 
haben, die ein sehr günstiges Licht auf die Person des 
Herrn Landgerichtsdirektors Grafe und seine frilhere 
Tätigkeit in der Krlegsierichtsbarkeit werfen. 

Zu dem Fall Stein kann ich persönlich auch keine 
Erklärung abgeben, da !eh mit dem Fall Stein nicht be
faßt worden bin. Ich glaube aber, daß der Fall Stein 
völlig geklärt Ist durch die Ausführungen des Herrn 
Ministers, die er in der „Staats-Zeitung" zu diesem Fall 
gemacht hat. Rechtlich ist jedenfalls der Fall Stein - da
von habe ich mich durch Nachprüfungen überzeugen 
können - völlig einwandfrei behandelt worden. 
· Ich darf zum Abschluß folgendes versichern: Wenn 

gegen die Justiz Vorwilrfe erhoben werden, dann wer
den diese Vorwürfe auf das sorgfältigste nachgepi·üft. 
Und wenn an diesen Vorwürfen irgend etwas dran ist, 
dann ist das Justizministerium das letzte, das nicht 
die Konsequenzen aus solchen berechtigten Vorwürfen 
tragen wü1·de, denn unser Hauptinteresse und unser 
einziges Interesse liegt an einer sauberen und anstän
digen und ordentlichen Rechtspflege und Justizverwal
tung. (Starker Beüall bei der CDU.) 

Vizepräsident Ziegler: 

Meine Damen und Herren! Damit ist die Beantwor
tung der Großen Anfrage vollzogen. Zunächst hat det· 
Abgeordnete ... (Abg. Hermans: Die Besprechungsfrag~ 
muß gestellt werden[) Sie wollen einen Antrag stellen, 
daß die Besprechung der Großen Anfrage zurückgestellt 
wird? (Abg. Hermans: Nein! Ich beantrage, die Bespre
chung sofort stattfinden zu lassent) Gut. Der Vertreter 
einer großen Partei stellt den Antrag, daß die Bespre
chung sofort aufgenommen wird. Es liegen auch be
reits Wortmeldungen vor. Zunächst hat sich zu Wort 
gemeldet der Abgeordn,ete Hertel. Ich stelle zur .;Rede
zeit folgendes fest: Der Ältestenrat hat heute früh ein
stimmig beschlossen, zunächst die Redezeit auf zehn 
Minuten festzusetzen. (Abg. Diel: Ich bea.otrage unbe-

grenzte Redezeit!) Es ist der Antrag gestellt auf unbe
grenzte Redezeit. (Unruhe und Zuru!et) Es liegen zwei 
·verschiedene Anträge vor. Zur Geschäftsordnung hat 
der Abgeordnete Hertel daE: Wort. 

A b g, H e r t e l : 

Nachdem die sozialdemokratische Fraktion durch 
meine Begründung der Großen Anfrage im wesentlichen 
zum Ausdruck gebracht hat, was sie zu der Gesamtsache 
zu sagen hat, erscheint es angebrncht, die V,ertreter an
derer Fraktionen zunächst zu Wort kommen zu lassen. 
Ich stelle das in das Ermessen des Hohen Hauses. 

VizepräsidentZiegler; 

Der Präsident ist von sich aus in der Lage, die Redner 
so ans Pult treten zu lassen, wie es der Sache am besten 
dient. (Abg. Hermans: Die Redezeit ist noch nidlt fest
gesetzt!) Es ist der Antrag gestellt . . . Zur Geschäfts
ordnung der Abgeordnete Hertel. 

A b g. H e r t e l : 

Meine Damen und Herren, wir haben uns im Äl
testenrat mit der Frage der Dauer der Redezeit auch 
eingehend beschäftigt. Wir waren der Auffassung, daß 
zunächst eine Art Rationierung Platz. greifen soll. Zehn 
Minuten, und im Bedarfsfall kann durch Antragstellung 
aus dem Hause heraus eine Vet·längerung der Redezeit 
erfolgen. 

Vize prä s i den t Z i e g l er: 

Der Abgeordnete Hermans hat das Wort zur Ge
schäftsordnung. 

Abg. Hermans; 

Wir sind bei den Erörterungen über die Redezeit bis
her davon ausgegangen, daß sich die Erklärungen des 
Kollegen Hertel in dem von ihm angekündigten Rah
men hatten wilrden. Nachdem er allein eine Zelt von 
fünfundzwanzig Minuten zur Begründung gebraucht 
hat, beantragen wir, uns mindestens die gleidle Zeit zur 
:Seantwortung zur Verfügung zu stellen, 

Vize p r !f s i den t Z i e g 1 er: 

Das Wort hat de1· Abgeordnete Hertel zur Geschäfts
ordnung. 

A b g. H e r t e l : 

Ich bedauere, den Herrn Kollegen Hermans auf fol
gendes aufmerksam machen zu müssen: Er hat nicht das 
Recht, mir einen Vorwurf z.u machen hinsichtlich meinet· 
Inanspruchnahme der Redezeit. Ich habe im Ältesten
rat mit aller Offänheit gesagt, daß ich zwanzig Minuten 
brauche. Das ist eine sehr bescheidene Einstellung, nach
dem unsere Geschäftsordnung überhaupt keine Begren
zung in der Begründung der Großen Anfrage kennt. 
Wenn im Laufe des gestrigen und heutigen Tages noch 
eine Fülle wertvollen Materials als Ergänzung dazu ge
kommen ist, dann kann es kein Mensch übelnehmen, 
wenn ich unter Verwertung dieses Materials diese ange
kilndigte Redezeit nun wirklich um fünf Minuten über
schritten habe. 

VizipräsidentZiegler: 
Der Abgeordnete Wolters hat das Wort zur ~

i;ch.äftsordnung. 

Abg.Wolters: 

Meine D~en und Herren! Ich schlage Ihnen vor, daß 
Sie den Parteien eine Redezeit von 25 Minuten zubil
ligen. Es ist natürlich der SPD freigestellt, diese Rede-

... ·· -· - ··-- --- ---- ·---- ---- -
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zeit nicht auszunutzen, nachdem sie in ihl'er Beg1·ündung 
schon das Material vorgebracht hat, was normalerweise 
zu sagen ist. Ich glaube, die SPD wird ebenfalls vom 
Loyalitätsstandpunkt aus in diesem Falle unserem An
trag zustimmen. (Zustimmung bei der SPD.) 

Vizepräsident Ziegler: 

Zur Gcschä(tsordnung hat der Abgeordnete Diel das 
Wort: 

Ab g, Die l: 

Meine Damen und Herren, es ist eine bekannte Tat
sache, daß man in fünf Minuten mehr Beschuldigungen 
aussprechen kann als sich in einer halben Stunde wider
legen lassen. (Abg. Hertel: Sie haben das selbst bewie
sen!) Herr Kollege Hcrtel, Sie haben beinahe eine halbe 
Stunde gesprochen, und Sie haben, Herr Kollege Hertel, 
u. a. auf einen Zwischenruf von m ir el'klärt, daß es gar 
nicht notwendig sei, den Namen Diel zu erwähnen, weil 
jedermann in der Welt wisse, daß der Name Diel . .. 
(Glocke des Präsidenten.) 

Vize prä s i den t Z i e g 1 er (unterbrechend): 

Herr Kollege Diel, Sie können ja nachher dazu 
sprechen ... 

Abg. Die 1 (fortfahrend): 

Meine Damen und Herren, ich muß deshalb Anspruch 
darauf erheben, auf die Ausführungen des Kollegen 
Hertel auch für meine Person ausführlich antworten zu 
können. (Abg. Feller: lhl'e Weste können .Sie auch in 
einer halben Stunde nicht reinwaschen!) 

Vizepräsident Ziegler: 

Meine Damen und Herren, Sie können ja selbst dar
über bestimmen. Es liegen zwei Anträge vor, als erster 
der Antrag des Abgeot'dneten Die! auf unbegrenzte 
Redezeit, zweitens die Anträge der Abgeordneten Wol
tet'S und Hermans auf 25 Minuten. Der Antrag des Ab
geordneten Diel ist der weitergehende. Ich lasse übet· 
diesen Antrag abstimmen. Wer dem Antrag des Abge
ordneten Die! auf unbegrenzte Redezeit zustimmen will, 
bitte ich, eine Hand zu erheben. kh bitte, auszuzählen. 
(Abg. Die!: Wer hat Mut? - Heiterkeit. - Abg. Feiler: 
Don Quichotte Dielt) Die Gegenprobe? Wer enthält 
sich? Der Antrag Diel ist angenommen. 

Zunächst hat um das Wort gebeten der Abgeordnete 
Hcrmans, ich erteile ihm das Wort. 

A b g. H e r m a n s : 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Fürchten Sie 
nicht, daß ich beabsichtige, von der unbegrenzten Rede
zeit füt· meine Person einen gewissen Gebrauch zu ma
chen. kh werde mich im Gegenteil sehr kurz fassen. Ich 
kann das auch, weil die Ausführungen des Herrn Mi
nistet·s Dl'. Süsterhenn, die sein Vertreter dem Haus zur 
Kenntnis gebracht hat, nach meiner - wahrscheinlich 
für Sie au! der Linken unmaßgeblichen - Meinung alles 
sagen, was ein Mensch von Unvoreingenommenheit, 
Ruhe und Überlegung überhaupt bei diesem Fall er 
warten konnte. 

Ich wüt·de den Eindruck dieser Ausfüh1·ungen nur ab
schwächen, wenn ich mich über das, was bereits gesagt 
worden ist, noch weitet· ve1·breiten wollte. Aber lassen 
Sie mich auf das I, das da an einer Stelle der Ausfüh
rungen gesetzt worden ist, noch ein gewisses Pünkt
chen setzen. 

Es mag hier im Hause teils verwunderlich, teils be
dauerlich geklungen haben, daß der Herr Minister Dr. 

Süsterhenn genötigt war, darauf hinzuweisen, daß sich 
sehr hochgestellte Persönlichkeiten zu einem ungewöhn
lich frühen Zeitpunkt seht· intensiv um das Schicksal 
des Herrn Schwindenhamme1· zu bekümmern begonnen 
haben. (Sehr richtig! bei der CDU.) Ich halte mich für 
verpflichtet, meine Damen und Herren, Ihnen nunmehr 
in Ergänzung d ieser Dinge folgendes zur Kenntnis zu 
bringen: Diese Bemühungen haben bis heute anschei
nend noch kein Ende gefunden. (Abg. Diel: Hört. hört)) 
Ich habe nach meinet· Meinung Beweise dafiir in der 
Hand, daß gew isse Angriffe, die gegen mich seit Be
ginn des Verfahrens Sehwindenhammer - auch gele
gentlich hier im Hause - gestai'tet worden sind, nicht 
möglich gewesen wären, wenn nicht gewisse mächtige 
Kräfte ein mir in seinen letzten Gründen allerdings un
verständliches Interesse daran gehabt hätten, zugun
sten des Herrn Sr.:hwindenhammer sich an meiner Per 
son zu reiben. Wieweit das Interesse geht, auch soweit 
meine Person nicht in Frage steht, wollen Sie aber bitte 
aus folgenden Tatsachen ersehen, die ich Ihnen nicht 
vorenthalten möchte: Der Herr Justizminister hat Ihnen 
bereits mitgeteilt, daß die Wiederaufnahme des Verfah
rens gegen Sehwindenhammer vom Strafsenat des 
Oberlandesgerichts Koblenz am 22. Februar dieses Jah
res beschlossen worden ist. Am 13. Februar dieses Jah
res hat der Regierungskommissar bei dem Militärgericht 
hier angeblich im Auftrage allerhöchster Stellen in 
Baden-Baden die Staatsanwaltschaft angerufen und 
eine Stellungnahme zum Stand des Vel'fahrens Sehwin
denhammer verlangt. Er hat d iese Auskunft bekommen. 
Darauf hat dieser Herr die Erklärung abgegeben, et· 
müsse die Akten wohl haben, da möglicherweise eine 
Reformation des Urteils gegen Sehwindenhammel' durch 
ein Gericht der Militärregierung in Frage komme ! 
(Abg. Die!: Hört, hört!) Ich stelle !est, daß es keinerlei 
Rechtsgrundlage weder im Besatzunjsstatut noch in 
einem Gesetz der Militärregierung gibt oder je gegeben 
hat, das der Militärregierung das Recht geben könnte, 
sich in dieses Verfahren in dieser Weise einzumischen. 

Ich stelle weiter fest, daß es nicht bei dies~m Anruf 
geblieben ist. Es ist - und zwar auf ausdrücklichen 
Wunsch des genannten Herrn einer Militärregierungs
stelle - der Strafsenat von dem erfolgten Anruf unter
richtet worden! (Abg. Diel : Hört, hört!) Und es ist sogar 
- ich habe das eben vergessen zu erwähnen - (Abg. Die!: 
- zur SPD gewandt -: Hören Sie gut zu!) dabei zur 
Sprache gekommen, daß man sich für die Namen der 
amtierenden Richter interessierte. (Hört, hört! bei der 
CDU.). Man hat gewünscht, zu erfah ren, welche Richtet· 
bei der Entscheidung mitwirken würden. (Zu!'ufe bei der 
CDU: Unerhört!) Man hat sich einige Tage später bessel' 
informiert erwiesen als die Staatsanwalbchaft (Uner
hört! bei der CDU), indem man feststellte, daß ein Herr, 
der seitens der Staatsanwaltschaft nicht genannt 
wurde, in dem Verfahren beteiligt war. Es hat am 
23. Februar, also einen Tag nach der Entscheidung, ein 
weiterer Anm! des gleichen Herrn stattgefunden, der 
dann Ausfertigungen der ergangenen Entscheidung 
haben wollte und fragte: Ja, wie hat denn der Senat 
entschieden? Darauf ist mitgeteilt worden, daß die Wie
deraufnahme in einem gewissen Umfang zugelassen 
worden sei. Der betrdfende Herr hat erklärt: Na, ja, 
dann ist es gut, ich hatte nur Angst, es könnte etwas 
passieren. Der betreffende Herr hat dann noch einmal 
nach der Besetzung des Senats gefragt und sogar ge
wisse Erkundigungen über die Pet·sönlichkeiten einge 
zogen, woher sie stammten. Er hat sich außerdem die 
Frage erlaubt - auch noch in diesem Zusammenhang -. 
ob dem Senat auch die Tatsache seiner früheren Anrufe 
mitgeteilt worden sei. (Unruhe - Glocke des Präsiden
ten - Abg. Buschmann: Hen Hermans, dar f ich eine 
Frage an Sie stellen?) 
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Präs l den t (unterbrechend): 

Herr Kollege Buschmann, Sie haben Gelegenheit, in 
der Aussprache Fragen zu stellen. Ich bitte Sie, den 
Gang der Verhandlungen nicht damit zu unterbrechen. 
Als nächster hat das Wort der Abgeordnete Diel von der 
CDU. 

A bg. Die l: 

Meine Damen und Herren! Es hat sich im Verlaufe 
dieser Debatte bereits ergeben, daß eine verhältnis
mäßig belanglos erscheinende Debatte um gewisse Ne
benfiguren Veranlassung gegeben hat, in eine Diskus
sion einzutreten, welche die Hauptfiguren in den Vor
dergrund rüC'kt: die Frage Ramershoven-Stein-Schwin
denhammer. (Zuruf von der SPD: Diel! -) - Jawohl, 
Dlel, nehmen Sie ihn ruhig dabei! (Lebhafte Heiterkeit 
bei der SPD -, Unruhe -, Glocke des Präsidenten.) 
Glauben Sie, meine Damen und Herren, der frühere 
Landtagspräsident Diel geht einer Debatte aus dem 
Wege? Wenn Sie das geglaubt haben, dann irren Sie. 
(Zuruf von der SPD: Das haben wir gewünscht!) Meine 
Damen und Herren! Die Debatten, die politisches In
teresse erweckten, begannen mit dem Namen Ramers
hoven. Herr Ramersho!en, der im Rahmen der da
maligen Debatten über angebliche und tatsächlkhe 
Wktschaftsvel'gehen im Grunde genommen ein armer 
kleiner Schächer wa1·, wurde von Ihnen und Ihrer 
Presse zu dem größten Schieber aller Zeiten umge
fälscht, weil Sie nur auf diese Art und Weise 
dem Landtagspräsidenten - um den es sich für Sie 
gehandelt hat - an den Wagen fahren konnten. (Wi
derspruch bei der SPD.) Es war für Sie, meine Herren 
von der SPD, ein wenig bitter, als sich im Verlaufe 
der damaligen Ermittlungen herau„stellte, daß die 
,,ungeheuerliche Masse von Lastwagenzügen oder Gü
terzilgen", die Sie zunächst unterstellt hatten, von 
Woche zu Woche mehr zusammenschrumpfte. Und 
als die Geschichte fix und ferti~ war, da stellte sich 
heraus, daß der ,,Rie:;enschlebe1" Ramershovcn we
gen der angeblich ungeheuren Hortungen freigespro
chen wurde, weil das, Herr Kollege Schmidt, was 
man als Warenbestand bei ihm feststellte, nach der 
Meinung der Wlrtscha!ts.sachverständigen und des 
Gerichts im ilbllchen Rahmen lag. (Widerspruch bei 
der SPD.) Es ist nicht meine Aufgabe, Herrn Ramers
hoven zu verteidigen. (Unruhe und Widerspruch bei 
der SPD.) Das ist es nie gewesen. (Weitere Unruhe.) 
Wir reden ja noch länger! (Ironische Heiterkeit bei der 
SPD.) Melne Damen und Herren! [eh will hier nur 
einmal feststellen, daß der Name Ramershoven ledig
lich mißbraucht wurde, um ins Gespräch zu kommen. 
der SPD.) Es ist nicht meine Aufgabe, Herrn Ramers
gesprochen, sondern es kamen die Märchen von dem 
Schornsteinfeger, den Bergen von Torten, den Bergen 
von Kuchen, von Butter, verehrtester Herr Kollege 
Kuhn, und dergleichen mehr. (Abg. Kuhn: Ich habe 
das nicht behauptet, Herr Diel! Nennen Sie die Leute, 
die das getan haben! - Widerspruch und Unruhe bei 
der SPD -, Glocke des Präsidenten -, mehrere Zurufe 
bei der SPD: Vorsicht! Stimmt nicht') 

Präsident (unterbrechend): 

Herr Kollege Kuhn, Sie haben nachher Gelegenheit, 
dazu zu sprechen. (Abg. Diel: Sehr richtig!) Ich bitte 
doch dringend darum, den Gang der Verhandlungen 
nicht zu stören. (Weiterer Widerspruch bei der SPD.) 

A b g, D i e l (fortfahrend): 

Es kam das Märchen von der Weinschiebung um ein 
Pferd, obwohl gerade Sie, verehrtester Kollege Kuhn, 

als Mitarbeiter im Landratsamt genauestens wissen 
konnten und eigentlich wissen mußten, daß dieses 
Pferd vom Landratsamt ordnungsmäßig eingeführt und 
zugeteilt war. Und so, meine Damen und Herren, ging 
es Punkt für Punkt. Wenn ich mich recht entsinne, 
hatten Sie damals so nach und nach über 30 An
klagepunkte ausgegraben, von denen zuletzt nichts 
mehr übrig blieb. 

Meine Damen und Herren! Der Name Ramershoven 
hatte aber immerhin seine Schuldigkeit getan. Man 
konnte mit dem Namen Ramershoven und dem an
geblichen Skandal „Diel-Ramershoven" eine ganze 
Welt voll Geschrei machen . Es ist eine alte Erfahrung: 
Wenn man jemand mit Umat tüchtig bewirft, bleibt 
immer etwas hängen. (Abg. Lorenz: Leider zu wenig! 
Widerspruch bei der CDU - Zurufe: Oho! - Unruhe.) 
Ich habe es nicht verstanden! 

P r ä s i d e n t (unterbrechend): 

Herr Abgeordneter Lorenz, ich muß das zurück
weisen! 

Ab g, Die l (fortfahrend): 

Meine Damen und Herren! Der F~II Ramershoven 
war eine der einleitenden Aktionen. Der Fall Stein 
folgte. Herr Stein, der große Held, der Vertraucmsmann 
der Besatzungsmacht, dieser „große Held", hat es 
übernommen, den Landtagspräsidenten mit einer Hand 
und im Schlafe zu erledigen. Der:-elbe Herr Stein, der 
nachher unschuldig war wie ein neugeborenes Kind, 
hat in der Form begonnen: er war der starke Mann, 
er trat auf als der öffentliche Ankläger. Meine Damen 
und Herren! Sie haben es ja erlebt, er kam damals in 
die Sitzung vom 23. September 1947 als der Heros, der 
alles über den Haufen wirft. Wie kam er an? Gepackt 
mit so einem Paket von Akten, die aufgetürmt wur
den. Und dann ging es los! Wissen Sie noch, mein~ 
Damen und Herren, wie es losging? (Heiterkeit.) Er 
stieg auf wie ein Adler und landete wie der Hahn auf 
dem Mist! (Heiterkeit und Beifall bei der CDU - , Un
ruhe und Widerspruch bei der SPD -, Glocke des Prä-
1,;identen.)' Wenn es jemals einen Vertrauensmann ge
geben hat, der seinen Auftraggeber blamiert und kom
promittiert hat, dann war es Herr Ramer.shovcn -. 
(Schallende Heiterkeit bei der SPD.) Herr Peter Josef 
Stein. - Freuen Sie sich darüber! Dann war es Herr 
Peter Josef Stein. 

Meine Damen und Herren! Die Landesregierung 
hatte auf Herrn Peter Josef Stein keinen Einfluß. 
Herr Peter Josef Stein war der Vertrauensmann der 
Besatzungsmacht. Herr Peter Josef Stein hatte in sei
nem Gebäude einen Spezialvertreter der Besatzungs
macht, den Herrn Bing-Fromont, der, wenn ich nicht 
irre, gegenwärtig irf der engeren Umgebung des Herrn 
Oberkommi:ssars Fran<;ois-Poncet noch tätig ist. Herr 
Bing-Fromont war also damals derjenige, der die 
Linie der ,,Rhein-Zeitung" überwachte. Es ist mir be
kannt aus anderen F'ällen - z. B. aus einem Fall des 
,.Westen" und aus einem Fall der „Rheinisch-Pfälzi
schen Rundschau" -, daß die verantwortlichen Redak
teure wegen einer Haltung, die die Militärregierung 
als nicht angemessen ansah, zur Verantwortung gezo
gen wurden, um ~ich wegen dieser oder jener Formu
lierung zu rechtfertigen. Ich darf annehmen, daß die 
Besatzungsmacht diese Kontrolle auch bei der „Rhein-

· Zeitung" durchgeführt hat.. 

Nun, meine Damen und Herren! Man kann es ver
stehen, wenn die Besatzungsmacht irgend jemanden 
als besonders vertrauenswürdig ansieht; auch den 
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Herrn Peter Josef Stein, obwohl Herr Peter Josef Stein 
nicht etwa, wie er darstellt, de-rj-enige gewesen ist, der 
die „Rhdn-Zeilung" aufgebaut hat, sondern Herr Peter 
Josef Stein hatte einen Vorgänger. Und diecier Vor>
g~nget· hatte die Zeitung aufgebaul, wie Sie viellekht 
nod1 wii;,wn , unter l'inem anderen Namen. ich glaube. 
es wat· die ,,Mittell'heini;.ct,"' Zeitung'". Dieser Ver• 
trauensmann der Militärregierung wurde &nn eines 
Tages abg.elöst von Herrn Stein. 

Wf'nn Hl'!rr Stein die Dinge heute so darstellt, als 
habe er alles aus dem Boden gestampft und es sei ihm 
dann l:lcilmicihlich abgenommen worden, so ist der Tat
bestand in Wahrheit, daß Herr Peter Joscl Stein die 
Lizenz und die bct'eit.s vorhandene 7.eitung einem an
dt>t'en ab~e.iagt hat. (Abg. Buschmann: Der erste ist im 
Irr~nhaus1 - WPi1.Pl"'?r zm·nf: D<"r zweite kommt nnrh!) 
M"'inE> Damf'n und Herren! Es ist bemerkenswert, daß 
die „SehwHhis('he Zo?-Hung'", dieses Blatt., das genau 
vun Skandalen leot, wi,e in d1>r fTüher·~n Zeit diE! 
.,Rh•~in-Zeitung-' unter Herrn Peter Josef Stein, einen 
Brief zitiert. den ich an den Herrn Genera:lgouverneur 
~cschl'ieben habe. Und es erscheint mlr ge-rade bei der 
tl:'ndPnziö!o(!n , unwahthRft.igen Darstellung notwendig. 
hin klarzustellen. worum es sich gehändelt hat. 

Die~-er BriPf an den Herrn Generalgouverneur war 
in etwa ein -0ffentJ.icher Brief; denn er war dl'lmtils mit 
<.'iner Ausnahme den Mltglif'<l~m de!'. Kabinetts zuge
~.m~t·n. und er war i1ige!(AngPn den 'Führern der 
Frak!innc•n. ln diei.em Brief h;,it.te !rh der Res~t:wngs-
1rn1c·ht meine Sorgen zum Ausdruck gebracht. (Abg. 
r'eller : E;; i~t eln Skandal! Vertraute der Bereat?.'tlngs
:nuchl! Sie l'agen das Kabinett!) Moment! Hören Sie 
ruhig zu Ende, Herr Kollege Feiler, seien ste nicht vor
eilig, hör<:!r'!. Si€' n1htg iu Ende! Die Mitgliede1· des Ka
bint>tt~ und der Fraktionen hatten von diesem Brief 
Kenntnk E~ war also nicht etwl'I ein Brief, der - wie 
~!s so manehe Leute maehen, H~rr Knllege Feiler - hin
trnh<?rum gei-chril:'ben oder geflüstE"rt wird. (Abg. 
Feiler: Das ist Ihre M€'t.hooe!) - Nein! Meine Methode 
ist die Offenheit, Herr Kollege Feiler. 'Nun hat man 
unterstellt, der Landtagspräsident habe es ferti.g
gebralnl, in diesem Brief den Herrn Peter Josef Stein 
zu erledigen und ihm seine Zeitung zu nehmen. Ich 
höre gelegentlich ganz gern, welnn man mich lo-bt, aber 
kh !'<:hmückc- mich nicht gern mit fremden Federn. In 
diesem Fa!! würde es in der Tat heißen, skh mJt 
fremden Federn schmüdl:en. W<:'nn ich akzeptieren 
w ül'de, Herr Stein R~i tat;;ächlich durm mim aui. mn"r 
Stellung gebrachi worden. In Wahrheit habe ich auf 
den Brief weder eine schriftliche nocti eine mündliche 
Antwort bekommen noch auch eine Empfangsanzeige, 
w daß ich schwer versto?hen kann , wie man :zu dle-ser 
füt' mich etwa~ schmeichelhaften Meinung von mcine1· 
.,L,c1rken Einwil'kung~mög\ichkeit auf die Besetzungs
macht übet'hlÖlupt bat sprechen kör:inen. 

Wc-nn Herr Peter Josef Rt.ein ,...ine Lizenz verloren 
h;it . dann ist es nach meinem Eindn.1rk aus ~inem ganz 
anderen Grunde geschehen, weil nämlich der Mann, der 
s ieh ninä-d,;;1 dargP~f,..llt hat als ein großer Held mit 
viel Mut und viel Verantwort.uogsbewußtRein, hlnt.er
her, als es hart nuf har( ging und diE> Sache e'l'nst 
wurde. sehr klein und häßlich wuroe. Er hat - ich 
glavbe, ich hatw P~ eben bereit!!: ge!'lagt - ntem1mden, 
der ihn ab; seincn Vertra11eni;mann an!l:nh , g,;,ehr1', rnn
dt•rn nur blamiert und kompromittieT1! 

Sri ging es mit. Herrn Stein weiter V(ln Abschnitt 
zu Absehnit.t. Al~ er sich verantworten !lollte vor Ge
l'id1.l, hatte er Jede Schi.in:e bcnut7.t, hinter die man 
skh event1.1ell ,,er,qt-ecken konnte. Er hat eR bestritten, 
ir~endeine VL·rn1Jtwurtu11g zu trag~n, er, der Mann„ 

der- in , ·die Junge Union eingetreten war, er, de,: 
Mann, der mit der Miene des öffentlichen Anklägers 
VW' dem Pal'lamenhu·ischen Untersuchungsausschuß an-

, trat, er, der Mann, der die Pt-esse und den Rundfunk 
in ganz Deutschland mit Material ver~orgt hat -. Sie 
ni<!ken, Herr Kollege Hertel! (Ab.e:. Hertel: Der jetzt 
·noeh: beim ZEntrum ist!J - Das ist besonders interes
sant, v-erehrte:ster Herr Kollege (Widerspruch und Un
ruhe bei det· SPD}, dieser Mann hieH Krause und war 
nicht:. gewc;sen, all~ waren die bösen anderen. kh 
will .ni~t pe~trel,ten, meine Her:ren, daß außer Herrn 
~te~n ~µgi. _ nocJ:i, . ~119ere vern.qtwo1·llich waren und 
vei;antworUlch gemacht werden müssen {Aha, bei der· 
S.Pl;)) • ... ~~ ,'ilec M1;1nn - Sie ;nicken, Herr Kollege 
Kuhn ~, der immer ln Ers('heinung h-at als der An
kläge1·, da::. '"-iiii'ai.;"'i-fe1;I' Peter °Josei 8tein. 

Aber darm hat er ln der Fol,te immer weiter Zeichen 
, i;.e,ine!'; negativen MuteH gez.eigt u.ud &einer mangeln· 

· 1 „ den Kinderntube. Und !lcitlil'ßtich, mcme Damen und 
1 Herren, ist eß :<()Weit ~ckom.mcn. da-ß der Kavalier 

Stein in Bad. Ems seine Kavaliereiger.~dH11ten dadurch. 
! · .. :. bewiesen hat, daß er ,vle ein rüder Rowdy einen Fest

tcilnehrner überfallen hat. Wenn iemand in dieser 
Weise, meine Damen und HerN>n, diejenigen , welche 

. ,;ihn .zu „i.t.lrl;l~'IJ; .. V.filr1;,au.c1::;;mann b_estellt haben, 11.m lau
fensjc~ry ~,;!J?~~ kompromittiert, dann kunn ich es ver
stehen, Wti!n.n s~ießlich einm.il der Zeitpunkt kommt, 
·wo ro~~ .~iii~~ ~(t15;h~n Mann ab.!!clli.tltdt. 

Wenn die Militärre!fierung nach tic n Grund~ät:,;en ge
handelt h.ll.tte; n11ch denen man z. B. in einem frühe-

. i·en "Pn!'llßillmen Oftlzierskorps zu verfahre n pflegte, 
indem· ·ma.n sich nicht nur den Kandidaten genau an
sah, sondei:n auch das Ne«t, RU!! dem der Vogel ent
schlüpft war (HeitE>t'keit!). dann wÄ1-e die MiliHirregle
rung auf Herrn Peter Josef Stein bestimmt nicht her
eingefallen. Denn, veroh1-tei:atn Herr Kollli'ge Hert.el , 
.sie interm;i;.i.eren sich auch !IO sehr 'fiir Hei:-rn Stein , 
vieU.elcht macllen Sie ~ich diP Mühe, dirn etnmal nach
zuprüfen, was ich aJ.s ein Versäumnis der Militäri:egie
rung· hier anführen möchte, wenn die Militärregierung 
sich die Mühe gemacht hätte. (Zurufe von der KRD!) 
J('h hal:J.e. damals leider nieht alle~ gewußt, Herl' Kol
lege Feller, das i:st nacil und nach zu mir herangeflat
ter-t,, Wenn die Militärregi~rung damal~ bereits ge
wußt Mitte, wie es au~sch~ut mi t dem Vater Sll-"in unrl 
hätte si<h das Strafregister des Vaters Stein angesehen, 
hätte sie VEffmUfö('h ... . {Abgeorclnete1· Hert.el: S ippen
haftung! " Widerspr'llch 'bei der SPD!} Herr Kollege 
Hertel, Sie haben skh vorhin mit eint>r Reihe von Zeu
Q!en bes:chäitigt. 

Präsiden i (unterbrechend): ,. 
1 Ich bitte ~m Ruhe! 

1 ·A b g. p i e ~ :.:~to;,tfahrend): 
1 Ich spreche gar nicht. um was e s sicll handelt . Denn 

ich sage nur eins: Wenn die Militarregierung sich d ie 
Mühe gel'l.1.m:unen hiitte, hätte sie gewußt, was sie von 
dem Sahn Mein wahrscheinlich erwarten kann. 

Und damit. meine Damr:-n urirl H'errf'n, will ich r!ie 
Ne'berr1'1g,~, .. v~taMt'n, um '?.lt d(:>r Haupt~aehl:' zu kom-

. .,.,, "· ffll!!l"t':" H'1·r:r K,mego IIertell F.:tl ~ibt ja in dies('m Pro
hlem mehri•re Fragen. Zu d~ FrAgf'n gt>hiirt auch di e 
Art, wte· Konlitionsparteien miteinander zt1sammen
::irbeite,n, (V\/(ct~n;.pn1ch und UnruhE> bei de r SPD!) 

f' l' ii. ::! j den .t. (unterbr-cd1end): 

M~!ne Dä-men und HerrE>n l l<'h hitt.E', doch die Ruh€c 
z.u bew~hren. Audi wenn es pofüisch etwas Hoch-
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spannung gibt, darf ich doch im Interesse einer glatten 
Abwicklung bitten, daß von allen Seiten sowohl vom 
Redner und auch Zuhörern die Ruhe bewahrt wird. 
Sie haben unbeschränkte Redezeit, wir haben lange 
Zeit, und wir können noch lange darüber verhandeln, 
so daß irgend jemand, der glaubt, etwas sagen zu müs
sen, noch zu Wort kommen kann! 

Ab g. Die 1 (fortfahrend): 

Meine Damen und Herren! Sie wissen ja, ich bin kein 
heuriger Hase, sondern ich bin im politischen Leben 
schon ein wenig liinger tätlg. Ich habe 14 Jahre der 
sogenannten Weimarer Koalitlon angehört. In dieser 
Weimarer Koalition gab es in diesen 14 Jahren eine 
Zusammenarbeit ähnlicher Art wie in diesem Hause. 
Und In diesen 14 Jahren, meine Herren, ist mir kein 
einzf.ger Fall erlnnerlidl., wo die Koalitionspartei der 
einen Seite einen Koalitionsminister der anderen Seite 
mit solchen Anfragen bedacht hätte, wie sie bei Ihnen, 
meine sehr geehrten Herren, an der Tagesordnung 
sind. (Widerspruch bei der SPD!) Warum können Sie 
das denn nicht in .R:uhe anhören, was ich Ihnen zu 
sagen habe? 

Meine Damen und Herren! Ich b,abe in diesen 14 
Jahren in dieser damals auch nicht überall beliebten 
Koalition mitgewirkt, und ich darf mir deshalb ein 
Urteil erlauben. In der Zeit, verehrtester Herr Kollege 
Hertel, da war das Fundament in de1· Koalition des
halb so fest, weil jeder der beiden großen Partner sich 
d11J.rilber klar war, was er dem anderen Partner nicht 
zwnuten dürre. Wenn das so wäre im Lande Rhein
land-Pfalz, dann meine Damen und Herren, wäre es 
nicht notwendig gewesen, daß wir manche Auseinan
dersetzung geführt haben, und d.ap.n wäre es nicht da
hin gekommen, daß innerhalb von vier Jahren zweimal 
von Ihnen die Koalition gesprengt worden ist. Wenn 
es nun dank der von Ihnen gewählten Taktik, obwohl 
Sie sich bewußt sein müssen', Herr Kollege Hertel, daß 
die Fraktion der CDU im ganzen wie auch alle ihre 
maßgeblichen Mitglieder die Landespolitik und die 
Staati;politik immer über die Parteipolitik gestellt 
haben, wenn es sidl. dann troh:dem al!l notwendig er
weist, heute diese Aussprache zu führen, so meine Da
men und Herren, dann liegt die Schuld nicht bei der 
CDU, sondern bei Ihnen, meine Herren von der SPD. 

Ich konune zu den Ausführungen, die der Herr Ju
stizminister hat vortragen lassen; und ich begrüße be
sonders den Schlußabsatz,' den er hat vortragen lassen, 
weil der Schlußabsatz der grundsätzlichen Stellung der 
CDU im Hinblick aur die von der CDU geforderte 
Sauberkeit hundertprozentig entspricht. Dasselbe, was 
Im Jahre 1947 ohne jede Aufforderung der damalige 
Landtagspräsident Diel gemacht hat, Indem er seine 
sofortige Beurlaubung und die Einsetzung eines Par
lamentarischen Untersuchungsausscnusses beantragt 
hat, dasselbe hat zu meiner großen Freude und ~
nugtuung 0der sehr verehrte Herr Minister Dr. Süstez:-
henn getan. Ich möchte mir seine Gedanken zu eigen 
machen und mödl.te hier in aller Form ilie Einsetzung 
eines sechsgliedrigen Parlamentarischen Untersuchungs
ausschusses beantragen, der im Sinne Ihrer großen An
frage, Herr Kollege Hertel, Feststellungen trifft, wer, 
wann und wo einen unzulässigen Einfluß auf unsere Ju
stiz genommen hat. Sie sind, meine Herren, ausgegan
gen von der Justiz'lerwaltung. Sie wollen dem Minister 
der CDU, Sie wollen Abgeordneten der CDU eine solch 
unzulässige Beeinfiussung unterstellen. (Widerspruch 
bei der SPD!) 0 jahmeine Damen und Herren! Die 
Ausführungen des Herrn Kollegen Hertel lassen kei
nen Zweifel darüber. Sie haben eine Reihe von Aus-

drücken gebraucht über bewußte Ungerechtigkeiten 
und dergleichen mehr. Wir legen Wert darauf, Herr 
Kollege Herlel, daß ganz kla1' fe~tgestellt wird, ob es 
solche Männer gibt, und wo sie sitzen. (Abgeordneter 
Hertel: Können Sie das bei der Unabhängigkeit der 
Richter nachprüfen?} Herr Kollege Hertel, Sie haben 
vorhin Ausführungen gemacht, welche ein Hohn sind 
auf die Unabhängigkeit der Richter. Sie haben Richrer, 
welche Urteile fällten, die Ihnen nicht paßten, ohne 
weiteres beschuldigt wider besseres Wissen, falsche 
Urteile gefällt zu haben. 

Meine Damen und Herren! Das ist ein Vorwurf von 
so schwerwiegender Bedeutung, daß er, da stimme ich 
dem Herrn Justizminister bei, so schnell wie möglich 
geklärt werden muß. Es muß dann aber auch geklärt 
werden, Herr Kollege Hertel, ob und wo es Vertreter 
von politischen Parteien gibt, die man in der Weise 
beschuldigen kann, wie Sie t:!S getan haben. Sie, ver
ehrter Herr Kollege Hertel, haben gesprochen von 
Vertretern der CDU. Sie werden nicht böse sein, wenn 
ich daraus die Konsequenzen ziehe und dieselbe Fra,ie
stellung anzuwenden gegenüber lhrer Partei und 
Fraktion. 

Meine Damen und Herren! Es ist Ihnen bekannt, daß 
der frühere Landtagspräsident gegen den damals am
tierenden Innen- und Polizeiminister Anklage erhoben 
und die Untersuchung der Anklagen gefordert hat, 
weil er den Innen- und Polizeimini,;ter beschuldigte, 
daß er Willkürakte vorgenonunen habe, und daß er 
gegen Gesetz und Verfassung verstoßen habe. Diese 
Anfrage, meine Damen und Herren, ich habe bereits 
in der letzten Sitzung darauf hingewiesen, Herr Kol
lege Hertel, ist damals dem Rechtsausschuß zugewie
sen worden und der Redl.tsausschuß ist auf meinen 
persönlichen Antrag mit den Kompetenzen eines Par
lamentrischen Untersuchungsausschusses ausgerüstet 
worden, damit er die erhoben'en Anklagen auf ihre 
Richtigkeit prüfen und dem Landtag entsprechenden 
Bericht erstatten könne. 

Ich darf feststellen, daß der Herr Kollege Wagner, 
Vorsitzender des Rechtsausschusses, diese Untersuchung 
nie durchgeführt hat, sondern daß der Kollege Wagner 
auf wiederholtes Drängen den Standpunkt vertreten 
hat, er wäre satt darüber zu untersuchen, die beiden · 
sollten sich miteinander vertragen. Darauf habe ich 
dem Herrn Kollegen Wagner sofort mitteilen lassen, 
eine derartige Regelung käme überhaupt nicht in Be
tracht und ich müsse auf einer objektiven und sach
lichen Untersudmng bestehen. 

Meine Damen und Herren von der SPD! Damit ist 
der Fall aber noch nicht ausgeslanden, sondern ich 
muß, gerade um bei der Justiz ·zu bleiben, beantragen, 
daß der Parlamentarische Untersuchungsausschuß 
auch die Frage prüft, ob, wann und wo der frühere 
Minister Steffan im Gerichtsverfahren unmittelbar ein
gegriffen hat, und zwar im Jahre 1945, bevor noch 
ein normales Arbeiten der Justiz begann, in Mainz. 
Es handelt sich dabei, was ich zur Begründung vor
tragen darf, unter der Fülle von Fällen um drei, die 
ich herausheben möchte. Der erste Fall bezieht sich 
auf den früheren Innen- und Polizeiminister selbst, 
der, wie einem Teil des Hauses bekannt ist, wegen der 
Anklage der versicherungsrechtlichen Untreue mit 
214 Jahren Gefängnis bestraft war, die er auch in 
Butzbach verbüßt hat. Wegen dieser Bestrafung, die 
im Jahre 1933 erfolgte, ist auf Grund einer Anklage, 
welche damals, Herr Kollege Hertel, erhoben wurde 
au! Grund eines amtlidl.en Berichts des damaligen 
Revisionsbeamten Eberhard aus Frankfurt am Main, 
der entsandt war vom südwestdeutscl1en Krankenver-
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ban<l, die damalige Verurteilung erfolgt. Gegen diese 
Vcrudeihmg hatte dPr früh<:'!'<:' Innen- und Polizei
minister das Wiederaufnahmeverfahren betrieben, das 
ihm zunädlst. von der zuständigen Strafkammer ab
p;{'!lehnt, -aber dann von dem nationa1;c;o:,:ia1istischen 
OberlandeF.,gericht in Darmstadt mgelai;sen wurde: Es 
kam d8nn ;,u einer v-0llkommen neuen Verhandlung im 
.fahre 1937. Rei dieser Verhandlung war dR!'l Ge·richt 
ganz nc,u bcsct„t. Aber nad:i eingehender Verhandlung 
war da~ Urteil genau das gleiche. Gegen da:. zweite ·· 
Urteil vnm .f:,ihr~ 1~37 hat dann d€T verflossene Innen
und Polizeiminister Revision eing-el,egt bii; :i,;um 
Reichsgerkht unter Berufung -aut' M::ingel. (Um•erständ
lk-h<='I' Zwisdtemur des Abg. Kuhn!) He1T Kollege 
Kuhn! Es tut mit' leid, Sie hören es nicht gern. kh 
muß Sie aber bitten, genau so. wte wir angehört ha
ben, was Sie unser-em Minister Süsterhenn anhängen 
wollten, dasf'eloe anzuhören, was ich Ihnen vorzutragl"t:l 
habe. Wenn dann der Parlamentarisehe Untel'suchungs
au~R<'huß getagt hat. wollen wir ~.-hen, was wahr ist. 
i Wi<lcr~pruch und Unrnhe bei der SPD!) 

P 1· ä ~ i <l e 11 1 (unterbrechend): 

Meine Damen und Herren! kh muß doch bitt-en. Wer 
es nicht anhören will, der hat Gelegenheit, drau&n 
su lange zu wart~n . Es i,(eht nlcht, daß <U1uernd Zwi
sdwnn1fp gPmiimt wer<len . um l'.lfm Gang der Ver
handlungen zu stören! 

A b -~· D i e l (fortfahrend): 

M~ine Damen und Ht>rrenl Ich berichte vollkommen 
objektiv (Zurufe von der SPD: Oho!), wenn Sie das auch 
nicht wahT haben wollen. Es ist dann die Revision ein
gelegt wurden bis zum Ileidl.sgcrk:ht Wld das damalige 
nationalsozialistische Reichsgericht gab der Revision 
stau, weil es form<1IP Mängel in der Tat feststellte. Es 
kam 7.Ur dritten Vel'handlung. Bei dieser dritten Vcr
han.-llung vor wiederum neuer Beset:>:ung ergab sich 
da:,; gleiche Bild, wiederum eine Bestrafung mit 2'.', 
.fahren Gefängnis. 

Nun knmmt na.s int.ere1<sante, was zu dem Fall gehö1'l, 
Herr KollPffE' Vmker. nämlidl im Jahre 1945, bevor es 
no('h eine ordnungsmäßige .Justizverwaltlmg gab, ist 
dann in Mainz vor dem Landgerichtsdirektnr Sd1mttt 
,~ine Verhandlung - ich weiß nicht, wie die Karnme-r steh 
bezeichnet hal - erfolgt, und in dieser Verhandlung ist, 
ohnP daB die Offentlichkeit vi':'l von dem Vorfall ge
merkt hat, die erwiesene Unsdluld des Henn Ministers 
festgestellt worden. Das war der erste Fall. 

Dann der zweH.e Fall. Herr Kollege Völker, der wird 
Sie interessieren, es ist ja Ihr Bezirk, der Fall Wede-. 
1-.ind in Ingelheim. In diesem Fall war vor <iem 
eine Verurteilung erfolgt auf Grnnd eines abgelegten 
Sclrnldgeständnisses. Auch in diesem Falle hat dasselbe 
Gcrirt>t Prwi~sent> Unschuld festge!ltellt. 

E~ kam der drittt> Fall. Er bezog sich auf den Fall 
Wcinsheimcr in Sankt .Johann. '1,Veirn;heimer war mit 
sieben Jahren Zuchthaus bestraft worden. weil er seinen 
Jagdnachbarn mit der Pistole erschossen hatte. Auch dle
i;er Fc11l wurde unter Einflußnahme des früheren Mini
sters Stdfan herausgenommen und die erwiesene Un
schuld festgestellt. Das ging, meine Damen und Herren , 
dem Staa tsan wa lt, der in diesem Falle amtierte, doch über 
den Strich. Et· w::11· bla?l'Cit, fahrlässigen Totschlag z.u be
antragen. Das Urteil „erwiesene Unschuld" hat er als 
nid;L annehmbar bezeichnet und legte R.evision ein. 
Nunmehr hat - auch das kann durch den Parlamentari
t<chen Untersuchungsausschuß festgestellt werden - der 
,!(.'\\'0scne Her-r· Innen- und Poli:r,E'iminister sich um die 

Zurückziehung der Revision bemüht 11nd er hat Erfolg 
g,ehabt. Der bett·effencte Staatsamvalt hat die Revision 
auf Grund rlessen zurückgezogen. Nun, meine Damen 
und Henen, wird man fragen, wie ist i;o was möglich? 
Der Richter, der in diesem Falle amtiert hat, der von 
mir bereits.,it<enannte Landp;ericlltijdirektor Schmitt. ver
fiel. einige z.eit danadl, nachdem er vorher mehrfach 
erkrankt und· ats henkrank behandelt worden war, in 
Irrstnn. Er ist wegen Tob:;uchtsanfällen, die seine Um
gebung bedrohten,. gefesselt ins Krankenhaus und vom 
Krankennau .. -: ins lrrenhaus nach Heppenheim üb<!rge
führt v:ord.cn~ Das Gericht hat ihm einen Pfleger be-

. stellt in der .. ·Person des Rechtsanwalts Jung in Main:r.. 
P.flegschaftsakten können angefordert werden. 

Melne Damen und Herren! In diesem Falle, Herr Kol
lege Hertet 'Wird man nicht ohne weiteres sagen kön
nen, der betreffende Richter hätte etwa böswillig ge
handelt. Aber man kann nicht einm:.11 sagen. ob dieser 
Rkhter in vollem Besitz seiner geistigen Kräfte 
gowE>i:;0n Ist . als er die Verhimdl\lngf'n grführt hat. Ob 
mari ·e1n solctles 1lrt~ll als rechtskräftig ansehen kann. 
lasse ic:h dahingestellt. Sicher ist eins, es ist als rec:hts
kräftig ang,!sehen worden, und so hat dann der Innen
und·Polizeiminister die Ehrenposl('n alle bekleiden kön
nen, die er 'bekleidet hat, und hat außerdem, was nicht 
ganz uninle1·essant ist, als Er:satz für die unschuldig er
littene St.ra.füaH die Kleinigkeit von 30 ooo DM aus 
Steue1·11;roschen unseres Landes erhalten. 

"Meine Damen und Herren, das ist ein Fall. Ich habe 
vorhin hingewiesen auf den anderen Fall, in welchem 
der Herr g{!We~ene Innen- und Polizeiministn amtiert 
hat. Der Fal1 ist ebenfalls zu untersuchen, und es ist als 
drittes 7.U llltltet'.SUchcn, Herr Kollege Hert.el, der Fall, 
der Ihnen ja bereits aus meinem Schreiben bekannt ist, 
tn Verbltitiuh.g mit de1· Frage, ob ein Minister wie de1· 
gewesene Ht!'l'r Innen- und Polizei- tllld später Sozial
minister eine Ministerpension bekommen soll. In dem 
Zusammenhang hakwn wir' ja bereits einen Schrift
wechsel gehabt, und in Verbindung damit, Hfrr Koltt>gP 
Hertel, hab1:1 ich Sie hingewiesen auf eine etwas merk
würdige M~·thode, um ZeugenausHc1gen od,;>r Ehrener
klärungen hel"beizuführen. Es hat :sich gehandelt, meine 
Damen und Herren, um den Fall NHdling - Mariacron. 
Dieser Fallhai bei den Akllc'n, die dem Dreier-Aussdmß 
zul' Prüfun:.t vorlagen. weiter Veranlassung gegeben, 
Unkla,·heiten aufzuhellen. Ich habe Veranlassung ge
nommen, mit .diesem Herm Nödiing, der in Frankfurt 
am Main lebt, persönlich zu i.predi.,.n, um dun:'11 ihn, den 
ich persönlich nod1 gar nicht kannte, Aufklärung ;,:u 

bekommen. Der Hen- Minister Steffan hai von dieser 
Besprechung Kenntnis erhalten, und der Herr Minister 
Steffan hat dann durch ~einen Ch::mffeur im Dienst
\~·agen"i:lcn Herrn Nödling mit dessen Neffen Kotza nach 
Koblenz hölen und in sein Ministerzimmer bringen las
sen, Es hat dann eine längere Verhandlung stattgefun
den, und irr1 ' Vedaufe dieser Verhandlung wurde dem 
Herft1; ..1'.~~l~p.J · e~tens ein Darle)'ien in Höhe von 2000 
Mark versprochen, und zweitens wurden ihm .1.wei 
Briefe vorgelegt, der eine <1d1·Pssiert an Dr. Jung in 
Mainz, der 1.weite adrei-siert an meine Wenigkeit, d'ie 
Herr Nödllng dann unterschrieben hHt. In dem Bri„f an 
mich, wat' dijf!l'Vorgehen gegen den Herrn Minister Stef
fan als „Sdmrkerei" bezeichnet. Da diese Stellung
nahme Nödling sich mit allem, ,,;as ich vorher m it ihm 
besprocl'ic'fi"ünd iiön ihm gehfü·t hatte, in unvereinb;u·em 
Gegensatz stand, wal' ich mit·, meine Damen und Her
ren, dartibe1· klar, daß Herr Nödling diesen Brief zwar 
untic!rseht'lebl?!n, aber nicht geschrieben hatte. Es hat i;ich 
dann b.ald herausgestellt. d11ß dE'm auch ~o war. Ich be
kam Gelegenheit, ein Ori~inalschreiben aus dem Mini
steTbtiro de!!: Herrn Sozialministers zu Händen zu be
kommen, in welehem Nödling ersucht wurde, an einem 
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bestimmten Termin in Wiesbaden im Büro des ReC'hts
anwalts Winkler zu erscheinen und dort, erstens clt>n 
Darlehensvertrag zu unterzeichnen, und zweitens einen 
Bericht an den Oberlandesgerichtspräsidenten Dr. Krü
ger, das federführende Mitglied des Dreier-Ausschusses, 
auszufertigen. !eh habe Ihnen geschrieben, sehr verehr
ter Herr Kollege Hertel, daß diese Besprechung statt
gefunden hat, daß der Darlehensvertrag unterzeichnet, 
daß die 2000 Mark ausgezahlt wurden sowie auch der 
Brief an Herrn Krüger abgesandt worden ist. Wenn ich 
das hätte etwas mehr detaillieren wollen, Herr Kollege 
Hertel, dann hätte ich noch hinzufügen müssen, daß bei 
dieser Besprechung im Büro des Rechtsanwaltes Win!,
ler - Hez-r Kollege Hertel, das interessiert Sie nicht? 
<Abg. Hettel: Doch! Ich bin ganz Ohr!) es freut mich, 
daß Sie ganz Ohr sind - daß also bei dieser Verhandlung 
im Büro des Rechtsanwaltes Winkler in Wiesbaden 
(Abg. Hertel: Der wird heute noch einmal genannl!), 
bitte, - bei dem, Herr Kollege, was ich hier vorzutragen 
habe, genügt es einmal. In diesem Büro von Rechtsan
walt Winkler wurde dem Herrn Nödling, wie mir vor 
einigen Tagen genauer berichtet wurde, eine Erklärung 
Nödlings, gerichtet an den Oberlandesgerichtspräsidenten 
Dr. Krüger vorgelegt, deren Unterzeichnung Herr Nad
ling verweigerte, weil sie ihm zu weit ging. Es ist dann 
an diesem Tage auch die Auszahlung des Darlehens nicht 
erfolgt, sondern sie erfolgte etwas später. Nach dem 
mir gewordenen Bericht hat der Chauffeur, der die 
beiden Herren Nödling und Kotza wieder im Dienst
wagen nach Frankfurt gebracht hatte, die Be
merkung gemacht, das sei eigentlich kleinlich, er hä"tte 
ja das Geld, die 2000 Mark, mitgebracht. Die betreffende 
Erklärung, Herr Kollege Hertel, ist, wie mir berichtet 
wurde, nicht in dem Zimmer von Herrn Winkler fertig
gestellt worden, sondern im Zusammenwirken mit 
einem Wirtschafts- und Steuerberater, ich glaube, mich 
nicht zu il"ren, Römer in Frankfurt. Sehen Sie, Herr 
Kollege Hertel, wenn Sie die Fi-age prüfen und unter
suchen wollen - und ich bin dafür, daß das geschieht -, 
das kann geschehen, wenn ein Parlamentarischer Unter
suchungsausschuß sofort eingesetzt und morgen meinet
wegen oder übermorgen mit seiner Arbeit beginnt und 
14 Tage lang bis zum 15. tätig ist, dann wird er am 
15. seinen Berlcht noch erstatten können, den Sie, ver
ehrteste1· Hen- Kollege Hertel, gegen die CDU in Ihren 
Wahlkämpfen verwenden können. Es ist also mein Vor
schlag, meine Damen und Herren, einen solchen Parla
mentarischen Untersuchungsausschuß sofort einzuset
zen und ihn ab 1. April so tagen zu lassen, daß er am 
15. April seine Verhandlungen abschließt und dem 
Landtag einen schriftlichen Bericht bis zum 20. späte
stens vol'legt. 

Präsid&nt: 
Als nächster hat das Wort der Abgeordnete Feller von 

der Kommunistischen Partei. 

A b g. F e 11 e r : 

Meine Damen und Herren! Nachdem der Herr Kollege 
Hertel zu Beginn seiner Ausführungen den großen Hu
manisten Romain Rolland zitiert hat, könnte man ver
sucht seln, zwei andere große Vorkämpfer für Wahrheit 
und Gerechtigkeit zu zitieren; Voltaire, der ja auch ein 
entsprechendes Justizverbrechen gebrandmarkt hat, 
oder Zpla in seinem berühmten „J'aceuse". Aber ich 
glaube, nachdem hier begonnen wurde, schmutzige Wä
sche zu waschen, nachdem hier gehandelt wird nach dem 
Prinzip, das made in Chicago ist: Schlägst Du meinen 
Buben, dann schlage ich Deinen Buben, muß man etwas 
anders zu dieser Frage, zu diesem System, das hier ent
hüllt wurde, Stellung nehmen. Man kann of!en davon 

sprechen, daß es sich nicht um einen Fall, um den Aus
gangspunkt, um diesen Sehwindenhammer handelt, mit 
dem wir uns keinesfalls identifizieren wollen, aber ich 
kann darauf verweisen, daß das, was wir schon einmal 
in diesem Hause erklärt haben, daß wir weder mit 
Schwindenhammer irgend etwas zu tun haben wollen 
noch daß wii: uns mit diesem Pütz in die Pütze begeben 
wollen. 

Uns interessiert nur, Herr Kollege Hertel, die Frage, 
wie hier politische Parteijustiz getrieben wird, wie Ka
binettjustiz getrieben wird, wie die jeweilige Regierung 
und die maßgebenden Leute in der Regierung die so
genannten unabhängigen Richter als ihre Bauern, als 
ihre Schachfiguren hin- und herschieben und dann 
„objektive Rechtsprechung" machen. (Oho-Rufe bei der 
CDU.) Dabei möchte ich gleichzeitig betonen, daß uns 
der Fall, der hier als Ausgangspunkt genommen wurde, 
nur insoweit interessiert, daß wir gegen jede Ungerech
tigkeit Stellung nehmen, und daß wir es manches Mal 
für günstig halten würden und für ratsam und erziehe
risch, wenn diejenigen, die leichtfertig Justizverbrechen 
begehen, selbst einmal in einer Gefängniszelle sein 
müßten, um das zu erleben, was ein Mensch lei
den muß, der unschuldig eingesperrt wird. Das nur gene
rell. Aber hier hat ausgerechnet der Herr Ramershoven
Diel den Versuch gemacht, die Frnge des Großschiebers 
zu bagatellisieren, und ich glaube, daß hierzu am wenig
sten Herr Diel berufen war, denn das, was hier aufge
zeigt wurde, und die Fälle, die wir noch bringen werden 
als Beispiele, und die Zeugen, zeigen, daß die sogenannte 
gestrenge Göttin Justitia immer eine Binde nur auf 
einem Auge hat. In der Regel über dem rechten Auge, 
so daß sie nicht sieht, was rechts vorgeht; aber dafür 
um so deutlicher sieht, was links vorgeht, oder daß der 
Justizminister, der leider erkrankt ist bei der heutig~n 
Landtagssitzung, auch vorwiegend nur auf dem linken 
Ohr hört und rechts taub ist. Ich glaube, das ist kein 
Zufall, und die. ganzen Erscheinungen, die hier ge
brandmarkt wurden, die man sich gegenseitig vorwirft. 
sie zeigen ein erschreckendes Bild, man kann nicht sagen 
Gemälde. Es ist ein einziger großer schwarzer Fleck, der 
sich hier zeigt und den man „objektive Justiz" nennen 
möc:bte. 

Wir wollen in diesem Zusammenhang erwähnen, daß 
die Kabinetts- und Parteijustiz sich anch oft gegen 
völlig unschuldige einfache Menschen richtet. So zum 
Beispiel hat diese Justiz, die hier enthüllt wurde 
und deren wahres Gesicht gezeigt wurde, auch einen 
Friedenskämpfer Adolf Heil in Worms deshalb zu drei 
Wochen Gefängnis verurteilt, weil er den Mut hatte, 
ein Friedensplakat anzuschlagen, auf dem die Losung 
stand, die heute die Losung aller deutschen Patrioten 
und Vorkämpfer des Friedens ist, nämlich: Ami, go 
home! Für diese Losung und nation~le Forderung der 
Patrioten unseres Volkes wurde er von dieser reak
tionären Justiz und von diesen Richtern drei Wochen 
ins Gefängnis gesteckt. (Ministerpräsident Altmeier: 
Noch viel zu wenig!) Der Herr Altmeicr sagt, es war 
viel zu wenig. Ich. glaube, daß (Abg. Busch.mann, Ei· 
möcll.te die anderen hierbehalten, um Flugplätze zu 
bauen!) damit gesagt wird, auf welcher Seite Herr 
Altmeier steht, wenn er diejenigen jungen Menschen, 
die nicht sterben wollen, sondern die leben wollen in 
einem einigen, friedlichen Deutschland noch mehl' be
strafen lassen will. Wenn er- diese Justiz billigt und 
sagt, die Strafen seien viel zu wenig, so kann er wahr
scheinlich nicht schnell genug den Krieg bekommen, 
den er schon einmal verteidigt hat, wenn er gesagt 
l1atte, er setze sich dafür ein, daß die Loreley gesprengt 
wird gegen die „Rote Flut". Ich glaube, daß bei den 
bevorstehenden Wahlen besonders unsere Jugend sich 
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das merken soll, weil sie keine amerikanischen Uni
formen anziehen will, weil sie nicht in die Fremden
legion des Herrn Eisenhower ziehen will. Und wenn 
sie sich dagegen wehrt, dann sagt Herr Altmeier, der 
Chef der gegenwärtigen CDU-Koalitionsregierung, sie 
sind viel zu wenig bestraft worden. Das wird sich 
die Jugend besonders merken, Herr Altmeier. Aber 
eine Frau, die ebenfalls in mütterlicher Sorge um 
ihre Kinder nicht will, daß Eisenhower seine Drohung, 
die Atombombe übe1· Europa abzuwerfen, wahrmacht, 
auch sie wurde ins Gefängnis geworfen, wurde ver
urteilt, weil sie beim Friedenstreffen der Jugend 
und der Frauen Friedensflugblätter verteilt hat. Wir 
wollen diese Beispiele hier nur anführen, um zu zeigen, 
wie diese Justiz nicht nur zum Instrument der jewei
ligen Regierung und führenden Partei wird und miß
braucht wird zu politischen Zwecken, zu Partei
zwecken, sondern wie sie auch gegen Freunde des 
Friedens und dcutscl"le Patrioten Gefängnisurteile fällt, 
weil sie für den Frieden und d ie Einheit unseres 
Vaterlandes sind. Man könnte und müßte in diesem 
Zusammenhang besonders darauf hinweisen, daß auch 
die Militärjustiz ein Kapitel ist, das bei besonderer 
Gelegenheit besonders behandelt werden muß, aber 
da heute in erster Linie die sogenannte demokratische 
Justiz, die in Wirklichkeit eine reaktionäre Justiz ist, 
zur Debatte steht, muß man darauf hinweisen - und 
das, Herr Kollege Hei·tel (leider ist er im Moment 
nicht da), ist besonders bedauerlich - daß Sie den 
Fall Stein, zu dem wir auch eine besondere Einstel
lung haben, zwar nur gestreift haben, dabei aber 
einige Dinge vergessen haben, die Ihre Mitverantwor
tung an dieser Partei- und Kabinettjustiz nicht weg
wischen können. Bei dem Prozeß in unserem Lande 
vor einem Jahr gegen die deutsche Volkszeitung 
„Neues Leben", die ja schon drei Viertel Jahre von 
der Militärregierung verboten ist, da haben wir er
lebt, daß damals hinter den Kulissen die Kabinett
just!z mitgespielt hat. 

Leider war es auch der ehemalige SPD-Abgeordnete 
Wagner, der heute im Bundestag sitzt, der in dem Pro
zeß gegen die Zeitung „Neues Leben", die einen 
Gestapoagenten entlarvt und dafür den Wahrheits
beweis angetreten hat, verlangt hat, daß gegen „Neues 
Leben" ebenfalls diese drakonische und reaktionäre 
Hindenburg- Notverordnung schärfstens angewandt 
werden soll. Und Sie wissen, daß Röhle inzwischen 
von Ihnen ja selbst fallengelassen werden mußte, 
weil Sie nachträglich feststellen mußten, daß das, was 
„Neues Leben" geschrieben hat, hundertprozentig der 
Wahrheit entspricht. Aber ich glaube deshalb, es genügt 
nicht nur, in diesem Falle bei dieser Justizdebatte, daß 
man diese Eiterbeule nur anritzt, man muß sie auf
stechen. Man muß hier sagen, es handelt sich nicht um 
Einzelfälle, es handelt sich um ein System, um ein un
gesundes, reaktionäres System, daß diese Justiz· diesem 
Staat als Machtinstrument dient, um seine Machtpolitik 
durchzusetzen, und daß es nicht genügt, nur einen Un
tel'suchungsausschuß zu fordern, wo man sich vielleicht 
nur wieder gegenseitig die Unschuld bestätigt, sondern 
daß wir eine Reihe von anderen, grundsätzlichen For
derungen vertreten, daß diese Justiz an Haupt und 
Gliedern geändert werden muß, daß man diese Justiz
skandale, die am laufenden Band zum Teil hier entrollt 
wurden, In Zukunft nur unmöglich machen kann, wenn 
man eine grundlegende demokrat ische Justizreform 
durchführt. De~halb nicht nur einen Untersuchungs
ausschuß, sondern eine Reihe von anderen konkreten 
Fol'dcrungen: Der verantwortliche Justizminister als 
Chef dieser Justiz muß unseres Erachtens abb~rufen 
werden. Er ist für diese Zustände in erster Linie ver-

antwortlich, und Sie von der Sozialdemokratie können 
beweisen, ob es Ihnen ernst ist mit einer demokra
tischen Justizreform und mit der Beseitigung solcher 
skandalösen Fälle, wenn Sie Ihren bisherigen Koa-

. litionsminister nicht mehr decken, sondern seiner Ab
berufung zustimmen. 

Wir sind weiter der Auffassung, daß auch dieser Herr 
Graf oder Herr Grafe, oder wie er ht>ißt, abgesetzt wer
den muß. Wir haben immer das demokl'atische Prinzip 
der Wählbarkeit der höheren Richter und der Absetz
barkeit solcher Richter vertreten, die sich einen solchen 
Mißbrauch des Rechts in seiner Anwendung als poli
tische Waffe zuschulden kommen lassen, daß die eben
falls abgesetzt werden müssen. Und um so mehr noch 
dieser Mann, der gleichzeitig der Vorsitzende der CDU 
in Mayen ist, wie mir gesagt wurde. Sehen Sie, Herr 
Kollege Hertel, es ist auch bedauerlich, daß in diesem 
Zusammenhang, in dem diese Dinge aufgezeigt werden, 
Sie ausgerechnet den reaktionären Junker Bismarck 
zitiert haben und nicht, sagen wir mal zum Beispiel, 
Bebe!. Bebel kämpfte picht mit Phrasen gegen solche 
Justizskandale in der Zeit der Monarchie . . . (Abg. Her
tel: Ich habe Bundesjustizminister Dr. Dehler zitiert!} 
Ja, aber Ihr Zitat: Fürchten nichts wie Gott usw., nicht 
wahr, das riecht stark nacl"l Bismarck, wenn Sie es fort
setzen; aber ich darf dann dazu kommentieren, wenn 
Sie einen anderen gemeint haben, wenn Sie den Bun
desjustizminister gemeinthTucn, der ein kleiner Bismarck 
sein will, so ist der genau so ein Reaktionär, es wäre 
also besser gewesen - einen Mann, der auch den Streik 
als Hochverrat bezeichnet, auch den soll man dann nur 
vorsichtig zitier en. (Abg, Hertel: Von Herrn Piec.:k hatte 
ich gerade kein passendes Zitat gegenwärtig!) kh kann 
Ihnen seine Reden empfehlen, die zu seinem 75. Ge
burtstag erschienen sind. Dort können Sie lesen, w ie 
Pieck als ehemaliger Mitkämpfer und Mitarbeiter von 
August Bebe! wirklich grundsätzlich Stellung nimmt 
gegen eine solche Justiz. Das hat Pieck von Bebcl ge
lernt, und das hat er nicht vergessen. So wollen auch 
wir uns bemühen, heute immer noch von Bebe! zu ler
nen und das zu verwenden in unserem Kampf um eine 
demokratische fortschl'ittliche und gerechte Justiz. Aber 
ich würde mir doch erlauben wollen, noch ein paar 
Worte zu sagen und zu erwähnen zu der Verteidigungs
rede die hier durch den Ver treter des Justizministers 
vorgetragen wurde. Dabei mutet es uns seltsam an, daß 
man mit ganz verwerflichen Methoden beginnt. Hiel' 
steht nicht die Frage irgendeines Prinzen - was geht 
uns dieser Prinz an -, hier steht der Gra! ZUl' Debatte 
- oder Grafe. Dieser Grafe, der also diese Maßnahmen 
durchgeführt hat, und daß man dann nach einer Me
thode hier, die im Dritten Reich gang und gäbe war, ver
sucht, von Tiefenbach zu sprechen, daß man versucht, 
irgendeinen Prinz zu diffamieren, den wir gar nicht ken
nen und an dem wir auch kein Interesse haben, daß man 
versucht, sich mit Schwabenstreichen aus der Affäre zu 
ziehen. Nein, das hilft nichts. Man kann nicht ablenken 
von der Frage, die hier steht, und wir sind nicht der 
Meinung, daß 95 oder 98 v. H. aller Richter und Staats
anwälte heute, sagen wir einmal, alles weiße Raben 
sind die im demokratischen und fortschrittlichen Geiste 
ihre' Rechtsprechung durchführen. 

Kollege Hertel, ich glaube, Sie haben auch diese Sta
tistik im Gedächtnis, daß 80 v. H. aller Richter und 
Staatsanwälte Mitglied der Hitler- Partei waren. Daß 
diese heute noch im wesentlichen den alten reaktionären 
Kurs - nur etwas anders geleitet und demokratisch ge
tarnt - durchführen, das beweisen gerade diese Fälle, 
die wir noch zusätzlich angeführt haben. Es ist also ge
rade umgekehrt. Wenn einmal wirklich ein weißer Rabe 
noch in der Justiz ist als Richter oder Staatsanwalt - das 
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haben wir erst kürzlich erlebt -, wird er von oben her
unter schnellstens in die Wüste geschickt, oderoeie wer
den als weiße Raben geteert und gefedert, und wenn das 
nichts hilft, dann fliegen sie, das heißt, sie fliegen aus 
dem Amt, wie die vorzeitigen Pensionierungen von 
einigen Richtern und Oberstaatsanwälten in der Pfalz 
gezeigt haben. Sie haben sich bereit erklärt, noch zu 
amtieren, aber man hat sie abgeschoben, weil sie auch 
zum Teil Mitglieder der VVN oder Opfer des Faschismus 
waren, und hat an ihrer Stelle SA-Sturmführer zu kom
missarischen Generalstaatsanwälten gemacht, die dann 
mit Gestapo-Methoden, die sie im Dritten Reich gelernt 
haben - ich will der Frage nicht vorgreifen, das kommt 
noch zur Debatte - in Waldmt>hr gegen Frauen vorge
gangen sind. Dazu werden wir noch besonders Stellung 
nehmen. 

Aber Sie sehen, es steht gar nicht die subjektive Frage 
zur Debatte: Was will der einzelne Richter? Das Pro
blem kann man nicht mit Psychologie lösen, indem man 
Seelenforschung treibt: Was denkt nun in seinem Her
zen dieser Richter wirklich? Das ist keine subjektive 
Frage, das ist eine objektive, grundsätzliche Frage, die 
über diese Richter gestellt werden muß in diesem Sy
stem der Machtpolitik und der Machtjustiz. 

Selbst wenn einmal ein solcher Richter oder Staats
anwalt vorhanden ist, der versucht, seinem GE!wissen 
entsprechend zu handeln, wonach er vei:-pflichtet wäre, 
dann haben Sie Fälle, wo er gehen muß, wie wir sie an
gedeutet haben. Also, man muß hier sehen, daß man 
dieses reaktionäre Justizsystem nur ändern kann durch 
e!ne grundlegende demokratische Justizreform. 

Nun doch noch ein Wort zum Herrn Sonderrichter 
Hermans, der leider auch das Plenum verlassen hat. Wir 
haben ja zu diesem Fall schon mehrmals Stellung ge
nommen. Ich hätte gern an Hermans die Frage gestellt, 
d!e ich jetzt trotz.dem stellen möchte. Er hat davon ge

.sprochen, daß bestimmte Kreise der Militärregierung 
sogar über das Kolonialstatut, das Besatzungsstatut, 
hinaus ihre Be!ugnisse überschreiten und sich dieses 
Sehwindenhammer angenommen haben. Nun, das mag 
summen, und das ist schon einer der entscheidenden 
Gründe, warum wir mit diesem Mann selbst persönlich 
nichts zu tun haben wollen. Wir lehnen Agenten, die 
sich der Militärregierung zur Durchführung bestimmter 
Au!gatxm zur Ver!ügung stellen, nicht nur ab, sondern 
wir sind auch überzeugt, daß diese Leute eines Tages 
für Ihre Agentenarbeit vor dem deutschen Volk Rechen
schaft geben mi.lssen. {Abg. Schlick; Auch im Osten!) 
- Sehr gut! Denn dort werden Agenten heute schon ein
gesperrt, aber bei uns sitzen Agenten der Militärregie
rung noch in maßgebenden Stellungen. Ich glaube, es ist 
kein zurail, daß dieselbe Militärregierung, von der Her
mans enthüllt, daß sie ihre schützende Hand über einen 
Schwingenmann (Zuru!: Sehwindenhammer!) oder 
Sehwindenhammer - ich kann diesen Namen schlecht 
behalten - hält, auch vielleicht nicht ganz unschuldig 
dabei war, daß damals, als auch aus den Refhen der 
SPD Im Januar 1948, wenn ich nicht 'irre, ein schweres 
Geschütz aufgefahren wurde gegen den ehemaligen 
Sonderrichter Hermans, der noch im Frühjahr 1945 an 
der Verkündung von zwei Todesul'teilen mitgewirkt hat, 
und daß damals auch dieselben Kreise, die Hermans er
wähnt, ihrn schützende Hand über den damaligen stell
vertretenden J'usUzmlnister gehalten haben. Dieser 
steUvertretende Justizminister ist nicht die Treppe her
untergefallen für den Skandal, der von Ihnen damals 
mit au!gedeckt wurde, sondern er ist anvanciert zur 
rechten Hand des Herrn Ministerpräsidenten! Ich 
glaube, da waren auch die Einflüsse dieser angegrif
fenen Besatzungsmacht - die wir in allen Fällen hier an
grel!en, in denen sie sich solche Dinge erlaubt - nicht 
ganz unschuldig. · 

--~ --· ....I,...._· ···-··-········ .-...... . 

Meine Damen und Herren! Ich muß zum Schluß noch 
zurückkommen auf e ine Enthüllung des Herrn Diel. Ich 
will nicht auf die Sache Steffan eingehen. Wir haben 
dazu unsere besondere Meinung, aber wir wollen davon 
keinen Gebrauch machen, weil die Wahlen vor der Tür 
stehen. Wir glauben aber, daß, wenn Herr Diel hier in 
demselben Zusammenhang davon spricht, daß auch die 
Militärregiex·ung damals in dieser bestimmten Frage 
und in einer anderen Frage an alle Mitgliedez· der Re
gierung irgendwie ein Schreiben gerichtet und der Ver
treter der KPD in der Regierung dieses Schreiben nicht 
bekommen hat, dies nur eine Ehre für den Vertreter 
unserer Partei in dieser Regierung sein kann, weil er 
schon damals nicht das „Vertrauen" dieser Okkupations
behörde besaß. 

Das waI' auch ein Grund dafür, Herr Altmeier, als 
damals der Generalgouverneur mit dem amerikanischen 
Befehl zurückkam - das wissen Sie ja -, die Kommu
nisten müssen auch in Rheinland-Pfalz aus der Regie
rung ausgebootet werden, wie das in allen Ländern auf 
Grund der Annahme des Marshallplanes war, was ge
fordert wurde als Bedingung für die amerikanischen 
Kredite. Daß Sie selbst dann an diesem Emser Komplott 
mitbeteiligt waren, das wissen Sie auch, das brauche ich 
Ihnen nicht zu erzählen. (Ministerpräsident Altmeier: 
Das ist eine Ihrer fünfzig Unwahrheiten, die Sie im 
Laufe der letzten halben Stunde behauptet haben! -
Zuruf: Landtagsprotokolle vergleichen! - Unruhe -) 
Es ist möglich, daß ich mich manchmal irre, aber 
daß Sie diese Wahrheit nicht bestreiten können, 
dafür können wir Ihnen gelegentlich Dokumente 
vorlegen, Herr Ministerpräsident! (Ministerpräsident 
Altmeier: Legen Sie sie vor!} Ihr Parteifreund Diel mit 
der weißen Weste, die ganz schwarz ist von den Flecken 
a.us der Affäre Rame1·shoven, hat ja selbst gesagt, wem 
die Militärregierung in diesem Fall ihr besonderes Ver
trauen geschenkt hat und wer die Vertt-auensmänner 
der Militärregierung in der damaligen Reglernng waren. 
Das wollen wir einmal deutlich hier sagen ; ·Wenn scholl 
Wäsche gewasd1en werden soll, dann muß man die 
Hintermänner aufzeigen und nicht bloß die vorgescho
benen Figuren. 

Herr Diel, Sie haben versucht, sich für Ihren Ra
mershoven zu verwenden, der also so ein ganz kleiner 
Schieber gewesen wäre. Ich glaube, das kennzeichnet 
nicht nur Sie zur Genüge, sondern auch Ihre Partei, 
die das hinnimmt. Damals hat man noch versucht, sich 
von dieser skandalösen Schieberaffäre zu distam:ie
ren; und das zu einer Zeit, wo die Ausgebombten 
keinen Teller hatten, um ihre kargen Rationen zu 
essen. Dieser Mann, der tausende Tonnen Waren und 
700 bis 800 Gläser Obst gehortet hat in einer Zeit, wo 
wir für unsere Kinder kein Obst hatten - Herr Mini
sterpräsident, wenn Sie das heute auch noch vertei
digen wollen, dann stellen Sie sich damit mit diesen 
Leuten auf eine Stufe. 

Wir müssen uns jedenfalls dagegen verwahren, daß 
hier ein Herr Diel nachträglich einen solchen Skandal 
noch rechtfertigen will, und das um so mehr, weil Sie 
sagen: dieser Großsehleber wurde aber freigesprochen. 
Das sei ein Beweis dafür, daß er unschuldig ist. Nein! 
Das beweist um so mehr, wie korrupt und reaktionär 
die Justiz als System ist, wenn ein solcher Großsehle
ber, der 700 bis 800 Gläser Obst und Konserven mas
senweise gehamstert und gehortet und Ihnen zum Teil 
zugeteilt hat wie andere Sachen, hier noch verteidigt 
werden soll! 

Ich glaube, dagegen muß man sich mit voller Schärfe 
wenden. Es wäre auch für d ie Freunde von der SPD 
überlegenswert, ob sie sich hier von Diel ausgerechnet 
einschüchtern lassen wollen mit dem Wink auf Bruch 
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der Koalition bzw. m1t der Drohung, daß vielleicht 
nach d,m W;cihlen diese Koalltlon nicht mehr zustande 
kommf'n könnte. Sie sehen aus diesem Fall: man will 
Sie als Gefangene der Koalition am Zaume halten; 
man möchte hier Dinge verdedi:cn und vertuschen, die 
1.-inmal rücksichtslos und rückhaltlns aufgi?deckt wer
den müssen. Dann werden unsere Menschen in Rhein
land-Pfalz, die sich im Schweiße ihres Angesichts täg
li<'h um ehi liehe Arbdi bemühen 11nd eh1·lil'h und an
ständig ernähren, sehen, was für ein Parlament i;ich 
hier zum Teil bisher an der Arbeit befunden hat, 
w,•lche ,fustiz hier gearbeitet hat 11nd wie diese soge
nannte Demokratie aussieht, die Sie hier vertreten! 

'Nenn dieser Anschauungsunterricht, der heute hier 
besonders vielen jungen Mi"nS<'hen gegeben wurde 
über das, was hier gespielt worden ist, ihnen die 
Augen öffnPt, wie man die Politik zum Geschäft 
m11.cht. wie man hier die Korruption veroecken und 
ve!'tusd;._,n will, wie man die Justiz als Waffe ge
brnucht, um solche Fälle je nach Willkür und Belieben 
:i:u handhaben, dann werden diese jungen Menschen 
erkennen, daß man reinen Tisch machen muß, daß 
man für Sauberkeit und Reinheit eintreten muß, daß 
man eine Demokratie und ein Parlament schaffen 
muß, das wirklich unbt!i:;lechlich ist und im Int~esse 
des Volkes alles tut, um die nationalen und sozialen 
Probleme unseres Volkes zu lösen. 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Hertel von der SPD. 
kh mad1.e jetzt schon darauf aufmerksam, d.aß ich 
•1ach der Ansprache des Abgeordneten Hertel eine 
kleine Pause einlegen werde, um mit dem Ältesten
rat den weitenm Fortgang der Tagesordnung zu be
raten. 

A b g. H e r t e 1 : 

MPine Damen und Herren! Da ich annehme, daß das 
ganze Haus, auch die Zuhörer, nach dieser Rede
schlacht erschöpft sind und der angekUndigten Er
holung bedürfen, stelle ieh jetzt schon fest, daß ich 
mich auf das allernotwcndigste beschränke. 

Ich habe mich mit fünf verschiedenen Ausführungen 
zu befassen: 1. mit dem vom Herrn Ministerial
<lirigcnten Dr. ter Beck verlesenen Manuskript des er
krnnkten Herrn Justizministers; 2. mit dem Zusatz, 
dt•n der Herr Ministerialdirigent beigefügt hat; 3. mit 
den lrn1·1.en Ausführungen des Herrn Kollegen Ab
geordneten Hermans und 4. mit den eindrucksvollen 
Darlegungen des Herrn Kollegen Diel; 5. hat der Kol
lege Feiler noch Auf:führungcn zu dieser Sache ge
macht, die mir aber keinen unmittelbaren Anlaß 
geben, meine bereits angekündigte kurze Rede,:eit noch 
zu verschwenden. Möge der Herr Kollege Feiler aus 
diesen heute mit erfreulicher Offenheit und Konse
quem: gepflogenen Auseinandersetzungen den nahe-
1 iegPn<len Schluß ziehen, dafür zu sorgen, daß auch in 
.andPren TPilen unseres ge1o1amten d<>ut1,chen Vater
landes diese Freiheit der Meinungsäußerung möglichst 
lJald in allen Teilen des öffentlichen Leben wieder 
gewähi-leist~t wird. (Widerspruch bei den Kommu-
11i1sten. - Abg. Buschmann: Da gibt es auch Konse
quem:,m! - Unruhe. - Glocke des Präsidenten.) 

Präsident (unierb1edl.end) : 

IL:h bitte um Ruhe! 

Ab g, Her t e 1 (fortfahrend): 

kh bin davon überzeugt, daß ein großer Teil der 
Mitgliede:>r des Landtages nunmehr selbst den Eindruck 

bat, daß es be$Mr gewesen wäre, die Beantwortung 
der gestellten Großen AnrrnJlle :a:u vcr~chieben. Ich 

• überlasse das dem Nachdenken etnE'l' jeden einzelnen. 
(Ministerprfüiident Altmeier: Noch besser die Anfrage!) 
Die Sache war deswe!(en direkt pC'in!ich, weil die 
Antwort de1; Herrn .Tustizmini:.;ter1s in einem Zeitpunkt 
angefertigt wurde, als er noch der Meinung war. daß 
sich die SPD in ihrer heutigen Beg!'ündung irgendwie 
mit den Darstellungen der ,,Schwäbi:sehr,,n Illustrier
ten" identifizieren müsse. Gerade so weni!il wie wir 
mit dem Machwel'k „Die Sündf.'rin" auch nur das 
allergeringste bei unsC'rE'r Aktion in der let:i:ten Land
tagssitzung etwas zu tun hatten, so dreht es sich für 
uns hier lediglich um die Sicherung einer gleichmäßigen 
Verwaltung in unse1·em Lande. Genau so wenig haben 
wil' mi~ dem zi1..ierten Henn Prinz und all den angeb
lkhen G~wifür.sleuten etwas zu tun. 

Es hat doch s;lchC'l· auf Sie alle d irekt peinlich und 
bedrückend ge\virkt, daß der erste Teil - vielleicht gar 
die Hälfte -· des Manuskripts eine Auseinande1·setzung 
mit der ,.Schwäbischen Illustrierten" war. Hat denn 
der bC'rüchHgte Her-r Prinz hier am Rednerpult ge
standen und seine Ausführungen gemacht, oder war 
es ein Mitglied des Hohen Haus~s, das mit Material 
aufgewartet · hat, das es ganz bestimmt nicht der 
„Schwäbischen Illustrierten-' ;,;u entnehmen genötigt 
war! 

Ich habe in ganz konk1·eter chrunologisd1er An
einanderreihung der einzelnen Maßnahmen, die auf 
dem Ge))ie1~ des Prozesse::; der Affäre Sehwinden
hammer getroffen worden sind, versucht, den gegen
wärtigen Stand der Entwicklung dieses Proz.es"es ;r,u 
zeidtnt.'1'1. Wer von Ihnen hat nicht das Gefühl, d!lß 
die von Herrn Minister Si.istcrhenn - ich bedauere. das 
in sei.ne.r Abwesenheit feststellen zu müssen - gewollte 
Methode, zunächst die Gewähn,leute der „Schwä
bischen lllui;.td1u:teu·· bis in8 Unendliche zu diffa
mieren, hier Anwendung gefunden hai. Das ist für 
eipe so hohe Stelle w:le das Justizmini!;iedum eines 
Landes besimmt kein überzeugender Beweis, daß man 
in der Vertretung einer AuI!asfüng bis ins allerletzte 
seiner selbst siclrer ist. . 

Der Herr Mintsterialdirigl'l1t Dr. t.er Beck hat nach 
der Verlesung eines Manuskripts, das in seiner zu
weilen' et-was merkwürdigen Form Demagogie, Lächer
lichkeit usw. enthält, noch (>in paar Bemerkung1m 
hinzugefügt. Ich 'stelle ausdrücklich fest, daß ich zu 
dem Manw1ktipt keine Stellw1g nehme. Dei· Inhalt 
des ver'iese~en Manusk ripts kann untel' Umständen 
bei spätere,~ Anwesenheit des Herrn Justizministers 
nochm:H$ kritisch betrachtet werden. :F:s ist demokra
tisches Fair play, wenn wir ... (Ministerpräsident Alt
meier: Und sehr viclkräftigeF. Beweismaterial mit 
Urkunden haben wir auch gegeben!) - das Beweis
material, das meine1·seits vorgetragen worden ist, und 
zwar unter ganz genauer Angabe von Datum und 
Dienststellen usw., da!'! skh dort in meinen Akhm 
befindet, v ,Jr\<,,erten. Kirnn inan korrekt.er und ein
wandfi·e'ier vo:wgehen ™''j de r Darstellung einer Lage, 
als ,venn inan s~ch auf arntlich~i; Material ;,.u stützen 
vermag? 

„Der H~l'J: Grafe hat einwandfrei, objektiv und 
korrekt in . d~in Prozeß gegen Sehwindenhammer ge
urteilt" - diese Festi;tellung lst. ein vernichtendes 
Urteil (Abg. Hermans: Die Meinung des Vet·teidiget·s!) 
über den Obe1•1·ichter a us der amerikanisl'hen 7,onf', 
der dem gm'izen Prozeß beigewohnt und am Schluß 
des Prozesses die Feststellung gemacht hat, daß er 
nadf'd'.fesenf t!'Tö~eß sich schäme, . noch länger deutscher 
Richter :!!l!!il'I. zu müssen. Das ist immerhin mehr als 
bemerkenswert. Eine solche Feststellung eines Ober-
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r!chiers aus der amerikanischen Zone kann sogar den 
Laien davon überzeugen, daß bei der Art, wie dieser 
Prozeß geführt worden ist, manches nicht in Ord
nung war. 

Es ist seht· bedauerlich, daß zum Teil auch der von 
uns so überaus geschätzte Herr Ministerialdirigent 
Dr. ter Beck und auch nachfolgende Redner den Ver
such gemacht haben, zu behaupten und darzustellen, 
als wenn ich heute nachmittag in meinen 25 Minuten 
dauernden Darstellungen irgendwie die CDU als Frak
tion und den Herrn Justizminister als Person hätte 
angreifen wollen. Ich stehe zu dem, was ich gestern 
abend zum Ausdruck gebracht habe, und bitte Sie, 
auch in Zukunft scharf zu trennen zwischen dem, was 
innerhalb eines verwalteten Ressorts geschieht, und 
dem, was die rein menschliche, persönliche und beruf
liche Hochachtung vor einem Menschen mit sich bringt. 
(Sehr richtig! bei der SPD.) Dieser Versuch einer sehr 
unappetitlichen Verquickung von zwei Dingen ist auch 
dazu angetan, die Glaubwürdigkeit und Beweiskräf
tigkcit alles dessen, was vom Justizministerium heute 
vorgetragen worden ist, erheblich zu erschüttern! 
(Abg. Hermans: Das ist sehr interessant!) Glücklicher
weise hat die SPD für ihre Auffassung auch noch 
andere Kronzeugen aus der Justiz selbst anzuführen. 
Ich darf darauf hinweisen, daß bei der Verurteilung 
des heute mittag wiederholt erwähnten meineidigen 
Pütz der den Vorsitz führende Landgeri,;:htsdirektor 
ZUndorf !estgestellt hat: Zu eineinhalb Jahren wegen 
fortgesetzten Meineides wird Pütz verurteilt. 

Ich stelle ausdrücklich in öffentlicher Sitzung fest, 
daß das ganze Unglück, das über Schw!ndenhammer 
hereingebrochen ist, auf diesen meineidigen Pütz zu
rückgeht. Das ist aktenkundig und kann jederzeit be
wiesen werden. 

Kann dann der Herr Vertreter des Justizministe
riums noch davon sprechen, daß man in der Justiz 
keine Persönlichkeiten hätte, welche die von der SPD 
heute mittag vertretene Auffa;sung sich zu eigen ge
macht hätten? 

Ich darf noch darauf hinweisen, daß doch das Wie
deraufnahmeverfahren in der Sache Sehwindenham
mer nicht lediglich oder überwiegend der Beibringung 
neuen Beweismatel'l.als zuzuschreiben ist. Ganz be
stimmt hat in viel größerem Umfange die Entlarvung 
des meineidigen Pütz mit dazu beigett·agen, weil man 
gesehen haf, daß alles das, was Pi.l.tz, der doch der 
Kronzeuge gegen Sehwindenhammer war, behauptete, 
zusammengebrochen Ist, elend zusammengebrochen ist 
wie ein Kartenhaus. Es ist eine sehr bedenkliche Hal
tung, wenn man diese Tatsache, daß dieser Mann mit 
seinen eineinhalb Jahren heute noch auf freiem Fuße 
ist, so völlig unterschlägt. (Abg. Hermans: Wer hat 
das unterschlagen?) Er ist immer noch auf freiem 
Fuße, Herr Kollege Hermans. Man übergeht eine Stel
lungnahme, die doch von mir direkt herausgel'.ordert 
worden ist. (Abg. Hermans: Es ist wöt'tlich abgelesen 
worden!) Ic.h darf feststellen, dall Herr Pütz bis heute 
noch nicht in Ha!t ist. (Abg. Hermans: Und daß das 
Justiz.ministedum das in seiner Erklärung erläutert 
hat! Wenn Sie das überhört ha~en, bedauere ich das!} 

Herr Kollege Hermans, in aller Ruhe und Sachlich
keit! Ich hatte mir die Aufgabe gestellt, gewisse Zu
stände In der Rechtspflege unseres Landes heute mit
tag zu beleuchten. Können Sie als Jurist es mir übel 
nehmen, wenn ich diese Ungeheuerlichkeit, daß der 
Herr Pütz mit eineinhalb Jahren Gefängnis wegen 
Meineids, obwohl das Urteil durch die Verwerfung 
der Revision bereits seit September vergangenen Jah
res rechtskräftig geworden ist, heute nqch frei her-

umläuft? Wer in diesem Hause vermag irgendwie 
etwas dagegen zu sagen, wenn ich diese Ungeheuer
lichkeit als Symptom unserer Rechtspflege heute mit
tag in den Vordergrund gestellt habe. (Abg. Hermans: 
Weil er ein Wiederaufnahmegesuch gestellt hat, genau 
wie der Herr Sc:hwindenhammer!) Den Herrn Sehwin
denhammer hat man aber erst neun Monate sitzen 
lassen. (Abg. Hermans: Er ist ja auch erst nach den neun 
Monaten verurteilt worden!) Der Herr Sehwindenham
mer hat über ein Jahr gehabt. (Abg. Hermans: Ja eben, 
deshalb konnte er die neun Monate schließlich auch von 
Justiz wegen noch ganz gut sitzen!) 

Prä s i den t (unterbrechend): 

Ich bitte die Zwischenreden zu unterlassen; der 
Herr Abgeordnete Hertel hat das Wort! 

Ab g, H e r t e 1 (fortfahrend): 

Ich habe bei der Darstellung des von unserer Frak
tion überaus geschätzten Herrn Ministerialdirigenten 
Dr. ter Beck etwas außerordentlich bedauert. Ich gebe 
ihm anheim, in einer stillen Stunde einmal darüber 
nachzudenken, ob das ein geeignetes Mittel war, um 
der Aufklärung det· Sache zu dienen. Er hat nämlich 
zu dem Mittel gegriffen, das Ansehen und die Ehren
haftigkeit der Person des Herrn Sehwindenhammer 
anzutasten, um nicht zu sagen zu erschüttern. Der 
Herr Sehwindenhammer ist ein Mann von über 50 
Jahren und war vor dem Beginn dieses Prozesses 
ohne jede Strafe. Mir hat vor 1933, als ich in Kai
serslautern Geschworener war, beim Mittagessen ein 
alter Landgerichtsdirektor einmal erklärt: Unser gan
zes Leben, insbesondere in Deutschland, ist so mit 
Paragraphen und Verordnungen gespickt, daß, wenn 
jemand 50 Jahre alt geworden ist und ist nicht straf
fällig geworden, dann ist es nicht sein Verdienst, dann 
hat er lediglich Glück gehabt. (Heiterkeit.) 

Ich darf feststellen, daß wir es als äußerst un
glücklich empfunden haben, daß heute nachmittag der 
Versuch gemacht worden ist, an der persönlichen 
Ehrenhaftigkeit des Herrn pchwindenhammer irgend
wie zu rühren. Herr Sehwindenhammer hat mit der 
SPD nichts zu tun. Wenn ein Mann von der FDP 
oder ein Parteiloser oder ein Kommunist zu Um:echt 
in den Klauen der Justiz leiden würde, dann gebe ich 
eher meine ganze politische Laufbahn auf, als daß ich 
mir die Freiheit auch nur im geringsten einschränken 
ließe, der wirklichen Gerechtigkeit zum Siege zu ver
helfen. (Beifall bei der SPD.) 

Deshalb, meine Damen und Herren, muß ausdrück
lich festgestellt werden: Der Bürgermeister Sehwin
denhammer hat eine 30jährige tadellose dienstliche 
Laufbahn hinter sich, das ist ja auch immerhin ein 
sehr bemerkenswertes Moment. Wer sich dafür inter
essiert, kann ja irgendwo den Personalakt des Herrn 
Sehwindenhammer einsehen. 

Der Herr Dr. ter Beck hat in Erinnerung gebracht, • 
daß der SPD-Vertreter in meiner Person bei der let:i:
ten Debatte über den Justizetat selbst anerkannt hat, 
daß 98 v. H., wir wollen nicht in gewissen kaufmän
nischen Allüren mit Prozenten rechnen, sondern daß 
die ganze Justiz Anerkennung verdient für ihre Arbeit 
und für ihre Haltung. Aber, meine verehrten An
wesenden! Die restlichen 2 v. H. auszumerzen und 
ebenso in diese vorbildliche Haltung zu bringen, muß 
Aufgabe des ganzen Hohen Hauses sein. (Beifall der 
SPD!) Gegen den Herrn Grafe ist eine Untersuchung 
im Gange. Es wäre immerhin interessant zu wissen, 
ob der Herr Landgerichtsdirektor Grafe auf die Dauer 
der Untersuchung vom Amt suspendiert ist. (Ministc-
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ri:.ldirigPn1 Or. ter Beck: Das ist nicht möglich, solange 
kein Dfaziplfaarverfahren gegen ihn eingeleitet worden 
ist. Die gesamte Untenrnctnmg ist persönlich auf An
ordnung des Herrn Ministers eingeleitet worden und 
·.vü-d auch ,.,on ihm unte1• ~iner Leitung geführt!) Es 
lt;,it,e i1t un:,eh~r Fraktion mindestens ganz erhebliche 
Sympathiei) gefunden, wenn der Het'l' Vertreter der 
RegiPrung un~ zuglei<-h die Suspemlierung vom Dien&t 
;mf die Dauer dieser Unt-el"'Suchung hätte mittefüm 
können. (Abgeordnete!' Ii-ermans; Herrn Sehwinden
hammer darf kein Härchen gekrümmt werden, aber 
Rid1le1· u11d ßcamte in den Dreck ziehen, das ist rffll.tl) 

P r ii ,-. i den t (unterbremend) : 
fch mochte Si<? bitten, die Zwi~chcnreden zu unter

llll,:-1:'n ! 

. Präs i d e n t (unterbrech~nd}: 

Soweit ich dm; ):lE'hi"lrt habe, lfrn Abgt:urdnetPr 
Hertel, hat der Hen Kolle11:e Herm1ms die Staatsan
wälte genannt. und die Ve,·trPter des Miiitärgc-rkhti,s! 

A b g.. H c r t i:: l (fortfahl'end): 

Un~· fä'f · iih" 'Rl'nz~lm'h nkht hPk,mnl uncl vermutikh 
der überwiegenden Mehrheit deq Hohen Hauses gleich

.· falls nicl:it, iliv.•ieweit nach der Rt>vision des Besatzungs
"sta:ffltij!f; ·'~ '"derartigen Fordetungcn aul.'h nur noch die 
allergering!;t e Berui::htigung besteht. kh glaube in der 
Bestreitun11: dieser Berechtigung hfitte man at1C'h von 
einem einfachen Staat,,mnwalt. (~rwarten dürfen, daß er 
in geziemende'!' höfliC'ht"l" Form ~e;intwortet hätte, auf 
Grund der beRtPhi•riden ~w~e1zlit'h„n Bestimmungen. 

Ab g. Her t e 1 {fort.fahrend): die das Vel'hfütnis z.wischcn un,f bdden regeln, bin ich 
wed~r berechtigt noch verpflichtet, ihnPn Akten in 

Herr Kollege Hermans, Sie haben sich gerade recht- irgend einf>r Form 3ui::zuhändil!en {7.,irnfP; sehr rittl-
zdtig <lmch Ihren ZwiBchemuf zu Wort gemeldet. Sie tig!J Wir- bedaue rn deshalb, daß man ~!eh mit diesPm 
wur::n im Laufo meiner Ausführungt-n gerade an der Ani:u( .ü~~~J:l.~~p( .~~.fa~t hat und bedauern im,beson-
Ticihe. Sie werden selbst zugeben müssen, daß ich mich dcrc, d'aß diese Sm.:he. die auf so leic.:hte Art alnutun 
heut!:! - wenn auch Ei~enlob stinkt - mit fast seriöser . .. · · · · gew.esen W:lre, heute mittag zur Sprache gekommen i,,;t. 
7,uri.lekhalt.nn,e: bemüht habe, weder den Herrn Kolle-
gen HeTmans nom den Herrn Kollegen Diel in den Aber , H~:n Kollege Hennans, soliten Sie die mehr 
Rahmen meiner Betrachtungen einzubeziehen. (Ab,-. . Whl...~Y.äm&.~., l.l,~.l!~i;tl.t. gcha:JJt. ~abcn, mit diesem Hin-
rc-ordnetel' Dlel: Na naH Herr Kollege Dlel, Sie weii;; auf dle Militärregierung und hochstehende Per-
haben skh heute so unliPbsam bemerkbar gemacht, sonen it>gcndwie einen Zusammenhnng zwischen der 
ctaß um (•ine kleine Zurechhvl"'iimng durmau::; ge- SPD und der hochstehenden Per~on der Militärregie-
boten 1a;rschien ! (Heit,,.rkeit ! - Abgeordneter Herman!!: rung na<;hwei$Cn zu wullen ... (Abgeordneter Herman!'l : 
Herr Kollege Hertel. die Bezugnahme auf diC'ses Blatt 1cl!, .. V.'.~~ .... ~~'-·· Wll~ Sie mir untentellen. Ic.:h habe 
1wnüg1. i11 mdne1· Richtung durchausl) Herr Kol- von Herrn Sehwindenhamme l' gesprochen!) Sie hab,,n 
11'.!ge Herrnans. Sie hätten notwendig gehabt, kraft den Het-rn Sehwindenha mmer gewis.:;ennaßen als das 
ihres hohen Amtes. ':!-ich auf dafl:' zu be:!lchränken, Schutzklnd dm· SPD bci.eichnct, (Abgeol'dneter Her-
'.\"af; der SPD-R<'dner heute nachmittag hier zum Vor- mans: Dazu haben Sie ihn gtmiaeht. Hen- Kollege 
trn.g geb!'acht hat. Was habe ich die „Schwäbische Illu- He~.~1.1) .. ~~ .. hub~ m , die.!;Cffi Zusamme11hang <lie Ver-
,;tl"iert<' ;i:u vi:,rantwurten'! (Abgrnrdneter Hermans: Di~ il"-cter der MiHtancgiei·ung hie r zitit"r1. kh ,;ldle aus-
Ihre Große Anfrage an die Spitze in Fettdruck eines drücklich fost, daß die SPD in d en lct..ten vier Jahren 
an mich gerichteten Pamphlets gc·stellt1) Die bat in der dut'cli"'il:irc' Hilffüng 'auch in ihrem Verhältnis zur Mili-
letzten Numm"r die SPD auch in irgendeinem zuisam- tärregicrung bewiesen hat, ,jaß .1.u derartigen, zumin-
m~nhi:mp, _ ieh leRe die Dinge gar nictit all, ~-11 b;t so dest 11ehr eigen;;irtig und uuslegungsfähigen 1"el:ltsl'<'l-
lwridiid w,;l'den, angegriffen. Dumit dürfte der übel'- l'!,~ljll?,, ~~q~t; i;l~~ aU(ltge1·ingstc Anhd3 be~tand. (Zuru[e: 
7.('llfft>n<i,-1.P R<>WPi~ dafiir i>rhriHtl.t R~n. rtaß die SPD ~ebl' r.ic,!ltj,&1,) Der llE,rr KoUcg,c Diel hat festgestellt 
tnit dief<en FE>st~tellungen !!h~r anm g'llr nichts zu tun oder es ist durcil Zurufe fest,i:cFCteHt worden, daß der 
hat. Etwa::1. wai;; um _ Herr Kollege Hermims, ich darf von ihm hP.ute wiederholt zitterte Verleger Stein, wahr-
um Ihre bt2s.ündere Aufmerk~mkeit bltten _ (Abgeord-. scheinlich ,am besten bei ihm v01·her Anstandsunter-
neter H<>rmans : Ich bin gan;i Ohr, Herr Kollege Hertel!) rlcht genomme n hätte, bevor er in.~ öffentliche Leben 
Sie sitzen ja auch in der ei-;;t.en B,mk und haben es eingetreten ist. Herr Kollcgt• Die!! Sie habf'n auf die 
nkht s.chwff, das zu hören. _ (Abgeordnet.eL· IIerm.aus: S~t)ber~eit der prt:iißtsrhcn Offizins'k;:,~1tc, v e rwiesen. 
kh v„ürde es selbst in der letzten Reihe hören!} außer- Herr Kollege DicH Wenn m~n di-i,; Lob Iür notwen-
ord-entlkh interessi('rt hat, i~t. was de-r Herr Kollege dig hält, dann diffami!?rl 1w1n im selben AugenbJ.ick 
Hermam; bezüglich der Entwkkhmg des Falles Scb.win- alle diej(mi.Jilen Schichten und Krei~e uni;.eres Volkes, 
denhammer im Zusammenhimg mit dem Ve1·hältnis die keine preußischen Offiziere wiwcn . (Abgeordneter 
zur Be„atzung hier zum Au~druck g,ebracht hat. Dlel: Das habe kh in keiner vVüi,a~ gc,sa~t. Damit un-

Herr Kollege Hermans., Sie W(?rden nicht bestreiten terstellen Sie etwall, was ich nwht gf's!lgt hRbe!) Herr 
könn,:,n, auch keinE>sweg~ bestreiten wollen, daß die Kollege Dielt Es wäre zu erwarten, daß Ihr fortschrei-
tiP11t1-,,--he Sozialdemokratie in ihrer Gesemth.eit und tendes Alter Ihnen wenigstt!ns so Ja!anz langsam jene 
auch die SPD-Fraktion des Landes Rheinland-Pfalz in Ruhe und Abgeklärtheit schenken mö~e. <laß man auch 
der Wahrnng der Souveränität uns;erei:; Volkes in ent- in gewisser En-egung nachträglich all~s das, was man 
S('heidenden Stunden der letzten vier Jahre, auch in von.diesem Pulte aus spricht, noch weiß und noch ver-
diesi:,rn Hohen Hause, es nie im geringsten an etwas antworten kann; (Abgeordnekr Diel: Natürlich wem 
hat fohlen lassen. Ich darf auch darauf hinweisen, daß · ieh, das! kh habe et.was ganz anderes ge:;agt, als Sie 
,es uns sehr nachdenklich gestimmt hat, daß die Dienst- behaupten!) indem Sie jel.1.t da rauf hinwiesen, gar 
stc,le des .Ju~tizministeriums, die angerufen worden ist .nicliti; gel!ia15i zu hblben. (Abg4!ordneler Diel: Was denn'!) 
von der Militärregierung wegen der Dbedassung der Sie haben gesagt, daß es wünschenswf.!rt wäre, daß mit 
Akten .. , (Abgeordnetei· Hermans: Irrtumt Nichts iu dersel~n Gründlichkeit, wie b ei früheren preußischen 
machen'. - Abgeordneter Dr. Zimmer: Irrtum! Die · Offizieren die Qualität des Elternha u~es gepi·üft wot-
haben Sif> verwechselt~) Der Herr Ministerial.rat Her- de.n i:;l, d.:iß mit derselbl'll G l'ündlichkeit im öHent-
mans Jrnt sich in so mysteriösen und geheimnisvollen liehen. Leben auch heute noch vorgegangen wü!'de. 
Andeutungen ergangen. Es wäre der Sa.ehe dienlicher . ., .. .... E$ .... ll.i.nd ... .Männer" .. auf .. dem Schafott gestorben wegen 
gewesen. wenn Sie das Kind mit dem Namen genannt :,;c;hwerer Verbl'ecilen uncl ihl'e Kinder waren die 
h~ttt.•n. .. , .... , .. 111br.et1haitei.ten Männer, ideal JJ;i::.'>i..nnt, die man sich 
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Uberhaupt denken kann. (Abgeordneter Kuhn: Sehr 
wichtig ist das!) Deswegen würde ich Sie doch bitten 
im Interesse Ihres Ansehens, insbesondere des Ihrer 
Fraktion, in der ich Gott sei Dank eine große Zahl von 
mir direkt verehrter Freunqe habe, daß wenigstens 
festgestellt würde, daß die CDU in ihrer Gesamtheit 
sich mit dieser Auffassung des Herrn Abgeordneten 
Dlel nicht identifiziert. 

Der Herr Abgeordnete Diel hat ganz vergessen, daß 
die von ihm unterstl'ichenen 'Obeltaten des Herrn Stein, 
dessen Fall ja einer späteren Besprechung vorbehalten 
bleiben soll, nicht durch ihn verursacht wurden, son
dern durch die beiden Redakteure Richards und Weber, 
die diese Aufsätze geschrieben ·haben und beim nor
malen Ablauf der Dinge letzten Endes nach dem Presse
gesetz die unmittelbar verantwortlichen gewesen wä
ren. Der Herr Regierungsvertreter hat im Rechtsaus
schuß darau!hingewiesen,daß auch nachträglich das Ver
fahren durchgeführt und diese beiden Redakteure mit 
drei Monaten Gefängnis bestraft worden sind. (Zurufe: 
Wer?) Das Verfahren ist nicht durchgeführt worden, 
weil ln!olge der zu erwartenden Strafe von drei Monaten 
das Straffreiheitsgesetz Platz gegriffen hat. Es .ist mir 
mitgeteilt worden, daß ein Mitglied des Kabinetts mit 
den wegen dieser Dinge so eigenartig vom Kittchen be
freit gebliebenen Redakteuren heute sehr intime 
Freundschaft pflegt, die nicht nur au1 einer Stamm-
tischfreundschaft beruht. · 

Der Herr Kollege Diel hat auf die Koalition in Preu
ßen hingewiesen. Lesen Sie bitte mit derselben Ruhe 
wie der Herr Kollege Dr. Zimmer und ich die Memoiren 
des Herrn Ministers a. D. Severing, dann werden Sie 
feststellen, daß dieser Zusammenarbeit der preußischen 
Koalition nicht letzten Endes auf der Stärke und Tole
ranz der Sozialdemokratie in Preußen beruht hat. (Un
verständliche Zwischenrufe!) Nach der Ablösung des 
Fraktionsv,orsitzenden des Zentrums im preußischen 
Landtag, Herold, kam ein Herr Heß. War der es auch 
nicht? (Abg. Die!: Hcß war es[) Der Herr Heß hat im 
Verlaufe der Auseinandersetzungen über die Perso
nalpolitik nach den authentischen Erklärungen, die 
Karl Severing in seirlem Buch hinterläßt, festgestellt, 
daß die Belange der katholischen Bevölkerung hinsicht
lich ihres Anteils .an der preußischen Verwaltung nie 
besser gewahrt gewesen wären, als unter dem Sozial
demokrattschen Innenminister Severing. Immerhin be
merkenswert und ein Beweis .. . (Abg. Diel: Wer hat das 
hervorgehoben, Herr Kollege, die loyale Zusammenar
beit im Gegensatz zu hier!) Ich nehme an, daß das nicht 
als persönlicher Vorwurf aufgefaßt wird. Wenn der 
Herr Kollege Diel vor 1933 in der preußischen Zentrums
traktion mit der Hemmungslosigkeit und mit dem Maß 
von E!n!luß sich ausgetobt hätte, daß dann die Koali
tion in Preußen auch dutzende Male zerbrochen wäre. 
(Beifall der SPD.) Der Herr Kollege Diel hatte auch das 
Bedürfnis, hier den Fall Steffan nochmals hervorzu
zerren, soweit man von einem Fall spricht. Dem Herrn 
Kollegen Diel ist bekannt, daß wegen eines Delikts, das 
er auch immer wieder hervorkehrt, ein älterer Mann in 
Worms sechs Wochen Gefänil\is bekommen hat wegen 
Verleumdung. In der Urteilsbegründung wurde ausge
führt, daß sich das Gericht auf sechs Wochen beschränkt 
hat, weil dem fortge~chrittenen Alter des Angeklagten 
- ich glaube es war bei 70 - diese Strafe ja auch als hart 
zu empfinden wäre. Es darf angenommen werden, daß, 
wenn der Herr Kollege Diel bei Fortdauer dieser Von 
ihm aufgestellten Behauptungen einmal länger.e Zeit 
seiner Immunität entkleidet wäre, er im Hinblick auf 
sein noch nicht ganz so hohes Alter keineswegs mit sechs 
Wochen davon käme! (Heiterkeit!) Ich stelle ausdrück- · 
lieh fest, daß wir vor 14 Monaten bereits einem CDU-

Antrag zugestimmt haben, wonach durch Einblick in 
alle einschlägigen Akten diese Dinge bis ins Letzte ge
klärt worden sind. 

Und bis zum heutigen Tag .ist leider auf diesem Ge
biete noch nichts erfolgt. Uns ist es um die Klärung 
zu tun. Deshalb stimmen wir auctl dem aus dem Hohen 
Hause spontan erhobenen Antrag, den der Herr Kol
lege Diel aufgegriffen und hier unter.strichen hat, dem 
Antrag auf die Bildung eines ParlamentariS<:hen Un
tersuchungsausschusses, durchaus zu. 

Meine Damen und Herren! über all dem, was heute 
mittag an Auseinandersetzungen hier zutage getreten 
ist, steht letzten . Endes auch das große, das gemein
same Schicksal unseres Volkes. Und wenn heute der 
Landtag Rheinland-Pfalz zu seiner letzten Sitzung hier 
zusammengetreten isi, dann fühle ich mich unabhän
gig von der schönen Rede, mit der uns morgen der 
Herr Landtagspräsident erfreuen wird, jetzt schon be
rechtigt, festzustellen, daß das, was heute mittag hier 
geschehen ist, in Wahrnehmung der Meinungsfreiheit, 
die insbesondere, wenn es darum geht, die absolute 
Sauberkeit der Justiz zu gewährleisten, unentbehrlkh 
ist. Wenn wir von dieser Meinungsfreiheit heute Ge
brauch gemacht haben, dann hat das mit dem bis
herigen Verhältnis und der Zusammenarbeit aber auch 
gar nichts zu tun Ich unterstrei<.'he das deshalb mit 
Nachdruck, weil der Herr Kollege Diel den Versuch 
gemacht hat, meine Kritik an einzelnen Fällen der 
Rechtspflege, die heute hier ~eübt worden ist, zu einer 
Kritik an der geschätzten Person dt's Herrn Justiz
ministers, zu einer Kritik an der CDU-Fraktion umzu
fälschen - und damit haben Sie kein Glück gehabt. Ich 
stelle ausdrücklich fest, daß die sozialdemokratische 
Fraktion auch in Zukunft ohne irgendwelche Berück
sichtigung bestehender Bindungen und Verpfliclitun
gen nie müde werden wird und sich niemals daran 
hindern lassen wird, überall hineinzuleuchten, wo wir 
das Gefühl haben, daß Sauberkeit und Gerechtigkeit 
auf dem Gebiete der Justiz in irgendwelcher Hinsiclit 
gefährdet werden. Der Herr Kollege Die! hatte die 
von dem Vertreter der Regierung gemachten Festsfel
lungen, daß Ramershoven und Sehwindenhammer gar 
nichts miteinander zu tun haben. unterstrichen. Der 
Herr Ministerialdirigent Dr. ter Beck hat darauf hin
gewiesen, daß die Verhaftung des Herrn Schwinden
hammen ja bereits vor der Verhaftung des Herrn 
Ramershoven erfolgt wäre. Ich bin leider in meiner 
Beweisführung gezwungen, mich auf einen Bericht 
eines verdienstvollen Mannes aus der FDP-Fraktion 
zu berufen - des so früh verstorbenen Herrn Kollegen 
Dr. Groß, der seinerzeit den Bericht des Parlamentari
schen Untersuchungsausschusses in der Sache Ramers
hoven vor diesem Hohen Hause erstattet hat. Hier ist 
yon Herrn Dr. Groß hei'vorgehoben: ,.Im April 1946 
teilt Ramershoven Herrn Diel in seinem Geschäft in 
Mayen mit, daß nach seiner Ansicht Sehwindenham
mer, der damals Bürgermeister in Mayen war, seines 
Amtes enthoben werden müsse." Damit ist dokumen
tarisch festgestellt, daß· die systematische Hetze des 
Herrn Die! ein volles Jahr vor der Verhaftung des 
Herrn Sehwindenhammer bereits begonnen hat. Diese 
Feststellung überlasse ich der Beurteilung des Hohen 
Hauses mit der Versicherung, daß mich auch in Zu
kunft niemand daran hindern wird, überall da, wo wir 
glauben, daß etwas vorliegt, mit der bei der SPD ge
wohnten Aktivität vorzugehen. (Bravo-Rufe und Bei
fall bei der SPD.) 

Präsident: 

Meine Damen und Herreo ! Ich schlage nunmehr dem 
Hohen Hause vor, daß wir eine Pause einlegen, und 
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zwar eine Pause von l .'·, Stunde In dieser Zeit könn
ten wir uns kurz erfrischen und um 19 Uhr mit der 
weiteren Sitzung beginnen. Ich würde vorschlagen, 
um 18.45 Uhr zu einer Ältestenratssitzung zusammenzu
treten. Ich könnte mir auch vorstellen, daß die Frak
tionen noch einiges unter sich zu besprechen haben 
und daß wir dann gegen 19 Uhr die weitere Sitzung des 
heutigen Tages fortsetzen. - Der Abgeordnete Wohl
leben hat das Wort. 

A b g, W o h 11 e b e n ; 
Ich nehme an, daß zu Punkt 1 der Tagesordnung der 

in Frage kommende Ausschuß gleich kurz zusammen
tritt. 

Präsident: 
Das könnte gleich geschehen. Der Abgeordnete Her

mans hat das Wort zur Geschä{tsordnung. 

A b g, H e r m a n s : 
Herr Präsident, ich 'hatte mich zu Wort gemeldet, ich 

bitte, diese Wortmeldung noch entgegennehmen zu 
wollen. 

Präsident : 
Wir machen nachher weiter. Es liegen noch mehr 

Wortmeldungen vor, Herr Abgeordneter Hermans, das 
geht' nicht. - Der Abgeordnete Roth. 

Ab g, Roth: 
Ich bitte, um 18.30 Uhr zu einer Sitzung des Haupt

ausschusses zusammenzutreten. 

Präsident: 
Der Hauptausschuß tritt um 18.30 Uhr zusammen. 

(Widerspruch!) Ja, meine Herren, ich würde doch bit
ten, daß wir die Ausschüsse morgen früh tagen lassen 
können, die Fraktionen wollen, glaube ich, ebenfalls 
noch beraten, sonst würden ja die Fraktionssitzungen 
wieder auseinanderfallen. D,·r Abgeordnete Hertel hat 
das Wort zur Geschäftsordnung. · 

A b g. H e r t e l : 
Ich stimme der Auffassung des Herrn Präsiden

ten zu. Wenn heute die Ausschüsse ihre noch gestell
ten Aufgaben erledigen, dann können morgen vor 
der Plenarsitzung die Fraktion.en von dem Ergebnis 
dieser Stellungnahme in den Ausschüssen Kenntnis 
nehmen, was der Förderung, der Abwicklung unserer 
Arbeit am morgigen Tage durchaus dienlich wäre. 

Präsident: 
Der Abgeordnete Dr. Zimmer hat das Wort. 

Ab g. Dr. Zimmer : 
Ich stimme dieser ZeitE'inteiiung zu. Ich bin der Mei•

nung, dal.l es notwendig ist, daß die Ausschüsse heute 
ltbend unbedingt noch tagen. (Abg. Cronenbold: Aber 
nicht um 18.30 Uhr!) Die Plenarsitzung wird schätzungs
weise um 20.00 Uhr zu Ende gehen, und um 21.00 Uhr 
werden dann die Ausschüsse zu Ende gehen können, 
von 21.00 bis 22.00 Uhr, das ist eine herrliche Zeit zum 
Arbeiten. 

Präsident : 
Also ich darf feststellen, daß. die Ausschüsse jetzt in 

dieser Paus~ nicht zusammentreten, sondern daß diP. 
Fraktionen in dieser Pause zusammentreten, und ich 
darf bitten, um 18.45 Uhr den Ältestenrat zusammentre
ten zu lassen. um' Punkt 19.00 Uhr erfolgt dann die 
Weiterführung der Tagesordnung. Die Sitzung ist 
uoterbrochen. . 

Unterbrechung der Sitzung 17.45 Uhr. 

Wiederbeginn der Sitzung: 19.20 Uhr. 

Präsident : 

Meine Damen und Herren! Die Sitzung ist wieder er
öffnet. Der Ältestenrat hat vor Beginn der Sitzung noch
mals die Abwick lung der Tagesordnung besprochen. Der 
Ältestenrat ist der Auffassung, daß bei Punkt 9 del' 
Tagesordnung das Wesentlichste, was zu sagen war, ge
sagt worden ist . Es sind insgesamt noch drei Redner 
vorgemerkt. Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, daß die 
Rednerliste geschlossen wird und daß die noch gemel
deten Abgeordneten das Wor t erhalten zu einer be
schränkten Redezeit, die bis zu fünf Minuten dauern soll 
und in der Hauptsache Erklän1ngen beziehungsweise 
Berichtigungen erfolgen. 

Ich stelle fest, das Haus ist damit einverstanden. 

Meine Damen und Herren! Punkt 9 der 'fagesord
nung wird weiterbehandelt. Zunächst hat das Wort zu 
einer Erklärung der Abgeordnete Dicl. 

Ab g. Die 1 : 

Meine Damen und Herren! Im Verlauf der heute 
nachmittag geführten, ziemlich temperamentvoll gewor
denen Auseinandersetzung habe ich mich bei der Er
wähnung der damals gegen meine Person als Land
tagspräsident geführten Angriffe zurückerinnert an die 
Tatsache, daß damals von der von mir genannten Per
sönlichkeit Angriffe geführt worden sind gegen meine 
Vorfahren und daß hierbei einer meiner Vorfahren des 
Mords beschuldigt worden ist. Diese Tatsache, meine 
Damen und Herren, hat mich dazu veranlaßt, au[ Fa
milienverhältnisse des Betreffenden einzugehen, ohne 
daß ich mir bewußt oder mir bekannt war, daß die von 
mir genannte Persönlichkeit inzwischen verstorben ist. 
Ich nehme keinen Anstand zu erklären, daß diese Be
zugnahme von mir unterblieben wäre, wenn mir de1· 
Tod des Betreffenden bekannt gewesen wäre. (Abg 
Kuhn: Das genügt nicht!) 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Es werden Erklärungen 
abgegeben. Deshalb möchte ich bitten, um die Dinge 
nicht zu verschärfen, daß man die Erklärungen anhöl't. 
Das Wort zur Abgabe einer Erklärung hat der Abge
ordnete Hermans (CDU). 

A b g. H e r m a n s : 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Hen Kol
lege Hertel hat geglaubt, mir in seinen zweiten Ausfüh
rungen Fragen vorlegen zu müssen, Fragen, die dahin 
zielten, ob ich etwa in dem, was ich in meiner kurzen 
Ergänzung zu dem Tatsachenbericht des Justizministe
riums gesagt habe, Unterstellungen li'.egen seine Partei
freunde hätte machen wollen. 

Ich brnuche kaum zu erwähnen, daß mir das in de,· 
vom Kollegen Hertel unterstellten Fot'm ferngelegen 
hat. Ein Nachlesen meiner Ausführungen, die gerade in 
diesem Falle sich ausgesprochen mit der Person des 
Herrn Sehwindenhammer befassen, wird das auch je
dem ersichtlich machen. Ich bedauere meinerseits aber, 
daß der Herr Kollege Hertel seine in dieser Sache gute 
Position durch einen Zwischenruf selbst geschmälert 
hat, und zwar durch einen Zwischenruf, der etwa be-

. sagte, ob denn etwa der Herr Sehwindenhammer das 
Schutzkind, der besondere Liebling seiner Partei sei. 
Ich hätte mir eine solche Feststellung und Frage nkht 
erlaubt. Aber ich muß nun, nachdem diese Frage ge
stellt worden ist, wenigstens feststellen, daß de!' Herr 
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Kollege Hertel mit einer Energie und einer Hingabe, die 
seiner ehrlichen, wenn auch nach meiner Meinung fal
schen Überzeugung alle Ehre macht, seit langer Zeit, 
nämlich seit dem Frühsommer des vergangenen Jahres, 
sich zum Anwalt des Herrn Sehwindenhammer gemacht 
hat, und zwar in einer Zuspitzung auf meine Person, 
von der der Herr Kollege Hertel mir die Bemerkung 
gestatten kann, daß sie für mich zwar nicht betreffend, 
aber doch wegen unseres sonst guten Verhältnisses 
schmerzlich gewesen ist. 

Ich muß aber auch, damit die Dinge vollkommen klar 
werden, dem Herrn Kollegen Hertel, der das, wie ich 
ho!!e, nicht weiß, und auch dem übrigen Hause meine 
Erfahrung mitteilen, daß jedesmal, wenn hier im 
Hause oder in der Presse Angriffe gegen meine Person 
gerichtet worden sind, die~e Angriffe in einem - ich 
bin kein Wahrscheinlichkeitsmathematiker und kann es 
deshalb nicht beweisen - Jn einem zufälligen zusam
mentreffen ihre Parallele in mehr oder weniger unange
nehmen, na, ich will einmal sagen, Befragungen, Ver
fahren oder ähnlichem seitens gewisser Persönlichkeiten 
oder Stellen der Besatzungsmacht gefunden haben. Das 
gilt zum Beispiel gleich von der ersten derartigen Aus
einandersetzung, die ja sehr lange zurückliegend noch 
im Saale des Stadthauses stattgefunden hat und bei der 
mir eine dort bezeichnend~ Einzelheit erst während der 
Debatte wieder gegenwärtig wurde, nämlich die Tat
sache, daß, als damals Angriffe gegen meine Vergangen
heit gerichtet wurden, und zwar in Rundfunk und 
Presse und dann auch im Hause, damals der heute nach
mittag erwähnte Herr Bing-From-0nt zunächst mir unter 
vier Augen und dann in meiner Gegenwart dem Herrn 
Justlz.minister geglaubt hat, klarmachen und nahelegen 
zu milssen, daß es doch notwendig sei, als geschlagener 
Mann - ich sage ausdrücklich, bevor irgendeine Unter
suchung stattgefunden hat - das Feld zu räumen. Ich 
glaube heute feststellen zu können, daß die sehr intep.
s!ven Bemühungen dieser Kreise, mir am Zeuge zu 
flicken, sich allein dadurch erledigt haben, daß sie trotz 
ihrer jahrelangen Dauer weder zur Feststellung mich 
belastender Tatsachen, noch was damit zusammenhängt, 
7U einer Handhabe zum Einschrerten gegen mich ge
führt haben. Wenn ich diese Dinge heute nachmittag 
erwähnt habe, dann ist es lediglich geschehen, weil ich 
ln voller Wü1·digung der Tatsache, daß die SPD es ab
lehnt, derartige Spiele zu treiben, bedauere, daß sie 
durch elne bloße Verkettung solcher Geschehnisse sich 
!n eine Sltuation hin-elnbegeben hat oder hätte hinein
begeben können, in der Nichteingeweihte die all
gemeine Vermutung hätten ziehen bzw. anstellen kön
nen, daß da doch irgendein Zusammenhang bestehen 
könne. Ic.:h sage ausdrücklich, ich stehe nicht an, zu 
unterstellen, daß diese Vermutung in Richtung der SPD 
unzutreffend gewesen ist. 

Ich möchte das auf die Mitglieder dieses Hauses, auf 
die Mitglieder - kh will sagen der Parteistellen - der 
Koalitionspartei beziehen. Ich weiß nicht, ich kann dar
über auch keine Vermutungen anstellen, ob irgend
welche Personen, die sich vielleicht auch zur SPD zäh
len oder jemals gezählt haben, in einem Zusammenhang 
mit diesen Dingen stehen. 

Präsident: 
Das Wol"t hat der Abgeordnete I-Iertel von der SPD. 

A b g. H e r t e l : 
Meine Damen und Herren! Zunächst besteht für uns 

Anlaß, dem Herrn Kollegen Hermans zu danken 
für die Erklärung, die er soeben abgegeben hat. Un
sere Genugtuung darilber ist um so größer, weil auch 

bei Vertretern anderer Parteien der Eindruck, wie Ich 
ihn hier in meinen letzten Ausführnngen gegeben habe, 
entstanden war. 

Im übrigen darf ich dem Herrn Kollegen Hermans 
versichern - das Stenogramm wird es beweisen -. daß 
ich seine Person in m~inen heutigen Ausführungen in 
keiner Weise genannt habe. Ic.:h habe lediglich einen 
Teil der Anklageschrift des Herrn Oberstaatsanwalts 
des Landgerichts Koblenz zitiert. Das ist mein gutes 
Recht. Ich habe diese Wiedergabe mit keinem Kom
mentar versehen. 

Im übrigen darf ich folgendes feststellen: Seit den 
58 Jahren, in denen ich lebe, habe ich es immer als 
ein glückliches Geschenk der Natur betrachtet, daß ich 
nach einer ausgeräumten Differenz keinem Menschen 
mehr etwas nachtrage. Der Abgeordnete Hermans darf 
davon überzeugt sein, daß nach Erledigung früher be
standener Differenzen, die Grundlage für eine weitere 
vertrauensvolle Zusammenat·beit au! alle Fälle ge
geben ist. 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Schmidt von der SPD. 

A b g. S c h m i d t : 
Meine Damen und Herren! Es wäre wünschenswert 

gewesen, um auf die Erklärungen des Herrn Abgeord
neten Diel zurilckzukommen, · daß der Herr Abgeord
nete Diel auch eine Erklärung zur Sache selbst abge
geben hätte. Denn nach den vorliegenden Informatio
nen ist der Vater des Stein verurteilt worden wegen 
Beleidigung des Kreisleiters, ein Urteil, das heute, wenn 
er noch leben würde, Ihm zur Ehre gereichen würde; 
er ist verurteilt worden im Jahre 1948 wegen Schwarz
schlachtung. Wahrscheinlich hat dem Vater des Herrn 
Stein nicht ein Veterinärrat zur Verfügung gestanden, 
der in solchen Fällen eine Bescheinigung ausstellte, 
daß z.B. das Ochsenrind von der Tuberkulose befallen 
gewesen sei und eine Notschlachtung erforderlich ge
wesen wäre. 

Ich habe während der heutigen Debatte mich an ein 
Buch erinnert, das ich einmal in meinen jungen Jah
ren gelesen habe - ich glaube es war von Rudolf von 
Ihering - betitelt : Der Kampf ums Recht! Der Inhalt 
dieses Buches hat mich in meinem ganzen Leben be
gleitet, denn ich habe damals die Überzeugung gewon
nen, daß zum wesentlichen Bestandteil des politischen 
Lebens das Ringen um das reine und saubere Recht 
gehören müsse. Und die heutigen Auseinandersetzun
gen habe ich auch nur so gewertet. Sie zeugen nicht 
gegen, sondern sie zeugen für die Demokratie, Eine 
Demokratie, die den Kampf ums Recht aufgibt, hat 
sich selbst aufgegeben. Es gehört zur vornehmsten 
Charaktereigenschaft eines Demokraten, dann, wenn 
das Recht angesprochen wird, am empfindlichsten zu 
sein. Alle, die glauben, aus der heutigen Auseinander
setzung Honig ziehen zu können, sollten sich dieser 
Dinge erinnern. Wo Diktatoren regieren, hat der Kampf 
ums Recht ein Ende genommen. Ich vermag die Be
merkungen des Herrn Kollegen Diel bezüglich der Zu
sammenarbeit in den letzten vier Jahren oder sagen 
wir einmal der Koalition, nicht recht zu verstehen. 

Zunächst eine Feststellung; Ic.:h glaube, der Herr Kol
lege Diel hat den geringsten Anteil daran, daß diese 
Zusammenarbeit vier Jahre überdauert hat. (Zurufe: 
Sehr gut!) Ich bin der Meinung, wenn es ihm und sei
nem Temperament nachgegangen wäre, wären wir 
schon 1946/47 nicht zusammengekommen. Und daß der 
Herr Kollege Diel als Präsident Pannen erlitt en hat, 
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ist nicht nur auf eine Entscheidung der sozialdemokra
tischen Fraktion z.uriickzuführen, sondern es gab Dinge, 
Herr Kollege Diel, die auch andere Mitglieder des 
Hohen Hauses bestimmten, ihre Präsidentenwahl zu 
iiberprüfen. Ich empfehle Ihnen dringend, über diese 
Dinge heute nicht zu reden, auch nicht während des 
Wahlkampfes. Denn wenn wir eins versuchen wollen, 
dann, den politischen Wahlkampf nicht durch persön
liche Auseinandersetzungen vergüten zu lassen. Sie 
haben sich heute bei der Erwähnung meines alten 
Freundes Stef!an von Ihrem politischen Komplex ge
genüber der Person Steffan leiten lassen. Es wäre 
Ihrer würdiger gewesen, wenn Sie sich bei Ihrer politi
schen.. Arbeit von diesem Komplex lösen würden. Nur 
wenn Sie die Kraft zur Lösung von diesem Komplex 
noch aufbringen werden, haben Sie in Zukunft das 
Recht, polltisch zu wirken. Denn wer sich in seinem 
politischen Wirken von persönlichen Komplexen leiten 
läßt, muß in die Irre gehen und muß solche Pannen 
erleben, wie Sie sie heute hinnehmen mußten und hin
genommen haben. Unsere Arbeit in den letzten vier 
Jahren war nicht immer auf Rosen gebettet. Und ich 
weiß, daß mich im Jahre 1947 bei Beginn der Koali
tionsverhandlungen einmal ein Vertreter der Militär
regierung fragte, warum geht die SPD nicht in die 
bequeme Opposition? Ich habe ihm gesagt, sie wäre 
bequem, aber sie wäre unverantwortlich. Denn wir 
sind vor eine Aufgabe gestellt, die einzelne nicht mei
stern können, die eine Partei nicht meistern kann, die 
wir 11ur gemeinsam lösen können. Ich habe ihm da
mals gesagt auf die Frage, wo bleibt die Opposition ; 
Die Zusammenarbeit wird uns nicht davon abhalten, 
das, was ungrad ist, als ungrad zu bezeichnen, und die 
politischen Parteien haben als demokratische Parteien 
die Verpflichtung, auch in der Periode der Zusammen
arbeit, das, was nicht .möglich ist, als unmöglich zu be
zeichnen. So haben wir es in den vier Jahren gehalten 
und so haben wir es auch heute gehalten. Aber hat 
dadurch, daß wir uns so verhalten haben, das Ergebnis 
unserer At'bcit gelitten? Ich sage, ich persönlich werde 
immer mit Freude an die Zeit zurückdenken, wo uns 
die Aufgabe gestellt wurde, Schweres, fast Unmensch
liches zu übernehmen, und wo wir dieses fast Un
menschliche einer Lösung entgegengeführt haben. (Bei
fall!) 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Damit ist der Punkt der 
Tagesordnung abgeschlossen. 

Wir kommen zum Punkt 14 der Tagesordnung: Große 
Anfrage des Abg. Dlel u. a. betr. tJbertragung von Ver
mllgenswerten In Höhe von 324 000 DM an die der SPD 
gehörige Vereinsdruckerei GmbH. Koblenz - Druck
sache 11/1753 -. 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? Der Ab
geordnete Dr. Zimmer hat das Wort. 

A b g. D r. Z im m er : 

In Anbetracht dessen, daß neue Tatsachen bekannt
geworden sind, bitten wir die Besprechung· heute ab
zusetzen. 

Pr ä sident : 

Es Ist der Antl'ag gestellt worden, die Vorlage heute 
von der Tagesordnung abzusetzen. Widerspruch da
gegen erhebt sich nicht. 

Wir kommen zum Punkt 11 der Tagesordnung: 
Dritte Beratung eines Landesgesetzes zur Xnderung 
und Ergltnzung des Sportwettgesetzes - Drucksache 
IJ/1700/1740/1749 -. Die Berichterstattung erfolgt durch 

den Haushalts-und Finanzausschuß (Drucksache II/ 1768/ 
1778). Der Abgeordnete Hartmann als Berichtel'statter 
hat das Wort. 

A b g. H a r t m a n n : 

Meine Damen und Herren! Der Haushalts- und 
Finanzausschuß hat sich in seiner Sitzung vom 19. 
März 1951 nochmals mit der Regierungsvorlage Druck
sache II/ 1700 und Änderungsantrag der Fraktion der 
CDU, Drucksache II.'1740 und Zusatzantrag de!' Frak
tion der FDP, Drucksache II/1749 beschäftigt. Sie 
finden das Ergebnis diese!' Ber atung in der Drucksach.;; 
II/ 1768, aber mit dem Hinweis au! die Drucksache 
11/1778 unten, wo eine Berichtigung der Drucksache 
II/ 1768 bezüglich des § 8 Abs. 2 wie folgt vorgenom
men ist : 

,,Über ihre Verteilung ~ntschcidet die Landesregie
rung im Rahmen des Haushalts." 

Ich bitte also, diese Berichtigung von der Drucksache 
Il/ 1778 bei der Drucksache II/1768 vorzunehmen. 

Zur Sache selbst finden Sie, daß als Ergebnis dieser 
erneuten Ausschußberatung der Artikel II eine grund
legende Änderung gegenüber der Regierungsvorlage 
im Artikel rr der Drucksache II/ 1700 bringt, indem das 
Gesetz mit Wirkung vom l. April 1951 in Kraft treten 
soll. Die Gründe für diese Inkraftsetzung des Gesetzes 
mit der Zukunftswirkung des l. April 1951 liegen 
darin, daß sich die Mehrheit des Ausschusses auf den 
Standpunkt stellte, daß man nachträglich mit einer 
Rückwirkung, wie sie ursprünglich vorgesehen war, 
dieses Gesetz nicht abändern könne. 

· Namens des Haushalts- und Finanzausschusses habe 
ich dem Hohen Hause die Annahme der Drucksache 
II/1768 mit der. Berichtigung aus Il/1778 vorzuschlagen. 

Präsident : 

Meine Damen und Herren! Nach der Berichterstat
tung ist die Aussprache eröffnet. Ich rufe auf den 
Artikel I, den Artikel II, Einleitung und Überschrift. 
Wortmeldungen liegen nicht vor, ich schließe die Be
sprechung. Wer dem Gesetz in dritter Lesung seine 
Zustimmung geben will, bitte ich, sich vom Platz zu 
erheben. Die Gegenprobe? Das Gesetz ist angenommen 
gegen fünf Stimmen der Kommunistischen Partei. 

Wir kommen zum Punkt 12 der Tagesordnung: 
Zwelte und dritte Beratung eines Landesgesetzes :zur 
Ergänzung des Landesgesetzes über die Feststellung 
des Haushaltsplanes für da.s Rechnungsjahr 1950 -
Drucksache 11/173>1. - Die Berichterstattung erfolgt 
durch den Abgeordneten Ziegler vom Haushalts- und 
Finanzausschuß (Drucksache III 1766). 

Abg. Ziegler: 

Meine Damen und Herren! Sie werden bei dem Stu
dium des Änderungsantrages des Finanzausschusses, 
Drucksache II/ 1766, sich wundern, daß in dem Gesetz, 
das immerhin mit einer Summe von etwa 110 Mil
lionen arbeitet, lediglich die Überschrift geändert wor
den ist. Diese Änderung der Überschrift des Gese~es 
ist allerdings n icht einmal durch den Ausschuß selbst 
beantragt worden, sondern ausgerechnet durch den 
Rechnungshof. Er hat den Antrag gestellt, weil es 
sich bei der Vorlage eben n icht nur um eine „Ände
rung", sondern auch um eine „Ergänzung" des Nach
tragshaushaltes handelt. 

Der Nachtragshaushalt selbst beziffert sich aui eine 
Höhe von 22,7 Millionen, die in diesem Nachtragshaus
halt gefordert sind, so daß sich eine Gesamtmehraus
gabe des Haushalts von rund 111 Millionen für das lau-
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!ende Haushaltsjahr 1950 ergibt. Allerdings darf ich 
Ihnen mitteilen, daß diese Sum,ipe, die hier ausgewie
sen Ist, gottlob nicht ganz als Defizit erreicht wird. 
Die Summe, die nach Ablauf des Rechnungsjahres in 
Erscheinung treten wird, li(lgt wesentlich unter dem 
Betrag von 111 Millionen D-Mark. 

Dle heute im Nachtragshaushalt zu genehmigenden 
Beträge von insgesamt 22,7 Millionen Mehrausgabe 
setzen sich aus folgenden Positionen zusammen: 
1. 600 000 DM für die Universitätsklinik der Johannes-· 

Gutenberg-Universität in Mainz. 
2. 6,1 Millionen erhöhte Mehrausgabe aus der Diffe

renz der Ansätze filr nicht vereinnahmten Länder
finanzausgleich und den mehr vereinnahmten Be
trägen der Schuldenverwaltung zuzüglich eines Po
stens .für Versorgung von über 200 000 DM; 

3. aus rund 16 Millionen erhöhte Mehrausgaben des 
Sozialministeriums. 

Die Mehrausgaben des Sozialminlstedums müssen 
unsere besondere Aufmerksamkeit finden. Sie können 
aus der Anlage ersehen, daß dieser hohe Mehrauf
wand im Sozialministerium resultiert aus ef!ektivem 
Mehrbedad in einzelnen Sparten, aber auch aus dem 
Verfahren der sog. Interessenquoten, welche der Bund 
den Ländern gewissermaßen als Selbstversorgeranteil 
In allen diesen verschiedenen Versorgungsleistungen 
aufgebürdet hat. 

Die genaue Zusammenstellung der Zahlen ist Ihnen 
in der Anlage zu Drucksache II/ 1734 vorgelegt worden. 
Der Haushalts- und Finanzausschuß hat die Einzelhei
ten auf Grund des vorliegenden Zahlenmaterials und 
der Darlegungen· des Finanzministeriums auf das ein
gehendste geprüft und er hat von sich aus dem Nach
tragshaushalt, wie · er Ihnen vorliegt, zugestimmt. Er 
empfiehlt auch dem Hohen Hause die Annahme in 
zweiter und dritter Lesung unter Berücksichtigung der 
Drucksache II/1766 mit der Oberschrütsänderung. 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Nach der Berichterstat
tung eröffne ich die Aussprache. Ich rufe auf den § 1, 
den § 2, den § 3. Der Herr Finanzminister hat ums 
Wort gebeten. 

Finanz mini s t er Dr. Ho ff man n: 

Ich stelle gerade fest, daß bei der Beratung des 
Haushalts- und Finanzausschusses übersehen worden 
ist, daß der § 3 des Entwurfes für die Inkrafttretung 
des Gesetzes keinen Termin vorsieht. Ich darf deshalb 
mündlich beantragen, den § 3 dahin zu ergänzen, daß 
das Gesetz mit Wirkung vom 1. April 1950 in Kraft 
tritt, also mit Beginn des noch laufenden Haushalt
jahres. 

Präsident: 

Der Abgeordnete Schieder von der KPD hat das 
Wort. 

A b g. S c h i e d e r : 
Meine Damen und Herren! Die Regierung legt dem 

Landtag in seiner letzten Sitzung ein Ergänzungs
gesetz zum Hau~halt 1950 vor. Damit präsentiert sie 
die Rechnung fµr ein Jahr Landespolitik der Regie
rungsparteien. Das Urtell, das über diese Art von 
Politik gefällt werden muß, läßt sich an diesem Ge
setzentwurf wie an einer Skala ablesen. Bei meiner 
Stellungnahme zum Haushaltsgesetz habe ich seiner
zeit die Worte Wilhelm Buschs gebraucht: ,,Ob ein 

M'inus oder Plus uns geblieben, zeigt der Schluß!" Der 
Schluß hier zeigt ein Minus von 111 Millionen Mark, 
d. h. pro Kopf der Bevölkerung, bei rund 3 Millionen 
Einwohnern gerechnet, entfallen 37 Mark Schulden 
aus 1950. Nun muß man feststellen, daß im Gegen
satz zu der sonst vorherrschenden Übung, daß bei 
allen Ausgaben der entsprechende Deckungsvorschlag 
gemacht werden solle, dies hier nicht erfolgt. Die Re
gierung überläßt es somit jedem einzelnen, sich selbst 
dieses Rätsel zu lösen. ganz gleichgültig, ob er das 
kann. Dabei geht es doch bei den einzelnen Positionen 
des jetzigen Gesetzentwurfes um sehr wichtige KapiteL 
Wer hat Zweifel daran, daß die 60(1 000 Mark, die z. B. 
bei der Universitätsklinik in Mainz angesetzt sind, 
sicher nur einen Teil der vordringlichsten Ausgaben 
decken können. Wir wissen auch sehr genau, daß die 
Ansätze im Sozialministerium für Rentenunterstüt
zungen usw. nicht hinreichend auch nur die minimal
sten Ansprüche zusichern. Wir wissen aber auch, daß 
diese Defizitsumme sich auffallend deckt mit dem Be
satzungskostenanteil des Landes an den Bund. Diese 
Forderung ist ohne Zweifel sicherlich erfüllt. Bezeich
nend ist es aber, daß die Forderungen sozialer Art 
erst am Schluß behandelt werden, ein weiteres wich
tiges Argument zur Beurteilung der Regierungspolitik 
somit. Nachdem aber die Regierung es unterlassen 
hat - wozu sie eigentlich verpflichtet ist -, die Dek
kungsfrage vorzuschlagen, müssen wir wiederum die 
Initiative ergreifen und fordern, daß die völlig un
genügenden Ansätze für soziale Zwecke verbessert 
und die gesamte Deckung aus den heute - gerade heute! 
- um so ungerechtfertigter erscheinenden Besatzungs
kosten genommen werden. Wir können unter diesen 
Bedingungen dem Gesetz nicht zustimmen. 

Präsident ; 

Der Abgeordnete Dr. Boden von der CDU hat das 
Wort. 

Ab g. Dr. B o den : 

Meine Damen und Herren! Die Ausführungen des 
Herrn Vorredners, soweit sie in strenger Sachlichkeit 
eine Begründung der Nachtragsforderung gewünscht 
haben, möchte ich doch mit einigen kurzen Worten 
noch erläutern. Diese Worte sollen Ihnen beweisen, 
daß die Ausführungen, die in vielleicht nicht ganz 
sachlicher Form der Herr Kollege Schieder gemacht 
hat, nicht berechtigt sind. Die Mehrforderungen, die 
hier vom Haushalts- und Finanzausschuß nach stren
ger Überprüfung Ihnen vorgeschlagen sind, verteilen 
sich einmal mit 600 000 Mark auf das Ministerium für 
Justiz und Kultus als Zuschuß für die Universitäts
klinik der Johannes-Gutenberg-Universität Mainz. 
Meine Damen und Herren, hier handelt es sich ledig
lich um die Kosten, die durch die Übernahme des 
Städtischen Krankenhauses der Stadt Mainz auf das 
Land Rheinland-Pfalz sich ergeben haben; diese Über
nahme erfolgte erst im Laufe des Geschäftsjahres, 
nämlich zum 1. Oktober oder 1. November 1950, so daß 
bei Beginn des Haushaltsjahres eine Dotierung noch 
gar nicht möglich war. Das zweite ist ein Betrag von 
6 123 400 Mark; da kommen verschiedene Ansätze zum 
Ausgleich, auf der einen Seite ein Defizit von 30 Mil
lionen, und dieses Defizit beruht auf einer zugegebe
nermaßen erfolgten Überschätzung, die wir bei Auf
stellung des Haushaltsplanes aus dem Bundesfinanz
ausgleich zu erreichen hofften, die aber hinter unserem 
Ansatz von, ich glaube, damals 72 Millionen, zurück
geblieben ist, um den Betrag von 30 Millionen. Auf 
der anderen Seite ist aber ein Mehr hier auch zu ver
zeichnen insofern, als die Schuldenverwaltung um 24 



21l~(l &L1:mo~l'aphii;che Protokolle des Landtages von Rhein.Land-Pfalz., !. Wahlpe-riode 

Millfonen billiger gewesen ist, als wir damals er
!·evhn,-l hc1}wn. So ergibt sich neben einem kleinen Bc
lrag dn Ge:,;amtzuschuß von 6 123 400 Mark. Und nun 
komme ich zu dem, was der Herr Kollege Schieder hin
sichtliC'h des Sozialminist.<'rium1-1 gesagt hat. Meine Da
men und Herr~n, hier ii;t tatsächlich der höcllste Zu
schuß mit 16 014 000 Mark vorhanden, aber auch das 
ist 11ur ein<' notwendige Folge der inzwischen in Kraft 
_getretenen sozialen Maßnahmen, die eben bei Auf
stcllun,g des Haushalts{}lanes 1950 von uns im voraus 
e1Techneten Ausgaben notwend1g€·rweise übel'Schritten 
haben. So ergibt :;;ich im ganzen gesehen, daß nicht 
etwa eine leichtfertige Finanzverwaltung hier statt
gehabt hat, sondern daß die hier gegen das Fina.nz
mlnbtcriurn gcdchteten Vorwürfe in sich zusammen
lm:>chen, weil es sidt im großen und ganzen um Aus
gaben handelt, die bei Aufstellung des Haushaltsplanes 
wede?' in ihrer Höhe berechnet werden konnten oder 
übci·haupt in ihrem Entstehen - ich eTinnere an die 
Krankenafüt~lten Mainz - Übergang auf das Land -
dam..il~ feststanden. 

Bundestag eine El'höhung der Arbeitslosen- und Ar
beitsloscnfi.i:rsorgeunte.r:stützung um 10 v. H. beschlos
sen, die ab 1. April d. J. in Knüt treten soll. Außer
dem sei vorgesehen, daJ1 bei langfristigen Arbeitslosen, 
wie Arbeitslo.ienfürsorgeunten;tützten auf Antrag 
.eine Neueinstufung in der Unterstützung erfolgen 
könne. wenn der Arbeitslose vorübergehend länger 
al~ 13 Wochen ~chäitili!t ~cwescn sei, und daß ein 
jahrelang Arbeitsloser in der Arbeitslosenfürsorge 
einen Antrag auf Umwandlung der Fürsorge entspre
chend dem inzwi$chen erhl>htcn Lohnniveau seines 
Berufl:!S''belllntragen kann. Die Zt1hl der langfristig Ar
b.e.itslosen in der Arbeitslosenfürsorge betrug nach 
der Statistik vom :n. DezemhN 1950 achthundertzehn
taU!U?-tld Ai·beltslose, das sind fast :r.wei Dr ittel der 
unteMtüt:r.ten Arbeit~los1m. Be7.iiJ,llich Ziffer 2. des An
trages rI:11714 wegen 1;,iner Überbrückungshilfe von 

· "l;':.:""DM'"J:lrr.l"''T~g ... ~ls Tcucrun~zulage :r.u der bisher 
gezahlten .l.:nterstutzung erklärte der Herr Regierungs
vertretel" gl.cichfalls, daß dafür der Ausschuß nicht zu
ständig 3ei, weil ein Dlä'ckungsvorschlag für eine der
artige Ausgabe nicht gegeben sei. Die Deckung einer 

Prä" ld en t: " "" , .. ' "'·""derat"tigen Am:gRbe, die ~ählungi-w<"isP neun Mil-
MeinP Dam,:,n und Herren! kh lasse zunächst ab- lionen im Halbjahr ausmacht, aus Besatzungskosten 

stimnwn fülH' clen Anderungsantrag bzw. Zusatzantrag sei unmöglich. wie die Ziffer 3 des Antrages vorsehe, 
des Herrn Finanzministers im § 3 1. April 1850. Wer da die <Mittel für die Besatzungskosten der Zuständig'-
dw~cm Ant.n,g zustimmen will , hitt.e ich um Erhebung keit der Landesregierung und des Landtages entzogen 
der rechten Hand. Die Gegcnprob<:7 StimmP-nthaltung'! seien. Inio!gcdcsscn könne er auch keine Beschlüsse 
Ang<•nommen bei sechs Stimmcnt.halttmgen. fassen, selbst wenn er die Notwendigkeit der Zahlung 

kh lasse jetzt ab~timmen über Einleitung und über- einer Oberbr;:i\!l'l;qngsbelhilfo anerkenne. Was nun d ie 
schritt (ibc r die Dru('k~ache II.'176U. Wer der Druck- Drucksache U /1750 anbelangt, bezüglich der Ziffer 2a, 
sache U 1766 seine Zustimmung gt:'ben will, bitte ich daß das Land Lü1· Arbcit:.loi;e, die einen Weg von mehr 
um Edi.e!Jung der rechten Hand. Die Gegenprobe't all> 5 km .H.in- und Rückweg zur Stempelstelle zurück-
Stimrnenth<lltuml'/ Angenommen bei fünf Stlmment- rulege,n haben, das Fahrgdd zurückerstatte, so führte 
hallungen der Kommunistischen Partei. der Herr Regierungsvertreter dazu aus, daß die Lan-

Iih 1a:;,-e nunmeht' abstimmen: Wer dem Gesetz in d.c~a~~Jtii~;mer die Arbt:ilsämter angewiesl',!n hätten, 
dle Arbcit:Jlosen nicht mehr so weit zum Stemp„ln zweiter Lesung seine Zugtimmung 11:eben will, bitt.e ich 

um F:rhebung der rechten Hand. Die Gegenprobe? 
Stimmenthaltung? Angenommen in zweiter Leimng bei 
fünf StimrnenUrnltungrn. 

Wif kommen zur dritten Beratung. Ich rufe auf die 
§§ 1. 2, ,:t Einleitung und Überschrift. Wnrimeldungen 
lit•gl'n nicht vor: ich f'.rhliPße nie Besprechung. Wir 
komm,:,n zin· Abstimnmnp;. 1Ncr dem Gesetz in dritt.er 
ßprntun~ ~eine Zustimmung geben will, bitte ich, sich 
vom P1at:r. zu erheben. Die Gegenprobe? Stimmenthal
tung? Angenommen t,ci fünf Stimmt=nthaltungen der 
Kommunistischen Partei. 

Wii· kommen zum Punkt 13 der Tagesordnung: Be
richteri;tattung des Aw;;schusses für So~ialpolltik und 
Flüchtliu11\Jo1fra.gen zum AntraJ:" der Arbeitsgemeinseha.ft 
dr,r KPD betr. Erhöhung der Arbeitslosen- und Ar-
1.!citslosl'nfürsorge-Unterstützung - Drucksacbc JI/1714, 
H /1750, 11/1773 und 11/17!i5. Die Berkhterst.attung er
!olgl durch den Abgeordneten Dedcnbach. Ic.:h crtclle 
ihm rlils Wort 

A b g. D e d e n b a c h: 

M\'itw D~men und Herren, Der Antrag der KPD. 
Drucksache n: l 714 und Zusatzantrag 11/1750 ootr. Er
hi\hung der Arbeit~losen- und Arbeitslosenfürsorge
unterstüt:r.ung wurde in dem Ausschuß für Sozialpoli
tik und Flüd'ltlingsfragen am Dienstag, dem 20. März 
dle,;cs Jahres, beraten. Der Vertreter der Lanoes
regiel'Ung erklärte hierzu, daß auf Grund des Artikels 
74 d es Grundgesetzes das Land nicht mehr filr die 
Et·h~ihung der Arl.witslosen- und Arbeitsloscnfürsorgc
u nten,tützung zu1<tF.innig i::d und daß die Zuständigkeit 
der Bundesregierun.e:, dem Bundestag sowie dem Bun
deHat zu~ehlllen sei. Wie bekannt sei, habe der 

kopmi,ez; ii.t.: .la~~en und in den entlegenen Orten die 
Bürgermeister die :Meldungen und Kontrolle der Ar

·bcltsloscn di.u:cWü.tu~t;,n, Ebenfalls seien bezüglich der 
AuszahlUM\ der Unter::ilüt,:ung weltgehende Erleichte
rungen fUr die Arbcitslosl:'n vorgE'nommen wor den . Der 
At1siecht1ß 'oegrHGtc i:fü·s~ !nifü1tive der Landesregie
rung ünd' 'l':i'ßte' 'c!Ei?.'u folgenden Beschluß, wie er Ihnen 
in c1'i>\· tir,·iNr~-iiH1'p 'lT/1'775 vorlieP."t : 

,,,P.~.~ , ~P~11M wolle bt'sch) i Pß!'!n: 
Der Landtag begrüßt die Tuiii 111ive der Lflndes1·e

gter1,1,ng, die bereits mit F.rfolg in der Pfalz durch
geNlhrtf> 'bez~ntrHfü1il:'r11ng dn A u 'l7.Hh111ng dP.r Un
tersti.itz1.m~geldcr und die Durchfühl'ung der Ar
~ltslon~•nkontrollc nuc-h :mf die anderen Landes
gebiete ausz.udehnen.'' 

F.R Ist woht mit das hit1.f'r,-h, Los für einen Men
schen, der arbeitsfähig und a rbei t~willig ist, arbeitslos 
urid "aul' <lti~ ''li:äi„gen' Untersti.itzu ng.,-l<iH.7,<' angewiesen zu 
seln: Die Au~s<'h t1ßmitgllf><11?T Vf'rtraten übc rcin:=;tim-

, """'""mei'fä"äi'~":lli:ffffä,,H,füri~; tfäß die vom Bundestag b~S{'hlos
sene Erhöhung der Unte r~tiH-r.ungss~it.ze von 10 v . H , 
den·· ~l!irtl:1:11,'!fflH~fl' ·und noch !lt„igPnÖPn T,ph0m:h11Hung~
kogt.cn nicht gerecht werden würde. 

Deshalb befaßte sich auch der Ausschuß mit der 
Lage der SO:>:iAir,:,ntnl'r und der Filt·sorgeuntr,nti\t
zungsempfäng-ex, die ja unter uass1..•lbe Geblet fallen. 

......... .P..~r..A'\:\!?.~~!;n~.l} ... h~~ Ihnen dan11 folgenden, einstimmig 
.getaßtcm ßellc:bluß - der Ihnen in der Drucksache 
II/17'73 vorliegt - vorzutragen und Si~ ,:u bitten, die
se~ .. ~~~~t).~~~ .. . !!~):'.e Zu~tlmmun1a1 ;r.u geben; 

,,Der Landtag wolle beschließen: 
Die Landesregierunll( wird ersucht, im Bundesrat 

dafür einzutreten, daß die Renten der Sozialver-
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sicherung sowie die Sätze der Arbeitslosen- und Ar
beitslosenfürsorge-Unterstützung dem inzwischen 
eingetretenen veränderten Preisgefüge schnellstens . 
angepaßt werden. 

Die Landesregierung wird weiter ersucht, den 
Selbstverwaltungskörperschaften dringend anheim
zustellen, die FUrsorgel'ichtsätze mit dem augen
blicklichen Prelsgefü~e in Einklang zu bringen." 

Der Ausschuß bittet das Hohe Haus, diesen bcid~n 
Anträgen zuzustimmen. 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Nach der Berichterstat
tung ist die Aussprache eröffnet. Als erster hat sich 
zu Wort ,llemeldet der Abgeordnete Feller. Ich erteile 
Ihm das Wort. 

Ab g. F e 11 e r : 

Meine Damen und Herren! Wir sind mit der vor
liegenden Regelung nicht ganz einverstanden. Wir 
ha~n vor allem auch im Ausschuß schon zum Aus
druck p:ebracht, daß es nicht genügt, die Landesregie
t'ung als Vertretung im Bundesrat nur zu ersucnen, 
dort für die Angleichung an das .Preisgefüge einzu
treten. Die zehnprozentige Erhöhung, die am 1. April 
in Kraft treten soll, ist weniger als unzureichend. 

Sie wissen, daß die Teuerungswelle gerade in den 
letzten Wochen erschreckende Formen angenommen 
hat, daß durchschnittlich die Arbeitslosenunterstüt
zung für einen Arbeitslosen mit Frau und zwei · Kin
d('rn 24,- Mark beträgt. Das ergibt bei vier Personen 
4.,- Mark pro Tag. Nachdem das „Adenauer-Kommiß
brot" 1,05 Mark kostet, sind also nach diesen Unter
stiltzungssälzen für eine Erwerbslosenfamilie gerade 
vier Brote am Tage gewährt. Das charakterisiert zur 
Genüge, wie die Arbeitslosen ieben. Deshalb hielten 
wir es für notwendig, daß die Vertreter der Landes
reg!enmg beauftragt werden, im Bundesrat für eine 
dreißigprozentige Erhöhung der Erwerbslosenunter
stUti:ung einzutreten und nicht mit einer allgemeinen 
Formulierµng von Angleichung an das Preisgefüge zu 
umgehen. 

Gleichzeitig haben wir darauf hingewiesen, daß die 
Landesregierung bis :i.u dem Zeitpunkt, an dem in 
Bonn eine dreißigprozentige Erhöhung durchgesetzt 
spin würde, eine Überbrückungs- ode:. Teuerungs
zulage von 1,- Mark pro Tag gewähren müsse. Es 
wurde vom Berichterstatter vermerkt, daß dafür keine 
Deckung vorhanden sei. 

1. Haben wir eine · Decltungsmögllchkeit vorge
schlagen. Wir sind der Auffassung, daß die Politik 
der Besatzungsmächte nlcht gan:z unschuldig ist an 
der Massenarbeitslolf!gkeit, die wir in Westdeutschland 
haben. Sie ist eine Folge der Marshallplan- und Sclrn
manplan-Politlk, des Besatzungs- und Ruhrstatus, der 
Abdrosselung 'der Friedensindustrie und der einsei
tigen Forderung der Kriegsindustrie, der Beschlag
nahme von Kohlen usw. durch die Besatzungsmächte. 
Das alles sind die Ursachen der Arbeitslosigkeit. Des
halb muß auch die Besatzungsmacht mit herangezogen 
werden !Ur die Bestreitung der Mittel. 

2. Gibt es ja auch noch eine andere Frage. Sie haben 
in der letzten Sitzung des Landtages - in der Hatz
!eldschen Koalition kann man sagen - einstimmig 
gegen unsere Stimmen beschlossen, daß der Fürstin 
Hatzfeld eine halbe Million sofort gewährt wird aus 
den Steuermitteln dex Arbeiter, Bürger und Bauern 
von Rheinland-Pfalz. Andererseits soll das nur die 

Anzahlung sein auf insgesamt 1,9 Millionen, die der · 
Fürstin Hat:deld zur Verfügung gestellt werden für 
die sogenannte Bereitstellung von Ackerland. 

Diel hat ausdrücklich erklärt, daß das nur der An
fang sein soll, daß für Eltz-Rübenach usw. weitere 
Millionen zur Verfügung gestellt werden sollen. Da 
haben Sie auch nicht nach der Deckung gefragt. Wenn 
wir in diesem Fall dafür eintreten, daß den Erwerbs
losen - ich glaube, der Vertreter des Ministeriums hat 
85 000 Erwerbslose genannt - mindeste~ auf eine be
stimmte Zeit 1,- DM Teuerungszulage gewährt wer
den soll, so würde das den Betrag von 2,5 Millionen 
erfordern für einen Monat, also viel weniger als Sie -
ohne nach der Deckung zu !ragen - für die Junker 
und Fürsten von Rheinland-Pfalz zur Verfügung stel
len, die also eine fürstliche Arbeitslosenunterstützung 
in diesem Falle von Ihnen bekommen. Sie sehen also, 

·daß man nicht so ohne weiteres diese Sache abtun 
kann. 

l 

Nun hat der Kollege Dedenbach als Berichterstatter 
auch darauf hingewiesen, daß bei der Erwerbslosen
unterstützung jetzt die Möglichkeit gegeben sei, die 
Lohnerhöhung, die inzwischen eingetreten ist, zu be
rücksichtigen. Ich verrate dem Kollegen Dedenbach 

1 , vielleicht kein Geheimnis, wenn ich ihm sage, daß ja 
gerade die Gewerkschaften in den letzten Tagen 
schärftens Stellung genommen haben . . . (Glor.ke des 
Präsidenten.) - Ich weiß nicht, was Sie wollen, Herr 
Präsident, ich habe die Möglichkeit, zu unserem An
trag zu sprechen. Das hat bisher jeder gehabt! 

Präsident: 

Herr Abgeordneter Feller! Ich kann Ihnen sagen, 
was ich will. Es ist ausdrücklich gesagt worden: Es ist 
eine Berichterstattung und keine Begründung des An
trages. Der Antrag ist bereits von Ihnen begründet 
worden. Dann wurde er im Ausschuß beraten. Es 
'-1.-Urde vereinbart, daß die Redezeit fünf Minuten be
trägt. Ich bin geschäftsordnungsmäßig verpflichtet, 
mich an diesen Beschluß, den das Plenum gebilligt hat, 
:zu halten. Ich bitte Sie, die Dinge abzuschließen, damit 
wir zur Abstimmung kommen können. 

(Abg. Buschmann: Ich bitte ums Wort zur Geschäfts
ordnung!) 

Zur Zeit hat der Abgeordnete Feiler das Wort. 

Ab g. Fe 11 e r ; 

• Herr Präsident! Ich muß feststellen, daß Ihre Ge
schä!tsfübrung in diesem Falle einseitig ist. Sie haben 
vorhin auch die Möglichkeit gegeben, noch einmal 
einen Antrag ausführlich zu begründen. Ich habe er
klärt, daß wir mit dieser Regelung des Antrages nicht 
ganz. einverstanden sein können. Ich muß deshalb 
einige Gesichtspunkte herausgreifen, die auch det· Be
richterstatter erwähnt hat. Er hai davon gesprochen, 
daß diese einmalige Lohnerhöhung berücksichtigt wird 
und nidlt, wie wir feststellen, daß das absolut unge
nügend ist; denn damit wird ausgeschlossen, daß die 
kommende notwendige Lohnerhöhung als Angleichung 
an die Preissteigerung nicht mehr berücksichtigt wird. 
Das ist eine Benachteiligung der Erwei·bslosen und 
keine Verbesserung. Deshalb sind wir sehr unzuiric- ,. 
den mit dieser Regelung. Wir erwarten, daß besonders 
die Kollegen von der Sozialdemokratischen Partei und 
die Gewerkschaftler dafür eintreten, daß der ur
sprüngliche Antrag wiederhergestellt und in der Form 
auch angenommen wird. 
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Präsident: 

Meine Damen und Herren! Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. kh lasse zunächst über die Anträge 
des Ausschusses abstimmen. 

(Abg. Feller: Ich habe eben darauf hingewiesen, daß 
der ursprüngliche Antrag genommen werden möge. 
Das ist de!' weitestgehende Antrag.) 

Sie haben recht. Entschuldigen Sie! Ich lasse zu
nächst über den weitestgehenden Antrag IL'l 714 der 
Arbeitsgemeinschaft der KPD abstimmen. Wer diesem 
Antrag zustimmen will, den bitte ich um Erhebung der 
rechten Hand! - Die Gegenprobe! - Der Antrag ist ab
gelehnt. 

Ich lasse nunmehr abstimmen über die Drucksache 
IL'l 773. Wer diesem Antrag zustimmen will, den bitte 
ich um Er·hebung der rechten Hand. - Der Antrag ist 
einstimmig angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Drucksache 
II/1775. Wer dem Antrag II/1775 seine Zustimmung 
geben will, den bitte ich um Et·hebung der rechten 
Hand. - Die Gegenprobe! - Der Antrag ist einstimmig 
angenommen. 

Meine Damen und Herren! Wir müssen jetzt eigent
lich zum Punkt 10 der Tagesordnung zurückkehren. 
Nun hat der Vertreter des Ministeriums um eine kurze 
Unterbrechung gebeten, weil er noch die notwendigen 
Unterlagen holen muß. Ich würde Ihnen vorschlagen, 
daß wir jetzt den Punkt 15 der Tagesordnung ab
wickeln. Das Haus ist damit einverstanden. 

Wir kommen zum Punkt 15 der Tagesordnung: 
Zweite und dritte Beratung eines Landesgesetzes über 
die Grunderwcrbsteuerbefrelung beim Wohnungsbau 
- Drucksache 11/1708. Die Berichterstattung erfolgt 
durch den Abgeordneten Roth für den Hauptausschuß 
und den Haushalts- und Finanzausschuß (Drucksache 
II/1759/1765). Ich erteile ihm das Wort. 

Ab g. Roth: 

Meine Damen und Herren! Das zur Debatte stehende 
Gesetz dient der Förderung des sozialen Wohnungs
baues durch Steuererleichterungen. Mit diesem Gesetz 
soll durch Befrelung von der Grunderwerbsteuer vor 
allen Dingen der Erwerb von unbebauten und zer
stfö·ten Grundstücken und von Einfami\ienhäusern und 
Siedlungswohngebäuden erleichtert werden. 

· HauptBusschuß und Haushalts- und Finanzausschuß 
haben der Gesetzesvorlage zugestimmt mit der Maß
gabe, die in den Drucksachen ll/ 1765 und II/1759 vor
Hegenden Änderungen vorzunehmen. Es handelt sich 
hierbei insbesondere um eine spt·achliche Verbesse
rung de:>. Absatws 1 in § 1 und um sachliche .l\.nderun
gcn im Absatz 2 und Absatz 3. 

Beide Aussuiüsse stimmen in der Grundtendenz 
ihrer Anträge miteinander übereDn; sie unterscheiden 
sich nur unwesentlich. Es soll vor allem in sachlicher 
Hinsicht erreicht werden, daß auch der Erwerb von 
Wohngebäuden und Grundstücken von Bund, Land, 
Gemeinde, Gemeindeverband und öffentlich-recht
lichen Zwedtverbänden grunderwcrbsteuerfrei sein 
soll. 

Das waren die Verbesserungen des vorliegenden 
Entwurfs. Ich darf Sie namens der beiden Ausschüsse 
bitten, der Vorlage IL'l 708 unter Einbeziehung der 
beiden Abänderungsanträge II/ 1765 und II/1759 zuzu
sHmmen. 

Präsident: 

Darf Ich den Herrn Berichterstatter bitten, mir zu 
sagen, ob in den Drucksachen II/1765 und II/1759 

jedesmal der Absatz 3 geändert wird? (Abg. Roth : Ja!) 
Wir müssen ihn in einer Drucksache streichen. 

A bg. Roth : 

Ich würde vorschlagen, daß wir den ~ 3 in der 
Drucksache des Hauptausschusses streichen. weil die 
Drucksache II/1765 nochmals eine Verbesserung vor
sieht; itJ. der darauf hingewie$en wird, daß es sich um 
öffentlich-rechtliche Zweckverbände handeln muß. kh 
glaube, das war übereinstimmend so gedacht. 

Präsiden t: 

Geschieht das auch mit Nr. 1? 

Ab g. Roth : 

Bei Nr. 1 handelt es sich im Antrage des Haupt
ausschusses um eine sprachliche Änderung. Da heißt 
es: ,,Der in der Absicht erfolgt ist", während es vor
her hieß : ,,Von zerstörten Gebäuden in der Absicht .. .' ' 
Es ist nicht klar und deutlich genug. 

Präsident: 

Meine Damen und Her ren! Ich mache bekannt, daß 
die' Nr. 3 in Drucksache II/1759 zu streichen ist. Ich 
darf wohl mit Zustimmung der Antragsteller sagen, 
daß damit die Drucksache Il/1784 überholt ist? (Zurufe: 
Liegt außerhalb der Berichterstattung! - Weiterer Zu
ruf: Ist nicht überholt!) Er muß sich auf Drucksache 
II/1765 beziehen. Die Sache ist jetzt klar. Meine Damen 
und f!erren! Nach der Berichterstattung ist die Aus
spracne eröffnet. Das Wort hat der Abgeordnete De
denbach von der Sozialdemokratischen Partei. 

A b g. D e d e n b a eh : 

Meine Damen und Herren ! Die sozialdemokratisclle 
Fraktion hat Ihnen einen Abänderungsantrag zu dem 
Gesetz vorgelegt, das Ihnen in bezug auf die Befrei
ung des sozialen Wohnungsbaues von der Gr under
werbsteuer vorliegt. Wie der Herr Präsident schon 
richtig bemerkt hat, muß es in dem Antrag heißen: 

,,Der Landtag wolle beschließen: 
In der Ziffer 3 der Drucksache- II 1765 wird in der 

dritten Zeile das Wort ,Einfamilienhauses' durch 
,Wohngebäudes' ersetzt." 

Meine Damen und Herren! Es ist Ihnen bekannt, daU 
gerade auf dem Gebiet des sozialen Wohnungsbaues 
durch d ie Nachkriegsverhältnisse sich manches geän
dert hat. 

Sie wissen, daß es nach dem Bundcswohnungsbau
gesetz eine besondere Aufgabe der Gemeinden ist, 
den sozialen Wohnu11gsbau nach jeder Richtung hin zu 
fördern. Die Gemeinden waren und sind infolgedessen 
gezwungen, insbesondere in bezug au! die Unterbrin
gung der Flüchtlinge, selbst Häuser zu bauen, die sie 
evtl. später, wenn diese Aufgaben e rledigt sind, wieder 
verkaufen wollen. Diese Häuser, die von den Ge
meinden in den vergangenen Jahren auf Grund der 
zweckgebundenen Mittel für den Flüchtlingswohnungs
bau gebaut worden sind ~ ich selbst habe in meinem 
Amtsbezirk ungefähr 30 dieser Häuser gebaut - erfül
len aber n icht die Wünsche, wie sie in Ziffer 3 der Be
gründung zum Landesgesetz Regierungsvorlage 
II/1708 - in bezug au! das Einfamilienhaus erläutert 
sind. Das Einfamilienhaus soll also nur nach der Zif
fer 3 des § 1 Abs. 1 unter die Begünstigungen des so
zialen Wohnungsbaues fallen. Diese Bauten sind Mehr
familienhäuser; sie würden also infolgedessen im so
zialen Wohnungsbau keine Berücksichtigung finden. 
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Daß man das aber nicht aufrechterhalten kann und 
daß man damit auch nicht den Aufgaben des . sozialen 
Wohnungsbaues gerecht werden würde, ist wohl ohne 
weiteres einleuchtend und klar. 

Deshalb hat meine Fraktion diesen Abänderungs
antrag gestellt, damit gerade den Gemeinden, die durch 
den sozialen Wohnungsbau und insbesondere durch 
den Flüchtlingswohnungsbau finanziell sehr stark über 
ihre Maßen hinaus belastet werden, die in diesem Ge
setz gewähden Erleichterungen auch zugute kommen. 

Ich möchte noch darauf hinweisen, daß in keinem 
der mir bekannten Gesetze bis jetzt auf · Grund der 
festgelegten Bestimmungen vom E~nfamilienhaus die 
Rede ist, sondern daß es in dem bayerischen Gesetz, 
das m1r bekannt ist, ausdrücklich heißt, daß auch das 
Mehrfamilienhaus unter diese gesetzlichen Bestimmun
gen fällt und diese Bauten sowohl beim Grundstücks
erwerb wie auch später, wenn die Häuser wieder ver
äußert werden - was die Gemeinden ja beabsichtigen 
- von der Grunderwerbsteuer befreit sind. 

Wir bitten Sie daher, unserem Antrag 2\1zustimmen. 

Präsident: 

Meine Damen und 'Herren! Ich ru!e auf den § 1 und 
lasse zunächst über die Drucksache IIi l 759 abstimmen. 
Wer der Drucksache II/1759 zustimmen will, den bitte 
ich um Erhebung der rechten Hand! - Ich stelle die 
einstimmige Annahme fest. 

Ich lasse nun abstimmen über die Drucksache II/1765. 
Wer dieser Drucksache zustimmen will, bitte ich um 
Erhebung der rechten Hand! - Ich stelle die einstim
mige Annahme fest. 

Ich lasse abstimmen über die Drucksache II/1784. 
Wer der Drucksache II/1784 ... (Abg. Hermans: Mit der 
Änderung: In Ziffer 3 der Drucksache Ili1765) Der 
Vertretet" der betr. Fraktion hat diese Berichtigung 
au!ldrilcklich vorgetragen. 

Wer unter Berücksichtigung der vom Herrn Abge
ordneten Dedenbach vorgetragenen Berichtigung dem 
Antrag II/1784 zustimmen will, den bitte ich um Er
hebung der rechten Hand. - Ich stelle die einstimmige 
Annahme fest. 

Ich rufe auf die §§ 2, 3, 4 und 5, Einleitung und 
Überschrift. Wer dem Gesetz in zweiter Lesung seine 
Zustimmung geben wm, den bitte ich um Erhebung 
der rechten Hand. - Ich stelle die einstimmige An
nahme fest. 

Wir kommen zur dritten Beratung. Ich rufe auf die 
§§ 1, 2, 3, 4 und 5, Einleitung" und Überschrift. Wot"t
meldungen liegen nicht vor. Ich schließe die Bespre-, 
chung. Wer dem Gesetz in dritter Lesung seine Zu
stimmung geben will, den bitte ich, sich vom Platz zu 
erheben. 

Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 

Meine Damen und Herrenl Ich schlage Ihnen vor, 
noch den Tagesordnungspunkt" lO zu verabschieden und 
dann die Sitzung für heute zu schließen. Das Haus ist 
damit einverstanden. 

Ich ru.fe auf den Punkt 10 der Tagesordnung: Große 
Anfrage der Fraktion der SPD betr. Frauenverneh
mungen Jm Amtsgerfchtsbezlrk Waldmohr (Kreis Ku
sel) - Drucksache ll/l '134. 

Die Begründung der Großen Anfrage erfolgt durch 
den Abgeordneten Hertel von der sozialdemokratischen 
Fraktion. Ich erteile ihm das Wort. 

Ab g. Her tel; 

Meine Damen und Herren! Es 1st mir bekannt, daß 
gewisse Kreise dieses Hauses sowie der Öffentlichkeit 

j· der Behandlung der Großen SPD-Anfrage mit beson
i derem Intel'esse entgegensehen. Das ist zwar für die 

anfragende Fraktion etwas schmeichelhaft und eine 
Art Verpflichtung, sich mit allen Einzelheiten dieses 
delikaten Falles zu befassen. Allerdings werden dabei 
nicht alle Interessierten auf ihre Rechnung kommen. 

Der Landtag Rheinland-Pfalz ist nicht der Bundes
tag. Unsel'e Anfrage besdl.ä.ftigt sich nicht mit einer 
Stellungnahme oder gar mit Anträgen zur Abände
rung des Strafgesetzbuches hinsichtlkh des umstrit

. tenen Paragraphen 218. Die gestellte Anfrage will 
vielmehr in Polizeimethoden hineinleuchten, die all
gemein und besonders in den hier nachgewiesenen 
Fällen von niemandem, dem persönliche Ehre und 
Würde der Frau ein Begriff sind, vertreten werden 
können. 

Eine weitere Feststellung darf ich machen. Ich trete 
mit aller Entschiedenheit dem Hinweis entgegen, daß 
es erst der Weinheimer Vorgänge bedurft hätte, um 
die in Waldmohr angewandten Methoden in ihrer 
ganzen Verwerflichkeit zu erkennen. Wer so spricht, 
hat entweder nicht den guten Willen, oder es fehlt 
ihm Takt und Fingerspitzengefühl, um sich speziell 
solche Situationen zu vergegenwärtigen. Gerade bei 
uns ist eine gemeinsame Abwehr solcher Methoden 
besonders erschwert, im Hinblick auf gewisse Gegeben
heiten in unserem Lande, die sich aus der konfessio
nellen Struktur ableiten und teilweise auch in dem 
sogenannten Kurs der Kulturpolitik sichtbar werden. 
Man kann vor allem im Lande Rheinland-Pfalz am 
wenigsten erwarten, daß die au.f diese Art in ihrer 
fraulichen Würde, in ihrem Empfinden und in ihrem 
menschlichen Ansehen geschmälerten Frauen sich zu 
Interviews oder Gesprächen im Rundfunk gewissei·
maßen hindrängen. In dem allgemeinen Sturm der 
Empörung schienen die Frauen die leisesten Stimmen 
zu haben. Man wundert sieh mit Recht, daß sie ge
schwiegen haben. Alles das hängt zusammen mit dem 
weiblichen Schamgefühl einer von der Sauberkeit der 
Gesamtpersönlichkeit nicht gut zu trennenden schät
zungswerten Eigenschaft, weil sie die erste Voraus
setzung für das ist, was wir Charm nennen. Mit 
Recht fragte die SPD-Abgeordnete Reventlov im bay
rischen Landtag: ,.Haben die Frauen keinen Mut mehr? 
Warum zeigten die Frauen in Garmisch und Weinheim, 
bei uns in Waldmohr, nicht mehr Zivilcourage. Warum 
gingen sle mit, ohne sich diesem Mißbrauch der Staats
gewalt .zu widersetzen. Es scheint, daß die Zeit, da die 
persönlichen Rechte der Menschen· mit Füßen getreten 
wurden, noch nicht allzulange zurückliegt." 

Was ist in Waldmohr geschehen? Waldmohr ist ein 
pfälzisches Amtgerichtsstädtchen an der Saargrenze, 
das über 40 km von den nächstgelegenen größeren 
Städten Kaiserslautern und St1arbrücken entfernt 
1iegt. In dieses fast ländliche Idyll kamen im Mai 
und Juni 1950 Beamte· der Kripo Kaisert"lautern und 
nahmen scheinbar wahllos Frauen fest. Die Bevölke
rung in den dort dicht beieinanderliegenden Dörfern 
gerieten in Angst .und Aufregung. Man holte ohne 
Irgend welche Angaben Frauen von ihrer Hausarbeit, 
aus dem Kreise ihrer Familie, aus dem Arbeitssaale 
weg. Zurück blieben die teils hämisch und schaden
froh tuschelnden Nachbarn oder diejenigen, die mit
leidig diese Vorgänge bedauert haben. Jede Frau, die 
in diesem Zusammenhang verhaftet oder du:·d1 d~n 
Ort geführt oder gefahren wurde, bleibt für den 
Rest ihres Lebens bei der Enge des kleinstä_dtischen 
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dörflichen Denkens im Zusammenleben in diaser 
Enge irgendwie belastet. Frauen in großer Zahl wur-

. den in einem Raum zusammengesperrt. Uniformierte 
Beamte wachten darüber, daß das ausgesprouien.: '1 
Sprechverbot strikte eingehalten wurde Es ist ein 
bedeutsamer und überaus bemerkenswerter Vorgang, 
daß den Frauen nach erfolgter Vernehmung zugemutet 
wurde, in Stenogramm vorliegende Protokolle zu un
terschreiben. Zu dieser Feststellung sagte der Herr 
Oberstaatsanwalt in einer Presseerklärung, nach den 
Vorschriften der Stra!prozeßordnung :!leien die auf
genommenen Protokolle den Beteiligten vorzule~en 
und von ihnen zu unterschreiben. Die Aufnahme steno
graphischer Protokolle sei seit langem üblich und . 
gestattet. kh hatte in den zwölf Jahren Nazizeit 
das Pech, wiederhÖlt von der Gestapo vernommen 
und verhaftet zu werden. Es muß aber um der Ehr
lichkci t und Wahrheit willen festgestellt werden, daß 
die Protokolle, die nach erfolgter Vernehmung von 
mir unterschrieben werden mußten, in voller deutscher 
Schrift auf der Maschine ausgeschrieben waren. Ich 
bin davon überzeugt, daß alle Parteien dieses Hauses 
zum mindesten die Beibehaltung dieses Brauches in 
Zukunft wünschen. Die gesamte Art der diffamierenden 
Vernehmung erhellen sich aus zwei Zuschriften, aus 
denen ich im Auszug folgendes zur Kenntnis bringen 
möchte: · 

,.Am Mittwoch, dem 7. März 1951, gegen 13 Uhr, 
erschien in meiner Wohnung der Gendarmeriewacht
meister Alberts in Zivil und forderte mich auf, zum 
Bürgermeister zu kommen. Außer meiner 13jährigen 
Tochter war niemand in meiner Wohnung zugegen. 
Nach einem zweistündigen Verhör in der Wohnung 
des Bürgermeisters mußte ich in Begleitung des 
Wachtmeisters meinen Mantel aus der Wohnung ho
len. Ich war dauernd unter polizeilicher Aufsicht, so 
daß ich mich nicht mehr umziehen und auch nicht 
das Waschen des Mittagsgeschirrs usw. beenden und 
auch nicht die ausgelegten Betten einbdngen konnte. 

Ich zog meinen Mantel an und wurde aufgefordert, 
mitzukommen. Auf meinen Einwand, ich hätte kein 
Geld dabei, erwiderte der Wachtmeister, Sie gehen 
ja nicht freiwillig, Sie brauchen kein Geld. In Breiten
bach befand ich mich unter polizeilicher Bewachung 
auf der Gendarmeriestation. Abends kam Gendarmerie
Wachtmeister Adelhardt, den ich nach dem Verbleib 
meines Kindes fragte. Er ·entgegnete, sie sei bei der 
Großmutter gut aufgehoben. Wie sh'h nachher hl:'raus
stellte, befand sich das Kind nicht bei der Großmutter. 
Die Nacht über wurde ich im Spritzenhaus in Breiten
bach eingeschlossen. Anderntags wurde ich von Brei
tenbach aus, ohne no.ch einmal nach Hause kommen zu 
können, zit einer Vernehmung nach Waldmohr ge
bracht. Gegen 15 Uhr wurde ich auf G,rund richter
lichen Haftbefehls in das Untersuchungsgefängnis 
Landstuhl eingeliefert. Nach drei Stunden wurde ich 
wieder auf freien Fuß gesetzt. So stand ich am Abend 
des 8. März gegen 19 Uhr ohne einen Pfennig Geld 
zum Weiterkommen in Landstuhl. Entgegenkommen
derweise borgte mir schließlich der Aufsichtsbeamte 
des Gefängnisses 0,50 DM. (Zurnfe: Hört, hört!) Da
mit kam ich wenigstens bis zu meinen Verwandten 
nach Steinwenden, die mir mit Geld zur Heimfahrt 
weiterhalfen. Ich bemerke noch, daß die Gendarmerie 
Breitenbach wie auch in Waldmohr von mir darauf 
aufmerksam gemacht wurde, daß ich kein Bargeld bei 
mir trug. Nachts mußte ich in Steinwenden ärztliche 
Hilfe in Anspruch nehmen und k<>nnte erst am näch
sten Morgen nach Schiinenberg weiterfahren, wo 
ich gegen Mittag ankam. Mit dem Omnibus kam ich 
endlich gegen 15 Uhr in Frohnhofen an." 

Wie in den meisten Fällen handelt es sich hiet· um 
eine in jeder Hinsicht unschuldige Frau, die 50 Stun
den in Haft war . 

Was sagt die Landesregierung zu diesem Verhalten 
der vermutildl. mangelhaft instl'Ulerten Polizeibeam
ten? Bedauerlich ist auch die Tatsache, daß nicht 
einmal ein Lehrer weiß, die einfachen Frauen haben es 
bestimmt nicht gewußt, daß eine Ft·au erst vor Ge
richt nach § 136 und 161 der Strafprozeßordnung 
und auch da nur als Zeugin, niemals als Beschuldigt:c\ 
:.:ur Aussage verpflichtet werden kann. 

Einem Protestbrief einer Frau entnehmen wir wei
terhin: ,,Wir Frauen sind ebensowenig vogelfrei wie 
ein Mann, der bei einem Autounglück ja auch nicht 
vorher verdächtigt werden darf, ob nicht vielleicht 
ein Selbstmordversuch. oder ein Versicherungsbetrug 
vorliegt. Eine Fehlgeburt von vornherein als beabsich
tigt anzunehmen, ist grausam und widerspricht den 
Grundprinzipien der Menschlichkeit." 

Einern weiteren Brie!, der in dieS<'r Angelegenheit 
aus der Pfalz an den Herrn Bundesjustizminister ge
richtet ist, entnehmen wir: ,.Wir verbitten es uns, mit 
der Möglichkeit rechnen ~u müssen, als unbescholtene 
Frauen eines Tages verhaftet und öffentlich durch die 
Straßen transportiert zu werden. Wir verbitten es 
uns, daß einem Arzt anvertrnute Dinge auf staatlichen 
Druck hin nicht mehr seine und unsere Privatsache 
bleiben. Wir bitten gerade Sie, Herr Bundesjustiz
minister, dringend, diesen Methoden eines neuen Mit
telalters gegenüber anders zu reagieren, als mit Zu
stäindigkeiten." . 

Meine Damen und Herren! Ich möchte Sie auch an 
den § 13 der Reichsärzteverordnung vom 13 Dezem
ber 1935 erinnern. Der lautet: Ein Arzt, der unbefugt 
ein fremdes Geheimnis offenbart, das ihm bei Aus
übung seines Beru!es anvertraut oder zugänglich ge
macht worden ist, wird mit Gefängnis bis zu einem 
Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer dieser beiden 
Strafen bestraft. Allerdings wird in einer weiteren 
Gesetzesbestimmung dem Täter Straffreiheit zugebil
ligt, wenn er ein solches Geheimnis wr Erfüllung einer 
Rechtspflicht oder sittlichen Pflicht oder sonst zu einem 
nach gesundem Volksempfinden berechtigten Zweck 
offenbart, wenn das bedrohte Rechtsgut überwiegt. 

Im Gegensatz zu dieser verschärften Auslegung, 
die noch aus der nationalsozialistischen Zeit !'lammt, 
hat der niedersächsische GesundheitRminister, Pastot" 
Heinrich Albertz, nunmehr angeordnet, daß der Krimi
nalpolizei in Niedersachsen nicht mehr Einblick in die 
Liste der Fehlgeburten gewährt werden soll. Die 
Ärzte wurden von der Verpflichtung entbunden, den 
Gesundheitsbehörden die Namen der Frauen zu nen
nen, die eine Fehlgeburt erlitten hilben. Wir können 
uns nämlidl nicht vorstellen, daß der Erklärung des 
Generalstaatsanwalts in Neustadt folgend sämtliche 
Frauennamen auf vertraulichen Mitteilungen beruht . 

Es war in diesem Zusammenhang überaus über
flüssig, wenn der Herr Generalstaatsanwalt in Neu
stadt verdächtig übereilt zu diesen bekanntgewordenen 
Verhaftungen in der Zeitung Stellung genommen hat. 
Es ist leider in unserem Lande eine eigenartige 
Sache um die Herren Generalstaatsanwälte. Ohne 
auf den heute nachmittag besp!'ocht'nen Punkt noch
mals irgendwie zurückkommen zu wollen, kann ich es 
mir nicht versagen, darauf hinzuweisen, daß auch 
jedesmal ein Generalstaatsanwalt durch eine übereilte 
bombastische Bekanntgabe der erfolgten Verhaftung 
Sehwindenhammers außerordentlich zur Verschär(ung 
der Differenzen beigetragen hat, die wir heute aus-
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zukämpfen haben. Es scheint in diesem Falle ein ähn
licher Mann am Werk gewesen zu sein, weil er über
eilt den Versuch einer Rechtfertigung macht. Das 
erregte immerhin den Verdacht; als wenn die von 
ihm durchgeführten Maßnahmen nicht in jeder H~
sicht haltbar und vertretbar wären. Im übrigen hätte 
sich der Herr Generalstaatsanwalt diese Voreiligkeit 
ruhig schenken können. Es wäre mir nämlich unmög
lich gewesen, ihn heute hier zu zitieren und ihn vor 
allem einer mangelnden Rechenkunst zu überführen. 
Der Generalstaatsanwalt macht der SPD den Vorwurf 
der Übertreibung und spricht davon, daß es nur 17 
Frauen gewesen wären. Einige Zeilen weiter werden 
die an beiden Terminen verhafteten Frauen gesondert 
benannt, und wenn man die beiden Zahlen addiert, 
ergibt es immerhin 25 Frauen, die verhaftet worden 
waren. 

Wir richten an das Justizministerium folgende An
fragen: Ist es bereit, in Zukunft durch. Weisungen an 
die Staatsanwälte dafür :i:u sorgen: 

1. daß bei solchen delikaten Verha,fttulgen aus
schließlich weibliche Polizei grundsätzlich ein
gesetzt wlrd. In Kaiserslautern ist eine gewisse 
Zahl weiblicher Kriminalbeamte stationiert; 

2. daß beim Fehlen weiblicher Polizei die eingesetz
ten männlichen Polizeikräfte so instruiert werden, 
wie das in solchen Fällen angebracht erscheint; 

3. daß in Zukunft nicht mehr die Zumutung ge
stellt wird, Stenoprotokolle zu unterschreiben. 

Der Hinweis, daß derjenige oder diejenige, die ein, 
sokhes Protokoll unterschreibt, nachher in der Haupt
verhandlung das Recht hat, alles das, was an Angaben 
gemacht wurde, abzustreiten, der berührt doch recht 
eigenartig. Letzten Endes soll ja die Ermittlungsarbeit 
nicht ganz umsonst sein. Und wenn derjenige, der ein 
Stenoprotokoll unterschrieben hat, nadlher einen Frei
brie! hat, alles abzustreiten, dann war die Arbeit um
sonst. 

Im übrigen hat die Erfahrung in solchen Dingen 
gclehrt, daß der Herr Vorsitzende und der Herr Staats
anwalt und wer sich alles damit befaßt, bei der Durch
führung der Hauptverhandlung sehr gerne bereit ist, 
auf die im Ermittlungsverfahren gemachten Angaben 
zurückzugreifen. Wenn dann ein Widerspruch entsteht, 
dann gerät der Angeklagte gar leicht in Gefahr, wegen 
lügnerischen Verhaltens keine mildernden Umstände 
zu· bekommen. 

Absch.lleßend bitten wir die Vertreter des Justiz
ministeriums, der Staatsanwaltschaft, dafür zu sorgen, 
daß jeder bestehende Verdacht ganz sorgfält!J darauf
hin ilberprü!t wird, ob eine Festnahme gerechtfertigt 
isl Bei wirklichen Festnahmen bitten wir, daß die 
fest.genommenen Frauen ganz genau so behandelt wer
den wie in solchen Fällen die Herren Staatsanwälte 
und sonstigen Vertreter der Justiz ihre eigenen 
Frauen behandelt wissen möchten. (Beifall.} 

Präsident: 

Zunächst erfolgt die Beantwortung der Großen An
frage durch den Vertreter des Ministeriums, Herrn 
Ministerialdirigenten Dr. ter Beck. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Ministerial dir i gen t Dr. t er Be c k: 

Ich dar! auch "in dieser Sache dem Hohen Haus den 
ausdrücklichen Auftrag des Herm Ministers mitteilen, 
die folgenden Erklärungen als seine persönliche Stel
lungnahme zu der Großen Anfrage entgegennehmen zu 
wollen. 

Bei Beantwortung der Großen Anfrage der SPD be
t.ref!end Frauenvernehmungen i.m Amtsgericht Wald
mohr, Kreis Kusel, sind folgende grundsätzliche Dinge 
vorauszustellen: 
l. § 218 Strafgesetzbuch bedroht die Abtreibung als 

Vergehen mit Gefängnis bi:. zu 5 .Jahren, § 218 Ab
satz 4 bedroht die gewerbsmäßige Abtreibung als 
Verbrechen mit Zuchthaus. 

Diese Bestimmung ist geltendes Recht und daher 
von den Strafverfolgungsbehörden, d. h. den Staats
anwaltschaften und ihren polizeilichen Hilfsorganen, 
anzuwenden. 

2. Gemäß § 152 StFO ist die Staatsanwaltschaft ver
pflichtet, gegen alle gerichtlich strafbaren und ver
folgbaren Handlungen einzuschreiten, so!ern zurei
chende tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen, d. h. 
soweit ein hinreichender Tatverdacht besteht. Das 
gleiche gilt gemäß § 12ß StPO für die Behörden und 
Beamten des Polizeidienstes. 

3. Der Staatsanwalt oder die Polizeibeamten, die im 
Rahmen des Strafgesetzes die ihnen obliegende 
Pflicht, strafbare Handlungen aufzuklären und zu 
verfolgen, nicht erfüllen, machen sich gemäß § 346 
StGB der Begünstigung im Amt, d. h. eines mit 
Zuchthaus bedrohten Amtsverbrechens, schuldig. 
Es ist durchaus bekannt, daß in weiten Kreisen der 

SPD der § 218 StGB angegriffon wird, und daß eine 
Abschaffung oder zumindest Einschränkung dieser 
Strafbestimmung erstrebt wird (Unruhe bei der SPD, 
Protestrufe, Abg. Beckenbach: Genau wie bei der „Sün
derin"!), da man aus Gründen, die ich hier nicht erör
tern will, glaubt, daß das keimende Leben nicht den
selben stra!rechllichen Sdmtz verdiene wie das Leben 
überhaupt. (Abg. Kuhn: Eine Erfindung ist das!} 

Ich darf insbesondere darauf hinweisen, daß der Ab
geordnete Dr. Grewe im Parlamentarischen Rat aus
drücklich die Erklärung abgegeben hat, daß die in Ar
tikel 3 des Grundgesetzes gegebene Garantie des 
menschlichen Lebens das Leben des Kindes im Mutter
leibe nicht umfasse. Es gibt für mich auch im Hinblick 
auf die Erfahrungen im Dritten Reich keine Diskus
sion darüber, daß auch das keimende Leben Leben 
ist und daher strafrechtlich geschützt werden muß. Ich 
habe Verständnis dafür, daß von anderen Parteien an
dere Auffassungen vertreten werden. (Abg. Becken
bach: Das hat niemand gesagt!) Ich halte es jedoch für 
außerordentlich bedenklich, wenn man glaubt, den 
Kampf gegen § 218 StGB durch Angriffe gegen Poli
zeibeamte und Staatsanwälte (Unruhe bei der SPD, 
Glocke des Präsidenten!), die ihre Pflicht tun ... 

P r ä s i d e n t (unterbrechend): 
Ich bitte um Ruhe! 

Minister i a 1 dir i gen t Dr. t er Be c k (fort
fahrend: 

... und die mit schweren Strafen bei Nichterfüllung 
ihrer Pflicht zu rechnen haben, führen zu können. (Zu
ruf von der SPD: Unglaublich! - Glocke des Präsiden
ten.) 

P r ä s i d e n t (unterbrechend): 
Herr Abgeordneter Cronenbold, ich weise den Aus

druck zurück. 

M i n i s t e r i a l d i r i g e n t D r. t e r B e c k (fort
fahrend): 

Dle von mir getroffenen eingehenden Feststellungen 
an Hand der Akten haben ergeben, daß in der Ange
legenheit Waldmohr in keiner Weise von e[nem Fall 
Weinheim gesprochen werden kann. Die Vorgänge in 
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Weinheim sind mir an Hand genauer Unterlagen nicht 
bekannt, so daß ich hiettu weder eine Stellungnahme 
abgeben kann noch abzugeben brauche. Fest steht 
jedenfalls, daß im Falle Waldmohr, Kreis Kusel, nichts 
geschehen ist, was dem Gesetz oder auch nur den guten 
Sit.ten widerspricht. Sdrnn der zweite Satz der Großen 
Anfrage: ,,Es steht die Tatsache fest, daß auf Veran
lassung der Staatsanwaltschaft Zweibrücken aO F~·auen 
im Grenzgebiet durch Beamte der Kriminalpolizei Kai
serslautern ,.,·cgcn angeblicher Abtreibung vernommen 
-.~ urden", ist fab,ch. Die dorterwähnte „ Tatsache" ist keine 
„Tatsache". In dem in !trage stehenden V1n·fahrc.n sind 
Ende Mai, Anfang Juni 1950 - ich bitte :tüerbci zu be
achten, daß also offenbar ein altel' Fall aus der Ver
senkung geholt worden ist -, durdl besonders geeignete 
Kriminalbeamte der Kriminalpolizei Kaiser.slaute!n 
insgesamt zwölf Frauen, zum Teil als Beschuldigte, zum 
Teil als Zeuginnen, vernommen wurden. Diese 12 Ver
nehmung(Sn :-ind alle in der Weise el'folgt, daß die be
teiligten Frauen durch die in Frage stehenden Krimi
nalbeamtPn in ihrer Wohnung aufgesucht und dort ver
nommen worden sind. (Abg. Cronenbold: Das stimmt 
\a nicht! - Unruhe bei der SPD - Wel1.ere Zurufe der 
SPD! - Glocke des Präsidenten() Damit ist aber auch 
jegliche Möglichkeit einer nur denkbaren Schonung der 
in Frage stehenden Frauen aU5geschöpft worden und 
insbesondere jedes Aufsehen vermieden worden. 

Am 20. Juni 1950 wurden nocl1mals elf Frauen, dar
unlt.>r 6, die bereits von der Kriminalpolizei vernom
ffi(~n worden waren, von dem Sachbearbeiter der Staata
an waltscha fl Zweibrücken in Gegenwart des gerichts
ärztlichen Sachverständigen, Professor Dr. Wagner aus 
Mainz, persönlich gehört. Insgesamt sind also lediglich 
17 Frauen, davon 6 sowohl durch die Kriminalpolizei 
als auch durch die Staatsanwaltschaft, in der Angele
genheit, sei es als Beschuldigte. sei es als z~µmnn~~' 
vernommen worden. kh muß den Versuch, die Zahl 17 
nahezu um das dreifache zu vergrößern, mit aller Ent
schiedenheit zurückweisen. Entsche'idend kommt hinzu, 
daß die vorerwähnten Frauen sämtlich nur deshalb 
vernommen wurden - soweit sie als Beschuldigte ver
nommen wurden -, weil gegen sie ein konkreter Tat
verdacht im Sinne des Gesetzes vorgelegen hat und in
Iolgedessc>n auf Grund dieses Gesetz.es die Vern~h
mung erfolgen mußte. (Zuruf der SPD; Dcnuru:ia
tinn!) 

Das Verfahren selbst begann mit einer Strafanzeige 
des Gendarmeriekreischefs Hoffelder vom 16 .. Mai 1950, 
dem vertraulich mitgeteilt worden war, daß der in
zwisdlt>tt wegen Abtreibung angeklagte Arzt Dr. Hen
nemann gewerbi:.mäßige Abtreibungen vomehme. 
S('hon 7'.ll Beginn der Ermittlungen wurden zwei A.rz.te 
in der Sache vel'nommcn, die den angeklagten Dr. 
Hennemann aufs schw,crste belasten. Unter ande
rem bekundete bereits am 30. M.ai 1950 einer diese:)' 
Är1.te, Dr. Hennemann habe ihm erzählt, er habe sich 
ein Ultraschallgerät gckaun. Er verwende diesei; Gerät 
zur Hl:'ilung von Ischias und RhP.uma. Dt?s weiteren be
handle er mit diesem Gerät angeblich Frauen auf 
I~l'liiai:.. um dabei im wesentlichen Schwangerscha.fts.
un!erbl'<.'<.:hungl:'n herbeizuführen . ln diesem Zusam
menhang erklärte er sinngemäß. daß dies ein gunz 
einträgliches Geschäft sei, weil er dieses Einkomwen 
nicht eintrage und aus diesem Grunde auch dafär 
keine Steuern zu bezahlen brauchte. Die im Laufe dei
Ermittlungen beschuldigten Frauen wurden auch nicht 
deshalb vernommen, weil sie in letzter Zeit in ärzt
licher Behandlung gewesen waren, sondern weil sich 
dul'ch Zeugenaussagen und durch Beschuldlgtenaus
sagen sowie durch vertrauliche Anzeigen gegenüber der 
Polizei gegen sie ein Tatvei·dacht im Si.nue des Ge-: 
si,b:L'~ ergab. 

Wie b<?l't:tHs ;;rusgeführt, wur~en am 20. Juni 1950 
,-ur restlosoen Klärung del' el'hol;l-cnen Vorwürfe emeut 
nocllmals elf Frauen durch den sachbearbcitenden 
Staat~anwiilt vernommen. Der sachbearbeitende Staats
;,mw;;ik' iog ;iü )lie$~n Vernch~ungen den bekannten 
Gerichtsmediziner Professor Dr. Wagner zu - damit 
ke~n Irrtum entsteht, ich habe bereits eben erwähnt, 
daO. . . ctie St~ati,anwaltsdl.aft elf Frauen vcrnommi>n 
hiältte,. d~e llJ.ng Jl,llio nicht etwa ,der Zahl hinzuzufügen 
-. um eine besonders sachgemäße, medizinisch-psycho
logis<!h einwandfreie Vernehmung zu gewährleisten. 
Diese. Miiler.i~me ex:1'.oigte auch deshalb, um das Ver
fahren im lntere:i:;.e der clamaljgen Beschuldigten ab
z.ukürzen. Da der Sachverständige wegen dringender 
anderer D.icnstgesclläftc nur t>inen T;.ig z.ur· Verfügung 

„ i.~nc!, .. ,Vl'.~~:Q~ ~.\.\ ,<;\i~em 'l'ag die beschuldigten Frauen 
sowle der erforderlichen Zeuginnen durch die zu
stänfüge Gem:tann~riestation :1:u einet· Vernt:hmung 
stum : . .A.mtsgertc::htsgehäude Waldmohr bestellt. (Abg. 
Busdunann; Aha!} Es !!Ollte keinPs Hinwe.ises bedür
fen, daß cine derartige I.adu.ng dur,ch die Polizei zu 
einer BeS<h.1,tldjgten- ode1.· ZeugPnvl:'rn~hmung gesetz
l~ch jn keiner Weise zu beanstanden ist. 

ll.Tl L,llufe dieser Vernehmungen bei dem Amtsgel'icht 
Wali;l.m1;1rn;. ~t·~.b !>.ich der dringen<l~ Verdacht gegen 
eb;t.e .Fx:a~, J;iep;~1~ig Schweitzer, die durch Kraftwagen 
he.rbeigehi>lt wuxde. In det' an,idlließenden Verneh
mung . gab Frau .Sc;hweitzcr dann auch die Fremdab
\r~Q.\.mg .. ~·\..!,. In. der gleichen Vernehmung gab die Be
schuldigte Gerda Blum m, daß Frau Hedwig Schweit
zer einen kriminellen Eingrif,f bei ihr durchgcfühct. 
habe. Die Vernehmungen wurden in der Hauptsache, 
das heißt, soweit es sich um die Art und Weise der 
ärztlichen Behandlung, also um den eigentlicti.en Ab-

·• .... Jt:~J!?,w.:;m§Y.:!?.fg~~g \l,~µ~elt":, du,n :h Prnfei,sor Dr. Wag
ner .durchgeführt. Es ist zutreffend, daß Ric'h die ge
la,der,i~n. f,r~JJ,~n iµ einom Ra.um det'l Gerichtes auf
hielten, und daß diesen durch d,ie Gendarmerie ver
boteu .wurde, über die Angt-legen,he'it zu sprechen. 
Auch. die::e Maßnahme war zur Verhinderung einer 
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Gefährdung des StrafvtlrfolgungRzweclcs angesichts 
der bestehenden dringenden Verdunkelungsgefahr ge
bQti;;i:i., \W9. .. ~t ~.~n!alls gesetzli,ch nicht zu beanstanden. 
Zutreffend ist schlielllich, da11 die Vernehmungen ourcli 
den Staatsanwalt sowie den Sachveri,tändigen Pro-
f~fi~Q:f. ... Pt, .... .W~.g~er laut in das Stenogramm der Ur
kun~~P~<\m~~n . d.iktiert wu1'<l:en. Dies geschah au.;; 
Gründen „dJ.:l' Kosten- und :leitn,;pa 1·ui-., insbesondere im ' Intei.;;ss.;i 'ctcr. Beschuldigten und der Zeuginnen 
selbst: Dl>e Aussagen wurden durch di~ Vernehmenden 
laut dikti.ert, nach Abschluß der Vernl'hmung wurde 
dll.$ aufg.t.'nom.mene Stenognuum durch die Urkunds
bea.mhn kiil:ut. v9rgele~en, damit deri Vernommenen 
Gelegenhe.lt g~geqen wa,·, genau wie dies auch wäh
rend der Vernehmung geschah. gegen das aufgenom
mene Protokoll Einwendungen zu et·hebcn. Es sollte 
el'rutlich nicht behauptet' werden können, daß diese 
Protok.olllerungsmethode c1u,:,h angesichl-. <ler- Tatsache, 
da.(l!,.i:l.t:.J:: . ~i.bY.~i;ständige nur einen Tag zur Verfügung 
:slai1d, beanstandet werden kann. Die Urkundsbearnt.in 
ist selbstverständlich auf Grund ihres Diensteides ver
pffi~~~t, .Q/;1;;1 .. :1!\U, p~otokollieren, was ihr diktiert wird, 
.d.a.s „vP:r:zu.les~n,,, wai:; sie in da:9 Stenogramm aufgenom
men hat, und das in Schreibmaschine 7.U übertragen, 
was in Ihrem Stenogramm steht. Weder der Staats
anwalt, noch der Sachverständige, die ebenfalls diese 
Al;nt~han~~ungen im Rahmen ihl'er diensteidlich be
kräftigten PI!id1tc11 zu erledigen haben, haben das 
geringste Interesse daran. auch nur P-in Wort aufzu
nehmen, das den Erklärungen der Z€'uginnffi ttnd Be
s~·~1'iaigt~n'" 'nf~f· ti'nl~pricht.. Vernehmungen in das. 
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stenographische Protokoll slnd heute durchaus üblich 
und bedeuten eine erhebliche Abkürzung der Verneh
mungen selbst. Jeder, der schon einmal eine Verneh
mung durchgeführt hat, weiß genau, daß die meisten 
Beschuldigten und Zeugen bei lautem Diktat in die 
Schreibmaschine und bei anschließendem lauten Vor
lesen der Niederschrift auf eine eigene Durchsicht des 
Niedergesclu-iebenen verzichten. Auch vorliegend ist 
die Niederscllrift !ns Stenogramm .nicht beanstandet 
worden. In diesem Falle wäre vorliegend erst eine 
Obertragung in die Schreibmaschine und dann die 
Unterzeichnung · des Protokolles erfolgt, womit aller
dings im Ergebnis nicht ejn Wort anders in den Akten 
gestanden hätte, als dies heute der Fall ist. Selbst
verständlich befinden sich die stenographischen Ver
nehmungsprotokolle als Belege bei den Akten. Ich 
glaube nicht, daß man unter den gegebenen Um
Btänden - denin scllließlich müßten d-ie Beschuldigten 
einen Sachverständigen, der drei bis vier Tage ihret
wegen tätig wird, im Falle der VerurteUung bezahlen 
- hiergegen etwas einzuwenden vermag, sofern man 
nicht gewaltsam etwas sucht. 

Im übrigen ~ind vier der beschuldigten Frauen in
zwischen rechtskräftig wegen Abtreibung bestraft. Der 
beschuldigte Arzt, Dr. Hennemann, mit dem die Ein
leitung des Verfahrens begann, ist wegen Abtreibung 
In zwei Fällen angeklagt. Die Hauptverhandlung fin
det demnächst statt. In eilnem weiteren Fall ist das 
Verfahren au! Grund des Straffreiheitsgei;etzes vom 
31. Dezember 1949 eingestellt worden. In den übrigen 
Fällen - und zwar insgesamt sieben - ist das Ver
fahren eingestellt worden, obwohl in allen diesen Fäl
len nach wie vor ein dringender Tatvet1!acht besteht, 
insbesondere der Sachverständige einen dringenden 
Tatbestandsverdacht ärztii'cherseits bestätigt, aber im 
Hinblick auf das Leugnen des beschuldigten Dr. Hen
nemann sowie d~r beteiligten Beschuldigten eine 
sichere Überführung nicht mögUch ist. Erfahrungs
gemäß ist es außerordentlich schwierig, Abtreibungen 
nachzuweisen, sof'ern die Beteiligten, das heißt der 
Abtreiber und die beschuldigten Frauen, ,,dicht" hal
ten. In den abgeurteilten Fällen L'>t mit größtmöglicher 
Schonung der beteiligten Frauen verfahren worden. 
Es 1st hierbei sogar von einer öffentlichen Verhand
lung Abstand genommen worden und die Sache durch 
Strafbefehl im Interesse der Frauen erledigt worden. 
Lediglich die vorbezeichnete Frau Schweitzer ist ange
klagt und vom Schöffengericht in Landstuhl am 30. 
August 1950 wegen Fremdabtreibung mit zwei Monaten 
Gefängnis bestraft worden. Das Urteil wurde durch 
Rechtsmittelverzicht der Staatsanwaltschaft und der 
Angeklagten rechtskräftig. In den abgeurteilten Fällen 
ist also mit größtmöglicher Zurückhaltung verfahren 
worden. 

Soweit in der Großen Anfrage ztun Ausdruck ge
bracht worden ist, daß die Art der Durchführung der 
Vernehmungen und die dabei angewandte Taktlosig
keit als ein Verstoß gegen die guten Sitten empfunden 
worden sei, muß ich diesen Vorwurf ebenfalls schärf
stens zurückweisen. Es ist eine Selbstverständlichkeit, 
daß, wenn eine Frau wegen des Vorwurfs der Ab
treibung vernommen wird, intime Dinge erörtert wer
den müssen. Es liegt dies in der Natur der Sache. Es 
liegt dies weniger an den vernehmenden Staatsan
wälten und Polizeibeamten, als an den Beschuldigten 
selbst, die im Verdacht der Abtreibung stehen oder 
sich einer Abtreibung schuldig gemacht haben. Jedes 
weitere Wort insoweit dürfte überflüssig sein, Ich 
stelle ausdrücklich fest, daß im Rahmen der durch
geführten Vernehmungi.>n nicht eine Frage mehr ge
stellt worden ist, als dieses im Interesse des Unter-

~----------- - ··· -

suchungszweckes auf dem Boden des Gesetzes not
wendig war. Mehr kann die Staatsanwaltschaft nicht 
tun, als einen erfahrenen Sachverständigen auf die
sem Gebiet hinzuzuziehen, dessen Person jede Gewähr 
dafür bietet, daß von Verstößen gegen die guten Sit
ten durch intime Fragen keine Rede sein kann. 

Abschließend stelle ich zusammenfassend also fest, 
daß nicht der geringste Anlaß besteht, das vorliegende 
Strafverfahren zum Gegenstand irgendeiner Kritik zu 
machen. Es sind vorliegend nur solche Frauen als 
Beschuldigte vernommen worden, gegen die ein ein
deutiger konkreter Tatverdacht vorlag. Insbesondere 
stelle ,ich ausdrücklich fest, daß dieser Tatverdacht 
keineswegs lediglich auf einer Meldung eines Arztes 
über eine erfolgte Fehlgeburt beruhte, sondern daß 
dieser Tatverdacht sich aus Zeugenaussagen, aus An
teigen und Beschuldigtenaussagen ergeben hat. 

Ich bin deshalb bereit zu erklären, daß das Justiz
ministerium nichts zu tun gedenkt, um Verfahren der 
vorliegenden Art in Zukunft zu unterbinden. Das Ju
stizministerium würde sich selbst strafbar machen, 
wenn es die Staatsanwaltschaft und die Polizei von 
der Durchführung gesetzlich vorgeschriebener Straf
verfahren abhalten würde. (Beifall bei der CDU.) 

Präsident; 
Nach der Beantwortung der Großen Anfrage frage 

ich, ob eine Besprechung gewünscht wird. Es wird 
eine Besprechung gewünscht von der Kommunistischen 
Partei. (Zuruf der SPD: Es wird Wert darauf gelegt, 
daß ein paar Sätze gesagt werden!) Eine große Partei 
hat eine Besprechung gewünscht, damit ist die Unter
stützungsfrage als erledigt zu betrachten. Ich !rage 
jetzt, wie lange ·:15oll die Redezeit angesetzt werden. 
Was schlagen Sie vor, Herr Abgeordneter Dr. Zimmer? 
(Zuruf von der CDU: 5 Minuten!) Es sind 5 Minuten 
vorgeschlagen worden. Ich lasse darüber abstimmen. 
Wer dem Antrag auf 5 Minuten Redezeit zustimmt, 
bitte ich um Erhebung der rechten Hand. Das ist die 
überwiegende Mehrheit. Als erster hat sich zum Wort 
gemeldet der Abgeordnete Spies von der CDU. Ich 
erteile ihm das Wort. 

A bg. Spies: 

Meine Damen und Herren! Ich beabsichtige nicht, die 
Angaben des Herrn Kollegen Hertel irgendwie zu be
richtigen oder als falsch hinzustellen. Ich beabsichtige 
auch nicht, irgendwie Eingriffe zu machen durch meine 
Darlegungen in die Verfahrenssache. Ich erachte .?S 

aber als notwendig, als in der Gegend wohnender und 
unmittelbar beheimateter Abgeordneter etwas über die 
Dinge zu sagen und dem Hohen Hause zu berichten, 
wie sie sich dort abgespielt haben im Volksmund und 
nach meinen Erlebnissen. 

Als vor ungefähr einem Jahr bekannt wurde, daß 
der betroffene Dr. Henncmann von Kübelbcrg eine 
außerordentlich große Praxis aufzuweisen hatte kam 
seitens der Ärzte, die unmittelbar dort beheimatet und 
stationiert sind, .ein Verdadl.tsmoment auf. Diese Ver
mutungen, weswegen nur Dr. Hennemann eine so 
große Praxis, insbesondere bei. Frauen, hatte, haben 
zu allerhand Gerüchten Anlaß gegeben, auch weil ver
schiedene Ärzte und Ärztinnen der dortigen Gegend 
über diese Dinge etwas in die B('völkerung hineinge
tragen haben, ob mit Recht oder Unrecht, weiß ich 
nicht. Immerhin, als diese Dinge bekannt wurden, war 
das Geschäft noch größer geworden. 

Die Dinge liegen nun so: Die Frauen, die zur Ver
nehmung mußten, waren zunächst einmsl sehr auf
rührerisch geworden. In Unterstützung der Angelegen-
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heit einz('ln,;,r Per&önlichkeiten, die betroffen waren, 
hc1t sid1 ein g<>wisser Pressevertreter an mich gewandt, 
ich möge im Sinne der Betroffenen durch eine An
frage an die Regierung zu ihrer Entlastung beitra4ten. 
Idi konnte mich zu diesem Antrng nicht entschließen, 
weil ich nicht wußti:, was Tatbestand ist und was An
gabe:, sind. Ich habe mir daraufhin die MUhe gemacht 
und mich bei verschiedenen Leuten dort erkun~l.ig~. ~ie 
von der Sache gewußt haben und belroffon waren. :t:1,'h 
mußte erfahren, daß von den Leut,en, die tatsäc:hlich 
zur Vernehmung gekommen waren und mit der Sache 
nichts zu tun hatten - also unschuldig hingeführt wur
dc~n -. keinei:wegs cin.e Empörung laut wurde {Hört, 
hüi·t l bei der CDU), sondern nur von d~n .k~~n, .. d.~~ ... 
tat~;\<-hli('h überführt wurden. (Hört, hört, bel der 
C:DU.) 

Soweit m':!!ne F~~tstellung. Ich möchte da.mit der 
Sa<'he gar nicht abtriiglich sein, 11ondern nur fest
Ete!len, daß ich mich nicht dafür hergeben konnte," im 
Sinne d•t !' Zeitung etwas darzutun, w:.s die Öffentlich
keit in diesem Falle nicht allgemein bestätigen kann , 
Wl:'il der Einzellall für sich bleibt. Immerhin war es 
für mich Sl:!hr interes.sant, als die Zeitung, in der 
der Betreffende zu berichten hatte. wortgetreu das
se!b"" bramte, wa'.l man mix' vmtrug. Im allgemeinen 
ist die Entrüstung groß ob der Sache, die sieb da ijb
g,:,spielt hilf. Es scheint nach den oberflächlichen Bcob
achtung,:,n, daß un6ere Frauen im allgemeinen mehr 
Abneigung gegen die Tat als gegen die Untersuchung 
?.eigen. (Bt·avo! bei der CDU.) 

Präsident: 

Das W,wt hat Frau Abgeordnete Halein von der 
kommunil'1 isd1'"n AL·beitsgemeinschaft. 

F r a u Ab g. H a l e i n : 

den, die rein privatester Al't und Natur sind. Glauben 
Sit;:, eff. .~;tj,t~ . Ji.\1· ~ine. Frau angenehm, üb('r solche 
Fragen einem Manne v is a vi~ Stdltmg zu nehmen, 
der ihr so i.t:emd ist. wie überhaupt der Frcmdei-1.e aus 
.:. Honolulu. Es gdangten bei diesen Fragen Melhod4"n 
.:ur Anw~ri;duni,. ~!e stnrk un das „T1:1uE<endjlihi'ige 
Reich" erinnern. Die reinsten bc.stnpomethoden wur-

1 
.. .. ß~~. ,gebrat~W.t, · ;E,in ganzer 'J:'dl d,cr Anwesenden wird 

.di~!~i::::i.i~~~4f:!~ k~nncn .. ;Auch · ich habe einmal eine 
· wlche Vernehmung vor der Gestapo mitmachen müs-

j. ~eri. Ich wc,lß, daß dann viele Frauen nicht mehr in 
der Lag~ sbi,d, aµs einem gewissen Angstschock heraus 

: si.~ ,µ,!;?,1,,r!)~~.P.t „ 11~d). richtig zu· verteldlgen. Die ange-

' "' ~~:,J~"'iifft~:li~~ttren~Si:~ä~rt~ :~\t,1:elf!~n. g~a:! 
tatsächlich gemacht worden sind, noch da;,:u, wenn sie 
euf stcno.irraphisch~ Art festgelegt wurden und die 

· Fr"au~!'i'. "dt~" jä:"'t!ictrt steonographieren können, einfach 
· etwn.!l" tlllt(?T.';cihrrebcn hnben. womit .!:ic sich selbst be
lasteten. was vor dem Gesetz überhaupt nicht. :rnlässig 
'fst· Ul'!d . einer weiteren Unfot-suchung bedürfte. 
· "'GS:nii:-' bl~l!(}t'lde-rs beschämend für das deutsche Volk 
ist 8ff Bbli!r dabei, daß man sich auf das berüchtigte 
N~d~eit~ ., 1MrU:ft:' .,Das Gesetz zur Verhütung des 
sogenannten Cl'bkranken Nadlwuchst•t<. ·• (Abg. Her
man!!-: Wo steht das denn?) Meine Damen und Herren! 
Es viird lnncn bekannt sein. daß dieses Gesetz einmal 
die Grundlage zur E.Tmordung von Tausenden von 
Menschen · 'Wa1'. (~inistcrprtisldent Altmeier: Wer hat 
sich denn auf dieses Gesetz beru!en?) Dieses Gesetz 
wurde zur Anwc-ndung gebrac:ht. Wenn Sie es nicnt 
wissen, Rerr Minister, dann tut es mir leid, woher 
sollen E'F. die anderen nachher wissen? (Unruhe - Be
wegung - Heiterkeit} 

Mi!!frte Dlm.1~ und Herren f E!: wurde auch die Frage 
des .Arzt~eheimni:-ses bzw. der Schweigepflicht el'wähnt. 
Der Grundsatz ,;Vor dem Geset:i: !;sind alle gleich" muß 

Mein,;, Damen und Herren! Wir hab~n heute hi~r. auch gegE!nüber den St:aatsorgarn'n Gültigkeit besitzen. 
c·:nen mehr1,tündlgen Justizanschauungsunterriclit er- ":öfo"Voi=t:fo'rnri:ü:ii.s.'se' siri'd ein eklu!;mter Bruch der ~ 
halten, daß man glauben könnte, von dilt!$er Justiz l!efae, und <lie dafür Vel'anlwortlichen müssen unter 
habe m.in wirklich die Nase voll. Trotz.dem ist das allen Umständen zur Rechcnsc.'haft gezogen werden. 
ganze Reservoir nodl. nicht ausgeschöpft, wie sich je-tzt Meine Damen und Herren! Nicht allein der Staats-
in den Abendstunden zeigt. anwä1t' . oder die 'Polizeibeamten sind in diesem Fall 

.Jui-tiz~kandale der versdli~densten Art und Abart ve:ran1wortlidl zu machen, ~ondem verantwot'llidl ist 
haben schon viel von sich reden gemach.t,. Der Justiz- aucll der Herr Justizminister·, der Uberhaupt derartige 
Fkand;il deT Jet:iten Zeit ist bezeichn<!flld dafüi·, wie V6tglbrge vorläßt (HeitcrkDit- Zurufe: :r.uläßt!), meinet-
man es wagt. mit Frau~n umzugehen. Nicht nur in weg-en auch ' zuläßt! es kommt. nid1t i<O genau darauf 
Rheinland-Pfalz, auch in Bayern und in Hessen haben an. Er h.ät sie ::mf aHe Fälle geduldet und keinen Ein-
~irn Poli?.ei und Justiz erlaubt, Fr ... uenvernehmungen :spruch dagegen crholx-n. <Abg. Bus<'hmann : Er ver-
du1·<ti:r.uführen. lu, wollte dem Kollegen HerLel nur teidjgt :-i~ Im Nazl}argon!) Meine Damen und Herren! 
~agcn, er in-t, wenn er glaubt, die b'niuen hätten das ' Auf alle Flnt~··1~t ·es so. doß die Fi-auen in dieser Lage 
,11 ruhig hingenommen. Es ist eine Erregung unter gezwtmgt!n worden sind, gegen ihren Willen zu einer 
den Frauen, die Ihnen vielleicht noch nicht gan:i: be- pp;j.izt<:fücl~~~ .. Y~rnchmung zu kommen. (Lebhafte Un-
kannt geworden ist. (Abg. Junglas und Schlick: Wo?) ruhe - Glocke de::: Priistdenten.) Ich glaube, man hat 
- überall. Sie mögen h inkommen, wohin Sie wolli;,n, bei · der gähzen Debatte eines verges,mn: man macht 
Herr Junglas, ich empfehle Ihnen, sich mal mit Frauen, . hier teüllä' ':S~U:lfüg, die die Schuld nicht selbst z.u 
auch mit Ihren Berufskolleginnen, über diese Frngc ' tragen haben. Warum kommt es überhaupt heute so 
zu unkrhalten. Sie werden erstaUPt li~n, wep.n Sie 1

1 

w~m:; "aäll' ·zelirifaüi:endt> von Frauen ihre Kinder nicht 
das zu hören bekommen. was man mir sagt. Vielieich.C.. · ·::f~~::~e,o:~?.::~~~~:~~l'l \t'Clllen? Das Problem so1Ite man in 
hindert aber audl, wie der Kollege Hertel tier~~ti; s~- diesem ZU!la:tnrncnhang ge'sk11t haben. Wenn es wirk
sagt hat, das Schamgefühl die Frauen, über diei.e .... ' 'i " lrct'·'·~o"''l'~r:··"i!f~·~·· ~In Kind :r.ti bekommen. das größte 
Dinge mit einem Mann zu spremen. Das dü,r.fte e~nl;!s l\~~~~~f · · '.J~~f Erden sein ~oll, dann, meine Herren, 
der Problf'me sein, was Ihnen vieles nicht zu Ohren · .)i "'!l'.Pl'lfäfrl"'S di'lf'sottalen Zustände, die die Frauen heute 
kommen ließ. (Unruhe -· mehrere Zurufe.} Was ist ge- 1 dazu zwingen, zu c!en Kurpfuschern zu gehen. An-
schehen? Es ist von Herrn Hertel bereits ges~t wor- dern Si~ das ·oesct~. dahingehend, daß man die soziale 
dE>n : unbes<'.holten..- Frauen wurden, entgegen alten It1dfk:ätiort" l!:tfülßt. (Glocke des Präi;;idcnten.) Es ist 
gesetzlichen Bestimmungen, vor den Staatsanwalt z.1- eine bekannte Tat.sache, daß Hunderttau~ende ... 
tiert. - von Polizeibeamten - nidlt von Frauen - ver
hört, in einer Form, die jedem Anstand Hohn spricht . 
Der Brief, der hiel' verlesen wurde, der bestätigt 
di<-'s ausdrücklich. Die Frauen sind Ding.e gefragt wor-

Prä i:; i den 1. (unterbrechend) : 

Ic.h biÜ~ Sie, zum Schluß 1.u kommen, Frau Halein! 
(Abg, $<!bieder : daß diese Kinder wleder hingeschlach-
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tet werden lm neuen Krieg!) Lassen Sie .dodl Frau 
Halein reden, damlt Sie .ihre Redezelt ausnutzen kann. 

1 

Frau Ab g. Ha l ein {fortfahrend): 

Nicht aus Leichtsinn . oder aus Schlecll.tigkeit wo.llen 
die Frauen eine Geburt verhinC,.ern, sondern sie ken
nen alle das große spziale Problem d~r Wohnungsnot 
und der Arbeitslosigkel~ Wenn heute in i}rbeitslosen
farnilien ein weiteres Kind zu den vorhandenen noch 
dazu kommt, dann gibt man ihm sage und smreibe 
3,60 DM. (Glocke des Präsidenten.} 

Präsident: 

Sie müssen Schluß machen! 

Ab g. H a l e i n : 

Das ist mit Veranlassung dazu.daß die ~rauen heute 
gezwunaen werden, zu Kut'l)fuscltern zu gehen und 
nicht zu Arzten, wie das eiaeritlich. richtig wäre, um 
eine soziale Indikation vorzunehmen. · 

Präsident: 
Das Wort hat der Abgeordnete Wohlleben von der 

Freien Demokratischen Partei. 

F r a u Ab g. H a ·l e l n (weiter fortfahrend); 

Meine Damen und Her.ren! Gi;statten Sie mir 0ioch 
zum Schluß . , . 

Präsident: 

Frau Halein, Ihre Redezeit ist abgelaufen! 

F r a u A b g. Ha l.e i n : 
· Ich bitte Sie noch um einen Schlußsatz; ich hatte . 

den letzten Satz noch nicllt fertiggesprochen. 

Präsident: 
Das brauchen Sle auch nicht, nachdem icll, Sie zwei-

mal aufgefordert habe, Scliluß zu mamen. · · 

F r a u A b g. H a l e l n : 

Noch einen Satz! 

Präsident : 

Bitte, noch einen Satz! (Unruhe.j 

F r a u A b g. Ha l e i n : 

Meine Damen ' und Herren! In Anbetracht der Würde 
der deutschen Frauen bitte ich Sie dar4m. mich in der 
Forderung zu unterstatzen, daß der Herr Justizmini
~ter Wld das Justizministerium in Zukunft derartige 
Vorgänge nicht mehr zulassen. 

Präsiden.t : 

Das Wort hat der .A.bgeordnete Wohlleber:i yon der 
Freien Demokratischen Partei. 

A b g. Wo h 11 e b e n : 

Meine Damen und Herren! Vielleicht kann im für 
mich in Ansprucll nehmen: Was lange währt, wird 
gut! Ich habe lange genug da vorne gewartet. 

Ich bescli.ränke mich auf di-ei Punkte. (Umuhe.) 

P r il s i den t (unterbrechend): 

Ich bltte um Ruhe! 

,, 
' " 111""'" , , , • • •• • ,,11. 1 ,,,,, '\ 11 , ,1, ,l,l,1 ' "''' • 

---------------- -~ -. --·- .. ~-

Ab g. Wohl I eben (fortfahrend): 

In zwei Punkten kann ich. dem Herrn Vertreter des 
Herrn Justizministers gerade für meine Fraktion ein 
Gefallen nimt ausdrücken, während es bei dem dritten 
Punkt wohl der Fall ist. 

Einleitend hat der Herr Justizminister die grund
sätzliche Frage des § 218 angeschnitten. Im kann wohl 
als neutraler Beobachter im Interes,;e der Sachlichkeit 
erklären, daß ich aus der' Anfrage der SPD ein An
schneiden dieses Punktes nicht herau:;gelesen habe. 
(Sehr richtig! bei der SPD.) Insofern ist wohl dle Ein
leitung des Herrn Justizministers (Abg. Hertel: de
placiert!) auf ein Mißverständnis Ihrer Großen An
frage zurück.zuführen. Ich will mit Absicht das Wort 

. ,,deplaciert" nicht gebrauchen, Herr Kollege Hertel. 
(Abg. Hertel: Ich habe es gebraucht!) Was das zweite 
anbelangt, so darf ich hervorheben, daß die Gerichts
sprache die deutsche ist. Das bezieht sicll meines Et'ach
tens nicht nur auf das gesprochene, sondern auch auf das 
gescluiebene Wort. Wenn schon ein stenographisches 
Protokoll aufgenommen wird, dann ist es meines 
Erachtens die Pflicht des Beamten, vorher zu fragen, 
ob ·der Betreffende sich mit dem Stenogramm begnügt, 
oder ob er ein deutsches Protokoll in deutscher 

1
. Sprache vorgelegt bekommen will. 

Ich knüpfe an diese Feststellungen die Bitt!:! an das 
[ Justizministerium, sich doch noch einmal eingehend 
l mit dieser Frage zu befassen. 
1 

Was das dritte anbelangt, so stelle ich mit Genug
tuung fest, daß der Tatbestand einer Fehlgeburt allein 
nicl;it ausreicht, den hinreichenden Tatverdamt einer 
Abtreibung im Sinne des Strafgesetzbuches zu be
gründen und infolgedessen auf Grund eines solchen 
Tatbestandes nur der Fehlgeburt ein Ermittlungsver
fahren nicht eingeleitet werden kann. Ich drücke des
wegen melne Genugtuung über diese Feststellung 
aus, weil damit der Depression :Elechnung getragen 
wird, unter der eine Frau, die eine Fehlgeburt hat, 
naturgemäß sehr leidet. (Beifall bei der SPD.) 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Hertel von de1· 
Sozialdemokratischen Partei. 

A b g. H er t e l : 

Meine Damen und Herren! Ich bin in der seltenen, 
aber deswegen wn so angenehmeren Lage, feststellen 
zu können, daß in · dieser Frage der Vorredner der 
FDP zum größten Teil das zum Ausdruck gebracht 
hat, was im Hinblick auf die Aussprache mir geboten 
erschien. 

Wir haben heute zweimal die durch die bedauerliche 
Erkrankung des Herrn Justizministers d irekt unglück
liche Tatsache über uns ergehen lassen müssen, daß die 
Beantwortung einer Großen Anfrage, bevor hier die 
Begründung gegeben worden ist, bereits schriftlich 
festgelegt wurde. Aus dieser Tatsache heraus läßt sich 
auch manches verstehen. Es läßt sich verstehen, daß 
heute mittag die Hälfte der Stellungnahme des Herrn 
Justizlninist.!!rs sich mit der uns gar nichts angehenden 
„Schwäbischen Illustrierte" befaßt hat. (Abg. Josten 
und Schlick: Die aber in Ihrer Anfrage erwähnt ist! 
- Unruhe - Glocke des Präsidenten.) 

Präs i'd e n t (unterbrecll.end): 

Ich bitte um Ruhe! Der Abgeordnete Hertel hat das 
Wort. 
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Ab g, Her t e l (fortfahrend): 
Es ist üblich, daß nicht der Text der Begründung 

bei der Stellung der Anfrage, sondern 'das, was von 
dieser Stelle aus mündlich ausgeführt wird, entscqei
dend ist für die Antwort, die darauf gegeben wird. 
(Ministerpräsident Altmeier: Stimmt nicht! - Zurufe 
von der CDU: Nein! - Unruhe - Ministerpräsident 
Altmeier: In den Ministerien wird die Antwort bereits 
vorher ordnungsmäßig vorbereitet au( Grund des 
schriftlichen Antrages.) Herr Ministerpräsident, auch 
Ihre hohe Stellung kann mich nicht davon überzeugen, 
daß die wirkliche Beantwortung der Großen Anfrage 
unter dem Eindruck und unter der Bewertung der hier 
mündlich gegebenen Begründung vor sich geht. (Mi
nisterpräsident Altmeier: Kann ergänzt werden, aber 
d1e schriftliche Anfrage wird im Ministerium vor
bereitet und abgesetzt.) Ich bin davon überzeugt, daß 
bei der konzilianten Art, die der Herr Justizminister 
im allgemeinen zu haben pflegt, auch der etwas un
glückliche und unverständlich schroff und scharf for
mulierte Schluß seiner Verlautbarung ganz bestimmt 
unterblieben wäre, wenn der Herr Justizminister heute 
nachmittag oder heute abend hier hätte :wgegen sein 
können. Wir haben dem Herrn Justizminister keine 
Ursache gegeben, in seiner Antwort eine Vorlesung 
über den § 218 zu halten! (Sehr richtig! bei der SPD.) 

Das ist eingangs seiner Änworterteilung in einer 
geradezu für die Demokratie unerträglichen Form er
folgt. (Sehr richtig! bei der SPD.) Das muß einmal 
ausgesprochen werden, daß sich unsere Fraktion ver
bittet, daß man über das, was sie in ihrer Anfrage 
an Stoff in den Vordergrund gerückt hat, hinausgeht, 
um die SPD mehr oder minder belasten oder diffamie
ren zu können. (Abg. Bögler: Man erlaubt sich Dinge, 
die nicht dazu gehören!) Es war nicht nur das Recht, 
sondern sogar die Pfli~t . des Herrn Regierungsvertre
ters, die Dinge, von seinem Standpunkt aus gesehen, zu 
bagatellisieren und in seiner Stellungnahme zu ver
kleinern. Wer in der Westpfalz lebt und auf Grund 
der ilun vom Landtag ausgestellten Freikarte Gelegen
heit hat, il\ alle Dörfer der Westpfalz zu fahren, so 
oft er will, der hat die beste Möglichkeit - und ich 
habe davon Gebrauch gemacht -, sich zu informieren. 
Wenn meine Feststellungen nicht ganz mit denen 

meines geschätzten pfälzischen Kollegen Herrn Spies 
übereinstimmen, dann hängt das vielleicht damit zu
sammen, wen man fragt. (Ministerpräsident Altmeier: 
Sehr richtig! - Sehr richtig! bei der CDU.) Wer fragt 
wen? - (Zuruf von der CDU: Und warum? - Un
ruhe.) Ich darf abschließend noch feststellen, daß der 
hier mit Nachdruck unterstrichene Fall des praktischen 
Arztes Dr. Hennemann sich doch wahrscheinlich nicht 
so schwerwiegend verhält. Herr Dr. Hennemann ist 
noch am gleichen Tag aus der Haft entlassen worden, 
und er übt bis zum heutigen Tage seine Praxis aus. 
(Abg. Schlick: Also doch großzügige Justiz!) Bei der 
Schärfe, Herr Kollege Schlick, mit der die Justiz im 
allgemeinen und in unserem Lande besonders solchem 
Verdacht nachgeht, ist diese großzügige Behandlung 
der Beweis für die Harmlosigkeit des bestehenden 
Verdachtes; sonst wäre man doch geneigt gewesen, 
diesen Mann zur Verhinderung der Fortsetzung seines 
sträflichen Tuns in Haft zu behalten. 

Deshalb darf ich wohl, meine Damen und Herren 
gemeinsam mit Ihnen - gleichviel, wo Sie in diese~ 
Haus Ihren Sitz haben - feststellen, daß es durchaus 
angebracht war, diese in Waldmohr vor sich gegan
genen Verhandlungen und die dabei angewandten 
Methoden einmal als Ausgangspunkt für eine Bespre
chung zu nehmen. Ich habe trotz der Stellungnahme 
des Herrn Justizministers immer noch einen wesent
lichen Teil von Hoffnungen, daß auch das Justizmini
sterium aus diesem Fall lernen und die entsprechende 
Nutzanwendung ziehen wird. 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Wir sind an den Schluß 
unserer heutigen Sitzung gekommen. Der Hauptaus
schuß wird gebeten, morgen früh pünktlich um 9 Uhr 
zusammenzutreten, um die noch restlichen Gesetze zu 
beraten, die morgen endgültig verabschiedet werden 
müssen. Die nächste Sitzung des Landtages beginnt 
morgen früh um 10 Uhr mit der Fort~etzung der heu
tigen Tagesordnung. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

Ende der Sitzung: 21,22 Uhr. 


